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 Allgemeine Verwaltung 

Stadt Fürstenfeldbruck  Postfach 1645  82245 Fürstenfeldbruck Hauptstraße 31 
 

An die/ das/ den 
Mitarbeiter/innen der Stadtverwaltung 
Behindertenbeirat/ Seniorenbeirat/  
Sportbeirat/ Stadtjugendrat/ Umweltbeirat/ 
Wirtschaftsbeirat 
Stadtwerke Fürstenfeldbruck 
Veranstaltungsforum Fürstenfeld 
Vertreter der Presse 

82256 Fürstenfeldbruck 

Telefon: 08141 / 281-0 
Telefax: 08141 / 282-1199 

 

Allg. Öffnungszeiten: 
Mo – Fr 08:00-12:00 Uhr 

Do 14:00-18:00 Uhr 
und nach Vereinbarung 

 

http://www.fuerstenfeldbruck.de 

Info@fuerstenfeldbruck.de 

 

Fürstenfeldbruck, 18.05.2022  
 

 

Einladung zur 
31. öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzung des Stadtrates 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit lade ich Sie zu der am Mittwoch, 01.06.2022, 19:00 Uhr, im Veranstaltungsforum 
Fürstenfeld, Kleiner Saal stattfindenden Sitzung des Stadtrates ein. 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil: 
 
 1. Bürgerfragestunde gem. § 36 der Geschäftsordnung (GeschO); Anfragen an den 

Oberbürgermeister 
 

 2. Bekanntgabe von in nichtöffentlichen Sitzungen gefassten Beschlüssen gem. Art. 
52 Abs. 3 GO 
 

 3. Namensgebung für das ehemalige Vereinsheim des Stockschützen Club Fürsten-
feldbruck 
 

 4. GSW II - Auftragsvergaben Sanitärarbeiten, Elektroarbeiten 
 

 5. Beschluss der Projektliste für die Fachbereiche Verkehrsplanung, Mobilitätsma-
nagement und Radverkehr 
 

 6. Zweckvereinbarung Mobilitätsstationsprojekt - Beschluss Handlungstätigkeiten 
 

 7. 72. Änderung des Flächennutzungsplans "Kugelfang Nord";  
Aufstellungsbeschluss; Billigung Vorentwurf 
 

 8. Bebauungsplan Nr. 94/3k-2 "Kugelfang Nord";  
Aufstellungsbeschluss; Billigung Vorentwurf 
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 9. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 50/11-1 "Bereich zwischen Kurt-Huber-

Ring und Industriestraße"; Satzungsbeschluss 
 

 10. Platzsituation in den Kindertageseinrichtungen; mündlicher Bericht 
 

 11. Gewerbeflächenentwicklungskonzept mit integriertem Einzelhandelskonzept – 
Vorstellung der Analyse; mündlicher Bericht 
 

 12. Verschiedenes 
 

 
Nichtöffentlicher Teil: 
 
 1. Angelegenheiten des Vergaberechts 

 
 2. Personalangelegenheiten 

 
 3. Verschiedenes 

 
 
 
Freundliche Grüße 
 
 
 
 
Erich Raff 
Oberbürgermeister 
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STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 2736/2022 
 

31. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Stadtrates 

 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

Namensgebung für das ehemalige Vereinsheim des Stockschützen Club 
Fürstenfeldbruck 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ:  Erstelldatum 06.05.2022 

Verfasser Maurer, Michael Zuständiges Amt Stadt  

Amt 5 

Sachgebiet 0 Amtsleitungen Abzeichnung OB: 

Abzeichnung 2./ 3. Bgm: 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Stadtrat Entscheidung 01.06.2022 Ö 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt, dem ehemaligen Vereinsheim des Stockschützen Club Fürstenfeld-
bruck e.V. den Namen „Amperium“ zu geben. 

 

 

 

TOP Ö  3TOP Ö  3
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Seite 2 

 

Referent/in Droth / FW Rubin / BBV Ja/Nein/Kenntnis Kenntnis 

Referent/in        Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in          Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in         Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz       

Umweltauswirkungen     

Finanzielle Auswirkungen       

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme      
  

      € 

Folgekosten      

     

     
  

      € 
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Seite 3 

Sachvortrag: 
 
Der Ausschuss für Integration, Soziales, Jugend und Sport hat am 09.03.2021 beschlossen, 
das ehemalige Vereinsheim des Stockschützen Club Fürstenfeldbruck e.V. dem Stadtju-
gendrat zu dessen Nutzung zu überlassen. 
 
Der Stadtjugendrat möchte dem ehemaligen Vereinsheim einen neuen Namen geben, um 
die Identifikation der Jugendlichen mit diesem Gebäude zu erhöhen. 
 
Nach § 2 Ziffer 25 der Geschäftsordnung für den Stadtrat der Großen Kreisstadt Fürstenfeld-
ruck ist der Stadtrat für die Namensgebung von Straßen, Schulen und sonstigen öffentlichen 
Einrichtungen zuständig. 
 
Der Stadtjugendrat hat über Social Media darum gebeten, Namensvorschläge für das ehe-
malige Vereinsheim einzureichen. Ca. 40 Einsendungen mit unterschiedlichen Namensvor-
schlägen sind beim Stadtjugendrat eingegangen. Der Stadtjugendrat hat diese Namensvor-
schläge diskutiert und nach folgenden Kriterien bewertet: 
 

 Gibt es bereits ähnliche oder sogar gleiche Namen 

 Lässt sich der Name leicht merken und ist er auch für jüngere Menschen verständlich 

 Passt der Name zur Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Nach mehreren Abstimmungsrunden standen noch zwei Namen zur Auswahl. Letztendlich 
hat sich der Stadtjugendrat einstimmig für den Namen „Amperium“ entschieden. 
 
Die Stadtverwaltung würdigt das Engagement des Stadtjugendrates in dieser Hinsicht aus-
drücklich und ist der Auffassung, dass dieser Namensgebungs-Vorschlag sehr gut die auf-
gestellten Kriterien erfüllt sowie kreativ und passend für dieses Gebäude ist. 
 
Daher empfiehlt die Stadtverwaltung dem Stadtrat, dem ehemaligen Vereinsheim des Stock-
schützen Club Fürstenfeldbruck e.V. den Namen „Amperium“ zu geben und kommt zu oben 
aufgeführtem Beschlussvorschlag. 
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STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 2739/2022 
 

31. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Stadtrates 

 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

GSW II - Auftragsvergaben Sanitärarbeiten, Elektroarbeiten 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ:  Erstelldatum 16.05.2022 

Verfasser Schöbel, Jörg Zuständiges Amt Amt 4  

Sachgebiet 45 Hochbau Abzeichnung OB: 

 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Stadtrat Entscheidung 01.06.2022 Ö 

 

Anlagen: Vergabevorschlag Elektroarbeiten 
Vergabevorschlag Sanitärarbeiten 
Sachstandsbericht vom 02.05.2022 

 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt die Auftragsvergabe für: 
 
1. Elektroarbeiten 
Fa. IK Elektroanlagen GmbH in Alling 
Auftragssumme 2.379.984,45 € 
 
 
1. Sanitärarbeiten 
Fa. Koberger Haustechnik GmbH in Cham/Opf. 
Auftragssumme 1.199.989,34 € 

 

 

TOP Ö  4TOP Ö  4
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Seite 2 

 

Referent/in Götz / BBV     Ja/Nein/Kenntnis     

Referent/in        Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in          Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in         Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz   mittel 

Umweltauswirkungen  mittel 

Finanzielle Auswirkungen  Ja 

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung  Ja 35,0 Mio € 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag     3.579.973,79 € 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme  35,352 Mio € 

Folgekosten      

     

ja     
  

      € 
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Seite 3 

Sachvortrag: 
 
Zum Bauvorhaben Neubau der 4-zügigen Grundschule West liegen die geprüften 
Submissionsergebnisse und Vergabevorschläge für folgende Gewerke vor: 
 
 
1. Elektroarbeiten (EU-weite Ausschreibung) 
 
Insgesamt sind 4 Angebote eingegangen. Die Angebotssumme des günstigsten Bie-
ters Fa. IK Elektroanlagen GmbH liegt bei 2.379.984,45 €. 
Die Kostenberechnung lag bei 2.311.678,53 €. Gegenüber der Kostenberechnung 
ergibt sich eine Steigerung um ca. 2,95 % bzw. 68.305,92 €. 
Das bepreiste LV lag bei 2.326.784,63 €. Gegenüber dem bepreisten LV ergibt sich 
eine Steigerung um ca. 2,29 %. 
 
 
2. Sanitärarbeiten (EU-weite Ausschreibung) 
 
Insgesamt ist 1 Angebot eingegangen. Die Angebotssumme (inkl. Wartung) des 
günstigsten Bieters Fa. Koberger Haustechnik GmbH liegt bei 1.199.989,34 €. 
Das bepreiste LV (inkl. Wartung) lag bei 1.140.401,97 €. Gegenüber dem bepreisten 
LV ergibt sich eine Mehrung um ca. 5,23 %. 
 
Die Angebotssumme ohne Wartung liegt bei 1.125.638,14. 
Die Kostenberechnung (ohne Wartung) lag bei 644.063,55 €. Gegenüber der Kos-
tenberechnung ergibt sich eine Steigerung um ca. 74,77 % bzw. 481.574,59 €. 
 
 
Die Vergabevorschläge sowie der Sachstandsbericht vom 02.05.2022 sind in den 
Anlagen hinterlegt. Die aktuelle Kostenentwicklung wurde in der Stadtratssitzung am 
02.05.2022 durch die Projektsteuerung erläutert. Hier wurde auf Grundlage der be-
preisten LVs gegenüber der Kostenberechnung für das Gewerk Sanitär eine Kosten-
steigerung in Höhe von 408.615 € prognostiziert. Dieser Wert wird um 72.959 € 
überschritten. Für das Gewerk Elektro ergibt sich gegenüber der Kostenberechnung 
eine Kostenminderung in Höhe von 178.995 €. 
 
Das Projektsteuerungsbüro Hitzler hat die Ausführungen geprüft und bestätigt. 
Die Verwaltung empfiehlt die Beauftragung 
- der Fa. IK Elektroanlagen GmbH in Alling für die Elektroarbeiten, 
- der Fa. Koberger Haustechnik GmbH in Cham/Opf. für die Sanitärarbeiten (vorbe-
haltlich eines erfolgreichen Aufklärungsgesprächs). 
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NEUBAU GRUNDSCHULE WEST 2 IN FÜRSTENFELDBRUCK 

PROJEKTSTEUERUNG PROJEKTMANAGEMENT CONTROLLING| |

Statusbericht zum Projektstand im Stadtrat am 02.05.2022

T
O

P
 Ö

  4
T

O
P

 Ö
  4

15

Stadtrat

01.06.2022



AGENDA
1. IMPRESSIONEN ZUM PROJEKTSTAND

2. ENTWICKLUNG DER VERGABEN
2.1 Darstellung vergebene Aufträge 

2.2 Ausblick nächste Vergaben

3. ENTWICKLUNG DER KOSTEN
3.1 Kostenberechnung

3.2 Entwicklung der Kosten [IST]

3.3 Entwicklung der Kosten [Ausblick]

3.4 Maßnahmen der Kostensteuerung

3.5 Kostensteuerung [Umsetzung]

3.6 Entwicklung der Kosten [Ausblick]

4. ENTWICKLUNG DER TERMINE
4.1 Soll Ist Abgleich Termine

16

Stadtrat

01.06.2022



| IMPRESSIONEN ZUM PROJEKTSTAND
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1. PROJEKTSTAND

4

IMPRESSIONEN ZUM PROJEKTSTAND VOM 27.04.2022
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| ENTWICKLUNG DER VERGABEN
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2.1 VERGEBENE AUFTRÄGE

6

DARSTELLUNG DER AKTUELLEN BAUAUFTRÄGE GEM. VERGABETERMINPLAN

*1 Alle Angaben brutto, Budgets gem. zusammengefasste Kostenberechnung Stand 29.09.2021 mit Indexsteigerung, [1] entspricht kumulierter Vergabestand

Vergabepaket 1 Budget gem. KB*1 Vergabesumme + / - % % [1]

Baufeldfreimachung 442.101 € 105.140 € - 336.961 € 1,7 1,7

Vergabepaket 2 Budget gem. KB*1 Vergabesumme + / - % % [1]

Erdarbeiten 159.742 € 324.372 € + 164.630 € 0,6 2,3

Baumeisterarbeiten 5.081.292 € 3.895.241 € - 1.186.051 € 19,8 22,1

Vergabepaket 3 Budget gem. KB*1 Vergabesumme + / - % % [1]

Holzbauarbeiten 3.006.441 € 3.590.302 € + 583.861 € 11,7 33,8

Blitzschutz 85.025 € 48.538 € - 36.487 € 0,3 34,1

Förderanlagen 142.681 € 88.551 € - 54.130 € 0,6 34,7

Vergabepaket 4 Budget gem. KB*1 Vergabesumme + / - % % [1]

Gerüstbauarbeiten 121.753 € 153.396 € + 31.643 € 0,5 35,3

Zwischensumme Vergabepakete 1-4 9.039.035 € 8.205.540 € - 833.495 € 35,3

Mit der Vergabe der Gerüstbauarbeiten sind 35,3% der Vergaben abgeschlossen
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2.2 AUSBLICK NÄCHSTE VERGABEN

7

DARSTELLUNG DER NÄCHSTEN BAUAUFTRÄGE GEM. VERGABETERMINPLAN

Vergabepaket 5 [Vergabebeschluss 02.05.22] Budget gem. KB*1 Vergabesumme + / - % % [1]

Dachdecker- und Dachabdichtungsarbeiten 1.119.241 € 1.395.736 € + 276.495 € 4,4 39,7

Fassadenarbeiten 2.898.384 € 2.950.203 € + 51.819 € 11,3 51,0

Landschaftsbau 1.889.924 € 1.882.969 € - 6.955 € 7,5 58,5

Vergabepaket 6 Budget gem. KB*1 Submission + / - % % [1]

Wasser- und Abwasseranlagen [Submission 02.05.22] k.A. 2,7 61,2

Heizungsanlagen [Submission 02.05.22] k.A. 3,1 64,3

Lüftungsanlagen [Submission 03.05.22] k.A. 2,2 66,5

Elektroinstallation inkl. Fernmeldetechnik 2.505.779 € 2.379.984 € - 125.795 € 9,8 76,3

Vergabepaket 7 Budget gem. KB*1 Vergabezeitraum + / - % % [1]

Trockenbauarbeiten 29.06.22 4,7 81,0

Putzarbeiten 29.06.22 0,7 81,7

Estricharbeiten 29.06.22 1,7 83,4

Brandmeldeanlage 24.06.22 0,5 83,9

Mit dem Vergabepaket 6 in 05/2022 werden rund 76,3 % der Vergaben abgeschlossen sein.
*1 Alle Angaben brutto, Budgets gem. zusammengefasste Kostenberechnung Stand 29.09.2021 mit Indexsteigerung, [1] entspricht kumulierter Vergabestand
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| ENTWICKLUNG DER KOSTEN

22

Stadtrat

01.06.2022



3.1 KOSTENBERECHNUNG

9

ZUSAMMENGEFASSTE KOSTENBERECHNUNG STAND 29.09.2021

KG Bezeichnung Gesamtkosten

200 Herrichten und Erschließen 250.923,40 €

300 Bauwerk - Baukonstruktion 14.955.500,34 €

400 Bauwerk - Technische Anl. 5.020.537,41 €

500 Außenanlagen 2.382.680,69 €

600 Ausstattung und Kunstwerke 1.060.743,20 €

700 Baunebenkosten 5.200.000,00 €

200 - 700 Gesamtkosten 28.870.385,04 €

Indexsteigerung 9 v.H. [KG 300-500] 2.012.284,66 €

Risikoreserve 15 v.H. [KG 200-700] 4.330.557,76 €

200 - 700 Gesamt inkl. Indexsteigerung und Risikoreserve 35.213.227,45 €

* Alle Angaben brutto

Die per Stadtratsbeschluss bewilligten Gesamtkosten belaufen sich auf insgesamt 35 Mio. Euro brutto.
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3.2 ENTWICKLUNG DER KOSTEN [IST]

10

KOSTENENTWICKLUNG STAND 27.04.2022 – AUFTRÄGE INKL. NACHTRÄGE UND PROGNOSEN 

Bauaufträge / Planungsaufträge Budget KB
*1

Hauptauftrag
[1]

Nachträge
[2]

Prognosen
[3]

Prognose
Gesamt

[4 = 1+2+3]

Schluss-
rechnung

+ / -

Vergabepaket 1 
Baufeldfreimachung *2 442.101 € 105.140 € 101.058 € - 32.261 € 173.937 € 175.365 € - 266.736 €

Vergabepaket 2
Erdbau *2, Baumeister

5.241.034 € 4.219.613 € 7.821 € 250.648 € 4.478.082 € - 787.982 €

Vergabepaket 3 
Holzbau, Blitzschutz, Förderanlagen

3.234.147 € 3.727.392 € - 27.640 € 3.699.752 € + 465.604 €

Vergabepaket 4
Gerüstarbeiten

121.753 € 153.396 € 153.396 € + 31.643 €

Planungsaufträge 5.200.000 € 5.201.081 € - 20.996 € 5.179.004 € - 20.996 €

Aktuelle Mehr- / Minderkosten Ges. - 578.426 €

*1 Alle Angaben brutto, Darstellung vergebene Aufträge inkl. anteilige Indexsteigerung; *2 Auftrag schlussgerechnet

Entsprechend des aktuellen Auftragsbestands zum Stichtag 27.04.22 wurden die Gesamtprojektkosten
gem. Kostenberechnung um 578 TE brutto unterschritten.
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3.2 ENTWICKLUNG DER KOSTEN [IST]

11

KOSTENENTWICKLUNG STAND 02.05.2022 – INKL. VERGABEPAKET 5

Bauaufträge / Planungsaufträge Budget KB
*1

Hauptauftrag
[1]

Nachträge
[2]

Prognosen
[3]

Prognose
Gesamt

[4 = 1+2+3]

Schluss-
rechnung

+ / -

Vergabepaket 1 
Baufeldfreimachung *2 442.101 € 105.140 € 101.058 € - 32.261 € 175.937 € 175.365 € - 266.736 €

Vergabepaket 2
Erdbau *2, Baumeister

5.241.034 € 4.219.613 € 7.821 € 250.648 € 4.478.082 € - 762.952 €

Vergabepaket 3 
Holzbau, Blitzschutz, Förderanlagen

3.234.147 € 3.727.392 € - 27.640 € 3.699.752 € + 465.604 €

Vergabepaket 4
Gerüstarbeiten

121.753 € 153.396 € 153.396 € + 31.643 €

Planungsaufträge 5.200.000 € 5.201.081 € - 20.996 € 5.179.004 € - 20.996 €

Vergabepaket 5
Fassade, Dach, Landschaftsbau

5.907.549 € 6.228.908 € + 321.360 €

Aktuelle Mehr- / Minderkosten Ges. - 257.066 €

*1 Alle Angaben brutto, Darstellung vergebene Aufträge inkl. anteilige Indexsteigerung; *2 Auftrag schlussgerechnet

Entsprechend des aktuellen Auftragsbestands zum Stichtag 02.05.22 werden die Gesamtprojektkosten
gem. Kostenberechnung um 257 TE brutto unterschritten.
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3.3 ENTWICKLUNG DER KOSTEN [AUSBLICK]

12

KOSTENENTWICKLUNG STAND 02.05.2022 – SUBMISSIONSERGEBNISSE / BEPREISTE LVS

Bauaufträge / Planungsaufträge Budget KB
*1

Hauptauftrag
[1]

Nachträge
[2]

Prognosen
[3]

Prognose
Gesamt

[4 = 1+2+3]

Schluss-
rechnung

+ / -

Vergabepaket 6

Wasser- und Abwasseranlagen k.A. k.A. k.A. + 408.615 €

Heizungsanlagen k.A.
k.A.

k.A. + 98.597 €

Lüftungsanlage (Submission am 
03.05.22)

k.A. k.A. k.A. + 404.106 €

Elektroinstallation inkl. 
Fernmeldetechnik

2.505.779 € 2.379.984 € 2.326.784 € - 178.995 €

Erwartete Mehr- / Minderkosten 
gem. bepr. Leistungsverzeichnisse

+ 732.323 €

*1 Alle Angaben brutto, Hauptauftrag entspricht ungeprüften Submissionsergebnis

Entsprechend der bepreisten Leistungsverzeichnisse aus dem Vergabepaket 6 waren Mehrkosten in
Höhe von 732 TE brutto angemeldet.
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3.4 KOSTENSTEUERUNG [MAßNAHMEN]

13

MAßNAHMEN DER KOSTENSTEUERUNG

VOR DER VERGABEPHASE

� Kontrolle und Abgleich der bepreisten Leistungsverzeichnisse mit den Einzelbudgets der Kostenberechnung

� Aufzeigen von Einsparpotentialen bei Abweichungen zu den freigegebenen Budgets der Kostenberechnung

� Einarbeitung von Einsparpotentialen in den Leitungsverzeichnissen in Abstimmung mit dem Auftraggeber

NACH DER VERGABEPHASE

� Fortlaufende Auflistung der Kostentreiber des Gesamtprojektes und der einzelnen Bauaufträge

� Erarbeitung von Einsparpotentialen in Abstimmung mit den bauausführenden Firmen sowie den weiteren Planungsbeteiligten

� Umsetzung von Einsparpotentialen in Abstimmung mit dem Auftraggeber unter Berücksichtigung vergaberechtlicher und terminlicher Aspekte

WÄHREND DES BAUABLAUFES

� Fortlaufende Kontrolle des Kostenstandes durch monatliche Prognosen der Planungsbeteiligten und Berücksichtigung in der Kostenverfolgung

� Monatliches Berichtswesen zur Kostenentwicklung an den Auftraggeber mit Abstimmung zu Maßnahmen bei Abweichungen
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3.5 KOSTENSTEUERUNG [UMSETZUNG]

14

REALISIERTE EINSPARUNGEN STAND 27.04.2022 – BASIS KOSTENBERECHNUNG

Bauaufträge Gewerk Einsparung [Auszug gem. Aufstellung 14.03.2022] + / -
*1

KG 300 Trockenbauarbeiten Abgehängte Decke Klassenzimmer in Holzwolle - 275.770 €

Putzarbeiten Massenminderung - 26.757 €

Schreinerarbeiten Massenminderung - 18.792 €

KG 400 Lüftung Entfall Lüftungsgerät Lehrerzimmer - 21.420 €

KG 500 Freianlagen Reduktion grünes Klassenzimmer - 17.620 €

Reduktion Schulgartenbeete, Aluminiumeinfassung - 3.995 €

Änderung Installationsrohr Mastleuchten - 3.232 €

Reduzierung Umfang Ausstattung [Bänke etc.] - 49.533 €

Entfall Staudenbeet Magistrale - 32.496 €

KG 300-500 Einsparungen Stand 27.04.2022 Gesamt - 449.614 €

*1 Alle Angaben brutto. Hochrechnung Einsparungen auf Basis Kostenberechnung. Die tatsächliche Einsparung kann abweichen!  

In Abstimmung mit dem Auftraggeber wurden aus möglichen Einsparpotentialen in Höhe von 696 T Euro
in einem ersten Schritt 449 TE brutto zur Umsetzung freigegeben .
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Bauaufträge / Planungsaufträge Budget KB
*1

Hauptauftrag
[1]

Nachträge
[2]

Prognosen
[3]

Gesamt
[4 = 1+2+3]

Schluss-
rechnung

+ / -

Vergabepaket 1 442.101 € 105.140 € 101.058 € - 32.261 € 175.937 € 175.365 € - 266.736 €

Vergabepaket 2 5.241.034 € 4.219.613 € 7.821 € 250.648 € 4.478.082 € - 762.952 €

Vergabepaket 3 3.234.147 € 3.727.392 € - 27.640 € 3.699.752 € + 465.604 €

Vergabepaket 4 121.753 € 153.396 € 153.396 € 153.396 € + 31.643 €

Planungsaufträge 5.200.000 € 5.201.081 € - 20.996 € 5.179.004 € - 20.996 €

Aktuelle Mehr- / Minderkosten Ges. - 578.426 €

Vergabepaket 5 5.907.549 € 6.228.908 € + 321.360 €

Vergabepaket 6 + 732.323 €

Einsparungen - 449.614 €

Erwartete Mehr- / Minderkosten + 25.643 €

3.6 ENTWICKLUNG DER KOSTEN [AUSBLICK]

15

KOSTENENTWICKLUNG STAND 27.04.2022 INKL. NACHTRÄGE UND PROGNOSEN

* Alle Angaben brutto

Nach aktuellem Kostenstand (76,3% Vergaben) werden die Gesamtprojektkosten ohne Risikoreserve um
25 T Euro brutto überschritten.
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| ENTWICKLUNG DER TERMINE
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4 ENTWICKLUNG DER TERMINE

17

SOLL / IST ABGLEICH GEM. TERMINPLANUNG STAND 02.05.2022
Projektstand am 02.05.2022

STAND AUSSCHREIBUNGEN 83,9 %

BEWEHRUNG, BETONAGE DECKE Ü. EG

NUTZUNGSAUFNAHME 09/2023 GEM. PLANUNG

PLANVORLAUF GEM. BAUTENSTAND

STAND AUFTRÄGE 35,3 %
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VIELEN DANK FÜR IHRE AUFMERKSAMKEIT

FÜR RÜCKFRAGEN STEHEN WIR 

GERNE ZUR VERFÜGUNG
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Projekt:

Vergabenr.: B-203-22

Gewerk: VE 442 Sanitär

Auftraggeber:

Form der Angebotsabgabe:

Losweise Vergabe:

Vergabeverfahren:

Mehrere Hauptangebote:

Nebenangebote:

Submission: am:

Uhrzeit:

Ablauf der Angebotsfrist: am:

Uhrzeit:

Zuschlags-/ Bindefrist: bis:

verlängert bis:

mit Schreiben vom:

Anzahl Bewerber bei EU bzw. National:

Anzahl Bewerber bei beschränkt/freihändig:

Anzahl eingereichte Angebote:

davon Hauptangebote:

davon Nebenangebote:

Anzahl zugelassene Angebote:

Verspätet eingegangene Angebote:

Budget aus der Kostenberechung: 644.063,55 € brutto

Veranschlagte Kosten verpreistes LV: 1.140.401,97 € brutto

Veranschlagte Kosten verpreistes LV: 1.140.401,97 € brutto

Wertgrenze -20%: 912.321,58 € brutto

Wertgrenze -10%: 1.026.361,77 € brutto

Wertgrenze +10%: 1.254.442,17 € brutto

Wertgrenze +20%: 1.368.482,36 € brutto

Sonstige Bemerkungen:

Vergabevorschlag

2. AUSSCHREIBUNGSVERFAHREN

-

Neubau Grundschule West II - Fürstenfeldbruck

elektronisch in Textform

keine

Offenes Verfahren (EU)

nein

zugelassen

nicht zugelassen

-

-

20.06.2022

11:30

02.05.2022

-

1

11:30

02.05.2022

1

1. ALLGEMEINES

0

1

1

Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck

Hauptstraße 31, 82256 Fürstenfeldbruck

24.05.2022 1 von 8 VERGABEVORSCHLAG

(inkl. Wartung)

TOP Ö  4TOP Ö  4
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Projekt:

Vergabenr.: B-203-22

Gewerk: VE 442 Sanitär

Vergabevorschlag

Neubau Grundschule West II - Fürstenfeldbruck

Rang 

nach 

rechn. 

Prüf.

Ang

.

Nr.

Betrag ungeprüft 

ohne Nachlass 

ohne Wartung

(€ brutto)

Betrag geprüft 

ohne Nachlass 

ohne Wartung

(€ brutto)

Nachlass

(%)

Betrag geprüft 

inkl. Nachlass 

abgezogen inkl. 

Wartung

(€ brutto)

%

zu LV

%

D

--- --- --- 1.140.401,97 € --- 1.140.401,97 € 100% 0%

1 1 1.125.638,14 € 1.125.638,14 € 0,0% 1.199.989,34 € 105,2% 5,2%

2

3       

4       

5       

6       

7        

 

 

 

Koberger

Veranschlagte Kosten

3. ÜBERSICHT AUSWERTUNG PREIS / RECHNERISCHE PRÜFUNG

Firmenbezeichnung Bieter

 

24.05.2022 2 von 8 VERGABEVORSCHLAG

LV ohne Wartung bei: 1.110.644,49 €
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Projekt:

Vergabenr.: B-203-22

Gewerk: VE 442 Sanitär

Vergabevorschlag

Neubau Grundschule West II - Fürstenfeldbruck

Ergebnis der Prüfung:

Ergebnis der Prüfung:

4. FORMALE PRÜFUNG DER ANGEBOTE NACH § 16 Abs. 1 VOB/A (1. Wertungsstufe)

Die Prüfung wurde bei allen Angeboten vom Verfasser durchgeführt.

5. TECHNISCHE PRÜFUNG DER ANGEBOTE (2. Wertungsstufe)

Es können alle Angebote in die weitere Wertung aufgenommen werden.

Die Prüfung wurde bei allen Angeboten vom Verfasser durchgeführt.

Es können alle Angebote in die weitere Wertung aufgenommen werden.

24.05.2022 3 von 8 VERGABEVORSCHLAG
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Projekt:

Vergabenr.: B-203-22

Gewerk: VE 442 Sanitär

Vergabevorschlag

Neubau Grundschule West II - Fürstenfeldbruck

1

1

Angebots Nr.:

Rang Wertung:

Bieter

Sudentenstraße 3, 93413 Cham

6. PRÜFUNG DER EIGNUNG - FACHKUNDE, LEISTUNGSFÄHIGKEIT, ZUVERLÄSSIGKEIT (3. Wertungsstufe)

Die Prüfung wurde bei allen Angeboten vom Verfasser durchgeführt.

Koberger Haustechnik GmbH

Das Angebot wurde rechtverbindlich auf die Vergabeplattform eingestellt.

Firma Koberger gewährt keinen Nachlass.

Die Firma Koberger ist präqualifiziert unter der PQ-Nummer 011.090098 (PQ-Unterlagen siehe Anlage anbei).

Die Firma Koberger wird 4 Nachunternehmer einsetzen.

Folgende Unterlagen hat der Bieter mit der Abgabe seines Hauptangebotes abgegeben: Siehe beiliegende Prüfliste

Das Angebot ist 6 Wochen gültig (Bindefrist 20.06.2022).

Fehlende Unterlagen wurden am 10.05.2022 über die Vergabeplattform angefordert mit Frist zur Einreichung 16.05.2022 (für 

Unterlagen, die mit dem Angebot abzugeben waren und für Unterlagen, die auf gesondertes Verlangen einzureichen sind): 

siehe Nachforderungs-Schreiben:    

Von dem Bieter wurden die geforderten Unterlagen nicht fristgerecht nachgereicht. Der Bieter hat die Unterlagen am 20.05.2022 

über die Vergabeplattform nachgereicht, mit Ausnahme der Korrektur des Paragraphbezugs zum OLV.

Nach den uns vorliegenden Unterlagen ist Firma Koberger für die Ausführung der Arbeiten geeignet.

24.05.2022 4 von 8 VERGABEVORSCHLAG
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Projekt:

Vergabenr.: B-203-22

Gewerk: VE 442 Sanitär

Vergabevorschlag

Neubau Grundschule West II - Fürstenfeldbruck

24.05.2022 5 von 8 VERGABEVORSCHLAG
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Projekt:

Vergabenr.: B-203-22

Gewerk: VE 442 Sanitär

Vergabevorschlag

Neubau Grundschule West II - Fürstenfeldbruck

Ergebnis der Prüfung:

Ergebnis der Prüfung:

Es liegen keine Ausschlussgründe für den Erstbieter vor.

7. PRÜFUNG DER ANGEMESSENHEIT DER ANGEBOTSPREISE

Die Wertungssumme des Erstbieters liegt um ca. 5%  über dem veranschlagten Kosten des verpreisten LV.

Im Zuge der Erstellung der Ausschreibung wurde das Leistungsverzeichnis mit Mindestpreisen aus früheren Vergaben bepreist. 

Auf Grund der Lieferengpässe wichtiger Grundmaterialien kommt es zu erheblichen Preissteigerungen, die auch vom Bundesamt für 

Bauwesen mit bis zu 40% beziffert werden.

Es liegen keine Ausschlussgründe für die Bieter vor.

24.05.2022 6 von 8 VERGABEVORSCHLAG
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Projekt:

Vergabenr.: B-203-22

Gewerk: VE 442 Sanitär

Vergabevorschlag

Neubau Grundschule West II - Fürstenfeldbruck

Dies ist das Angebot Rang:

Angebots Nr.:

Bieter: Koberger Haustechnik GmbH

Sudentenstraße 3, 93413 Cham

Angebot vom:

Hauptangebot (inkl. Nachlass abgez.)

Nachlass:

Veranschlagte Kosten:

Diff. zu veranschlagte Kosten (%):

Es wird vorgeschlagen, auf dieses Angebot den Zuschlag zu erteilen.

Gründe für den Zuschlag:

Aufgestellt:

Unterschrift

Datum: 24.05.2022

Schlußbemerkung:

-

Das Angebot der Firma Koberger ist vollständig ausgefüllt.

Die angebotenen Leistungen entsprechen der Vorgabe.

Die Firma Koberger ist der wirtschaftlichste Bieter der gewerteten Firmen.

Die Firma Koberger ist geeignet.

8. VORSCHLAG ZUR VERGABE

Die Angebotsprüfung wurde völlig neutral und nach bestem Wissen und Gewissen durchgeführt. Die hier getroffenen Aussagen und 

Bewertungen sind nicht als Rechtsberatung zu verstehen und ersetzen diese nicht.

Rechtlich relevante Sachverhalte sollten durch geeignete Stellen geprüft werden.

1.140.401,97 €  brutto

5,2%

29.04.2022

1

1

1.199.989,34 €  brutto

Nach Wertung der Angebote soll der Zuschlag auf das Angebot erteilt werden, das unter Berücksichtigung aller technischen und 

wirtschaftlichen, ggf. auch gestalterischen und funktionsbedingten Gesichtspunkte als das wirtschaftlichste erscheint.  

24.05.2022 7 von 8 VERGABEVORSCHLAG
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Projekt:

Vergabenr.: B-203-22

Gewerk: VE 442 Sanitär

Vergabevorschlag

Neubau Grundschule West II - Fürstenfeldbruck

X Submissionsprotokoll

X Preisspiegel

X Prüfungsliste nach VOB

X 1 Angebot

X

X Adressliste der Bieter

Nachgereichte Unterlagen Fa. Koberger

9. ANLAGEN ZUM VERGABEVORSCHLAG

24.05.2022 8 von 8 VERGABEVORSCHLAG

geprüft HI
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STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 2717/2022 
 

31. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Stadtrates 

 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

Beschluss der Projektliste für die Fachbereiche Verkehrsplanung, 
Mobilitätsmanagement und Radverkehr 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ: dw Erstelldatum 12.04.2022 

Verfasser Walleit, Daniel Zuständiges Amt Amt 4  

Sachgebiet 43 Stadtentwicklung, 
Verkehrsplanung, 
Klimamanagement 

Abzeichnung OB: 

Abzeichnung 2./ 3. Bgm: 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Ausschuss für Umwelt, Verkehr 
und Tiefbau 

Vorberatung 11.05.2022 Ö 

2 Stadtrat Entscheidung 01.06.2022 Ö 

 

Anlagen: 1. Projektliste der Fachbereiche Verkehrsplanung, Mobilitätsma-
nagement und Radverkehrsplanung 

 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 

1. Die in Anlage 1 dargestellte Projektliste für den Fachbereich Verkehr- und Rad-
verkehrsplanung sowie das Mobilitätsmanagement wird zur Kenntnis genommen. 
 

2. Der Oberbürgermeister wird ermächtigt, über die Festlegung der prioritär zu be-
handelnden Projekte zu entscheiden.   
 

3. Die Verwaltung wird beauftragt zu Beginn jeden Jahres über den Fortschritt der 
Projekte zu berichten und dem Ausschuss für Umwelt, Verkehr und Tiefbau so-
wie dem Stadtrat die Projektliste vorzulegen.  

 

 

 

TOP Ö  5TOP Ö  5
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Seite 2 

 

Referent/in     Pötzsch / SPD Ja/Nein/Kenntnis     

Referent/in        Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in          Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in         Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz   keine 

Umweltauswirkungen  keine 

Finanzielle Auswirkungen  Nein 

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme      
  

      € 

Folgekosten      

     

     
  

      € 
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Seite 3 

Sachvortrag: 
 
Mit Schaffung des neuen Sachgebiets 43 Stadtentwicklung, Mobilitätsmanagement, 
Klimamanagement, Radverkehr, Verkehr wurde die Grundlage gelegt, strategische 
Fragestellungen zur Steuerung der Gesamtentwicklung von Fürstenfeldbruck in ei-
nem Sachgebiet zu bündeln.  
 
Das neue Sachgebiet hat fünf zentrale Aufgaben, die sich mit den Zukunftsfragen der 
Stadtentwicklung beschäftigen.  
 
Der Fachbereich Stadtentwicklung bearbeitet dabei unter anderem städtebauliche 
Wettbewerbe und Rahmenpläne sowie das Integrierte Stadtentwicklungskonzept für 
die Gesamtstadt.  
 
Der Fachbereich Klimamanagement bzw. die damit verbundene Klimafolgeanpas-
sung, steht vor der großen Herausforderung, einen umfassenden Transformations-
prozess zu gestalten, der für die Stadt Fürstenfeldbruck das Ziel hat, im Jahr 2035 
klimaneutral zu sein. 
 
Schließlich stellt die Umsetzung der Mobilitätswende ebenfalls eine wesentliche Zu-
kunftsaufgabe der Stadtentwicklung dar, so dass im Sachgebiet 43 die Radverkehrs- 
und Verkehrsplanung sowie das Mobilitätsmanagement verankert sind.  
Diese Fachbereiche streben die Umstellung des Verkehrs und der Mobilität auf 
nachhaltige Energieträger, sanfte Mobilitätsnutzung sowie eine Vernetzung verschie-
dener Formen des Individualverkehrs und des ÖPNV an. 
 
 
Verkehrs- und Radverkehrsplanung / Mobilitätsmanagement 
 
Mit Grundsatzbeschluss vom 30.11.2021 hat der Stadtrat die Weichen für eine nach-
haltige Mobilität in Fürstenfeldbruck gestellt. Nach langjährigem Planungsprozess 
stellt der Verkehrsentwicklungsplan ein strategisches Grundkonzept für konkrete 
Umsetzungsschritte in den kommenden 15 Jahren dar.   
 
Der Verkehrsentwicklungsplan hat Leitziele, Handlungsfelder und eine Vielzahl von 
Maßnahmen entwickelt. Um diese Maßnahmen zu bündeln und bereits zu Beginn 
der Umsetzungsphase große Wirkung zu entfalten, wurden in einem ersten Schritt 18 
Schlüsselmaßnahmen ausgewählt, welche als Fahrplan prioritär von der Verwaltung 
behandelt werden sollen.  
Neben den 18 Schlüsselmaßnahmen bearbeitet das Sachgebiet 43 eine Vielzahl von 
Projekten aus dem Bereich der Verkehrs- und Radverkehrsplanung, die bereits lange 
vor Abschluss des Verkehrsentwicklungsplans begonnen worden sind und teilweise 
unterschiedlich weit fortgeschritten sind.  
 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen dem Sachgebiet 43 rund 70 Projekte aus dem 
Bereich der Verkehrs- und Radverkehrsplanung sowie dem Mobilitätsmanagement 
vor. Um die Kapazitäten der vorhandenen Mitarbeiter sinnvoll einzusetzen und wich-
tige Projekte für die Stadt zielführend umzusetzen, schlägt die Verwaltung vor, ähn-
lich wie bei den bisherigen Stadtplanungs- und Stadtentwicklungsprojekten, eine Pro-
jektliste mit unterschiedlichen Prioritäten als wichtiges Steuerungselement zu etablie-
ren (s. Anlage 1). 
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Seite 4 

Projektliste 
 
Die ausgereichte Projektliste legt grundsätzlich drei Kategorien fest:  
 
In der Priorität A und B befinden sich Projekte, die in den kommenden 5 Jahren bis 
2027 durch die Verwaltung bearbeitet werden können. In der Priorität A befinden sich 
dabei alle Projekte, mit denen sich die Verwaltung bereits beschäftigt hat.  
 
Die Priorität C stellt Projekte dar, die jährlich wiederkehrend sind und damit regelmä-
ßig Kapazitäten im Sachgebiet 43 binden. Hier sind Projekte wie das Stadtradeln, die 
Europäische Mobilitätswoche sowie kleinteilige Aufgaben wie das Anlegen von 
Schutzstreifen zu nennen.   
 
In der Priorität D dem sog. Sammelbecken befinden sich eine Vielzahl von Projekten, 
die aus kapazitätsgründen derzeit nicht bearbeitet werden können.  
 
Sind Projekte aus der Priorität A oder B abgeschlossen, können entsprechend 
gleichwertige Projekte aus dem Sammelbecken als nächstes vorangetrieben werden. 
Die Entscheidung hierfür, welche Projekte prioritär behandelt werden sollen, obliegt 
dem Oberbürgermeister. Die Verwaltung schlägt darüber hinaus vor, dem Ausschuss 
für Umwelt, Verkehr und Tiefbau sowie dem Stadtrat jährlich über die entsprechen-
den Projektfortschritte sowie  die Projektliste zu berichten.  
 
Abschließend kommt das Stadtbauamt auf dem auf Seite 1 formulierten Beschluss-
vorschlag:  
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PROJEKTLISTE     Stand: 21.04.2022
Verkehrsplanung, Mobilitätsmanagement und Radverkehrsplanung 1/2

A Projekte aktuell in Bearbeitung  

B Projekte bis 2027

C jährlich wiederkehrende Projekte

D Sammelbecken
E Sammelbecken jährlich wiederkehrende Projekte

F Abgschlossene Projekte 

Gem. OB Entscheidung vom XX.XX.2022 werden folgende Projekte mit der entsprechenden Priorität bearbeitet.  

PROJEKT ZUSAMMENHANG Notizen STATUS

Nr. 21.04.

2022

VEP was Bezeichnung mit folgendem Projekt letzter nächster

1. A Strategisch Verkehrsentwicklungsplan Schlussrechnung Abschlusspräsentation 4

2. A Radverkehr Radinfrastruktur äußere Schöngeisinger Straße Markierung (weiß) im Herbst 2021 Roteinfärbung Frühjahr 2022 4

3. A X Radverkehr Ausbau der Fahrradabstellanlagen S-Bahnhof FFB Gestattungsvertrag 22.9.21 Beginn Bauphase durch Vorbereitung Baufelder 3

4. A Mobilität Bereitstellung städtische Dienstfahrzeuge als Carsharing Abstimmung Bedarfe, Recherche über UmsetzungsmöglichkeitenBehandlung Ausschreibung Carsharing im UVT 11.05.2022 2

5. A Straßenplanung Planung der Augsburger Straße: Maisacher Straße bis B 471 Vorstellung der Planung im RTR 29.11.21 Behandlung im UVT Juli 2022 2

6. A X Radverkehr Verbesserung der Fahrradabstellmöglichkeiten in der Innenstadt Bibliothek: neue Abstellanlagen Jun 2021 Kurt-Huber-Ring, Ludwigstraße 2

7. A X Radverkehr Ausbau der Fahrradabstellanlagen S-Bahnhof Buchenau Versand Förderantrag Kommunalrichtlinie 6.12.2021 Einholung Angebote für Dächer 2

8. A X Radverkehr Einführung Grüne Pfeile und Abbiegespiegel für Radfahrer 5 Verkehrsspiegel im Stadtgebiet Feb 2020 2 Verkehrsspiegel Landsbg.Str. + Bahnhofstr. Mae 22 2

9. A Radverkehr ECC 2022 - Straßenradrennen Organisation "Vorgeschmackstour" für 14.8.22 2

10. A X Straßenplanung Feinuntersuchung Sulzbogen / Heimstättenstraße Prio B Nr. 1 Ortsbegehung mit IG-Büro Zwischenpräsentation Planung RTR und UVT 3/4. Quartal 2

11. A X Mobilität Einführung von verkehrsberuhigten Geschäftsbereichen im Zentrum Auftakttermin mit SG 34 Behandlung im Juli / Oktober UVT 2

12. A X Mobilität Neuordnung und Erweiterung der monetären Parkraumbewirtschaftung Auftakttermin mit SG 34 Behandlung im Juli / Oktober UVT 2

13. A X Mobilität Einführung von zeitlich begrenzten Ladezonen in der Innenstadt Auftakttermin mit SG 34 Behandlung im Juli / Oktober UVT 2

14. A X Straßenplanung Feinuntersuchung Fürstenfelder / Oskar-von-Miller-Straße Prio B Nr. 2 Anmeldung Budget im HH 2022 Vergabe der Planungsleistung 3/4. Quartal 2022 1

15. A Straßenplanung LPH 1 - 5 Cerveteriestraße Querungssituation Schule Anmeldung Budget im HH 2022 Vergabe der Planungsleistung 1

16.
A X Straßenplanung

Punktuelle Verbesserung Querungssituation: ST 2054/ Schloßbergstraße, ST 2054 / 

Kaisersäule, Herrenweg / Kaisersäule
Stadratbeschluss 30.11.2021 : Schlüsselmaßnahme Vergabe der Planungsleistung 1

17. A X Mobilität Änderung KFZ-Stellplatzsatzung + Zusammenlegen Rad-Satzung Prio D Nr. 10 Auftakttermin , Zieldefinition Vergabe der Leistung 1

18. A X Mobilität Initierung einer interkommunalen AG Mobilität Auftakttermin , Zieldefinition Auftakttermin mit AG 1

19. A X Mobilität Einführung Mobilitätsmanagement Grundschulen Auftakttermin , Zieldefinition Erstellung Schulwegpläne und Broschüre 1

20. A X Mobilität Einführung betriebliches Mobilitätsmanagement Auftakttermin , Zieldefinition Vergabe der Leistung 1

21. A Mobilität Ausbau öffentliche Ladeinfrastruktur Behandlung im UVT 08.02.2022 Prüfung der Standorte, Ausschreibung 1

22. A X Mobilität Realisierung Mobilitätsstationen Förderverfahrens erfolgreich abgeschlossen Stellung des formalen Antrags 1

23. A Radverkehr Verlegung GuR Cerveteriestr. KiGa Pusteblume LPH 1 - 5 Anmeldung Budget im HH 2022 Vergabe der Planungsleistung 1

23 Projekte SUMME

PROJEKT ZUSAMMENHANG Notizen STATUS

Nr. 21.04.

2022

VEP was Bezeichnung mit folgendem Projekt letzter nächster

1. B X Straßenplanung LPH 4 - 5 Sulzbogen / Heimstättenstraße Prio A Nr. 10 0

2. A X Straßenplanung LPH 4 - 5 Fürstenfelder / Oskar-von-Miller-Straße Prio A Nr. 14 0

3. D Mobilität Verlegung B2 Beauftragung Gutachter 0

4. A Straßenplanung LPH 1 -5 + Planungsvereinbarung KP B2 / Oskar-von-Miller Straße Prio D Nr. 20 0

5. A Straßenplanung LPH 1 -5 + Planungsvereinbarung KP B2 / Zum Krebsenbach Prio D Nr. 20 0

6. D Mobilität Realisierung Busabstellung Kurt-Huber-Ring Bahnhof Buchenau 0

Radverkehr Verbesserung Vernetzung Radfahrer nach Schöngeising

6 Projekte SUMME

Mobilität 0

Straßenplanung 1

Radverkehr 2

Strategisch 3

4

X 5

Bitte Rückseite beachten

Planung erfolgt, aber noch nicht inhaltlich begonnen 

inhaltlich begonnen, weniger als die Hälfte fertig

inhaltlich begonnen, mehr als die Hälfte fertig

inhaltlich fertig aus Sicht des Erstellers

MEILENSTEIN

A   Projekte aktuell in Bearbeitung

B   Projekte bis 2027
PRIORITÄT AUFTRAG

PRIORITÄT AUFTRAG

Projekt abgeschlossen

Projekt aus dem VEP

MEILENSTEIN

offener Punkt 

Schlüsselmaßnahme des VEP

TOP Ö  5TOP Ö  5
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PROJEKTLISTE     Stand: 21.04.2022
Verkehrsplanung, Mobilitätsmanagement und Radverkehrsplanung 2/2

PROJEKT ZUSAMMENHANG Notizen STATUS

Nr. 21.04.

2022

VEP was Bezeichnung mit folgendem Projekt letzter nächster

1. C Mobilität Europäische Mobilitätswoche OB: Lastenradrennen , ADFC-Radaktion, Brezn-Aktion Vorstellung im UVT Mai 2023

2. C Radverkehr STADTRADELN

3. C Radverkehr Verleih Lastenrad laufend Erweiterung Angebot nach Aufzeichnung - Auftakttermin Februar

4. C Radverkehr Betreuung u. Moderation Runder Tisch Radverkehr 2-3 x pro Jahr, letzter 29.11.2021

5.
A X Radverkehr Roteinfärbung Radfahrerfurten Kreuzung- u. Einmündung Holzhofstr. Herbst 2021, Cerveteristr. Nord Sommer 2021

ggf. Maisacher Str. Nord (3Stck.) + KP Wilh-Busch/Kurt-

Schum.

6.
A X Radverkehr Kleinteilige Netzergänzungen Verbreiterung / Neuanlage Schutzstreifen Schutzstreifen in Holzhof- und Buchenauer Str. Herbst 21

Markierungen im erweiterten KP-Bereich Kurt-Schum-

Str./Wilh-Busch-Str.

6 Projekte SUMME

AUFTRAGAUFTRAG PROJEKT ZUSAMMENHANG Notizen STATUS

Nr. 21.04.

2022

VEP was Bezeichnung mit folgendem Projekt letzter nächster

1. D Radverkehr Radverkehrsnetzergänzung Nordosten FFB

2. D Radverkehr Wegweisende Beschilderung lokales Radverkehrsnetz

3. D Straßenplanung Feinuntersuchung + LPH 4 - 5 Dorfstraße Aich

4. D Mobilität ÖPNV-Priorisierung an Knotenpunkten

5. D Mobilität SA 51: Hubertusstraße: LKW-Durchfahrtsverbot + bauliche Verengung

6. D Straßenplanung Feinuntersuchung + LPH 4 - 5 Pucher u. Schöngeisingerstraße

7. D Mobilität Einführung Bewohnerparken

8. D Mobilität Konzipierung neues Parkleitsystem

9. D Radverkehr Aufwertung Fuß- und Radverbindung zw. Innenstadt und Bahnhof

10. D Strategisch Anwendung innovativer Ansätze bei ruhendem Verkehr Prio A Nr. 17

11. D Mobilität Erschließung Fliegerhorst über Express-Buslinien

12. D Mobilität ÖPNV-Knotenpunkte u. Mobilitätsstationen Fliegerhorst

13. D Mobilität Leistungsfähige Anbindung Fliegerhorst

14. D Radverkehr Ertüchtigung Radverkehrsinfrastruktur Umfeld Fliegerhorst

15. D Strategisch Einsetzen f. Verbesserung schienengebundenen ÖPNV

16. D Strategisch Einsetzen f. Verbesserung Bus zw. FFB u. Nachbarkommunen

17. D Straßenplanung Feinuntersuchung + LPH 1 - 5 Bahnhofsstraße

18. D Mobilität Realisierung Parkhaus Oskar-von-Miller-Ring

19. D Radverkehr Neuaufteilung Straßenraum für Radverkehr Landsberger Straße

20. D Straßenplanung Feinuntersuchung + LPH 4 - 5 Münchner Straße Prio B Nr. 4 und 5

21. D Straßenplanung Machbarkeitsprüfung dritter Amperübergang östl. FFB

22. D Radverkehr Einbeziehung Radschnellweg nach München in städtisches Netz

23. D Straßenplanung Feinuntersuchung + LPH 4 - 5 Flurstraße

24. D Straßenplanung Feinuntersuchung + LPH 4 - 5 Kreisverkehr Kaisersäule / Puch

25. D Mobilität LSA Rotschwaigerstraße Cerveteriestraße

26. D Straßenplanung Feinuntersuchung + LPH 4 - 5 Erlenstraße

27. D Radverkehr Vorgezogene Haltelinien und Aufstellbereiche für Radfahrer

28. D Radverkehr SA 57 Verkehrssicherheit Rad- und Fuß KP Augsburger / Wilhelm-Busch/Starrenweg

29. D Radverkehr Radwegekarte Innenstadt

30. D Straßenplanung Feinuntersuchung + LPH 1 - 5 Am Kugelfang

30 Projekte SUMME

AUFTRAGAUFTRAG PROJEKT ZUSAMMENHANG Notizen STATUS

Nr. 21.04.

2022

VEP was Bezeichnung mit folgendem Projekt letzter nächster

1. C x Mobilität Weiterführung Barrierefreiheit und Verkehrssicherheit

2. C Mobilität Verbesserung quartiersinternen Vernetzung Öffnung Barrieren

3. C x Mobilität Weiterentwicklung Mobilitätsuntersuchungen (GOAT)

4. C x Radverkehr Beibehaltung Förderung Lastenrad u. Elektromobilität

5. C x Mobilität Information u. Kommunikation Bevölkerung zu Mobilität

5 Projekte SUMME

PROJEKT ZUSAMMENHANG Notizen STATUS

Nr. 21.04.

2022

Bezeichnung mit folgendem Projekt letzter nächster

1. D Mobilität Verkehrsuntersuchung Unfallhäufigkeit Rothschwaiger / Schöngeisingerstr. 5

2. D Straßenplanung Feinuntersuchung + LPH 4 - 5 Rothschwaigerstraße Sportzentrum III 5

3. D Mobilität Haltestelle Industriestraße 5

4. D Mobilität Ausstiegshaltestelle Bahnhof FFB 5

5. D x Mobilität Verlegung ST 2054 auf Umfahrung Neulindach Übertragungsvertrag beurkundet, von OB genehmigt Widmung zur Staatstraße bzw. Abstufung der Staatsstraße 5

6. A Straßenplanung Änderung der Verkehrsführung südlicher Abschnitt Maisacher Straße Beschluss UVT 08.02.2022 keine Einführung Einbahnstraße 5

6 Projekte SUMME

MEILENSTEIN

E  Sammelbecken jährlich wiederkehrende Projekte
PRIORITÄT

MEILENSTEINPRIORITÄT

MEILENSTEIN

MEILENSTEIN

D  Sammelbecken

was

C  jährlich wiederkehrende 
PRIORITÄT AUFTRAG

AUFTRAG

PRIORITÄT

F   Abgeschlossene Projekte
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STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 2675/2022 
 

31. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Stadtrates 

 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

Zweckvereinbarung Mobilitätsstationsprojekt - Beschluss 
Handlungstätigkeiten 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ:  Erstelldatum 11.03.2022 

Verfasser Miramontes, Montserrat Zuständiges Amt Amt 4  

Amt 3 

Sachgebiet 43 Stadtentwicklung, 
Verkehrsplanung, 
Klimamanagement 

Abzeichnung OB: 

Abzeichnung 2./ 3. Bgm: 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Ausschuss für Umwelt, Verkehr 
und Tiefbau 

Vorberatung/ Ent-
scheidung 

11.05.2022 Ö 

2 Stadtrat Entscheidung 01.06.2022 Ö 

 

Anlagen: Anlage 1 - Auszug aus der Niederschrift TOP 6 UVT 23.07.2020 
Anlage 2 - Zweckvereinbarung und Ergänzungsvereinbarung 
Anlage 3 - Kostenaufstellung 

 

 

Beschlussvorschlag: 
 

Die Verwaltung wird ermächtigt,  
 

 die Zweckvereinbarung abzuschließen, 
 

 die lokal angepasste Ergänzungsvereinbarung abzustimmen und abzu-
schließen sowie 
 

 hierbei unwesentliche Änderungen und Ergänzungen, die sich beim weite-
ren Abstimmungsprozess noch ergeben könnten und vertragliche Eck-
punkte nicht beeinträchtigen, in eigener Zuständigkeit einzuarbeiten. 

 

 

 

TOP Ö  6TOP Ö  6
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Seite 2 

Referent/in     Pötzsch / SPD Ja/Nein/Kenntnis     

Referent/in        Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in          Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in         Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz   hoch 

Umweltauswirkungen  keine 

Finanzielle Auswirkungen  Ja 

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme      
  

      € 

Folgekosten      

     

     
  

      € 
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Seite 3 

Sachvortrag: 
 

Vorgeschichte und aktueller Stand des Projekts 

Ende 2018 wurden seitens des Landratsamtes Fürstenfeldbruck die Planungen zum 
Aufbau eines Netzes von Mobilitätsstationen und ergänzenden Radstationen im 
Landkreis Fürstenfeldbruck gemeinsam mit den daran interessierten Kommunen ge-
startet. 

Maßgabe des Vorhabens war von Beginn an, dass an den Stationen ein einheitli-
ches, in seinem Umfang lokal angepasstes Angebot an flexiblen Leih- und Fahrrad-
Mobilitätsdienstleistungen geschaffen wird, das den öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV) ergänzt und zusammen mit diesem ein möglichst vollumfängliches, at-
traktives und umweltfreundliches Alternativangebot zum motorisierten Individualver-
kehr (MIV) darstellt. 

Aufgrund zahlreicher regionaler Verkehrsverflechtungen im Landkreis (insb. tägliche 
Ein- und Auspendlerfahrten) sollte eine grenzübergreifende, in den Münchner Ver-
kehrs- und Tarifverbund (MVV) eingebettete Nutzbarkeit der bereitgestellten Mobili-
tätsoptionen ermöglicht werden.  

Weil sich für flächendeckende Lösungen in der Region München der Ansatz etablier-
te, Verleihsysteme mittels vertraglicher Vereinbarung mit der Stadt München (u. a. 
städtisches MVG Rad im Landkreis München) einzuführen, verfolgten auch der 
Landkreis Fürstenfeldbruck und die beteiligten Kommunen eine solche Strategie. Die 
Belange des Förderrechts und eine langfristige Planungssicherheit für die die Ange-
bote finanzierenden kreisangehörigen Städte und Gemeinden (insb. Eigentumsrech-
te der Stadt München und der durch sie beauftragten MVG an der Infrastruktur) er-
forderten allerdings Anpassungen dieser Vorgehensweise. Um öffentliche und geteil-
te Mobilitätsarten bestmöglich und nutzungsfreundlich zu vernetzen, hat der MVV mit 
der Fortentwicklung hin zu einem Mobilitätsverbund begonnen. Die Stadt München 
hat zum Januar 2021 das neue Mobilitätsreferat eingerichtet. 

Vor diesem Hintergrund konnte mit dem MVV und der Stadt München ein Prozess 
zur Abstimmung eines grenzübergreifenden einheitlichen Erscheinungsbildes für 
Mobilitätsstationen („Mobilitätspunkte“) begonnen werden und es wird vertieft an flä-
chendeckend MVV-integrierten und kompatiblen Mobilitätslösungen gearbeitet. 

Die Städten Fürstenfeldbruck, Germering, Olching und Puchheim sowie die Gemein-
den Grafrath, Gröbenzell, Landsberied, Maisach, Mammendorf und Schöngeising, 
haben ihre Projektbeteiligung durch entsprechende Gremienbeschlüsse bestätigt. In 
der Stadt Fürstenfeldbruck wurde die Beteiligung am Projekt zum Aufbau von Mobili-
tätsstationen am 23.07.2020 beschlossen. Die Verwaltung wurde damit beauftragt 
u.a.12 Mobilitätsstationen umzusetzen (Siehe Anlage 1 - Auszug aus der Nieder-
schrift). 

Durch das Landratsamt wurden gemeinsam mit den beteiligten Kommunen die För-
derbemühungen auf ein Wettbewerbsverfahren des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) mit bis zu 80 Pro-
zent Förderquote angepasst. 

Bei dem Förderprogramm handelt es sich um einen 2-stufigen Prozess, bei dem zu-
nächst im Wettbewerbsverfahren bundesweit die Antragsskizzen ausgewählt wer-
den, die einer Jury als am vielversprechendsten und unterstützungswürdigsten er-
scheinen. Wird ein Vorhaben ausgewählt, kann für dieses im nächsten Schritt ein 
entsprechend der Vorgaben des Fördermittelgebers angepasster, formaler Antrag 
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Seite 4 

gestellt werden. Nach Prüfung und weiteren Abstimmungen mit dem Förderprojekt-
träger des Ministeriums (heute die Zukunft – Umwelt – Gesellschaft (ZUG) gGmbH, 
zuvor der Projektträger Jülich | Forschungszentrum Jülich GmbH) kann ein Förder-
zuschlag erteilt werden. 

Im Oktober 2021 erhielt der Landkreis vom Fördergeber die Nachricht, dass die für 
das Mobilitätsstationsvorhaben eingereichte Skizze positiv bewertet wurde und das 
Projekt mit den o.g. Kommunen in die nächste Stufe des Förderverfahrens aufge-
nommen wird. Es folgten intensive Abstimmungen mit dem Förderprojektträger zum 
weiteren Vorgehen. Vor dem Hintergrund der allgemeinen Entwicklung zu öffentli-
chem und geteiltem Verkehr, zu „Mobilitätspunkten“, hat sich gezeigt, dass einzelne 
Projektinhalte im Sinne ihrer praktischen Umsetzbarkeit und der bestmöglichen För-
derfähigkeit auf Ebene des Landkreises koordiniert werden müssen und rechtssiche-
rer Vereinbarungen zwischen Landkreis und beteiligten Kommunen bedürfen. So 
müssen insb. Vergabeverfahren und Auftragserteilungen für geförderte Inhalte sowie 
Nachweispflichten über die Einhaltung von Förderbestimmungen sowie die Abrech-
nung von Fördermitteln über den Landkreis erfolgen. Vorgeschriebene Monitoring-
Maßnahmen und die Öffentlichkeitsarbeit zum Gesamtprojekt sind nur bei Übernah-
me durch den Landkreis realistisch und förderunschädlich leistbar. Die Einhaltung 
zentraler Qualitätsstandards ist, wie in diesem Bereich üblich, für die Integration der 
Projektbestandteile in den Verkehrsverbund MVV und für die Förderung mit bis zu 80 
Prozent erforderlich. Zugleich kann, anders als bei ähnlichen bisher in der Region 
umgesetzten Projekten (z. B. MVG Rad im Landkreis München), das Eigentum an 
der Infrastruktur bei den Kommunen verbleiben. Dieses Vorgehen muss mittels ent-
sprechender Vereinbarungen im weiteren Bewilligungsverfahren des, Ende Februar 
2022 eingereichten formalen Förderantrags nachgewiesen werden. 

 

Nächste Schritte und Begründung für eine Zweckvereinbarung mit dem LRA 

Nach Rücksprache mit der Kreisfinanzverwaltung wurde zum Jahreswechsel ent-
sprechend der genannten Rahmenbedingungen eine Zweckvereinbarung samt Mus-
ter einer Ergänzungsvereinbarung für die Stationsumsetzung je Kommune ausgear-
beitet und danach durch die Rechtsberatung im Landratsamt und anschließend 
durch die zuständige Aufsichtsbehörde Regierung von Oberbayern (ROB) geprüft. 
Die Zweckvereinbarung und die Musterergänzungsvereinbarung (s. Anlagen) werden 
demnach als erforderlich und in dieser Form umsetzbar eingestuft. Die Zweckverein-
barung muss vor Unterzeichnung jeweils durch die Gremien des Landkreises und der 
zehn betroffenen Kommunen beschlossen werden. Anschließend geht sie der ROB 
zur Genehmigung zu. 

Im Einzelnen kann nach Inkrafttreten der Zweckvereinbarung samt Ergänzungsverein-
barungen und nach Genehmigung durch die Gremien und die Aufsichtsbehörde sowie 
Unterzeichnung durch die Kommunen und den Landkreis die Förderprojektumsetzung 
wie folgt zielführend und dank Förderung kosteneffizient umgesetzt werden: 

 

 Der Landkreis erhält vsl. im September 2022, stellvertretend für die Beteiligten, 
den Förderbescheid vom BMUV. 

 Der Landkreis führt Vergabeverfahren zur Lieferung und Montage von Infrastruk-
tur für die insgesamt 67 Mobilitäts- und Radstationen (Stationsstelen, Leihräder 
inkl. Ständermodule und je nach Standort E-Leihlastenräder inkl. Ladestationen, 
Abstellbügel / Einsteller für Privaträder, Beschilderung und Markierung für Las-
tenradstellplätze, Fahrradstellplatzüberdachungen, Fahrradabstellboxen, Fahr-
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radgepäckfächer / Spinde, Fahrradreparatur- und Luftstationen, Fahrrad-E-
Lademöglichkeiten), für förderfähige Tiefbaumaterialien und -arbeiten sowie für 
Monitoring und Öffentlichkeitsarbeitsinhalte, den Betrieb von Leihrad-, Leihlas-
tenradangebot und - auf Wunsch der jeweiligen Kommune (geregelt in jeweiliger 
Ergänzungsvereinbarung) - für Carsharing-Dienstleistungen durch. 

 Mit Abschlüssen (Beauftragungen) aller Vergabeverfahren wird bis November / 
Dezember 2022 gerechnet. Dabei erfolgt der Vertragsabschluss für Infrastruktur 
und Tiefbaumaßnahmen sowie zum Monitoring und zur Öffentlichkeitsarbeit zwi-
schen Landkreis und Anbietern. Zum Betrieb der Leihangebote (inkl. teils ge-
wünschtes Carsharing) werden die Verträge direkt zwischen Kommunen und 
Anbietern geschlossen. 

 Im Auftrag des Landratsamts wird im März 2023 eine Umfrage zum Mobilitäts-
verhalten durchgeführt. Die Ergebnisse sollen das Mobilitätsverhalten vor Einfüh-
rung der Mobilitätsstationen im Rahmen des vom Fördergeber vorgeschriebenen 
Monitorings darstellen und liefern allgemeine, nützliche Informationen zum Ver-
kehrsgeschehen im Landkreis. Der Landkreis begleicht die Rechnung und reicht 
sie zur Förderung beim Fördergeber ein. Nach Abzug der vsl. 80prozentigen 
Förderung verbleiben 20 Prozent Eigenanteil beim Landkreis. 

 Ab März 2023 erfolgen die Tiefbauarbeiten für die ersten Mobilitäts- und Radsta-
tionen. Die Eröffnung der ersten Stationen ist für Juli 2023 geplant. Die Eröffnung 
aller Stationen ist bis Sommer 2024 angesetzt. Der Landkreis begleicht die 
Rechnungen für die Lieferungen und in dem Zusammenhang anfallenden Mon-
tage- und Bauarbeiten und reicht die Rechnungen beim Fördermittelgeber ein. 
Der nach Erhalt der vsl. 80prozentigen Förderung verbleibende Eigenbehalt wird 
dem Landkreis durch die jeweilige Kommune erstattet. Für den Betrieb (inkl. 
Carsharing) ist generell keine Förderung möglich. Die Ausgaben hierfür verblei-
ben von Betriebsbeginn an bei der jeweiligen Kommune. 

 Für Herbst 2024 sind nochmals mit bis zu 80 Prozent geförderte Monitoringmaß-
nahmen geplant, für die der Landkreis Fördermittel abruft und den Eigenbehalt 
übernimmt. 

 Für Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit zum Projekt in den Jahren 2023 und 
2024 wird der Landkreis ebenfalls Fördermittel abrufen und die Eigenbehalte 
übernehmen. Gleiches gilt für Dienstreisen zum Fördergeber (1x in 2022, je 2x in 
2023 und 2024). 

 Nach Ende des Jahres 2024 müssen die geförderten Stationselemente noch 
mindestens fünf Jahre weiterbetrieben werden (Zweckbindungsfrist). Verträge 
zwischen Kommunen und Betreibern laufen also mindestens über diese Zeit 
hinweg. Es ist hierzu jedoch anzumerken, dass eine Anschaffung der Ausstat-
tung für eine kürzere Zeit Anschaffungskosten und -aufwand ohnehin nicht recht-
fertigen würde. 

 Während der Zweckbindungsfrist übernimmt der Landkreis die Nachweispflicht 
über die ordnungsgemäße Verwendung geförderter Infrastruktur. Die Kommunen 
unterstützen ihn dabei mit ihnen zur Verfügung stehenden Daten und Angaben. 

 Aufgabe des Landkreises während der Zweckbindungsfrist ist auch das Monito-
ring. In diesem Rahmen erfolgen 2027 Befragungen und in 2029 zum Projektab-
schluss nochmal eine kleine Online-Befragung. Diese Maßnahmen dienen der 
Nachweispflicht und sind während der Zweckbindungsfrist nicht förderfähig. 
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Zur Umsetzung des Mobilitätsstationsprojekts wird empfohlen, der Zweckvereinbarung 
inkl. dem Muster der Ergänzungsvereinbarung zuzustimmen und die Verwaltung damit 
zu beauftragen, die Ergänzungsvereinbarung abzuschließen sowie die benötigten 
Haushaltsmittel für die Haushaltsjahre 2023 ff. bereitzustellen. 

Die Zweckvereinbarung mit Muster Ergänzungsvereinbarung (Anlage 2) sowie eine 
Kostenaufstellung (ohne Betriebskosten) für die einzelnen Ausgaben (Anlage 3) sind 
beigefügt.  

Auswirkungen auf das Klima: 

Der Beschlussvorschlag hat die Förderung des Umweltverbundes im Landkreis Fürs-
tenfeldbruck insgesamt zum Ziel. Der Fokus des betreffenden Projekts liegt auf dem 
klimafreundlichen Radverkehr. Je zusätzlich aufgrund des Projektes zum Aufbau von 
Mobilitätsstationen mit dem Fahrrad anstatt mit dem Auto, zurückgelegtem Kilometer 
werden laut Umweltbundesamt 208,5 g CO2 eingespart. Anhand von Nutzungsprogno-
sen wird durch die Maßnahmen in Summe pro Jahr von einem dreistelligen Betrag an 
eingesparten Tonnen CO2 ausgegangen. 

 
Abschließend kommt das Stadtbauamt zu dem auf Seite 1 formulierten Beschluss-
vorschlag:  
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Der 

Landkreis Fürstenfeldbruck 

- vertreten durch den Landrat und nachfolgend als „Landkreis“ bezeichnet - 

 

und 

 

die  

Städte Fürstenfeldbruck, Germering, Olching und Puchheim sowie die Gemeinden Grafrath, 

Gröbenzell, Landsberied, Maisach, Mammendorf und Schöngeising 

- vertreten durch den jeweiligen Oberbürgermeister bzw. die Erste Bürgermeisterin / den Ersten 

Bürgermeister und nachfolgend jeweils als „Kommune“, zusammen als „Kommunen“ bezeichnet - 

 

- nachfolgend gemeinsam als „Partner“ bezeichnet -  

 

schließen gemäß Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 ff. des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 

(KommZG) folgende  

 

ZWECKVEREINBARUNG 

 

Präambel 

Die Partner beabsichtigen in den Kommunen den Aufbau eines Netzes von Mobilitäts- und 
Radstationen mit einheitlichem und in seinem Umfang lokal abgestuftem Verkehrsangebot. Das 
vorgesehene Angebot umfasst insb. Car- und Bikesharing sowie Infrastruktureinrichtungen für den 
Individualradverkehr. Mit dem Aufbau eines solchen Stationsangebotes, das eng mit dem 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) vernetzt wird, stellen die Partner allen Menschen, die in 
den Kommunen leben, diese besuchen oder dort arbeiten ein attraktives Alternativangebot zum 
motorisierten Individualverkehr bereit. So soll ein Beitrag zur verkehrlichen Entlastung und zum 
Klimaschutz geleistet werden. 

Gemäß mobilitätswissenschaftlicher Erkenntnisse ist dabei in Bezug auf Zugang, Nutzung und 
Erscheinungsbild ein einheitliches System erforderlich, damit das vorgesehene Stationsangebot 
angenommen wird und so einen maßgeblichen verkehrlichen Mehrwert erzielt. Die 
flächendeckende Nutzbarkeit der Leih- bzw. Sharingangebote über kommunale Grenzen hinweg, 
deren möglichst unkomplizierte Beauskunftung, Buchung und Abrechnung, ein hoher 
Vernetzungsgrad mit dem bestehenden ÖPNV sowie die Wiedererkennbarkeit der Angebote im 
öffentlichen Raum sind dafür grundlegende Voraussetzungen.  

Zur Umsetzung ihres gemeinsamen Vorhabens beantragen die Partner finanzielle Zuwendungen 
in Form von Fördermitteln. 

Um die Einheitlichkeit des Systems und die Fördermittelbeantragung gewährleisten zu können, ist 
eine Koordination und Bündelung von Aufgaben über eine zentrale Stelle erforderlich. Im 

TOP Ö  6TOP Ö  6
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vorliegenden Fall werden über das Landratsamt Zuständigkeiten beim Landkreis als Gesellschafter 
im regionalen Nahverkehrsverbund MVV (Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH) 
konzentriert. Zum Teil werden diese dem Landkreis durch die Kommunen übertragen. 

Um das Verhältnis zwischen Landkreis und Kommunen im Rahmen der genannten 
Zuständigkeiten vertraglich zu regeln, wird diese Zweckvereinbarung geschlossen. Die 
Vereinbarung wird durch eine Ergänzungsvereinbarung für jede einzelne Kommune konkretisiert. 

 

§ 1 Gegenstand der Zweckvereinbarung 

(1) Diese Zweckvereinbarung regelt das Verhältnis zwischen Landkreis und Kommunen beim 
Aufbau und Betrieb eines Netzes von Mobilitäts- und Radstationen sowie bei der 
Beantragung und Abrechnung von Fördermitteln im Rahmen dieses Vorhabens. 

(2) Im Einzelnen betrifft die Zweckvereinbarung folgende im Rahmen des in § 1 Abs. 1 
genannten Vorhabens anfallende Aufgabenbereiche: 

a) Vergabeverfahren und Beschaffung, 
b) Aufbau von Mobilitäts- bzw. Radstationsinfrastruktur, 
c) Betrieb, 
d) Kommunikation / Öffentlichkeitsarbeit, 
e) Evaluation / Monitoring und 
f) Abwicklung von Förderverfahren. 

(3) Des Weiteren wird die Zusammenarbeit in folgenden den Mobilitäts- und Radstationsaufbau 
und -betrieb betreffenden Bereichen geregelt: 

a) Finanzierung,  
b) Grundstücke, 
c) Eigentum und 
d) Qualitätsstandards. 

(4) Die genannte Mobilitäts- und Radstationsinfrastruktur wird modular abgestuft ausgeführt. An 
allen Mobilitäts- und Radstationen werden mindestens eingerichtet: 

a) Stele, 
b) Bikesharing-Fahrräder mit passenden Abstellmöglichkeiten und 
c) Infrastruktur für den Individualradverkehr gemäß § 1 Abs. 5. 

(5) Die vorgesehene Infrastruktur für den Individualradverkehr kann je nach Kommune und 
Standort folgende Komponenten umfassen: 

a) Radabstellanlagen entsprechend der Empfehlungen des ADFC und der Hinweise 
zum Fahrradparken der FGSV, z. T. mit Überdachung, 

b) Abstellmöglichkeiten für Lastenräder inkl. Beschilderung / Markierung, 
c) abschließbare Fahrradboxen, 
d) Gepäckfächer / Spinde, 
e) Luft- und Reparaturstationen, 
f) E-Lademöglichkeiten. 

(6) Je nach Kommune und Standort können als Stationsangebote hinzukommen:  

a) (E-)Carsharing inkl. Fahrzeug und Stellplatz (ggf. mit Ladestationen), 
b) E-Lastenradsharingräder mit Abstellmöglichkeiten und Ladestationen,  
c) Stellflächen für E-Scooter inkl. Beschilderung / Markierung. 

(7) Der Unterschied zwischen Mobilitäts- und Radstationen liegt darin, dass Mobilitätsstationen 
in unmittelbarer Nähe zu Haltestellen des ÖPNV liegen, Radstationen diese Verknüpfung 
jedoch nicht bieten. 

(8) Eine tabellarische Übersicht der Aufgaben und Zuständigkeiten des Landkreises und der 
Kommunen ist dieser Zweckvereinbarung beigefügt (Anhang 1). 
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(9) Die Zusammenarbeit wird durch eine Ergänzungsvereinbarung für jede einzelne Kommune 
konkretisiert (gemäß Muster in Anhang 2). 

 

§ 2 Aufgaben und Aufgabenübertragung 

(1) Der Landkreis vergibt, stellvertretend für die Kommunen, Liefer- und Dienstleistungsaufträge 
zur Beschaffung und zum Betrieb von Mobilitäts- und Radstationsinfrastruktur. Darüber 
hinaus übernimmt der Landkreis ggf. vergaberechtlich erforderliche Vergabeverfahren für 
Kommunikations- und Evaluations- / Monitoringarbeiten. 

(2) Ebenso können Vergabe und Beschaffung von für den Stationsaufbau notwendigen 
Materialien sowie Tiefbau- und Montagearbeiten durch entsprechende Dienstleister, 
stellvertretend für die Kommunen, über den Landkreis erfolgen. Werden Tiefbau- oder 
Montagearbeiten durch kommunale Bauhöfe durchgeführt, geschieht dies in Eigenregie der 
Kommunen. In letztgenanntem Fall vereinbaren der Landkreis und die jeweilige Kommune in 
einer Ergänzungsvereinbarung eine für die Partner praktikable Übernahmeabwicklung von 
zentral über den Landkreis beschafften Materialien mit dem kommunalen Bauhof. 

(3) Für Vergabe und Beschaffung von Materialien für den Tiefbau und den Stationsaufbau sowie 
für die Montage durch externe Dienstleister legen die Kommunen dem Landkreis für die 
Veröffentlichung / den Versand vorbereitete Leistungsbeschreibungen gemäß Vergaberecht 
vor. 

(4) Für die Richtigkeit der Angaben zu benötigten Materialien zum Stationsaufbau und für die 
Beauftragung externer Dienstleister sowie für den Inhalt diesbezüglicher 
Leistungsbeschreibungen übernehmen die Kommunen gegenüber dem Landkreis und den 
Auftragnehmern die rechtliche Verantwortung. 

(5) Die Kommunen führen erforderliche Entwurfs- und Ausführungsplanungen zum 
Stationsaufbau eigenverantwortlich durch. Die Kommunen begleiten, prüfen und 
koordinieren die Stationsaufbauarbeiten.  

(6) Eventuell erforderliche Genehmigungen für die Stationserrichtung sind durch die Kommunen 
beizubringen. 

(7) Vergabe und Beauftragung von Lieferanten von Stationsinfrastruktur sowie von 
Dienstleistern für die Stationsmontage und für Kommunikation / Evaluation können durch 
den Landkreis übernommen werden. Die Beauftragung für den Betrieb und die Wartung von 
Sharingangeboten erfolgt durch die Kommunen. Für Reinigung, Winterdienst und 
Verkehrssicherung an Stationen und auf den Flächen, auf denen diese sich befinden, sind 
die Kommunen verantwortlich. 

(8) Die zentrale Kommunikation / Öffentlichkeitsarbeit für das Mobilitäts- und Radstationsprojekt 
erfolgt über den Landkreis. Lokale Kommunikationsinhalte der Kommunen sind davon 
unbenommen. Der Landkreis stellt sicher, dass die Kommunen von ihnen finanzierte 
Infrastruktur durch das Aufbringen des eigenen amtlichen Wappens kenntlich machen 
können. Auf Stationsstelen werden Hinweise und Logos von den an der Finanzierung und 
Umsetzung des Projekts Beteiligten (Landkreis, jeweilige Kommune, Fördermittelgeber) 
ermöglicht. 

(9) Der Landkreis organisiert ein Evaluations- und Monitoringverfahren zur Auswertung der 
verkehrlichen Wirkungen der Mobilitäts- und Radstationsangebote. Hierzu strebt der 
Landkreis die Beschaffung anonymisierter Nutzungsdaten der Sharinganbieter an. 
Außerdem sieht er die Beauftragung geeigneter Dienstleister bzw. wissenschaftlicher 
Kooperationspartner für Erhebungen und Auswertungen vor. Die Kommunen unterstützen 
den Landkreis dabei mit den ihnen zur Verfügung stehenden Daten. Auswertungsergebnisse 
erhalten die Partner und der Fördermittelgeber. 

(10) Der Landkreis übernimmt die vollständige Abwicklung eines Förderverfahrens zur 
Bezuschussung der Beschaffung und Installation von Stele, Bikesharing-Fahrrädern mit 
passenden Abstellmöglichkeiten, Infrastruktur für den Individualradverkehr, 
E-Lastenradsharingrädern mit Abstellmöglichkeiten und Ladestationen sowie für 
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Kommunikation / Öffentlichkeitsarbeit und Evaluation / Monitoring. Hierzu bilden die Partner 
zusammen einen sogenannten Kommunalen Zusammenschluss, dem der Landkreis im 
Sinne des Fördermittelgebers vorsteht.  

(11) Für die in § 2 Abs. 10 genannten Elemente und Inhalte stellt der Landkreis stellvertretend für 
alle Partner einen Antrag auf Förderung im Rahmen des Förderaufrufes „Klimaschutz durch 
Radverkehr“ (Nationale Klimaschutzinitiative) des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV).  

(12) Der Landkreis übernimmt rechtsverbindlich die Verantwortung für die Umsetzung der im 
Rahmen des Förderaufrufes „Klimaschutz durch Radverkehr“ geförderten Projektinhalte. Er 
wird beim Fördermittelgeber BMUV als Zuwendungsempfänger geführt, tritt als Auftraggeber 
und Rechnungsempfänger für geförderte Projektinhalte auf, legt dem Fördermittelgeber 
Verwendungsnachweise vor, ist insgesamt für die Berichterstattung zur Projektumsetzung 
gegenüber dem Fördermittelgeber verantwortlich, unternimmt stellvertretend für alle Partner 
Dienstreisen zum Zuwendungsgeber und nimmt an Status- sowie Vernetzungstreffen teil. 

(13) Der Landkreis wird auf die Einhaltung der Bestimmungen des Fördermittelgebers BMUV 
durch alle Partner achten. Im Gegenzug unterstützen die Kommunen den Landkreis mit 
ihnen zur Verfügung stehenden Daten und Dokumentationen sowie mit der fristgerechten 
Umsetzung von ihnen im Rahmen dieser Zweckvereinbarung zugewiesenen Aufgaben bei 
der Einhaltung der Bestimmungen des Fördermittelgebers. 

(14) Es gelten sämtliche Nebenbestimmungen des Fördermittelbescheides des BMUV. 

(15) Die Kommunen garantieren die Vollständigkeit und Richtigkeit von Leistungsbeschreibungen 
für Tiefbau- und Montagearbeiten, von Entwurfs- und Ausführungsplanungen, das 
rechtzeitige Beibringen eventuell erforderlicher Genehmigungen sowie die Bereitstellung 
notwendiger, in kommunaler Hand befindlicher Daten für Evaluations- und 
Montoringaufgaben sowie für Nachweispflichten beim Fördermittelgeber. Werden geförderte 
Infrastrukturelemente und Tiefbaumaterialien durch kommunale Bauhöfe verbaut, 
garantieren die Kommunen die gemäß den Fördervorgaben ordnungsgemäße 
Dokumentation der Arbeiten für erforderliche Verwendungsnachweise. Bei Arbeiten durch 
beauftragte Dritte stellt die Kommune die zweck- und vorgabengemäße Durchführung der 
Arbeiten sicher. 

(16) Die Kommunen stellen die für die Stationseinrichtung benötigten Flächen mindestens für die 
Dauer der im Fördermittelbescheid genannten Projektlaufzeit und darauffolgenden 
Zweckbindungsfrist bereit. Die darauf installierte und geförderte Infrastruktur muss zu jeder 
Zeit für die Partner, für Dienstleister sowie Nutzerinnen und Nutzer frei zugänglich sein. 

(17) Des Weiteren halten die Kommunen die Vorgaben des Fördermittelgebers zur Platzierung 
von Hinweisen zur Förderung auf Materialien der Öffentlichkeitsarbeit, auf Bauschildern und 
auf geförderter Infrastruktur sowie weitere Vorgaben im Zusammenhang mit der Förderung 
ein. Der Landkreis stellt den Kommunen die notwendigen, sich aus dem 
Fördermittelbescheid diesbezüglich ergebenden Informationen zur Verfügung. 

 

§ 3 Finanzierung 

(1) Die Finanzierung der gesamten Mobilitäts- bzw. Radstationsinfrastruktur gemäß § 1 sowie 
der zum Aufbau dieser erforderlichen Tiefbau- und Montagearbeiten inkl. der dazu 
notwendigen Materialien übernehmen die Kommunen. 

(2) Die je nach Kommune und Standort zu finanzierende Infrastruktur und zu deren Aufbau 
notwendige Arbeiten sind in den Ergänzungsvereinbarungen geregelt. 

(3) Arbeitskosten und Rechnungen für Entwurfs- und Ausführungsplanungen, Bauhofleistungen, 
Betrieb der beschafften Stationsangebote, Wartung, Reinigung und Winterdienst an den 
Stationen sowie eventuell anfallende Gebühren für Genehmigungen und Grunderwerb / 
Gestattung sind durch die Kommunen zu tragen. 
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(4) Der Landkreis finanziert Kommunikationsinhalte und die Öffentlichkeitsarbeit für das 
Gesamtprojekt sowie Evaluation / Montoring und notwendige Dienstreisen im Rahmen der 
Abwicklung des Förderverfahrens. 

(5) Für die förderfähigen Elemente (Stelen, Bikesharing-Fahrräder mit passenden 
Abstellmöglichkeiten, Infrastruktur für den Individualradverkehr und E-Lastenradsharing mit 
Ladestationen) der Mobilitäts- bzw. Radstationen und für den dazugehörigen Tiefbau sowie 
für Montagearbeiten durch Dritte beantragt der Landkreis stellvertretend für alle Partner 
Fördermittel beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz (BMUV). Der Landkreis begleicht stellvertretend für alle Kommunen 
Rechnungen für förderfähige Posten gegenüber Lieferanten / Dienstleistern. Hierfür 
beantragt er Fördermittel beim BMUV. Jede Kommune erstattet dem Landkreis den für sie 
anfallenden Eigenbehalt. Der Eigenbehalt entspricht der Differenz zwischen den 
tatsächlichen anteiligen Kosten der Kommune für die für sie beschafften förderfähigen 
Elemente / bestellten Leistungen und der tatsächlich ausgezahlten Fördersumme. Die 
Partner stellen sicher, dass für die durch die Kommunen zu finanzierende Elemente und 
Leistungen kein finanzielles Defizit beim Landkreis verbleibt. 

(6) Für die durch den Landkreis finanzierten Leistungen (Kommunikation / Öffentlichkeitsarbeit, 
Evaluation / Monitoring und Dienstreisen) übernimmt der Landkreis den nach Abzug der 
Förderung tatsächlich anfallenden Restbetrag. 

(7) Die Partner gewährleisten vollumfängliche Kostentransparenz. 

 

 § 4 Grundstücke 

(1) Die Kommunen stellen die für die Mobilitäts- und Radstationen erforderlichen Grundstücke 
an den durch die Partner gemäß Ergänzungsvereinbarungen vereinbarten Standorten bereit. 

(2) Befinden sich benötigte Flächen nicht im Eigentum der jeweiligen Kommune, so hat die 
Kommune mit den jeweiligen Eigentümern selbstständig zu verhandeln und rechtssichere 
Gestattungs- oder Kaufverträge abzuschließen, um den Stationsaufbau sowie die dauerhafte 
Bereitstellung der Stationsangebote, deren uneingeschränkte Zugänglichkeit für die Partner, 
Dienstleister und Nutzerinnen und Nutzer auf den Flächen zu gewährleisten. Anfallende 
Kosten übernehmen die Kommunen. Befinden sich Flächen, die durch die Partner vorab 
definiert wurden, im Eigentum des Landkreises, so stellt dieser den Kommunen die Flächen 
unentgeltlich zur Verfügung. 

(3) Die Kommunen übernehmen die Verkehrssicherungspflicht, Reinigung und Winterdienst und 
die damit verbundene Haftung für die Stationsflächen und die Flächen, auf denen sich die 
Stationen befinden. 

(4) Die Flächen für Mobilitäts- und Radstationen müssen zu jeder Zeit während des Aufbaus und 
des Betriebs der Stationsinfrastruktur für die Partner, für durch sie beauftragte Dritte sowie 
für Bürgerinnen und Bürger uneingeschränkt zugänglich sein. Sollte ein vollständiger oder 
teilweiser Rückbau von Stationselementen erfolgen, der den Bedarf einzelner Grundstücke 
obsolet macht, so endet nach dem Rückbau auch die Bereitstellungpflicht. Ein solcher 
Rückbau kann frühestens nach Ende der im Fördermittelbescheid des BMUV genannten 
Zweckbindungsfrist erfolgen. 

(5) Änderungen an den Eigentumsverhältnissen der mithilfe der Zuwendung geförderten 
Investitionen nach Ende der Zweckbindungsfrist sind zustimmungspflichtig. Die Zustimmung 
kann nur durch den Fördermittelgeber erfolgen. Gleiches gilt für Nutzungsänderungen von 
mithilfe der Förderung beschafften Infrastruktureinrichtungen. 

(6) Die Kommunen übernehmen gegenüber dem Landkreis und Dritten die Verantwortung dafür, 
dass die für durch den Landkreis im Rahmen des Projekts ausgeschriebene Leistungen und 
beschaffte Infrastruktur benötigten Grundstücke gemäß § 4 Abs. 3 bis 5 beschrieben zur 
Verfügung stehen. 

(7) Für Grundstücke von Dritten, auf denen vom BMUV geförderte Infrastruktur errichtet wird, 
sind Absichtserklärungen der Eigentümer für Gestattungsverträge durch die Kommunen 
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vorzulegen. Gestattungs- oder Kaufverträge sind durch die Kommunen rechtskräftig 
abzuschließen und spätestens bis zum Ende des Jahres 2022 auf Verlangen dem Landkreis 
sowie dem Fördermittelgeber vorzulegen. 

(8) Werden außerhalb der Förderung des BMUV Stationen gemäß § 6 ausgebaut oder neu 
eingerichtet, so sind die Kommunen ebenso für die Bereitstellung der benötigten Flächen 
verantwortlich. Die Einhaltung der sich aus der Zweckbindungsfrist des BMUV ergebenden 
Mindestfrist für die Bereitstellung entfällt in diesen Fällen. 

 

§ 5 Eigentum 

(1) Sämtliche Mobilitäts- und Radstationsinfrastrukturen sowie Tiefbaumaterialien verbleiben 
nach Beschaffung, über die gesamte Laufzeit dieser Zweckvereinbarung und darüber 
hinaus, im Eigentum der jeweiligen Kommune.  

(2) Für den Fall, dass bei einer Erweiterung des Stationsnetzes Infrastruktur durch Dritte 
finanziert wird, geht diese nach Aufbau ebenfalls in das Eigentum der jeweiligen Kommune 
über. In diesem Fall gelten die Bestimmungen gemäß § 6, deren Einhaltung die Kommune 
sicherstellt und einfordert. Weitere Bestimmungen für diesen Fall sind in einer gesonderten 
Vereinbarung vertraglich zwischen Kommune und Dritten zu regeln. 

 

§ 6 Qualitätsstandards 

(1) Für eine für Nutzerinnen und Nutzer dauerhaft hindernisarme und unkomplizierte 
Zugänglichkeit von Stationsangeboten sowie zu deren flächendeckender Bereitstellung ist 
von den Partnern auf die Einhaltung von konsistenten Qualitätsstandards zu achten. 

(2) Gemäß den Qualitätsstandards dürfen die einheitlichen, durch den Landkreis beschafften 
Stelen für Mobilitäts- und Radstationen nur an den jeweils in den Ergänzungsvereinbarungen 
beschriebenen Standorten verwendet werden. Das Stelendesign sowie die in diesem 
Rahmen festgelegten Stations- und Angebotsnamen und -bezeichnungen sind innerhalb des 
gesamten Verbundraums des Münchner Verkehrs- und Tarifverbundes (MVV) abgestimmt. 

(3) Eine darüber hinausreichende Verwendung der Stelen sowie die Nutzung anderer 
verbundweit abgestimmter Gestaltungs- und Kommunikationsinhalte und von Auskunfts- und 
Buchungskanälen des MVV (z. B. im Rahmen der lokalen Erweiterung des Mobilitäts- und 
Radstationsnetzes) bedürfen stets der schriftlichen Anhörung und Zustimmung des 
Landkreises als Gesellschafter des MVV. 

(4) Stelen mit MVV-abgestimmtem Design dürfen nur an Stationen angebracht werden, die die 
folgenden Anforderungen erfüllen: 

a) Eine Mobilitätsstation umfasst die räumlich eng zusammenliegenden Standorte bzw. 
Haltestellen von mindestens zwei stationsbasierten Sharing-Angeboten oder von 
mindestens einem Verkehrsmittel des ÖPNV und einem stationsbasierten Sharing-
Angebot. Sharing-Angebote umfassen in diesem Zusammenhang die durch Anbieter 
organisierte Bereitstellung von durch die Nutzerinnen und Nutzer selbstständig 
bedienbaren und auch kurzzeitig anmietbaren Verkehrsmitteln (z. B. Carsharing, 
Bikesharing, Lastenradsharing, E-Scootersharing). Stationsbasiert bedeutet, dass die 
Fahrzeuge vor Ort einen reservierten Stellplatz (mit oder ohne Anlehn- oder 
Befestigungsvorrichtungen) haben, zu dem sie durch die Nutzerinnen und Nutzer 
oder durch die Anbieter gebracht werden. Es muss eine von Anbieterseite garantierte 
regelmäßige Bestückung des Standortes mit entsprechenden Fahrzeugen 
gewährleistet sein. Eine reservierte Stellfläche, bei der ein dauerhaftes Fehlen von 
Sharing-Fahrzeugen nicht ausgeschlossen werden kann, kann zwar Teil einer 
Mobilitätsstation sein. Sie entspricht dem Mindeststandard aber nicht, wenn sie 
zusammen mit nur einem anderen, die Mindestanforderungen erfüllenden Angebot 
besteht. Die bereitgestellten Sharing-Angebote müssen darüber hinaus jederzeit für 
Nutzerinnen und Nutzer zur Verfügung stehen. Eine regelmäßige, mindestens 
zeitweise Reservierung der Fahrzeuge durch einen der Partner oder durch 
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Unternehmen, Vereine o. ä. und damit ein teilweiser Nutzungsausschluss der 
Öffentlichkeit ist bei Sharing-Angeboten im Sinne dieser Vereinbarung nicht zulässig. 
Verkehrsmittel des ÖPNV umfassen Bedienformen im Sinne des 
Personenbeförderungsgesetzes (PBefG). 

b) Eine Radstation umfasst ein stationsbasiertes Bikesharing-Angebot im Sinne der 
Sharing-Definition in § 6 Abs. 4 a) ohne räumlich enge Verknüpfung zu einem 
zusätzlichen Sharing-Angebot oder zum ÖPNV. 

c) Die Erweiterung des Stationsnetzes durch andere Sharing-Stationen (z. B. 
Carsharing-Stationen, Lastenradstationen) ohne Vernetzung mit anderen Sharing-
Angeboten oder dem ÖPNV ist möglich. Sollen solche Stationen in die gemeinsame 
Systematik (Corporate Design und Hintergrundsysteme des MVV für Auskunft und 
Buchung) aufgenommen werden, bedarf es der schriftlichen Zustimmung des 
Landkreises in seiner Funktion als Gesellschafter des MVV. 

(5) Alle an Mobilitäts- und Sharingstationen bereitgestellten Angebote sind, was Beauskunftung, 
Routing, Buchung und Ticketing angeht, möglichst tiefgehend in die entsprechenden Kanäle 
des MVV zu integrieren. Die Partner optimieren diesen Bereich stetig weiter. 

(6) Erfüllen einzelne Stationen die in § 6 Abs. 4 genannten Kriterien nicht, so ist an diesen die 
Installation und Verwendung der einheitlichen und verbundweit abgestimmten Stele nicht 
zulässig. Entfällt an einer Station, z. B. nach Ende der Zweckbindungsfrist der Förderung, ein 
Angebot, das die Mindestanforderung für die entsprechende Stationskategorie bedingt, so 
hat mit einer Frist von drei Monaten ein Rückbau der Stele zu erfolgen. Erfüllt die betreffende 
Station zwar nicht mehr die Mindestanforderungen der auf der Stele aufgeführten 
Stationskategorie, jedoch die Anforderungen eines anderen Stationstyps, so ist, nach 
Prüfung durch MVV und Landkreis eine Anpassung der Informationen auf der Stele (z. B. 
durch Umfolierung) möglich. Die Kosten für Rückbau oder -anpassung von Stelen trägt die 
jeweilige Kommune. 

 

§ 7 Ergänzungsvereinbarungen 

Diese Zweckvereinbarung wird für jede einzelne Kommune durch eine Ergänzungsvereinbarung 
gemäß Muster in Anlage 2 konkretisiert. Die Ergänzungsvereinbarungen werden Bestandteil dieser 
Vereinbarung. 

 

§ 8 Haftung 

Die gegenseitige Haftung der Partner richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

 

§ 9 Inkrafttreten und Kündigung 

(1) Die Bestimmungen dieser Vereinbarung treten mit Unterzeichnung durch die Partner in Kraft 
und gelten unbefristet, mindestens jedoch für die im Zuwendungsbescheid des 
Fördermittelgebers BMUV festgelegte Projektlaufzeit zuzüglich der dort aufgeführten 
Zweckbindungsfrist. Die Zweckvereinbarung steht unter dem Vorbehalt einer ggf. 
erforderlichen Genehmigung der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde. 

(2) Diese Vereinbarung kann durch Erklärung eines der Partner mit einer Frist von sechs 
Monaten, zum Abschluss eines Kalenderjahres, frühestens jedoch nach Ende der im 
Zuwendungsbescheid des Fördermittelgebers BMUV festgelegten Zweckbindungsfrist, 
ordentlich gekündigt werden. Für die fortlaufende Bereitstellung und den Betrieb von im 
Rahmen der Zweckvereinbarung beschaffter Infrastruktur gelten weiterhin die Bestimmungen 
aus § 6 dieser Vereinbarung. 

(3) Erfolgt gemäß § 9 Abs. 2 eine Kündigung eines der Partner, so bleibt die Gültigkeit der 
Zweckvereinbarung für die übrigen, nicht kündigenden Partner davon unberührt. 

(4) Abweichend von § 9 Abs. 2 kann diese Vereinbarung bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
(z. B. letztverbindlicher Bescheid des BMUV mit vollständiger Versagung von Fördermitteln) 
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gemäß Art. 14 Abs. 3 Satz 2 KommZG fristlos gekündigt werden. Etwaige sich aus der 
Kündigung ergebende Forderungen Dritter sind durch den kündigenden Partner zu erfüllen. 
Dies betrifft ausdrücklich auch Forderungen Dritter gegenüber anderen, nicht kündigenden 
Partnern. 

(5) Die Kündigung der Zweckvereinbarung bedarf der Schriftform. 

 

§ 10 Schlussbestimmungen 

(1) Anhang 1 mit tabellarischer Übersicht von Aufgaben und Zuständigkeiten der Partner sowie 
die Ergänzungsvereinbarungen für die einzelnen Kommunen sind Bestandteil dieses 
Vertrages. 

(2) Dieser Vertrag samt Anhang 1 wird in elffacher Ausfertigung erstellt. Je ein Original verbleibt 
bei jedem Partner. Die einzelnen Ergänzungsvereinbarungen werden in zweifacher 
Ausfertigung erstellt, wobei jeweils der Landkreis und die betroffene Kommune eine 
Ausfertigung erhält. 

(3) Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
Schriftform. Dies gilt auch für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. Nebenabreden 
bestehen nicht. 

(4) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, oder sollte 
der Vertrag Regelungslücken enthalten, so wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen 
Regelungen des Vertrages nicht berührt. Die Partner verpflichten sich dazu, unwirksame 
Bestimmungen, sofern diese nicht ersatzlos entfallen können, oder Regelungslücken durch 
solche Regelungen zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des ursprünglich Gewollten im 
rechtlich zulässigen Umfang möglichst nahekommen und sachgerecht sind. 

(5) Sollten bei der Durchführung dieses Vertrages ergänzende Bestimmungen notwendig 
werden, verpflichten sich die Partner, Vereinbarungen in dem Sinne zu treffen, wie sie bei 
Abschluss des Vertrages getroffen worden wären. 

(6) Diese Zweckvereinbarung unterliegt ausschließlich deutschem Recht. Als Gerichtsstand für 
Rechtsstreitigkeiten, die aus oder im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung entstehen, 
wird Fürstenfeldbruck festgelegt. 

 

 

 

 

Fürstenfeldbruck, den __________________ 
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Für den Landkreis Fürstenfeldbruck: 

 

 

 

 

________________________________________ 

 

Für die Stadt Fürstenfeldbruck: 

 

 

 

 

________________________________________ 

 

Für die Stadt Germering: 

 

 

 

 

________________________________________ 

 

Für die Gemeinde Grafrath: 

 

 

 

 

________________________________________ 

 

Für die Gemeinde Gröbenzell: 

 

 

 

 

________________________________________ 
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Für die Gemeinde Landsberied: 

 

 

 

 

________________________________________ 

 

Für die Gemeinde Maisach: 

 

 

 

 

________________________________________ 

 

Für die Gemeinde Mammendorf: 

 

 

 

 

________________________________________ 

 

Für die Stadt Olching: 

 

 

 

 

________________________________________ 

 

Für die Stadt Puchheim: 

 

 

 

 

________________________________________ 
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Für die Gemeinde Schöngeising: 

 

 

 

 

________________________________________ 
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Anhang 1: 

Aufgaben und Zuständigkeiten des Landkreises und der jeweiligen Kommune im Rahmen 
ihrer Zusammenarbeit zum Aufbau und Betrieb eines Netzes von Mobilitäts- / Radstationen 

 Zuständigkeit / Durchführung durch 

Landkreis Kommune 

 Aufgaben in Vorbereitung des Stationsaufbaus   

(1)  Beschaffung bzw. Bereitstellung benötigter Flächen und 
Grundstücke (inkl. Vertragsabschlüsse) 

 X 

(2)  Organisation und Herbeiführung ggf. erforderlicher 
Genehmigungen 

 X 

(3)  Entwurfs- und Ausführungsplanungen  X 

(4)  Förderantragsstellung für radverkehrsbezogene Infrastruktur, 
Tiefbau, Öffentlichkeitsarbeit, Monitoring und Dienstreisen 
zum Fördergeber 

X  

(5)  Erarbeitung und Bereitstellung vollständiger 
Leistungsbeschreibungen für förderfähige Tiefbaumaterialien 
und -arbeiten sowie für Montagearbeiten 

 X 

(6)  Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsverträgen zum 
Stationsaufbau und -betrieb sowie für Öffentlichkeitsarbeit 
und Monitoring 

X  

 Aufgaben zum Stationsaufbau   

(7)  Beauftragung von Lieferanten und Dienstleistern zum 
Stationsaufbau 

X  

(8)  Organisation von Eigenleistungen (Bauhofarbeiten)  X 

(9)  Begleichung von Rechnungen und Abruf von Fördermitteln 
für den Stationsaufbau 

X  

(10)  Finanzierung der nach Abzug der Förderung verbleibenden 
Eigenmittel für den Stationsaufbau 

 X 

(11)  Abruf von Fördermitteln und Finanzierung von Eigenmitteln 
für Öffentlichkeitsarbeit, Monitoring und Dienstreisen zum 
Fördergeber 

X  

 Aufgaben zum Stationsbetrieb   

(12)  Beauftragung und Zahlung der Dienstleister zum 
Stationsbetrieb 

 X 

(13)  Dauerhafte Bereitstellung und Sicherstellung der 
Zugänglichkeit benötigter Flächen 

 X 

(14)  Verkehrssicherung, Winterdienst und Pflege der 
Stationsinfrastruktur und -grundstücke 

 X 

(15)  Öffentlichkeitsarbeit  X  

(16)  Monitoring X  

(17)  Abwicklung des Förderverfahrens mit dem Fördergeber (inkl. 
Dokumentation, Berichterstattung, Nachweispflicht) 

X  

(18)  Unterstützung des Landkreises bei Monitoring (Daten) sowie 
Nachweispflichten zur Förderung 

 X 

(19)  Eigentum an der Stationsinfrastruktur  X 

(20)  Einhaltung der Qualitätsstandards für Mobilitäts- und Rad- / 
Sharingstationen 

X X 

72

Sta
dtra

t

01
.06

.20
22



 
 

Seite 13 von 16 
 

Anhang 2: 

 

MUSTER 

 

ERGÄNZUNGSVEREINBARUNG 

zum Aufbau und Betrieb von Mobilitäts- / Radstationen in der Stadt / Gemeinde NAME 

 

Präambel 

Auf Grundlage der Zweckvereinbarung vom TT.MM.JJJJ kooperieren der Landkreis 
Fürstenfeldbruck (nachfolgend als „Landkreis“ bezeichnet) und die Städte Fürstenfeldbruck, 
Germering, Olching und Puchheim sowie die Gemeinden Grafrath, Gröbenzell, Landsberied, 
Maisach, Mammendorf und Schöngeising (nachfolgend jeweils als „Kommune“, zusammen als 
„Kommunen“ bezeichnet), gemeinsam als „Partner“ bezeichnet, zum Aufbau und zum Betrieb von 
Mobilitäts- und Radstationen in den Kommunen. Zur konkreten Umsetzung der Kooperation in der 
Stadt / Gemeinde NAME wird diese Ergänzungsvereinbarung Bestandteil der Zweckvereinbarung 
in lokal angepassten Belangen. Für die Zusammenarbeit zwischen dem Landkreis und der Stadt / 
Gemeinde NAME gelten die Bestimmungen aus der Zweckvereinbarung uneingeschränkt und 
darüber hinaus die Vorgaben aus dieser Ergänzungsvereinbarung. 

 

§ 1 Gegenstand der Zusammenarbeit 

(1) Die im Rahmen der Zweckvereinbarung geregelte Zusammenarbeit zwischen Landkreis und 
Kommunen umfasst, gemäß Anzahl und lokaler Ausgestaltung von Mobilitäts- / 
Radstationen, in der jeweiligen Kommune ein unterschiedliches Spektrum an Aufgaben. 

(2) In der Stadt / Gemeinde NAME ist die Einrichtung folgender Stationen mit folgender 
Ausstattung vorgesehen: 

a) Mobilitätsstation / Radstation „NAME“ 
 … 
 … 

b) … 

Die genaue Situierung der Stationen ist dem angefügten Lageplan (Anhang A) zu 
entnehmen. 

(3) An den Stationen werden für die Stadt / Gemeinde NAME folgende Tiefbau- / 
Montagearbeiten und folgendes Material benötigt: 

a) Mobilitätsstation / Radstation „NAME“ 
 … 
 … 

b) … 

(4) Der Flächenbedarf und die Grundstückssituation an den Standorten gestaltet sich, gemäß 
den Angaben der Kommune, wie folgt: 

 … 
 … 

(5) Folgende im Rahmen der Zusammenarbeit der Partner relevanten Leistungen beim Aufbau 
und beim Betrieb der Stationen werden an Dritte vergeben: 

 … 
 … 
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(6) Zu den Arbeiten an den Stationen selbst kommen die Öffentlichkeitsarbeit / Kommunikation 
und die Evaluation / das Monitoring für das Gesamtprojekt sowie die 
Fördermittelbeantragung hinzu. 

 

§ 2 Aufgaben des Landkreises 

(1) Der Landkreis stellt, stellvertretend für die Kommunen, einen Förderantrag beim 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
BMUV (Förderaufruf „Klimaschutz durch Radverkehr“). Für die Stadt / Gemeinde NAME wird 
darin die finanzielle Förderung der folgenden, in § 1 Abs. 2 genannten und förderfähigen 
Stationselemente beantragt: 

 ANZAHL ELEMENT 
 … 

(2) Im in § 2 Abs. 1 genannten Förderantrag wird durch den Landkreis zudem die finanzielle 
Förderung folgender Tiefbau- / Montagearbeiten durch beauftragte Dritte und folgender 
Materialien beantragt: 

 … 
 … 

(3) Darüber hinaus beantragt der Landkreis im Rahmen des in § 2 Abs. 1 genannten Antrags 
Fördermittel für die Öffentlichkeitsarbeit und das Monitoring des Mobilitäts- und 
Radstationsprojekts sowie für Dienstreisen zum Fördermittelgeber. 

(4) Der Landkreis führt, stellvertretend für die Kommunen, für den Stationsaufbau und -betrieb 
Vergabeverfahren zur Feststellung geeigneter Lieferanten und Dienstleister durch. In der 
Stadt / Gemeinde NAME ist Folgendes Inhalt der Vergaben des Landkreises: 

 … 
 … 

(5) Darüber hinaus führt der Landkreis ggf. notwendige Vergabeverfahren für 
Öffentlichkeitsarbeit und Monitoring durch. 

(6) Nach Erteilung des Fördermittelbescheids und Beginn der darin festgehaltenen 
Projektlaufzeit erteilt der Landkreis Zuschläge an Bewerber des in § 2 Abs. 4 bis 5 
beschriebenen Vergabeverfahrens. 

(7) Der Landkreis beauftragt neben Arbeiten zur Öffentlichkeitsarbeit und zum Monitoring die 
Lieferung von Stationsinfrastruktur und Tiefbaumaterial sowie, sofern in § 2 Abs. 4 gelistet, 
Tiefbau- und / oder Montageleistungen im Rahmen des Stationsaufbaus. Wird Infrastruktur 
eigenverantwortlich durch die Kommune installiert, beauftragt der Landkreis lediglich die 
Lieferung der Infrastruktur.  

(8) Die Abwicklung von Infrastrukturanlieferungen sowie die Übernahme von Infrastruktur durch 
die Kommune werden wie folgt geregelt: …. 

(9) Der Landkreis begleicht die Rechnungen für von ihm beauftragte Leistungen.  

(10) Für die von ihm beauftragten bzw. durch ihn erbrachten, förderfähigen Leistungen ruft der 
Landkreis Fördermittel ab. 

(11) Den nach Abzug der Förderung zu erbringenden bzw. nicht förderfähigen Eigenanteil der 
Finanzierung übernimmt der Landkreis nur für eigene Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit / 
Kommunikation, Monitoring / Evaluation sowie Dienstreisen zum Fördermittelgeber. Für alle 
anderen Ausgaben im Rahmen des Stationsaufbaus verbleiben keine Kosten beim 
Landkreis. Der Landkreis stellt der Kommune entsprechende Eigenanteile in Rechnung. 

(12) Während des gesamten Förderverfahrens (im Fördermittelbescheid genannte Projektlaufzeit 
zuzüglich der Zweckbindungsfrist) übernimmt der Landkreis die Betreuung und Abwicklung 
dieses Verfahrens. Er sorgt für Dokumentations-, Berichterstattungs- und Nachweispflichten 
und erbringt in diesem Zusammenhang notwendige Dienstreisen. 
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(13) Außerdem organisiert und koordiniert der Landkreis während der in § 2 Abs. 10 genannten 
Zeit Öffentlichkeitsarbeit und Monitoring. 

 

§ 3 Aufgaben der Kommune 

(1) Die Stadt / Gemeinde NAME stellt sicher, dass für die in § 1 Abs. 2 aufgelisteten Stationen 
an den im Lageplan (Anhang A) gezeigten Positionen alle benötigten Flächen rechtzeitig und 
vollständig zur Verfügung stehen. Die Flächen müssen spätestens zum Beginn der im 
Fördermittelbescheid des BMUV genannten Projektlaufzeit im dafür nötigen Umfang für den 
Stationsaufbau und -betrieb zur Verfügung stehen. Ab diesem Zeitpunkt müssen die Flächen 
dauerhaft uneingeschränkt für die Partner und für Dritte, für Nutzerinnen und Nutzer zu jeder 
Tages- und Nachtzeit zugänglich sein. Die Möglichkeit der Durchführung von Tiefbau- und 
Montagearbeiten im Rahmen der Stationseinrichtung sowie von Serviceleistungen muss 
ebenfalls uneingeschränkt gewährleistet sein. Die Flächen müssen dauerhaft, mindestens 
aber für die Dauer der im Förderbescheid genannten Projektlaufzeit zuzüglich der 
Zweckbindungsfrist, zur Verfügung stehen. Die Kommune garantiert gegenüber dem 
Landkreis und Dritten, dass sie dem Landkreis die für von ihm vergebene Leistungen 
benötigten Flächen entsprechend der oben genannten Bedingungen entgeltfrei bereitstellt. 

(2) Befinden sich für die Stationen benötigte Flächen nicht im Eigentum der Kommunen, so 
müssen diese selbstständig und rechtssicher über den Abschluss von Gestattungs- oder 
Kaufverträgen dafür sorgen, dass Ihnen die entsprechenden Grundstücke wie beschrieben 
spätestens zum Beginn der Projektlaufzeit zur Verfügung stehen. FALLS ZUTREFFEND: In 
Stadt / Gemeinde NAME gilt für die in § 1 Abs. 4 aufgezählten, nicht im Eigentum der 
Kommune befindlichen Flächen Folgendes: … . Die Kommune trägt die hierfür ggf. 
anfallenden Kosten. 

(3) Gemäß Zweckvereinbarung, ist die Kommune für das Herbeiführen ggf. notwendiger 
Genehmigungen verantwortlich. Gegenüber dem Landkreis, beauftragten Dritten und dem 
Fördermittelgeber garantiert sie, dass spätestens zum Beginn der im Fördermittelbescheid 
genannten Projektlaufzeit alle notwendigen Genehmigungen vorliegen. Darüber hinaus 
versichert sie, dass sie dem Landkreis alle für diese Genehmigungen notwendigen 
Informationen zukommen lässt und dass die im Genehmigungsverfahren durch die Partner 
gegenüber dem Fördermittelgeber gemachten Angaben vollständig und wahrheitsgemäß 
sind. Die Kommune trägt die hierfür ggf. anfallenden Kosten. 

(4) Die Kommune stellt sicher, dass alle notwendigen Entwurfs- und Ausführungsplanungen zur 
Stationseinrichtung ordnungsgemäß und fristgerecht erfolgen. Gegenüber den anderen 
Partnern, Lieferanten und Dienstleistern sowie dem Fördermittelgeber stellt die Kommune 
die Richtigkeit und Vollständigkeit ihrer diesbezüglichen Angaben sicher. Die Kommune trägt 
die hierfür ggf. anfallenden Kosten. 

(5) Für die Vergabe von Tiefbau- und Montageleistungen sowie für die Beschaffung von 
Tiefbaumaterialien durch den Landkreis stellt die Kommune dem Landkreis für Versand und 
Veröffentlichung vorbereitete Leistungsbeschreibungen zur Verfügung. Die Kommune hat 
gegenüber dem Landkreis, möglichen Anbietern und dem Fördermittelgeber die 
Verantwortung für die Richtigkeit und Vollständigkeit des Inhalts dieser Beschreibungen. Die 
Kommune trägt die hierfür ggf. anfallenden Kosten. 

(6) Die in § 3 Abs. 4 bis 5 enthaltene Verantwortung der Kommune für Entwurfs- und 
Ausführungsplanungen sowie Leistungsbeschreibungen beinhaltet die Beurteilung, welche 
Aufgaben im Rahmen des Stationsaufbaus und -betriebs durch die Kommune in Eigenregie 
übernommen werden können und für welche externe Dienstleister nötig sind. Werden 
Arbeiten z. B. durch den kommunalen Bauhof oder durch von der Kommune direkt 
beauftragte Dritte durchgeführt und sind diese nicht Teil der Vergaben des Landkreises, so 
übernimmt die Kommune die Organisation dieser Maßnahmen eigenverantwortlich. Eine 
Förderung über den über den Landkreis abgewickelten Antrag beim BMUV ist in diesen 
Fällen nicht möglich. 
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(7) Die Kommune übernimmt alle nach Abzug der Förderung letztendlich (ggf. auch abweichend 
von den Angaben aus Kostenschätzungen) verbleibenden Kosten für die folgenden durch 
den Landkreis vergebenen Leistungen und beschafften Elemente: 

 … 
 … 

Die Kommune begleicht die diesbezüglich durch den Landkreis aufgestellten Forderungen 
und stellt sicher, dass keine Kosten für in der Kommune installierte Stationsinfrastruktur, 
deren Aufbau und Betrieb beim Landkreis verbleiben. 

(8) Darüber hinaus übernimmt die Kommune vollständig die Kosten für durch sie direkt 
beauftragte Leistungen und beschaffte Materialien. 

(9) Der Vertragsabschluss für den Betrieb der durch den Landkreis vergebenen Sharing-
Angebote erfolgt zwischen Kommune und Anbieter direkt. 

(10) Die Stationen befinden sich nach Aufbau im Eigentum der Kommune. Diese übernimmt die 
Verkehrssicherung, den Winterdienst und die Pflege der Stationsflächen. Dabei gilt die 
Einhaltung der Bestimmungen aus der Zweckvereinbarung. Es wird in diesem 
Zusammenhang insb. auf die Bedeutung von § 4 und § 6 hingewiesen. 

(11) Die Kommune unterstützt den Landkreis bei der Evaluation und dem Monitoring zur 
Stationsnutzung sowie bei Nachweispflichten gegenüber dem Fördermittelgeber. 

 

 

 

 

Fürstenfeldbruck, den DATUM 
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Amtsgericht / 
Klinikum

Buchenau (S) Fürstenfeld
Fürstenfeldbruck 

(S, R)
Hauptplatz Kapellenstraße Klosterstraße Landratsamt Pucher Meer

Rudolf-Diesel-
Ring

St. Bernhard
Theodor-Heuss-

Straße
SUMME (netto)

SUMME (brutto inkl. 
19 % Mwst.)

ANMERKUNGEN

5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 66.000,00 € 78.540,00 €
5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 5.500,00 € 66.000,00 € 78.540,00 €

1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 12 12
Stückpreis 5.500,00 €

10.250,00 € 20.500,00 € 10.250,00 € 20.500,00 € 10.250,00 € 10.250,00 € 10.250,00 € 10.250,00 € 10.250,00 € 10.250,00 € 10.250,00 € 10.250,00 € 143.500,00 € 170.765,00 €
4.000,00 € 8.000,00 € 4.000,00 € 8.000,00 € 4.000,00 € 4.000,00 € 4.000,00 € 4.000,00 € 4.000,00 € 4.000,00 € 4.000,00 € 4.000,00 € 56.000,00 € 66.640,00 €

5 10 5 10 5 5 5 5 5 5 5 5 70 70
Stückpreis 800,00 €

6.250,00 € 12.500,00 € 6.250,00 € 12.500,00 € 6.250,00 € 6.250,00 € 6.250,00 € 6.250,00 € 6.250,00 € 6.250,00 € 6.250,00 € 6.250,00 € 87.500,00 € 104.125,00 €
5 10 5 10 5 5 5 5 5 5 5 5 70 70

Stückpreis 1.250,00 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 17.648,00 € 17.648,00 € 35.296,00 € 42.002,24 €

4.412,00 € 4.412,00 € 8.824,00 € 10.500,56 €
2 2 4 4

Stückpreis 2.206,00 €
13.236,00 € 13.236,00 € 26.472,00 € 31.501,68 €

2 2 4 4
Stückpreis 6.618,00 €

300,00 € 310,00 € 915,00 € 465,00 € 765,00 € 300,00 € 300,00 € 0,00 € 450,00 € 450,00 € 4.560,00 € 300,00 € 9.115,00 € 10.846,85 €
300,00 € 450,00 € 300,00 € 300,00 € 300,00 € 450,00 € 450,00 € 2.250,00 € 300,00 € 5.100,00 € 6.069,00 €

2 3 2 2 2 3 3 15 2 34 34
Stückpreis 150,00 €

310,00 € 465,00 € 465,00 € 465,00 € 310,00 € 2.015,00 € 2.397,85 €
2 3 3 3 2 13 13

Stückpreis 155,00 €
0,00 € 0,00 €

0,00 0,00

0 0
0,00 € 0,00 €

0 0
Stückpreis 3.000,00 €

2.000,00 € 2.000,00 € 2.380,00 €
1 1 1

Stückpreis 2.000,00 €
0,00 € 0,00 €

0 0
Stückpreis 650,00 €

0,00 € 0,00 €
0 0

16.050,00 € 26.310,00 € 16.665,00 € 26.465,00 € 16.515,00 € 16.050,00 € 16.050,00 € 15.750,00 € 16.200,00 € 16.200,00 € 37.958,00 € 33.698,00 € 253.911,00 €

19.099,50 € 31.308,90 € 19.831,35 € 31.493,35 € 19.652,85 € 19.099,50 € 19.099,50 € 18.742,50 € 19.278,00 € 19.278,00 € 45.170,02 € 40.100,62 €

500 Außenanlagen 8.179,60 € 3.732,74 € 8.050,90 € 4.221,54 € 5.055,47 € 2.400,00 € 6.073,20 € 5.833,20 € 6.449,36 € 4.137,43 € 10.577,08 € 14.415,00 € 79.125,53 € 94.159,38 €
510 Erdbau 1.117,20 € 0,00 € 1.117,20 € 319,20 € 0,00 € 0,00 € 558,60 € 558,60 € 798,00 € 638,40 € 0,00 € 0,00 € 5.107,20 € 6.077,57 €
511 Herstellung 1.117,20 € 1.117,20 € 319,20 € 558,60 € 558,60 € 798,00 € 638,40 € 5.107,20 € 6.077,57 € Vorbereitung des Untergrundes, planieren
512 Umschließung 0,00 € 0,00 €
513 Wasserhaltung 0,00 € 0,00 €
514 Vortrieb 0,00 € 0,00 €
519 Sonstiges zu KG 510 0,00 € 0,00 €
520 Gründung, Unterbau 1.440,00 € 1.520,00 € 1.680,00 € 1.640,00 € 2.120,00 € 1.200,00 € 1.440,00 € 1.200,00 € 1.560,00 € 1.560,00 € 3.470,00 € 2.700,00 € 21.530,00 € 25.620,70 €
521 Baugrundverbesserung 0,00 € 0,00 €
522 Gründungen und Bodenplatten 1.440,00 € 1.520,00 € 1.680,00 € 1.640,00 € 2.120,00 € 1.200,00 € 1.440,00 € 1.200,00 € 1.560,00 € 1.560,00 € 3.470,00 € 2.700,00 € 21.530,00 € 25.620,70 € Fundamente
523 Gründungsbeläge 0,00 € 0,00 €
524 Abdichtungen und Bekleidungen 0,00 € 0,00 €
525 Dränagen 0,00 € 0,00 €
529 Sonstiges zu KG 520 0,00 € 0,00 €
530 Oberbau, Deckschichten 4.060,00 € 184,80 € 2.650,00 € 0,00 € 369,60 € 0,00 € 2.650,00 € 2.650,00 € 2.650,00 € 462,00 € 646,80 € 3.000,00 € 19.323,20 € 22.994,61 €
531 Wege 0,00 € 0,00 €
532 Straßen 0,00 € 0,00 €
533 Plätze, Höfe, Terrassen 0,00 € 0,00 €
534 Stellplätze 4.060,00 € 184,80 € 2.650,00 € 369,60 € 2.650,00 € 2.650,00 € 2.650,00 € 462,00 € 646,80 € 3.000,00 € 19.323,20 € 22.994,61 € Pflasterflächen zum Aufbringen der Stationen
535 Sportplatzflächen 0,00 € 0,00 €
536 Spielplatzflächen 0,00 € 0,00 €
537 Gleisanlagen 0,00 € 0,00 €
538 Flugplatzflächen 0,00 € 0,00 €
539 Sonstiges zu KG 530 0,00 € 0,00 €
540 Baukonstruktionen 0,00 € 0,00 €
541 Einfriedungen 0,00 € 0,00 €
542 Schutzkonstruktionen 0,00 € 0,00 €
543 Wandkonstruktionen 0,00 € 0,00 €
544 Rampen, Treppen, Tribünen 0,00 € 0,00 €
545 Überdachungen 0,00 € 0,00 €
546 Stege 0,00 € 0,00 €
547 Kanal- und Schachtkonstruktionen 0,00 € 0,00 €
548 Wasserbecken 0,00 € 0,00 €
549 Sonstiges zu KG 540 0,00 € 0,00 €
550 Technische Anlagen 3.600,00 € 5.250,00 € 8.850,00 € 10.531,50 €

                                                                                      
STATION
POSTEN

STATIONSAUSSTATTUNG
Stationsstele
Stele
Menge

Bikesharing
Ständermodule mit Schließtechnik
Menge

Leihräder
Menge

E-Lastenradsharing
Ständermodule mit E-Ladefunktion

Überdachungen
Überdachte Fläche (m²) ca.

Menge Abstellmöglichkeiten (= Menge Bügel / Einsteller)

Abstellmöglichkeiten für Privatlastenräder
Menge Abstellmöglichkeiten (= Menge Bügel / Einsteller)

Menge

E-Lastenräder
Menge

Zusätzliche Radinfrastruktur
Abstellmöglichkeiten für Privatfahrräder (mit Bügeln / Einstellern)

Menge

Einfache Pump- und Reparaturstationen
Menge

Fahrrad-E-Lademöglichkeit
Menge Ladepunkte

Fahrradboxen
Menge Abstellplätze
Gepäckfächer (3-er Spind)
Menge

Fahrradervicestationen

SUMME STATIONSAUSSTATTUNG (netto)

TIEFBAU, MONTAGE UND ABSICHERUNG (Kostengruppen nach DIN 276)

302.154,09 €SUMME STATIONSAUSSTATTUNG (brutto inkl. 19 % Mwst.)
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551 Abwasseranlagen 0,00 € 0,00 €
552 Wasseranlagen 0,00 € 0,00 €
553 Anlagen für Gase und Flüssigkeiten 0,00 € 0,00 €
554 Wärmeversorgungsanlagen 0,00 € 0,00 €
555 Raumlufttechnische Anlagen 0,00 € 0,00 €
556 Elektrische Anlagen 3.600,00 € 5.250,00 € 8.850,00 € 10.531,50 € Stromanschluss E-Lastenradsharing
557 Kommunikations-, sicherheits- und informationstechnische Anlagen 0,00 € 0,00 €
558 Nutzungsspezifische Anlagen 0,00 € 0,00 €
559 Sonstiges zu KG 550 0,00 € 0,00 €
560 Einbauten in Außenanlagen und Freiflächen 1.200,00 € 2.015,00 € 2.340,00 € 2.240,00 € 2.540,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 2.815,00 € 1.800,00 € 20.950,00 € 24.930,50 €
561 Allgemeine Einbauten 200,00 € 100,00 € 300,00 € 300,00 € 900,00 € 1.071,00 € Absperrbaken bzw. Abgrenzbügel Lastenradstellplätze
562 Besondere Einbauten 0,00 € 0,00 €
563 Orientierungs- und Informationssysteme 615,00 € 1.040,00 € 1.040,00 € 1.040,00 € 715,00 € 4.450,00 € 5.295,50 € Markierung und Beschilderung Lastenradstellplätze
569 Sonstiges zu KG 560 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.800,00 € 1.800,00 € 15.600,00 € 18.564,00 € Montage Stationselemente durch beauftragte Dienstleister
570 Vegetationsflächen 0,00 € 0,00 €
571 Vegetationstechnische Bodenbearbeitung 0,00 € 0,00 €
572 Sicherungsbauweisen 0,00 € 0,00 €
573 Pflanzflächen 0,00 € 0,00 €
574 Rasen- und Saatflächen 0,00 € 0,00 €
579 Sonstiges zu KG 570 0,00 € 0,00 €
590 Sonstige Außenanlagen 362,40 € 12,94 € 263,70 € 22,34 € 25,87 € 0,00 € 224,60 € 224,60 € 241,36 € 277,03 € 45,28 € 1.665,00 € 3.365,13 € 4.004,50 €
591 Baustelleneinrichtung 362,40 € 12,94 € 263,70 € 22,34 € 25,87 € 0,00 € 224,60 € 224,60 € 241,36 € 77,03 € 45,28 € 210,00 € 1.710,13 € 2.035,05 €
592 Gerüste 0,00 € 0,00 €
593 Sicherungsmaßnahmen 0,00 € 0,00 €
594 Abbruchmaßnahmen 200,00 € 1.455,00 € 1.655,00 € 1.969,45 € Aufbrechen alten Asphaltbelags für Stationsfläche
595 Instandsetzungen 0,00 € 0,00 €
596 Materialentsorgung 0,00 € 0,00 €
597 Zusätzliche Maßnahmen 0,00 € 0,00 €
598 Provisorische Außenanlagen 0,00 € 0,00 €
599 Sonstiges zu KG 590 0,00 € 0,00 €

8.179,60 € 3.732,74 € 8.050,90 € 4.221,54 € 5.055,47 € 2.400,00 € 6.073,20 € 5.833,20 € 6.449,36 € 4.137,43 € 10.577,08 € 14.415,00 € 79.125,53 €

9.733,73 € 4.441,96 € 9.580,58 € 5.023,64 € 6.016,01 € 2.856,00 € 7.227,11 € 6.941,51 € 7.674,74 € 4.923,54 € 12.586,72 € 17.153,85 €

24.229,60 € 30.042,74 € 24.715,90 € 30.686,54 € 21.570,47 € 18.450,00 € 22.123,20 € 21.583,20 € 22.649,36 € 20.337,43 € 48.535,08 € 48.113,00 € 333.036,53 €

28.833,23 € 35.750,86 € 29.411,93 € 36.516,99 € 25.668,86 € 21.955,50 € 26.326,61 € 25.684,01 € 26.952,74 € 24.201,54 € 57.756,74 € 57.254,47 €

28.833,23 € 35.750,86 € 29.411,93 € 36.516,99 € 25.668,86 € 21.955,50 € 26.326,61 € 25.684,01 € 26.952,74 € 24.201,54 € 57.756,74 € 57.254,47 € 396.313,47 €

23.066,58 € 28.600,68 € 23.529,54 € 29.213,59 € 20.535,09 € 17.564,40 € 21.061,29 € 20.547,21 € 21.562,19 € 19.361,23 € 46.205,39 € 45.803,58 € 317.050,77 €

5.766,65 € 7.150,17 € 5.882,39 € 7.303,40 € 5.133,77 € 4.391,10 € 5.265,32 € 5.136,80 € 5.390,55 € 4.840,31 € 11.551,35 € 11.450,89 € 79.262,69 €SUMME EIGENMITTEL GESAMT (brutto)

SUMME ZUWENDUNGSFÄHIGE KOSTEN 
GESAMT (brutto)

SUMME FÖRDERUNG (80 %) GESAMT (brutto)

SUMME GESAMT (netto)

SUMME GESAMT (brutto inkl. 19 % Mwst.)

SUMME TIEFBAU, MONTAGE UND ABSICHERUNG (netto)

TIEFBAU, MONTAGE UND ABSICHERUNG (brutto inkl. 19 % Mwst.)

396.313,47 €

94.159,38 €
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STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 2727/2022 
 

31. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Stadtrates 

 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

72. Änderung des Flächennutzungsplans "Kugelfang Nord";  
Aufstellungsbeschluss; Billigung Vorentwurf 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ: 41-Zw Erstelldatum 26.04.2022 

Verfasser Zweckl, Florian Zuständiges Amt Amt 4  

Amt 3 

Sachgebiet 41 Stadtplanung, 
Bauleitplanung, 
Verkehrsplanung 

Abzeichnung OB: 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Planungs- und Bauausschuss Vorberatung 25.05.2022 Ö 

2 Stadtrat Entscheidung 01.06.2022 Ö 

Anlagen: 1 Geltungsbereich Aufstellungsbeschluss 72. FNP 
2 FNP Ausschnitt Rechtswirksam 
3 FNP Ausschnitt Neuaufstellung 
4 72. FNP_VE_Plan 
5 72. FNP_VE_Begruendung mit UB 
6 72. FNP_VE_Planteil_Grünstruktur 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 

1. Für das in beiliegendem Lageplan dargestellte Gebiet (siehe Anlage 1) wird 
die 72. Änderung des Flächennutzungsplans „Kugelfang Nord“ aufgestellt. 

2. Dem vorgelegten Vorentwurf der 72. Flächennutzungsplanänderung wird zu-
gestimmt. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, auf Grundlage des in der Planungs- und Bau-
ausschusssitzung gezeigten Vorentwurfs der 72. Änderung des Flächennut-
zungsplans und nach vorliegender Unterschrift des ersten städtebaulichen 
Vertrags durch die vom Baurecht Begünstigten die frühzeitige Öffentlichkeits-
beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und die frühzeitige Beteiligung der Behör-
den gem. § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
Der Vorentwurf der 72. Änderung des Flächennutzungsplans trägt das Datum der 
Sitzung des Stadtrates, den 01.06.2022. 

TOP Ö  7TOP Ö  7
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Referent/in Götz / BBV     Ja/Nein/Kenntnis     

Referent/in        Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in          Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in         Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz   mittel 

Umweltauswirkungen  gering 

Finanzielle Auswirkungen  Unbekannt 

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme      
  

      € 

Folgekosten      

     

     
  

      € 
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Sachvortrag: 
 
I. Sachstand 
 

Seit längerem existieren Entwicklungsbestrebungen das bestehende Gewerbegebiet 
„Am Kugelfang“ / „Carl-von-Linde-Straße“ nach Nord hin bis zur Stadtgrenze zu er-
weitern und zu einem städtebaulichen Abschluss zu bringen. Auf Grund bis dato 
nicht vorhandener Grundstücksverfügbarkeiten und keiner Entwicklungsbereitschaft 
der privaten Eigentümer war eine Entwicklung bisher nicht möglich. 
 

Die Grundstücksentwicklungsgesellschaft Hasenheide Nord mbH & Co. KG konnte 
mittlerweile die westlichen beiden unbebauten Flurstücke erwerben und möchte die-
se zusammen mit der Großen Kreisstadt Fürstenfeldbruck entwickeln. Für die übri-
gen, nach Osten hin anschließenden Grundstücke in privater Hand wurde zum jetzi-
gen Zeitpunkt keine Entwicklungsbereitschaft signalisiert. 
 

Grundsätzlich soll nun trotz lediglich konkreter Planungsabsichten für die westlichen 
beiden Flurstücke nördlich des Gewerbegebietes „Carl-von-Linde-Straße“ (siehe se-
parater Tagesordnungspunkt – Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung Hasen-
heide Nord „Nr. 94/3k-2 - Kugelfang Nord“ – Aufstellungsbeschluss; Billigung Vor-
entwurf) auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung die städtebauliche Entwick-
lung für den Gesamtbereich nördlich des Gewerbegebietes „Carl-von-Linde-Straße“ 
bis zum östlich angrenzenden Grünzug erfolgen. Weitere konkrete Entwicklungsmög-
lichkeiten über eine verbindliche Bauleitplanung werden so jetzt bereits auf Flächen-
nutzungsplanebene vorbereitet. 
 

Die Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck möchte nun für diesen Bereich eine Bauleit-
planung mit gleitzeitiger Änderung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes 
(„Parallelverfahren“) aufstellen um der Nachfrage nach dringendst benötigten Ge-
werbegebietsflächen im Stadtgebiet gerecht zu werden (siehe Anlage 1). 
 
 
II. Planungsrechtliche Situation 
 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan vom 1983 (siehe Anlage 2) stellt im vorlie-
genden Geltungsbereich für den südlichen Teil ein Industriegebiet (GI), für den nörd-
lichen Teil Wald („Aufforstung“) und an der Südwestseite eine Grünfläche mit Baum-
pflanzung dar. 
In der nichtwirksamen Flächennutzungsplan Neuaufstellung von 2008 wird der südli-
che Teilbereich weiterhin als Industriegebiet (GI) dargestellt, der Nordteil und der 
Westrand als „Allgemeine Grünfläche“ (siehe Anlage 3). 
 
 
III. Ziel und Zweck der 72. Änderung des Flächennutzungsplans 
 

Der Änderungsbereich befindet sich nordwestlichen Randbereiches des Industriege-
bietes Hasenheide Nord im Übergangsbereich zum Ortsteil Lindach im Westen sowie 
zum ehemaligen Militärflughafen Fliegerhorst FFB (Maisacher Flur) im Norden. Im 
Räumlichen Entwicklungskonzept (RES) des Landkreises Fürstenfeldbruck wird im 
Strategieplan FFB 2040 für diesem Bereich eine Grünvernetzung vom Pucher Meer 
bis zum Fliegerhorst vorgeschlagen, die sich teilweise über die bereits im Flächen-
nutzungsplan ausgewiesenen und teilweise bebauten Gewerbeflächen erstreckt. 
Dies entspricht auch dem seitens der Stadt geplanten Grüngürtel im Brucker Westen 
und Nordwesten (Beschluss UVS 22.11.2011). 
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Die Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck beabsichtigt mit der Aufstellung einer Bauleit-
planung und der Änderung des Flächennutzungsplanes zum einen der dringenden 
Nachfrage nach zusätzlichen Gewerbeflächen im Stadtgebiet von Fürstenfeldbruck 
und der Sicherung der Entwicklungsmöglichkeiten ortsansässiger Betriebe und die 
Schaffung von weiteren wohnortnahen Arbeitsplätzen langfristig nachzukommen. 
Zum anderen soll die Entwicklung nach Norden durch eine Ortsrandausbildung zum 
ehem. Fliegerhorst begrenzt sowie eine Grünvernetzung nach Süden geschaffen 
werden. 
 

Durch den o.g. Sachverhalt erwächst der Großen Kreisstadt Fürstenfeldbruck gem. § 
1 Abs. 3 BauGB zur Regelung der Städtebaulichen Entwicklung die städtebauliche 
Erforderlichkeit zur Aufstellung einer Bauleitplanung.  
 
 
IV. 72. Flächennutzungsplan Änderung Vorentwurf 
 

Planungsumgriff: 
Der Geltungsbereich (siehe Anlage 1) der nun zur Aufstellung vorliegenden 72. Än-
derung des rechtswirksamen Flächennutzungsplans „Kugelfang Nord“ umfasst die 
Flurnummer 2491/23, 2502, 2503, 2501/2, 2501, 2500, 2499 und 2498 ganz, sowie 
Teilflächen der Flurnummern 2632/10, 2491/4 und 2491/17 der Gemarkung Fürsten-
feldbruck und wird zum jetzigen Zeitpunkt als landwirtschaftliche Nutzfläche (Acker) 
verwendet. 
 

Der Geltungsbereich wird folgendermaßen umgrenzt: 
1. Im Norden von FFH-Gebietsflächen im Bereich des ehemaligen Flugfeldes 

des Fliegerhorsts Fürstenfeldbruck (Maisacher Flur)  
2. Im Osten durch den angrenzenden Grünzug 
3. Im Süden durch das bestehende Gewerbegebiet an der Carl-von-Linde-Straße 

(Bebauungsplan Nr. 94/3k-1) 
4. Im Westen von landwirtschaftlichen Nutzflächen (Acker) auf Maisacher Flur 

 

Insgesamt umfasst der Geltungsbereich eine Fläche von ca. 2,12 ha. 
 
 

Städtebauliche Konzeption: 
Die 72. Flächennutzungsplan Änderung sieht zwei im Geltungsbereich verortete Ge-
werbegebietsflächen in östlicher und westlicher Aufteilung vor. Diese beiden Gewer-
beflächen werden jeweils ringsum von Grünflächen gerahmt (siehe Anlage 3). 
 

Erschließung: 
Die Erschließung der westlichen Gewerbefläche soll von Südwesten über die Be-
standsstraße „Am Kugelfang“ mit einer neu geplanten Wendeplatte erfolgen. Die öst-
liche Gewerbefläche soll langfristig über einen bereits im Zuge der Bauleitplanung 
des Gewerbegebietes „Carl-von-Linde-Straße“ vorgesehene Stichstraße erschlossen 
werden (siehe Anlage 4). 
 

Grünordnung: 
Übergeordnetes Ziel ist die Schaffung eines qualifizierten Ortsrandes zur freien 
Landschaft, sowie die Vernetzung von Grün- und Naturschutzflächen, wie ehemali-
ger Fliegerhorst, Restbiotope der Hasenheide bis zum „Pucher Meer“. 
Um der ursprünglichen Darstellung des rechtswirksamen Flächennutzungsplans mit 
einer rund 50 m breiten Grünzone mit „Aufforstung“ weiterhin gerecht zu werden, je-
doch trotzdem gut nutzbare Gewerbegebietsflächen zu schaffen, wird die vormals 
nur am Nordrand angeordnete Grünfläche nun flächengleich um die beiden Gewer-
begebietsflächen gelegt bzw. eine breite Nord-Süd-Grünzäsur zwischen den Gewer-
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begebietsflächen geschaffen. Zusammen mit der weiterhin vorhandenen nördlichen 
Ost-West-Grünverbindung und einer südlichen Ost-West-Grünverbindung zwischen 
dem geplanten Gewerbegebietsabschnitt und dem bestehenden Gewerbegebiet wird 
eine leistungsfähige Grünvernetzung zwischen dem östlich anschließenden großen 
Grünzug, den nördlich anschließenden FFH-Gebietsflächen und den Randeingrü-
nungen bzw. der freien Landschaft westlich des Gewerbegebietes Kugelfang-West 
geschaffen (siehe Anlage 6). 
 
 
V. Verfahren 
 

Für das Bauleitplanverfahren wird ein Regelverfahren vorgeschlagen. Zeitgleich wird 
im Parallelverfahren die Aufstellung des Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung 
Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2 - Kugelfang Nord“ durchgeführt (siehe separater Ta-
gesordnungspunkt – Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung Hasenheide Nord 
„Nr. 94/3k-2 - Kugelfang Nord“ – Aufstellungsbeschluss; Billigung Vorentwurf). Somit 
entwickelt sich der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan. 
 
 
Abschließend kommt das Stadtbauamt zu den auf Seite 1 formulierten Beschluss-
vorschlägen. 
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 3 

1. Rahmenbedingungen der Planung 
 

1.1 Änderungsbereich 
 

 Der Änderungsbereich liegt am nördlichen Stadtrand von Fürstenfeldbruck westlich des Indust-
riegebietes Hasenheide Nord, angebunden an die Straße ‚Am Kugelfang’ im Südwesten, die um 
eine Wendefläche ergänzt wird. 
Der Geltungsbereich mit einer Fläche von ca. 7.292 m2 umfasst die Flurnummern 2502 und 2503 
sowie Teilflächen der Flurnummern 2632/10, 2491/4, 2491/17, 2491/18, 2491/23 und 2498 der 
Gemarkung Fürstenfeldbruck, Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck. 
 
 
 

1.2 Lage und Beschaffenheit der Umgebung und des Planungsgebietes 
 

1.2.1 Großräumliche Lage und Funktion der Großen Kreisstadt Fürstenfeldbruck 
 

 Fürstenfeldbruck liegt westlich der Landeshauptstadt München. Die Einwohnerzahl beläuft sich 
derzeit auf ca. 37.200 (Stand Ende 2017). 
 

Fürstenfeldbruck ist gemäß Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP 2013, Stand 
01.01.2020) ein Mittelzentrum und liegt im Stadt- und Umlandbereich des Verdichtungsraumes 
München und in der überregionalen Entwicklungsachse München – Augsburg.  
 

Entsprechend des Regionalplanes 14, München (RP 14) „… werden gemäß LEP B II 1.2 Bereiche 
festgelegt, die für die Siedlungsentwicklung besonders in Betracht kommen. Der Lenkung der 
Siedlungsentwicklung in diese Bereiche kommt ein besonderes Gewicht zu. Dort soll eine über 
die in B II Z 2.1 festgelegte Zielsetzung hinausgehende Siedlungsentwicklung zulässig sein. Da-
bei soll in der Regel zunächst auf bereits ausgewiesene Wohn- und/oder Gewerbegebiete zu-
rückgegriffen werden“ (RP, Ziel B II 2.3). 
Auf Karte 2 zum RP 14 (Ausschnitt 9) liegt der Planungsumgriff innerhalb des nördlichen Sied-
lungsentwicklungsbereiches und Gewerblichen Bauflächen. 
 
 
 

1.2.2 Verkehrliche Infrastruktur 
 

 Die Erschließung erfolgt über die Straße Am Kugelfang im Südwesten, die sich mit der Fraunhof-
erstraße westlich des Gewerbe- und Industriegebietes Hasenheide kreuzt. 
Die Anbindung an das überörtliche Straßennetz erfolgt über die Staatsstraße 2054 im Westen.  
Die Verkehrserschließung durch den öffentlichen Personennahverkehr findet in Fürstenfeldbruck 
über Busse statt. Durch die Fraunhofer- und Liebigstraße führt die Buslinie 837. Der S-Bahnhof 
Fürstenfeldbruck liegt in einer Entfernung von ca. 3,5 km. 
 
 
 

1.2.3 Soziale Infrastruktur 
 

 Die kommunale und soziale Infrastruktur eines Mittelzentrums sowie die entsprechende Versor-
gung mit Einzelhandelsbetrieben sind vorhanden. 
 
 
 

1.2.4 Naturräumliche Grundlagen 
 

 Fürstenfeldbruck gehört naturräumlich zum Bereich der Isar-Inn-Schotterplatten der Münchner 
Ebene. 
Das Planungsgebiet ist naturräumlich zur Münchener Schotterebene zuzuordnen.  
Die geologische Raumeinheit ist hier die Paar-Isar-Region. Geologisch ist das Planungsgebiet 
dem hochwürmglazialen Schotter außerhalb der Endmoränen als Niederterrasse zuzuordnen 
(Geologische Karte von Bayern 1980, M 1:25.000).  
Das lockere Schottermaterial ist wasserdurchlässig und daher ein sehr guter Grundwasser- 
träger. 
 
 
 

1.2.5 Bodendenkmal 
 

 Ein südlicher Teilbereich des Plangebietes überlagert bekannte Teilflächen eines Bodendenk-
mals (Siedlung der frühen und mittleren römischen Kaiserzeit sowie verebnete Grabhügel vorge-
schichtlicher Zeitstellung; D-1-7733-0063).  
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1.3 Planungsrechtliche Voraussetzungen 
 

1.3.1 Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan 
 
Das Planungsgebiet ist im rechtsverbindlichen Flächennutzungsplan der Stadt Fürstenfeldbruck 
etwa hälftig geteilt mit der Fläche ‚Wald‘ und Bezeichnung ‚Aufforstung‘ im Norden sowie Indust-
riegebiet GI im südlichen Bereich, in der Neuaufstellung als ‚Grünfläche‘ sowie ebenfalls als ‚In-
dustriegebiet dargestellt. 
Im Westen befindet sich die Straße ‘Am Kugelfang’ (teilweise bereits auf Maisacher Flur), im 
südlichen Teilbereich ist ein durchgehender Streifen ‚Grünfläche’ mit geplanten Bäumen darge-
stellt, in der Neuaufstellung als ‚allgemeine Grünfläche’ bezeichnet und ohne Baum-Darstellun-
gen als westliche Randzone für das Industriegebiet (GI). 
Im südlichen Planungsgebiet befindet sich ein in der Denkmalliste verzeichnetes und bei archä-
ologischen Untersuchungen im Jahr 2011 ff. weiter südlich nachgewiesenes Bodendenkmal; 
siehe dazu Ziffer 1.2.5 und 5.2.2.2.7. 
 
 

1.3.2 72. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Am 25.05.2022 erfolgte der Änderungsaufstellungsbeschluss zum Flächennutzungsplan durch 
den Planungs- und Bauausschuss gem. § 2 (1) BauGB und zeitgleich der Billigungsbeschluss 
zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 (1) und 4 (1) BauGB. Die frühzeitige Beteiligung erfolgte im 
Zeitraum zwischen ……………… und ………………. In der Sitzung des Planungs- und Bauaus-
schusses am ……………… erfolgte der Beschluss zur Beteiligung gem. § 3 (2) und 4 (2) BauGB. 
 
 

1.3.3 Lärmschutzzonen 
 

 Das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm sieht in der Umgebung von Flugplätzen die Festsetzung 
von Lärmschutzbereichen (Schutzzonen) vor.  
Der militärische Flughafenbetrieb wurde 2003 eingestellt, die Lärmschutzbereiche (Zonen) sind 
durch die mittlerweile erfolgte Änderung des Regionalplans (Tektur 2) aufgehoben. 
 
 

1.3.4 Bauschutzbereich 
 

 Der militärische Flughafenbetrieb wurde 2003 eingestellt, aufgrund der mittlerweile erfolgten Än-
derung des Regionalplans (Tektur 2) mit Aufheben der Lärmschutzbereiche (Zonen) entfällt der 
Bauschutzbereich. 
 
 
 

2. Anlass, Ziel und Zweck der Planung 
 

 Der Änderungsbereich befindet sich nordwestlichen Randbereiches des Industriegebietes Ha-
senheide Nord im Übergangsbereich zum Ortsteil Lindach im Westen sowie zum ehemaligen 
Militärflughafen Fliegerhorst FFB (Maisacher Flur) im Norden. Im Regionalplan (RP 14), Karte 2 
befindet sich westlich der Staatstraße St 2054 ein regionaler Grünzug, südwestlich der Staat-
straße St 2054 endet das Regionale Trenngrün Nr. 56. 
 
Im Räumlichen Entwicklungskonzept (RES) des Landkreises Fürstenfeldbruck wird im 
Strategieplan FFB 2040 für diesem Bereich eine Grünvernetzung vom Pucher Meer bis zum 
Fliegerhorst vorgeschlagen, die sich teilweise über die bereits im Flächennutzungsplan 
ausgewiesenen und teilweise bebauten Gewerbeflächen erstreckt. Dies entsprciht auch dem 
seitens der Stadt geplanten Grüngürtel im Brucker Westen und Nordwesten (Beschluss UVS 
22.11.2011). 
 
Mit der 72. Flächennutzungsplan-Änderung sollen deshalb zum einen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen geschaffen werden, das vorhandene Gewerbe- und Industriegebiet Hasen-
heide Nord nordöstlich der Straße Am Kugelfang um neue Gewerbeflächen zu erweitern, zum 
anderen soll die Entwicklung nach Norden durch eine Ortsrandausbildung zum ehem. Flieger-
horst begrenzt sowie eine Grünvernetzung nach Süden geschaffen werden. 
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RP 14, Ausschnitt Karte 2 RES, Ausschnitt Strategieplan FFB 2040 
 

 Für die Erarbeitung der Änderung wurde das Architekturbüro Wild, Thomas Wild, Architekt und 
Stadtplaner, Germering, sowie für die Bereiche des Landschaftsplanes das Büro Freiraum - Ber-
ger Fuchs PartG mbH, Freising, beauftragt, welches auch den Umweltbericht erstellt. 
 
 

3. Konzeption der Planung  
 

3.1 Städtebauliche Konzeption der Änderungsbereiche 
 

3.1.1 Änderung -  Gewerbefläche Kugelfang Nord 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Darstellung der Änderung 
im rechtsverbindlichen 
Flächennutzungsplan 
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 Die Änderung sieht zwei gewerbliche Bauflächen mit einer Tiefe von jeweils etwa 86 m und einer 
Breite von im Mittel etwa 57 m bzw. 86 m vor.  
Als nördliche Fortsetzung der bestehenden Bebauung östlich der Straße Am Kugelfang (Carl-
von-Linde-Straße) soll die Änderung einschränkend als Gewerbegebiet (GE) und nicht als Indust-
riegebiet (GI) dargestellt werden.  
Nach Westen und Norden wird im Übergangsbereich zur Landschaft ein Grünstreifen für eine 
Randeingrünung vorgeschlagen nach Süden sind zur Grünvernetzung zwei breitere Grünstreifen 
vorgesehen. 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Darstellung der Änderung 
Im Entwurf Neuaufstellung 2008 
Flächennutzungsplan 
 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 
 

3.2.1 Geschossflächenzahl (GFZ) 
Auf Ebene der Flächennutzungsplanung erfolgen keine Angaben zum Maß der baulichen Nut-
zung wie z.B. zur Geschossflächenzahl (GFZ). 
 
 
 

3.3 Verkehrskonzept 
 

3.3.1 Verkehrliche Aspekte  
Die Erschließung erfolgt über die Straße ‚Am Kugelfang’ im Südwesten bzw. über die Carl-von-
Linde-Straße im Süden. Über die den Änderungsbereich durchquerende Fraunhoferstraße erfolgt 
die Anbindung an das überörtliche Straßennetz an die Staatsstraße 2054 im Westen. 
Die Auswirkungen durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen durch die neuen Bauflächen wer-
den als unkritisch betrachtet. 
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3.4 Grünkonzept 
 

3.4.1 Allgemeine Planungsziele der Landschaftsplanung 
Der Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan sieht für die Änderungsflächen „Flächen für die 
Landwirtschaft“ vor. 
Im Süden sind bereits Gewerbegebiete vorhanden, im Norden schließt das FFH-Gebiet ehema-
liger Flughafen Fürstenfeldbruck an, im Westen landwirtschaftliche Flächen. 
Im Osten liegt eine Grünzäsur mit Fl. Nr. 2497 und 2050/14 mit Biotop Nr. 91.01./91.02./91.03. 
und 7833.-0199. 
Übergeordnetes Ziel ist die Schaffung eines qualifizierten Ortsrandes zur freien Landschaft, sowie 
die Vernetzung von Grün- und Naturschutzflächen, wie ehemaliger Fliegerhorst, Restbiotope der 
Hasenheide bis zum „Pucher Meer“. 
 
 

3.4.2. Grünkonzept für den Änderungsbereich 
Das grünordnerische Konzept reagiert auf die Lage am Rand des Gewerbe- und Industriegebie-
tes und zur freien Landschaft. Da sich der westliche Rand des Planungsgebietes im unmittelbaren 
Blickfeld der Staatsstraße 2054 Fürstenfeldbruck / Maisach und der Siedlung Lindach befindet, 
wird die Westseite als grüner Ortsrand mit Baumsetzung ausgebildet. 
Im Hinblick auf die im gültigen FNP eingetragene Aufforstungsfläche im Änderungsbereich und 
des benachbarten FFH-Gebiet mit Wiesenbrütern und dem Vorkommen der Feldlerche im nähe-
ren und weiteren Umfeld wird folgende Grünkonzeption, die schon bestehende Strukturen auf-
nimmt, vorgeschlagen: 
-Nord-Süd gerichtete intensive Gehölzstrukturen mit Bäumen 
-Entlang des FFH-Gebietes die Initialisierung von Magerrasenflächen mit max. 30% thermophile 
Gebüschgruppen ohne Baumpflanzungen (siehe Grünstrukturkonzept auf Grundlage Luftbild, Ap-
ril 2022). 
 
 
 

3.5 Immissionsschutz 
 

3.5.1 Fluglärm 
Der militärische Flughafenbetrieb wurde 2003 eingestellt, die Lärmschutzbereiche (Zonen) sind 
durch die mittlerweile erfolgte Änderung des Regionalplans (Tektur 2) aufgehoben. 
 

3.5.2 Gewerbegeräusche 
Die Aspekte des Immissionsschutzes aus Gewerbebetrieben werden auf Ebene der Bebauungs-
planung behandelt. 

Es wurden jedoch im Rahmen des Schalltechnischen Gutachtens von Müller-BBM Nr. 
M161815/01 vom 03.05.2022 bereits auf Flächennutzungsplanebene Schallimmissionen an den 
maßgeblichen Immissionsorten durch beide Gewerbeflächen – die Gewerbefläche im Bebau-
ungsplangebiet 94/3k-2 sowie die östliche Gewerbefläche im Gebiet der 72. FNP-Änderung  über-
prüft. 

Die um 6 dB(A) reduzierten Immissionsrichte der TA Lärm werden unter Berücksichtigung beider 
Gewerbeflächen mit den im vorliegenden Gutachten ermittelten zulässigen immissionswirksa-
men, flächenbezogenen Schallleistungspegeln an allen Immissionsorten bzw. Ersatz-Immission-
sorten eingehalten. 

 Die zusätzliche Prüfung für die östliche Gewerbefläche hat ergeben, dass in einem künftigen 
weiteren Bebauungsplanverfahren auch ausreichend hohe immissionswirksame, flächenbezo-
gene Schallleistungspegel ausgewiesen werden können. 
 
 

 Für die westliche Gewerbefläche des Planungsumgriff wird verwiesen auf den Bebauungsplan  
„94/3k-2 – Kugelfang-Nord“, Anlage zur Begründung (Schalltechnisches Gutachten Müller-BBM  
Nr. M161815/01 vom 03.05.2022). 
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4. Flächenbilanz: Änderungsbereiche in Zahlen  
 

4.1 Flächen 
 

4.1.1 Änderungsbereich  
Gesamt    ca. 2,12 ha  (100 %) 
 
- davon reine „GE“-Flächen   ca. 1,10 ha    (52 %) 
- davon „Grünflächen“    ca. 0,94 ha    (44 %) 
- davon Verkehrsflächen    ca. 0,08 ha    (  4 %) 
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5. Umweltbericht 
 
(Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB (20. Juli 2004) 
Entwurf 20.02.2019 
 
 

 
Inhaltsverzeichnis 
 
 

5.1 Einleitung 
 

5.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans 
 

5.1.2 Darstellung der Ziele des Umweltschutzes 
 
 

5.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß Umweltprüfung  
nach § 2, Abs. 4 Satz 1 BauGB 
 

5.2.1 Vorgehensweise 
 

5.2.2 Umweltprüfung 
 

5.2.2.1 Kurzcharakteristik Untersuchungsgebiet 
 

5.2.2.2 Beschreibung und Bewertung der zu erwartenden erheblichen Auswirkungen  
des Vorhabens auf die Umwelt sowie schutzgutbezogene Verminderungs-  
und Vermeidungsmaßnahmen 
 

5.2.2.2.1 Schutzgut Mensch 
5.2.2.2.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen 
5.2.2.2.3 Schutzgut Boden 
5.2.2.2.4 Schutzgut Wasser 
5.2.2.2.5 Schutzgut Luft und Klima 
5.2.2.2.6 Schutzgut Landschaft und Ortsbild 
5.2.2.2.7 Kulturgüter 

 
5.2.2.3 Beschreibung der Maßnahmen, mit denen erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt soweit 

möglich ausgeglichen werden können sowie Ersatzmaßnahmen 
 

5.2.2.3.1 Eingriffsregelung 
 
 

5.2.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung sowie bei Nichtdurch-
führung der Planung 

  
5.3 Zusätzliche Angaben 

 
5.3.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der Umwelt-

prüfung 
 

5.3.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des 
Bauleitplans auf die Umwelt 
 

5.3.3 Zusammenfassung 
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5.1 Einleitung 
 

5.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans, einschließlich 
der Beschreibung der Festlegungen des Plans mit Angaben über Standorte, Art und Um-
fang sowie Bedarf an Grund und Boden der geplanten Vorhaben. 
 
Mit der Aufstellung des Flächennutzungsplanes soll die planungsrechtliche Voraussetzung ge-
schaffen werden, das Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide im nordwestlichen Bereich ab-
zurunden sowie gleichzeitig einen städtebaulich wirksamen Ortsrand nach Westen zu sichern. 
Hierzu werden landwirtschaftliche Nutzflächen umgenutzt. 
 
Gesamtfläche Geltungsbereich: ca. 2,12 ha (100 %) 
Anteil Verkehrsflächen: ca.    4 % 
Anteil Grünflächen: ca.  44 % 

  Anteil reine GE-Flächen:               ca.  52 % 
 
Die Erschließung erfolgt von Westen und Süden über die Straße „Am Kugelfang“, die sich weiter 
südlich mit der Fraunhoferstraße kreuzt.  
 
Abgrenzung des Planungsgebietes 
Das Planungsgebiet liegt im Norden von Fürstenfeldbruck im nordwestlichen Bereich des Ge-
werbe- und Industriegebietes Hasenheide.  
Im direkten Umgriff befinden sich landwirtschaftliche Flächen, im Norden das FFH-Gebiet ehe-
maliger Flughafen FFB,  im Osten Biotope (ehemalige Kiesentnahme). 
 
Das Planungsgebiet bildet den nordwestlichen Abschluss des Gewerbe- und Industriegebietes 
Hasenheide. 
 
 

 
5.1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgesetzten Ziele des 

Umweltschutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind, und der Art, wie diese Ziele 
und die Umweltbelange bei der Aufstellung berücksichtigt wurden. 
 
Im Bauleitplan sind die maßgeblichen Ziele der Baugesetzgebung, der Natur-, der Wasser-, der 
Emissionsschutzgesetze und die Vorgaben der rechtskräftigen Aussagen des FNP der Stadt 
FFB berücksichtigt. 

 
Landschaftsentwicklungskonzept (LEK)/Regionalplan 
Im Landschaftsentwicklungskonzept für die Region München (LEK 14) ist das Planungsgebiet 
als Fläche für Landwirtschaft dargestellt. Im Zuge der Bauleitplanung wird das Gebiet als Ge-
werbegebiet ausgewiesen. 
 
FNP 
Im Flächennutzungsplan (vom 30.07.1983 / Neuaufstellung 2008) ist das Planungsgebiet als 
landwirtschaftliche Fläche dargestellt. Für das Planungsgebiet ist eine Verdachtsfläche für Bo-
dendenkmäler mit der Nr. 083 verzeichnet. 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird das Gebiet, wie das östlich angrenzende Areal, als Gewer-
begebiet festgesetzt. 
 
FFH-Gebiet 
Im Norden des Planungsumgriffes liegt das FFH-Gebiet Flughafen Fürstenfeldbruck  
(Nr. 7733-371), mit dem Lebensraumtyp 6510 Magere Flachland-Mähwiesen (Alopecurus pra-
tensis, Sanguisorba officinalis), welches auch als Wiesenbrütergebiet kartiert ist.  
 
Biotopschutz 
Angrenzend an den Planungsumgriff befinden sich auf den Flurnummern 2497 und 2520/14 die 
Biotope 91.01, 91.02 und 91.03 (Weidenfeuchtgebüsche und initiale Trockenvegetation in einer 
Kiesgrube und Nr. 7833-0199). Die Biotope werden durch die Planungsänderung nicht berührt. 
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5.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB 
 
Im Folgenden werden aus den zu erstellenden Untersuchungen nur die erheblichen Umwelt-
auswirkungen beschrieben. Dementsprechend werden im Interesse der Übersichtlichkeit nur 
diejenigen Umweltbestandteile, Projektnutzungen und Konfliktpunkte genannt, die zu erhebli-
chen Umweltauswirkungen führen. 
 

5.2.1 Vorgehensweise 
 
Die in der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB genannten Punkte 
 
a)  Angabe der Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen  
     Umweltzustands, einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich  
     erheblich beeinflusst werden 
 
b)  Angabe der geplanten Maßnahme zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich  
    der nachteiligen Auswirkungen 
 
sind aus fachlichen und systematischen Gründen sowie auf Grund besserer logischer Nachvoll-
ziehbarkeit den einzelnen Schutzgütern zugeordnet und bei diesen, soweit erforderlich, entspre-
chend abgehandelt. Die Eingriffsregelung ist in einem eigenen Punkt mit entsprechender Be-
rechnung enthalten. 

 
Punkt  
c ) Angabe der Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der  
     Planung und bei Nichtdurchführung der Planung. 
und 
d)  Angabe der in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, wobei die  
     Ziele und der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans zu berücksichtigen sind. 
 
 

5.2.2 Umweltprüfung 
 

5.2.2.1 Kurzcharakteristik Untersuchungsgebiet 
 

 Örtliche Lage 
 

Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck, nördlicher Ortsrand 

 Naturraum Isar-Inn-Schotterplatten der Münchner Ebene, geprägt durch Schotterzunge 
der Münchner Ebene und Moränenzüge 
 

 Geologie / Böden Grundlage der Bodenbildung sind sandige, schwach schluffige Kiesablage-
rungen, die einen gut durchlässigen Grundwasserleiter darstellen. Die Kiese 
werden von einer meist nur wenigen Dezimetern mächtigen Braun- 
Parabraunerdeschicht überdeckt. 
 

 Wasserhaushalt Oberflächengewässer sind im Untersuchungsbereich nicht vorhanden. 
Der Grundwasserflurabstand beträgt ca. 5,7 – 6,7 m;  
Wasserversorgung: 
- Wasseranschluss an das städtische Versorgungsnetz 
- Regenwasserentsorgung findet über dezentrale Rückhaltung und  
  Versickerung von Niederschlagswasser auf den einzelnen  
  Grundstücken statt. 
 

 Reale Vegetation 
und Nutzung 

Landwirtschaftliche Nutzung 
  
 

 Baulicher Be-
stand 
 

Das Planungsgebiet ist derzeit unbebaut. 
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 Typische Biotope 
und faunistische 
Ausstattung 

Im Planungsgebiet sind keine amtlichen Biotope bzw. anderweitige natur-
schutzrechtlich gesicherten Flächen erfasst. 
In der Nähe befinden sich die Biotope 91.01, 91.02 und 91.03   
(Weidenfeuchtgebüsche und initiale Trockenvegetation in einer Kiesgrube 
und Nr. 7888.0199).  
Im Norden liegt das FFH-Gebiet Flughafen Fürstenfeldbruck, mit dem Le-
bensraumtyp 6510 Magere Flachland-Mähwiesen, welches auch als Wie-
senbrütergebiet kartiert ist.  
 
 

 Besondere Arten-
schutz-rechtliche 
Prüfung 
 

Nicht erforderlich. 
 

 Kleinklima Ortsrandlage, Nebelentstehungsgebiet, 
Ost-West-Frischluftschneise 
 

 Ökologische 
Funktion 
 

Geringe bis mittlere biologische Relevanz   

 Landschaftsbild/ 
Erholung 
 

Keine nennenswerte Erholungsfunktion 

 Öffentliche Nutz-
barkeit 
 

Das Gelände ist öffentlich bedingt zugänglich 

 Raumempfind-
lichkeit 

- ökologischer Defizitraum  
- offene Feldflur 
- Benachbarung FFH-Gebiet 
- Benachbarung Biotop 
 
 

5.2.2.2 Beschreibung und Bewertung der zu erwartenden erheblichen Auswirkungen des Vorha-
bens auf die Umwelt sowie schutzgutbezogene Verminderungs- und Vermeidungsmaß-
nahmen 
Die Beschreibung ist in Bezug auf die Schutzgüter gegliedert, die erheblichen Umweltauswir-
kungen werden erfasst. Die Umweltbestandteile werden auf Grund 
bestehenden Datenmaterials und örtlicher Erhebungen im Untersuchungsraum aufgenommen 
und bewertet. 
Die Projektwirkungen werden beschrieben und ebenfalls den Schutzgütern zugeordnet. 
Eine Maßnahmenbeschreibung zur Vermeidung oder Verminderung der Beeinträchtigun-
gen erfolgt ebenso schutzgutbezogen und beinhaltet auch Gestaltungsmaßnahmen. 
 
 

5.2.2.2.1 Schutzgut Mensch (Emissionen, Erholung) 
 
Beschreibung: 
Das Planungsgebiet liegt direkt südlich des ehemaligen militärischen Flugplatzes Fürstenfeld-
bruck. Der militärische Flughafenbetrieb wurde 2003 eingestellt, eine spätere zivile Nutzung ist 
vorgesehen.  
Mit der Realisierung des Bebauungsplanes wird es zu einer Überbauung und Versiegelung von 
Ackerflächen für Erschließung und Gebäude kommen.  
 
Auswirkungen: 
Während der Bauphase ist von erhöhter Lärmentwicklung und Erschütterung auszugehen. 
Eine Nutzungskonkurrenz wie z.B. zwischen Wohnen / Industrie ist nicht gegeben.  
Betriebsbedingt ist mit erhöhter Lärm- und Schadstoffbelastung durch Transport- und Lieferver-
kehr zu rechnen.  
Die Auswirkungen auf den Menschen, wie die Erholungsnutzung sind als gering einzustufen. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
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Im Rahmen der weiteren Bauleitplanung werden flächenbezogene Schallleistungspegel festge-
legt. Der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen an einen Flächenschallpegel wird bei der 
weiteren Planung zu einem Bauvorhaben gefordert. 
 
Ergebnis: 
Im Hinblick auf die Schutzgüter Mensch / Lärm und Mensch / Erholung sind lediglich geringe 
bis keine Auswirkungen zu erwarten. 
 
 

5.2.2.2.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen 
 
Beschreibung: 
Das Planungsgebiet wird intensiv ackerbaulich bewirtschaftet. 
 
Bei einer natürlichen Entwicklung würde sich wohl Waldmeister-Buchenwald im Komplex mit 
Waldgersten-Buchenwald einstellen. Diese potenziell natürlicher Vegetation entsprechenden 
Formationen gibt es in der näheren Umgebung kaum noch. Der Landschaftsplan verweist auf 
die Felgedinger Schotterzunge mit mageren wasserdurchlässigen Böden als natürlichen Stand-
ort für Heidevegetation und lichte Wäldchen. 
 
 
Auswirkungen: 
Es ergeben sich u.U. geringfüge Auswirkungen des Vorhabens auf die Avifauna. Naturschutz-
fachlich bedeutsame Vegetationsbestände sind durch das Vorhaben nicht betroffen.  
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Im Laufe der weiteren Planung (bei der Aufstellung von B-Plänen werden Maßnahmen festge-
legt) 
 
Ergebnis: 
Es werden durch die Planung keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ausgelöst. 
Für die Schutzgüter Tiere und Pflanzen sind lediglich geringe Auswirkungen zu erwarten. 
 
 

5.2.2.2.3 Schutzgut Boden 
 
Beschreibung: 
 
„In der Verebnungsfläche von Fürstenfeldbruck und nördlich davon sind die ausgedehnten, 
sog. hochwürmglazialen Schotter der Niederterrasse, die während und nach der letzten Eiszeit 
abgelagert wurden, anzutreffen. Diese lagern den tertiären Sedimenten, die als Schluffe, Tone 
und Sande ausgebildet sein können, auf.  
 
Das Planungsgebiet wird ackerbaulich intensiv bewirtschaftet. 
 
Auswirkungen 
Durch die Planung werden in festgesetztem Umfang bisher unversiegelte Flächen versiegelt / 
bebaut und der Boden verdichtet. 
Durch Baumaßnahmen wird es zu einer Störung des natürlichen Bodenaufbaus und einer Bo-
denverdichtung kommen. 
Die anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen sind daher vermutlich nur gering. Wechsel-
wirkungen ergeben sich insbesondere zum Schutzgut Wasser. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Baubedingt ist auf eine sachgerechte Lagerung von Abraum, Humus etc. zu achten.  
Minimiert werden die Auswirkungen durch die Verwendung von wasserdurchlässigen Bodenbe-
lägen. 

Ergebnis: 
In Bezug auf die Versiegelung des Bodens und den Flächenverbrauch werden die Auswirkun-
gen als erhebliche Eingriffsschwere betrachtet. 
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5.2.2.2.4 Schutzgut Wasser 
 
Beschreibung: 
Die Grundwasserfließrichtung verläuft in Fürstenfeldbruck generell nach Nordosten in Fließrich-
tung der Amper. Oberflächengewässer sind im Planungsgebiet nicht vorhanden.  
 
„Der Mittelwasserstand kann mit ca. 6,7 – 5,7 m unter Geländeoberkante abgeschätzt werden. 
Bei hohen Grundwasserständen muss ab ca. 3,60 m unter jetziger Geländeoberfläche mit 
Grundwasser gerechnet werden. 
 
 
 
Auswirkungen: 
Durch Baumaßnahmen wird es zu einer Bodenverdichtung kommen. 
Bei Verfüllungen ist auf eine ausreichende Tragfähigkeit (Standsicherheit, Frostschutz etc.) des 
zukünftigen Untergrundes zu achten. 

 
Die Versiegelung führt zu einer Abflussverschärfung des Oberflächenwassers. 
Das Rückhaltevolumen des belebten Bodens ist vermindert, daher ist die Grundwasserneubil-
dungsrate vermindert. 

 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Im Laufe der weiteren Planung (bei der Aufstellung von B-Plänen werden Maßnahmen festge-
legt) 
 
Ergebnis: 
Anlagebedingt wird die Grundwasserneubildung durch den hohen Versiegelungsgrad beein-
trächtigt, sowie die Rückhaltefunktion der Fläche für Oberflächenwasser vermindert.  
Es ist mit einer mittleren Eingriffsschwere zu rechnen.  
Wechselwirkungen ergeben sich insbesondere zu dem Schutzgut Boden. 
 
 

5.2.2.2.5 Schutzgut Luft und Klima 
 
Beschreibung: 
Das Plangebiet liegt am Nordrand des Alpenvorlandes mit seinem von den Alpen beeinflussten 
feucht-kühlen Klima. Die große Entfernung vom Atlantischen Ozean durch kontinentale Klima-
züge ist hier bedeutend. So sind die Sommerniederschläge höher als die Winterniederschläge, 
und die Sommer relativ warm, die Winter dagegen kalt.  
Die durchschnittliche Niederschlagsmenge liegt bei 800 mm.  
Die mittlere Jahrestemperatur (1881/1930, Klimaatlas v. Bayern 1952; vgl. auch Landschafts-
plan) beträgt +7° bis +8° C. 
Hauptwindrichtungen sind Südwest, West und Nordost. 
Topographisch bedingt ist dieser Bereich als Kaltluftentstehungs- oder -abflussgebiet von un-
tergeordneter Bedeutung. Eine temporäre Vorbelastung der Lufthygiene ist bereits gegeben. 
Der Individualverkehr wird zunehmen. 
 

Auswirkungen: 
Durch die Bebauung entstehen klimatische Barrieren, die örtlich allerdings kaum den Kaltab-
fluss behindern.  
Die in einem Gewerbegebiet übliche Versiegelung großer Flächen führt generell zu einer Re-
duktion von Kaltluftentstehungsgebieten, die in vorliegendem Fall jedoch ohne größere Bedeu-
tung für das Stadtklima bleibt.  
Da das vorliegende Plangebiet relativ klein ist, wird es vermutlich nur zu sehr geringfügigen 
Auswirkungen auf das Kleinklima kommen. 
Die Verkehrsbelastung wird durch die vorliegende Planung zunehmen. Der Pkw-Verkehr 
durch Mitarbeiter sowie der Lkw-Verkehr durch An-/Ablieferung wird sich erhöhen. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Die Flächen werden mit entsprechenden Gehölzpflanzungen vor allem in Nord-Süd Ausrichtung 
ausgewiesen. 
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Ergebnis: 
Die baubedingten, als auch die betriebsbedingten Auswirkungen sind als gering einzustufen.  
Durch die hohe Versiegelung ist anlagebedingt mit geringen – mittleren Auswirkungen auf das 
Kleinklima zu rechnen.  
 
 

5.2.2.2.6 Schutzgut Landschaftsbild 
 
Beschreibung: 
Durch die vorliegende Planung wird der nordwestliche Bereich des im Flächennutzungsplan 
dargestellten Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide geringfügig umstrukturiert.  
Im Westen schließen landwirtschaftliche Flächen und im Süden Gewerbe an. 
 
Auswirkungen: 
Es sind angrenzend bereits Betriebe vorhanden, so dass ein baulicher Zusammenhang gege-
ben ist bzw. diese als Vorbelastung berücksichtigt werden. Das Landschaftsbild erhält keinen 
wesentlich neuen Charakter.  
 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Zur Vermeidung von Auswirkungen auf das Landschaftsbild und zur Aufwertung des Ortrandes 
nach Westen werden Gehölz- und Baumpflanzungen vorgesehen.  

 
Ergebnis: 
Die Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind von geringer Erheblichkeit.  
Die Vorbelastungen durch angrenzende Betriebe und die geplante Eingrünung des Ortsrandes 
sind zu berücksichtigen. 
 
 

5.2.2.2.7 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
 
Beschreibung: 
Der südliche Bereich des Plangebietes überlagert bekannte Teilflächen eines Bodendenkmals 
(Siedlung der frühen und mittleren römischen Kaiserzeit sowie verebnete Grabhügel vorge-
schichtlicher Zeitstellung; D-1-7733-0063).  
 
 
Auswirkungen: 
Durch Dokumentation und Sicherung der Bodendenkmäler sind die Auswirkungen auf das 
Schutzgut Kultur- und Sachgüter mit mittel zu bewerten. 
 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Auf die Meldepflicht gemäß Art 8 DSchG wird verwiesen. Ein Erlaubnisverfahren nach Art. 7.1 
DSchG wurde durchgeführt.  
 
 
Ergebnis: 
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter sind von mittlerer Erheblichkeit. 
 
 
 

5.2.2.3 Beschreibung der Maßnahmen, mit denen erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt so-
weit möglich ausgeglichen werden können sowie Ersatzmaßnahmen 
 
Neben den schon unter den einzelnen Schutzgütern beschriebenen wesentlichen im weiteren 
Bauleitplanverfahren zu konkretisierenden Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen sind 
die mit dem Vorhaben verbundenen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft ausgleich-
bar. 
Zur Bearbeitung der hierfür erforderlichen Maßnahmen wird ein Grünordnungsplan erstellt. Be-
gründung, Art und Umfang dieser Maßnahmen gehen aus diesem hervor. 
 
Die Bearbeitung erfolgt in der weiterführenden Bauleitplanung. 
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Insgesamt ergibt sich mit einem geplanten Versiegelungsgrad von max. 80 % (auf der reinen 
Baufläche) gegenüber dem Bestand eine erhebliche Verschlechterung der Umweltsituation in 
Bezug auf die Versiegelung. 
 
 

5.2.2.3.1 Eingriffsregelung  
(Grundlage: Leitfaden Oberste Baubehörde, Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau 
und Verkehr Dezember 2021)  
Eine genaue Bearbeitung erfolgt im Rahmen der weiteren Bauleitplanung. 
 
Voraussichtlich kommt Typ A mit einem Umfang von 0,3 – 0,5 zum Tragen. 
 
 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
Im Folgenden wird der voraussichtliche Umfang für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen anhand 
der unterschiedlichen Flächen ermittelt. 
 
 
Bezeichnung 

 
Fläche (m²)  

 
Bewertung 
(WP) 

 
GRZ / Eingriffs-
faktor 

 
Ausgleichsbe-
darf (WP) 

 
Intensiv bewirt-
schaftete Äcker 

 
21235 

 
3 

 
0,8 

 
50964 

 
Planungsfaktor Begründung Sicherung 
 
Vernetzung von großräumi-
gen Grünstrukturen 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Naturnahe Gestaltung der öf-
fentlichen und privaten Grün-
flächen, der Wohn- und Nutz-
gärten sowie unterbauten 
Bereiche der privaten Grund-
stücke, z.B. durch Min-
destanzahl von autochtho-
nen Bäumen pro Grund-
stücksfläche 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Fassadenbegrünung mit 
hochwüchsigen, ausdauern-
den Kletterpflanzen 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Dauerhafte Begrünung von 
Flachdächern 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Summe (max. 20 Abzug)                                                           15%  
Summe Ausgleichsbedarf (WP)                                               43320 
 
Ausgleich / Ersatz 
Die erforderlichen Flächen für die Eingriffskompensation könnten z.B. über das Ökokonto der 
Stadt Fürstenfeldbruck nachgewiesen werden. Die endgültige Klärung erfolgt in weiteren Ver-
fahrensschritten auf Bebauungsplanebene. 
 
Ausgleichsflächenbedarf:                                                                                         43320 WP 
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5.2.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung sowie bei Nicht-
durchführung der Planung 
Für das Vorhaben wurde die Lage des Planungsgebietes im ausgewiesenen  
Gewerbe- und Industriegebiet, die guten Möglichkeiten der Erschließung und die 
Flächenverfügbarkeit die Entscheidungsgrundlage.  
Die Fläche kann mit städtebaulich günstigen Funktionen belegt werden.  
Das Gelände wird stark versiegelt, durch Pflanzungen können die geringen Phytomassenver-
luste kompensiert werden.  
 
Bei einem Belassen des Bestandes (Nullvariante) würden bei entsprechender Nutzung weiter 
landwirtschaftliche Nutzflächen bestehen.   
 
 
Die Durchführung der Planung führt zu einer erhöhten Versiegelung und einem Verlust von 
landwirtschaftlicher Fläche, einem potenziellen Wiesenbrüterhabitat und Lebensraum mit gerin-
ger Bedeutung.  
Durch die Planungsmaßnahmen, wie Eingrünung, Baumpflanzungen etc. werden die Ziele der 
Ersatzmaßnahmen für das Gesamtkonzept Hasenheide unterstützt. 
Die Versiegelung kann durch die Ausgleichsmaßnahmen kompensiert werden. 

 Der besondere Stellenwert eines grünen Ortsrandes an der westlichen Grenze des Planungs-
umgriffes ist hervorzuheben. 
 
Aus den planerischen Voruntersuchungen ergaben sich folgende Schwerpunkte, die in der vor-
liegenden Planung zum Bebauungsplan umgesetzt wurden: 
 

- Schaffung eines grünen Ortsrandes mit Baumpflanzungen im Westen 
- Schaffung einer Magerrasenfläche mit thermophilen Gebüschen im Norden 

 
 
 

5.3 Zusätzliche Angaben 
 

5.3.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der 
Umweltprüfung 
Die Umweltprüfung wurde gemäß dem systematischen Aufbau einer Umweltverträglichkeitsstu-
die erstellt. 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. 

Die Bewertung gibt den aktuellen Stand des Wissens wieder. 

Für die Beurteilung der Eingriffsregelung wurde der Bayerische Leitfaden des bayerischen 
Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz verwendet. 

 
 

 
5.3.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Durchfüh-

rung des Bauleitplans auf die Umwelt 
 

(Im Laufe der weiteren Bauleitplanung) 
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5.3.3 Zusammenfassung 
Die Planung umfasst die Nutzung von überwiegend landwirtschaftlicher Nutzfläche am Ge-
werbe- und Industriegebiet Hasenheide am Rande des ehemals militärisch genutzten Flugplat-
zes. Auf dem Gelände sollen sich Betriebe neu ansiedeln.  
Die Erschließung wird durch den Ausbau der Straße ´Am Kugelfang´ bzw. durch ihren Ab-
schluss mittels Wendefläche gesichert.  
In den eigentlichen Baurahmen kommen die notwendigen Flächen für Zufahrten, Anlieferung 
und Parkierung. Die übrigen Flächen werden grünordnerisch angelegt. 
 
Umweltauswirkungen ergeben sich durch: 
- Gefährdung von Boden, Wasser und Kleinklima durch Emissionen des erhöhten  
  Verkehrsaufkommens 
- Lärmemissionen / -immissionen 
- Versiegelung 
- Veränderung des Ortsbildes durch Bauwerksmassen 
- Überbauung eines Bodendenkmals 
- Überbauung bisheriger Ackerflächen in näherer Umgebung eines Wiesenbrütergebietes 
 
Bei einer Bewertung ist zu berücksichtigen, dass  
- zusätzliche Baum-  und Gehölzpflanzungen erfolgen 
- der Ortsrand mit Baum- und Gehölzpflanzungen sowie Magerrasenflächen ausgebildet wird 
- Ausgleichsflächen bereitgestellt werden  
 
Die Versiegelung wird über die Ausgleichsmaßnahmen ausgeglichen. 
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Stadt Fürstenfeldbruck      Planverfasser 
 
Fürstenfeldbruck, den      Germering, den 25.05.2022 
 
 
 
 
        
........................................................    ........................................................ 
gez. Erich Raff       Thomas Wild 
Oberbürgermeister      Dipl.-Ing. Univ. Architekt + Stadtplaner 
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Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck - 72. FNP-Änderung "Kugelfang-Nord"

  Grünstruktur im Luftbildausschnitt   M 1:5000Vorentwurf  25.05.2022

TOP Ö  7TOP Ö  7
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STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 2726/2022 
 

31. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Stadtrates 

 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

Bebauungsplan Nr. 94/3k-2 "Kugelfang Nord";  
Aufstellungsbeschluss; Billigung Vorentwurf 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ: 41-Zw Erstelldatum 26.04.2022 

Verfasser Zweckl, Florian Zuständiges Amt Amt 4  

Amt 3 

Sachgebiet 41 Stadtplanung, 
Bauleitplanung, 
Verkehrsplanung 

Abzeichnung OB: 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Planungs- und Bauausschuss Vorberatung 25.05.2022 Ö 

2 Stadtrat Entscheidung 01.06.2022 Ö 

Anlagen: 1 Geltungsbereich Aufstellungsbeschluss BBP 94-3k-2 
2 BBP 94-3k-1_Endfass Plan_Stand 120605 
3 FNP Ausschnitt Rechtswirksam 
4 FNP Ausschnitt Neuaufstellung 
5 BBP 94-3k-2_Vorentwurf_Plan_Satzung 
6 BBP 94-3k-2_Vorentwurf_Begruendung 
7 BBP 94-3k-2_Gutachten_MBBM_M161815_01 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt: 

1. Für das in beiliegendem Lageplan dargestellte Gebiet (siehe Anlage 1) wird der 
Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2 - 
Kugelfang Nord“ aufgestellt. 

2. Dem vorgelegten Vorentwurf des Bebauungsplans wird zugestimmt. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, auf Grundlage des in der Planungs- und Bau-
ausschusssitzung gezeigten Bebauungsplan Vorentwurfs und nach vorliegender 
Unterschrift des ersten städtebaulichen Vertrags durch die vom Baurecht Be-
günstigten die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und 
die frühzeitige Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 

Der Vorentwurf des Bebauungsplans trägt das Datum der Sitzung des Stadtra-
tes, den 01.06.2022. 

TOP Ö  8TOP Ö  8
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Seite 2 

 

Referent/in Götz / BBV     Ja/Nein/Kenntnis     

Referent/in        Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in          Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in         Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz   mittel 

Umweltauswirkungen  gering 

Finanzielle Auswirkungen  Unbekannt 

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme      
  

      € 

Folgekosten      

     

     
  

      € 
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Sachvortrag: 
 
I. Sachstand 
 

Seit längerem existieren Entwicklungsbestrebungen das bestehende Gewerbegebiet 
„Am Kugelfang“ / „Carl-von-Linde-Straße“ nach Nord hin bis zur Stadtgrenze zu er-
weitern und zu einem städtebaulichen Abschluss zu bringen. Auf Grund bis dato 
nicht vorhandener Grundstücksverfügbarkeiten und keiner Entwicklungsbereitschaft 
der privaten Eigentümer war eine Entwicklung bisher nicht möglich. 
 

Die Grundstücksentwicklungsgesellschaft Hasenheide Nord mbH & Co. KG konnte 
nun zumindest die westlichen beiden unbebauten Flurstücke erwerben und möchte 
diese zusammen mit der Großen Kreisstadt Fürstenfeldbruck entwickeln. Für die üb-
rigen, nach Osten hin anschließenden Grundstücke in privater Hand wurde zum jet-
zigen Zeitpunkt keine Entwicklungsbereitschaft signalisiert. 
 

Grundsätzlich soll entsprechend der nun im Parallelverfahren aufgestellten 72. Flä-
chennutzungsplan Änderung (siehe separater Tagesordnungspunkt – 72. Änderung 
des Flächennutzungsplans Hasenheide Nord – „Kugelfang-Nord“ – Aufstellungsbe-
schluss; Billigung Vorentwurf) jedoch langfristig die o.g. städtebauliche Entwicklung 
für den Gesamtbereich nördlich des Gewerbegebietes „Carl-von-Linde-Straße“ bis 
zum östlich angrenzenden Grünzug erfolgen. Weitere konkrete Entwicklungsmög-
lichkeiten über eine verbindliche Bauleitplanung werden so jetzt bereits auf Flächen-
nutzungsplanebene vorbereitet. 
 

Die Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck möchte nun über einen herkömmlichen Be-
bauungsplan, sog. „Angebotsbebauungsplan“ die Ausweisung neuer, dringendst be-
nötigter Gewerbegebietsflächen im Stadtgebiet einleiten (siehe Anlage 1). 
 
 
II. Planungsrechtliche Situation zum Bauleitplanverfahren 
 

Für die im nachstehenden Kapitel IV genannten Grundstücke besteht überwiegend 
kein Bebauungsplan. Der Südrand des gegenständlichen Bebauungsplans mit inte-
grierter Grünordnung Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2 - Kugelfang Nord“ überschneidet 
sich im Bereich der Erschließung geringfügig mit dem rechtskräftigen Bebauungsplan 
mit integrierter Grünordnung Hasenheide Nord-West „Nr. 94/3k-1“ (siehe Anlage 2). 
 

Der nun zur Aufstellung vorgesehene Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung 
Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2 - Kugelfang Nord“ wird bei Inkrafttreten innerhalb sei-
nes Geltungsbereichs (siehe Anlage 1) alle früher festgesetzten Bebauungspläne 
und sonstigen planungsrechtlichen Festlegungen vollständig ersetzen. 
 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan vom 1983 (siehe Anlage 3) stellt im vorlie-
genden Geltungsbereich für den südlichen Teil ein Industriegebiet (GI), für den nörd-
lichen Teil Wald („Aufforstung“) und an der Südwestseite eine Grünfläche mit Baum-
pflanzung dar. 
In der nichtwirksamen Flächennutzungsplan Neuaufstellung von 2008 wird der südli-
che Teilbereich weiterhin als Industriegebiet (GI) dargestellt, der Nordteil und der 
Westrand als „Allgemeine Grünfläche“ (siehe Anlage 4). 
 

Grundsätzlich ist der im Flächennutzungsplan als Grünfläche dargestellte Teil des 
Geltungsbereichs als Außenbereich nach § 35 BauGB zu bewerten. Im Außenbe-
reich sind Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, 
eine ausreichende Erschließung gesichert ist oder wenn eine sog. „Privilegierung“ 
vorliegt. Weder liegt planungsrechtlich aktuell eine Privilegierung noch eine gesicher-
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te Erschließung des Areals vor. Die Aufstellung eines Bebauungsplanes zur Schaf-
fung von Baurecht ist somit in diesem Bereich Voraussetzung.  
Nach schriftlicher Rücksprache mit der Regierung von Oberbayern ist auf Grund der 
„nicht unwesentlichen“ Änderung (ca. 4.500 m² Abweichung der Darstellungen) für 
die angestrebte Aufstellung des Bebauungsplanes auch eine parallele Änderung des 
rechtswirksamen Flächennutzungsplanes notwendig.  
 
 
III. Ziel und Zweck des Bebauungsplanes 
 

Die Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebau-
ungsplans mit integrierter Grünordnung Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2 - Kugelfang 
Nord“ zum einen der dringenden Nachfrage nach zusätzlichen Gewerbeflächen im 
Stadtgebiet von Fürstenfeldbruck langfristig nachzukommen. Zum anderen sind die 
Sicherung der Entwicklungsmöglichkeiten ortsansässiger Betriebe und die Schaffung 
von weiteren wohnortnahen Arbeitsplätzen Ziele der vorliegenden Bauleitplanung. 
 

Grundsätzlicher Anlass der Bauleitplanung ist unter anderem der Umstand, dass die 
Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck kurz- bis mittelfristig fast keine freien Gewerbeflä-
chen mehr zur Verfügung stellen kann. Die gewerbliche Entwicklung der letzten Jah-
re im Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide zeigt, dass das Flächenpotenzial 
der über die bisherigen Bebauungspläne ausgewiesenen Baugebiete weitgehend 
erschöpft ist. Es können einzelne, im rechtswirksamen Flächennutzungsplan als Ge-
werbeflächen dargestellte und noch „freie“ Flächen aufgrund von Altlasten und Ei-
gentumsverhältnissen keiner weiteren Entwicklung zugeführt werden. 
 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll deshalb auf der Grundlage der 72. 
Änderung des Flächennutzungsplans die planungsrechtliche Voraussetzung ge-
schaffen werden, das vorhandene Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide Nord 
östlich der Straße Am Kugelfang nach Norden bis zur Stadtgrenze zu erweitern, 
gleichzeitig einen städtebaulich wirksamen Ortsrand nach Norden zu sichern sowie 
für Ansiedlungsgesuche neue Gewerbeflächen zur Verfügung stellen zu können. 
 

Durch den o.g. Sachverhalt erwächst der Großen Kreisstadt Fürstenfeldbruck gem. § 
1 Abs. 3 BauGB zur Regelung der Städtebaulichen Entwicklung die städtebauliche 
Erforderlichkeit zur Aufstellung einer Bauleitplanung.  
 

Grundsätzliche Hauptziele der Bauleitplanung sind: 
 

 Städtebauliche Entwicklung und Sicherung von Gewerbeansiedelungen im 
Fürstenfeldbrucker Norden 

 Erweiterung und nördlicher Abschluss des vorhanden Gewerbegebietes 

 Sicherung eines städtebaulich Wirksamen Ortsrandes nach Norden 

 Ausweisung neuer flexibel anbietbarer Gewerbegebietsflächen im Stadtgebiet 

 Schaffung weiterer wohnortnaher Arbeitsplätze 
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IV. Bebauungsplan Vorentwurf 
 

Planungsumgriff: 
Der Geltungsbereich (siehe Anlage 1) des nun zur Aufstellung vorliegenden Bebau-
ungsplans mit integrierter Grünordnung Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2 - Kugelfang 
Nord“ umfasst die Flurnummer 2491/23, 2502 und 2503 ganz, sowie Teilflächen der 
Flurnummern 2632/10, 2491/15, 2491/17, 2491/18 und 2498 der Gemarkung Fürs-
tenfeldbruck und wird zum jetzigen Zeitpunkt ausschließlich als landwirtschaftliche 
Nutzfläche (Acker) verwendet. 
 

Der Geltungsbereich wird folgendermaßen umgrenzt: 
1. Im Norden von FFH-Gebietsflächen im Bereich des ehemaligen Flugfeldes 

des Fliegerhorsts Fürstenfeldbruck (Maisacher Flur)  
2. Im Osten von landwirtschaftlichen Nutzflächen (Acker) auf Fürstenfeldbrucker 

Flur 
3. Im Süden durch das bestehende Gewerbegebiet an der Carl-von-Linde-Straße 

(Bebauungsplan Nr. 94/3k-1) 
4. Im Westen von landwirtschaftlichen Nutzflächen (Acker) auf Maisacher Flur 

 

Insgesamt umfasst der Geltungsbereich eine Fläche von ca. 7.292 m². 
 

Eigentumsverhältnisse: 
Im Planungsgebiet befindet sich lediglich ein kleinräumiger Randbereich in privatem 
Eigentum. Die übrigen Flächen befinden sich im Besitz der Großen Kreisstadt Fürs-
tenfeldbruck, bzw. in privatem Besitz der Grundstücksentwicklungsgesellschaft Ha-
senheide Nord mbH & Co. KG. 
 

Erschließung: 
Die Erschließung erfolgt von Südwesten über die Bestandsstraße „Am Kugelfang“. 
Es wird eine neu festgesetzte Wendefläche als öffentliche Straßenverkehrsfläche an 
der Südwest-Ecke des Planungsumgriffs verortet. Bei dem ca. 100 m langen Ab-
schnitt der Straße „Am Kugelfang“ nördlich der Fraunhoferstraße handelt es sich zu-
dem um eine Sackgasse. Durch die Bauleitplanung wird so ein verkehrstechnischer 
Abschluss des Gewerbegebietes realisiert (siehe Anlage 5). 
 

Bebauungskonzept: 
Der Bebauungsplan (siehe Anlage 5) setzt als Gebietskategorie ein Gewerbegebiet 
(GE) gem. § 8 BauNVO mit einem dem Grundstückszuschnitt geschuldeten, nach 
Süden zulaufenden, trapezförmigen Baufenster fest. In Weiterführung der bestehen-
den Gewerbebebauung im Bereich Kugelfang soll der städtebaulichen Randlage des 
Planungsbereichs Rechnung getragen werden und kein Industriegebiet (GI) festge-
setzt werden, insbesondere auch die Beschränkung der Geräuschemissionen betref-
fend. 
Das Maß der Baulichen Nutzung wird entsprechend der umliegenden Gewerbegebie-
te (im Süden Bebauungsplan Nr.94/3k-1; im Südwesten Bebauungsplan Nr. 96/2) mit 
einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8, einer Baumassenzahl (BMZ) von 4,0 und ei-
ner maximalen Wandhöhe (WH) von 7,5 m festgesetzt. 
 

Grünordnung: 
Unter Berücksichtigung der nördlichen und westlichen Ortsrandlage zur freien Land-
schaft hin und des städtebaulichen Abschlusses des Gewerbegebietes ist analog 
zum Bebauungsplan Nr. 96/2 „Kugelfang West“ eine mind. 10 m breite private Orts-
randeingrünung mit Baumpflanzung vorgesehen (siehe Anlage 5). Richtung Norden 
werden bewusst zum Schutz der im angrenzenden FFH-Gebiet vorhandenen boden-
brütenden Vögel (Feldlerchen und Wiesenbrüter Vorkommen) keine Großbaumpflan-
zungen vorgesehen, die zur Vergrämung dieser führen würden (Prädatoren-
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Sitzplätze). Der nördliche Rand wird als Übergangs- bzw. als Pufferzone zum FFH-
Gebiet als Magerrasenstreifen mit thermophilen Strauchgruppen ausgebildet. 
An der Südseite wird entsprechend der Darstellungen der 72. Flächennutzungsplan 
Änderung ebenfalls eine Randeingrünung festgesetzt, die zusammen mit der Eingrü-
nung des südlich anschließenden Gewerbegebietsabschnitts eine mind. 10 m breite 
Ost-West Grünverbindung/ Gliederung ermöglicht. 
 
 
V. Verfahren 
 

Für das Bauleitplanverfahren wird ein herkömmlicher Bebauungsplan, ein sog. „An-
gebotsbebauungsplan“ im Regelverfahren vorgeschlagen. Zeitgleich wird im Paral-
lelverfahren die Aufstellung der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes Hasen-
heide Nord – „Kugelfang-Nord“ durchgeführt (siehe separater Tagesordnungspunkt – 
72. Änderung des Flächennutzungsplans Hasenheide Nord – „Kugelfang-Nord“ – 
Aufstellungsbeschluss; Billigung Vorentwurf). Somit entwickelt sich der Bebauungs-
plan aus dem Flächennutzungsplan. 
 
 
Abschließend kommt das Stadtbauamt zu den auf Seite 1 formulierten Beschluss-
vorschlägen. 
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Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck 
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 4 

Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck 
Bebauungsplan Hasenheide Nord – „Nr. 94/3k-2 – Kugelfang-Nord“ 
 
 
Satzungspräambel 
 
Die Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck erlässt gemäß §§ 2 bis 4c des Baugesetzbuches (BauGB), §§ 8 
bis 10 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), Art. 23 der Ge-
meindeordnung des Freistaates Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 
(GVBl. S. 796), zuletzt geändert durch Gesetzes vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74), Art. 81 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588), zuletzt ge-
ändert durch § 4 des Gesetzes vom 25.05.2021 (GVBl. S. 286) und Art. 3 des Bayerischen Naturschutz-
gesetzes (BayNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.06.2011 (GVBl. S. 82), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23.06.2021 (GVBl. S. 352) sowie der Verordnung über die Bauliche Nutzung 
der Grundstücke der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 
1802), diesen Bebauungsplan als 
 
Satzung. 
 
 
Der Bebauungsplan ersetzt innerhalb seines räumlichen Geltungsbereiches alle Festsetzungen früherer 
Bebauungspläne und deren Änderungen.  
 
 
B. Festsetzungen 

(Planzeichen und Text) 
 

1. Geltungsbereich 
 

1.1 Der Bebauungsplan umfasst innerhalb seines gekennzeichneten Geltungsbereichs die 
Flurnummer 2502 und 2503 sowie Teilflächen der Flurnummern 2632/10, 2491/4, 2491/17, 
2491/18, 2491/23 und 2498 der Gemarkung Fürstenfeldbruck, Große Kreisstadt Fürsten-
feldbruck. 
 

1.2 
 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
(§ 9 Abs. 7 BauGB). 
 
 

2. Art der baulichen Nutzung  
 

2.1 GE Der Geltungsbereich wird nach § 8 BauNVO als Gewerbegebiet 
(GE) festgesetzt. 
 

2.2 Nutzungen  
 

2.2.1 Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben als Ausnahme 
Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass Einzelhandelsbetriebe nur in Verbin-
dung mit Gewerbetrieben zulässig sind und innenstadtrelevantes Sortiment in großflächi-
gem Einzelhandel ausgeschlossen ist. 
 

2.2.1 Zulässigkeit von Wohnungen 
Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass pro Grundstück max. 1 Wohnung i.S. 
des § 8 Abs. 3 Satz 1 BauNVO bis zu einer Größe von maximal 130 m2 Wohnfläche, 
jedoch maximal 40% der Gesamtnutzfläche zulässig ist. Davon abweichend sind Ausnah-
men nur in begründeten betrieblichen Einzelfällen zulässig. 
 

2.2.3 Unzulässigkeit von Vergnügungsstätten 
Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die unter § 8 Abs. 3 BauNVO Nr. 3 
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 5 

aufgeführten ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Vergnügungsstätten) nicht zulässig 
sind. 
 
 

2.3 Zulässige Geräuschemissionen  
 

2.3.1 Gewerbliche Nutzung 
Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren je m2 der gewerblich nutzbaren 
Grundfläche abgestrahlte Schallleistung die folgenden immissionswirksamen, flächenbe-
zogenen Schallleistungspegel nicht überschreitet: � 

• tags (06:00 bis 22:00 Uhr)  64 dB(A) 
• nachts (22:00 bis 06:00 Uhr)  49 dB(A)� 

 Für die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorhabens ist für die zugehö-
rige(n) Teilfläche(n) eine Ausbreitungsrechnung nach TA Lärm in Verbindung mit der DIN 
ISO 9613-2 durchzuführen und so der von dem Vorhaben einzuhaltende Immissionsricht-
wertanteil zu berechnen. Dabei sind im Gewerbegebiet keine abschirmenden oder reflek-
tierenden Objekte wie Häuser und Wände zu berücksichtigen. Weiterhin sind die Quellhö-
hen mit 4,0 m über ebenem Gelände, die Immissionsorthöhen mit 5,0 m über ebenem 
Gelände, die Bodendämpfung nicht spektral gerechnet, der standortbezogene Korrek-
turfaktor mit C0 = 2 dB und die Berechnung für die Schwerpunktfrequenz von 500 Hz zu 
berücksichtigen. 
 

 Sind einem Vorhaben mehrere Teilflächen (auch aus angrenzenden Bebauungsplänen) 
zuzuordnen, so ist der Nachweis unter Berücksichtigung aller Teilflächen des Vorhabens 
zu führen. 
 
Die Festsetzung der immissionswirksamen, flächenbezogenen Schallleistungspegel gilt 
nicht in Bezug auf Immissionsorte innerhalb des Gewerbegebiets�Nr. 94/3k-2 „Kugelfang-
Nord“. Hier gelten die Anforderungen der technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
(TA Lärm). 
 
 

2.3.2 
 

Wohnnutzung 
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter sind im Bebauungsplangebiet 94/3k-2 „Kugelfang-Nord“ zulässig.  
 
 
 

3. Maß der baulichen Nutzung 

 Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. § 16 Abs. 2 
BauNVO durch die Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO), die Baumassenzahl (§ 21 BauNVO) 
und die Wandhöhe als Höchstgrenze (§ 18 BauNVO) festgesetzt. Die jeweils für die Er-
mittlung der GRZ bzw. der BMZ zugrunde zu legende Grundstücksfläche erfolgt ein-
schließlich der Fläche der Ziffer 11.1.2 (Ortsrand auf privater Grünfläche). 
 
 

3.1 Grundflächenzahl 
 

3.1.1 GRZ 0,8 
 

Max. zulässige Grundflächenzahl gem. § 19 BauNVO, z.B. 0,8, so-
fern sie nicht durch andere Festsetzungen eingeschränkt wird. 
Eine Überschreitung der festgesetzten max. zulässigen Grundflä-
chenzahl einschl. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Ne-
benanlagen i.S.d. § 14 BauNVO, baulichen Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche sowie privaten Verkehrsflächen ist nicht zuläs-
sig. 
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 6 

3.1.2 Flächen von Stellplätzen, Feuerwehrzufahrten und Feuerwehraufstellflächen müssen mit 
wasserdurchlässigen Belägen (Rasengittersteine, Großsteinpflaster mit Rasenfuge, 
Kunststein mit hoher Wasserdurchlässigkeit, Schotterrasen u. dgl.) ausgeführt werden. 
Ausgenommen sind Zufahrten, Betriebshöfe und Flächen, die auf Grund anderer Rechts-
vorschriften (z.B. Wasserschutz, Altlasten etc.) eine Versiegelung erfordern. 
 
 

3.2 Baumassenzahl 
 

3.2.1 BMZ 4,0 
 

Max. zulässige Baumassenzahl gem. § 21 BauNVO, z.B. 4,0. 
 
 

3.3 Wandhöhe 
 

3.3.1 WH 7,5 Max. zulässige Wandhöhe, z.B. 7,5 m. 
 
 

3.3.2 Bezugspunkt für das Maß der Wandhöhe ist die mittlere Höhe der Straßenbegrenzung am 
jeweiligen Grundstück. Die Wandhöhe ist traufseitig am Schnittpunkt der Außen-wand-
flucht mit der Oberkante Dachkonstruktion bzw. dem oberen Abschluss der Wand zu mes-
sen. 
 

3.3.3 Ausnahmsweise kann aus betrieblichen Gründen die zulässige Wandhöhe in Teilberei-
chen um bis zu 1,0 m auf bis zu 8,5 m überschritten werden bei einem Mindestabstand 
von 5,0 m zur westlichen bzw. südwestlichen Baugrenze an der Straße Am Kugelfang 
bzw. der öffentlichen Wendefläche. Ebenso dürfen die Fassaden dieser Gebäude keine 
durchgehende, einheitliche Wandhöhe mit 8,5 m ausbilden, sondern müssen abgestuft 
werden. 
 
 

3.4 Firsthöhe 
 

3.4.1 Die Firsthöhe darf die zulässige Wandhöhe um bis zu 2,50 m überschreiten.  
 
 

3.5 Abgrabungen, Aufschüttungen, Höhenlage 
 

3.5.1 Der Geltungsbereich ist weitgehend eben. Das Gelände jedes Grundstücks ist an die Hö-
henlage der nächst gelegenen Erschließungsstraße Am Kugelfang und der angrenzenden 
Grundstücke anzugleichen.  
 
 

4. Baugrenzen, Abstandsflächen 
 

4.1 Baugrenzen 
 

4.1.1  Baugrenze 
 
 

4.2 Abstandsflächen 
 

4.2.1 Die Einhaltung der Abstandsflächen nach Art. 6 Abs. 5 BayBO wird angeordnet. 
 
 
 

5. Bauliche Gestaltung 
 

5.1 Baukörper 
 

5.1.1 Gemäß Art. 81 Abs. 1 BayBO sind Fassaden und Dachdeckungen mit grellen Farbtönen 
und spiegelnden Materialien, mit Ausnahme von nicht verspiegelten Glasflächen, unzu-
lässig. 
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 7 

5.1.2 Fassadenbegrünung (§ 9 Abs.1 Nr. 25 BauGB) 
Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt sowie fenster-
lose Fassaden sind mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist 
mindestens eine Pflanze zu verwenden. Dabei sind die Richtlinien für Planung, Bau und 
Instandhaltung von Fassadenbegrünungen (Fassadenbegrünungs-richtlinien) der For-
schungsgesellschaft Landschaftsentwicklung und Landschaftsbau e.V. (FLL) in ihrer je-
weils aktuellen Fassung anzuwenden. 
 
Diese Festsetzung gilt auch für Nebenanlagen sowie Garagen- und Carportwände. 
 
§ 4 (2) und (3) der kommunalen GestS findet keine Anwendung. 
 
 

5.2 Dächer 
 

5.2.1 Dachform 
Gemäß Art. 81 Abs. 1 BayBO sind Flachdächer und bis 10° geneigte Dächer als Sattel- 
oder Pultdächer zulässig. 
 

5.2.2 Dachaufbauten 
Gemäß Art. 81 Abs. 1 BayBO sind Dachaufbauten ausschließlich als technisch bedingte 
Dachaufbauten wie Aufzugsüberfahrten, Treppenhäuser, Kamine, Antennen- und Satelli-
tenempfangsanlagen etc. zulässig. Zum Dachrand müssen mindestens 3,0 m Abstand 
eingehalten werden, die Wandhöhe darf um maximal 3,0 m überschritten werden. 
Der Einbau von Anlagen zur solaren Energiegewinnung (Kollektoren, Photovoltaik)  
auf Dächern ist in Ziffer 12.3.2 separat geregelt. 
 

5.2.3 Dachbegrünung 
Dachflächen sind bis zur festgesetzten maximalen Dachneigung von 10° zu begrünen, 
sonstige untergeordnete, befestigte und nicht begrünte Flächen für Erschließung und War-
tung technischer Anlagen wie PV-Anlagen sind auf den Dächern zulässig. Dabei sind die 
Richtlinien für Planung, Bau und Instandhaltung von Dachbegrünungen (Dachbegrü-
nungsrichtlinien) der Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung und Landschafts-
bau e.V. (FLL) in ihrer jeweils aktuellen Fassung anzuwenden. 
 
Es ist eine extensive Begrünung vorzunehmen, ansonsten ist auch intensive Begrünung 
zulässig. Bei extensiver Begrünung beträgt die Mächtigkeit des Vegetationstragschicht 
(Substrat) mind. 8 bis max. 15 cm, bei intensiver Begrünung mind. 30 cm. 
 
Diese Festsetzung gilt auch für Nebenanlagen. 
 
Im Übrigen wird auf § 3 (3) und § 4 (1) der kommunalen GestS verwiesen. 
 
 

6. Verkehrsflächen  
 

 

6.1 _______  

Straßenbegrenzungslinie 
 
 
 

6.2 

 

Öffentliche Verkehrsfläche 
 
 
 
 

7. Ver- und Entsorgung 
 

7.1 Versorgung 
 

7.1.1 Oberirdische Versorgungsleitungen sind unzulässig. 
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7.1.2 Oberirdische Schalt-, Verteiler- und Grundstücksanschlussschränke müssen so auf Pri-
vatgrund aufgestellt werden, dass diese von außen von der Verkehrsfläche aus zugäng-
lich sind. Sie müssen in der Flucht der Einfriedung liegen bzw. baulich oder gestalterisch 
integriert sein. 
 
 

7.2 Entsorgung 
 

7.2.1 Entwässerung 
Abwasser ist in das öffentliche Kanalnetz einzuleiten. Es gilt die „Satzung für die öffentli-
che Entwässerungsanlage der Stadt Fürstenfeldbruck“ (Entwässerungssatzung – EWS).  
 

7.2.2 Niederschlagswasser 
Anfallendes Regenwasser ist auf dem eigenen Grundstück zu versickern.  
Die Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser ist frei, wenn die Anforderun-
gen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) eingehalten werden. An-
sonsten muss bei der Stadt Fürstenfeldbruck eine wasserrechtliche Erlaubnis beantragt 
werden. 
 
 

8. Stellplätze, Garagen, Tiefgaragen, Tiefgaragenrampen und Nebenanlagen 
 

8.1 Lage  
 

8.1.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12 und 14 BauNVO wird festgesetzt, dass Stell-
plätze, Garagen, Tiefgaragen, Tiefgaragenrampen und Nebenanlagen nur innerhalb der 
festgesetzten Baugrenzen zulässig sind. 
 
 

8.2 Anzahl der Stellplätze 
 

8.2.1 Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze ist entsprechend der „Satzung über die Erstellung 
von Garagen und Stellplätzen“ (Garagen- und Stellplatzsatzung - GaStS) zu ermitteln. 
 
 

9. Einfriedungen   
 

9.1.1 Gemäß kommunaler GestS §5 sind Einfriedungen ausschließlich als Metallzäune mit einer 
Höhe von maximal 1,4 m oder in Form von Laubhecken zulässig.  
 

9.1.2 Zur Sicherstellung der Durchlässigkeit für Kleintiere (z.B. Igel) sind Einfriedungen ohne 
Sockel zu errichten. Zwischen der Unterkante der Einfriedung und Oberkante Erdreich / 
befestigte Fläche muss ein mind. 10 cm breiter Bodenabstand auf voller Länge der Ein-
friedung eingehalten werden. Alternativ kann an jeder Grundstücksseite je 10 m laufender 
Einfriedungslänge ein Durchlass ausgeführt werden. 
 

9.1.3 Ausgenommen von den Festsetzungen nach 9.1.1 und 9.1.2 sind betriebsbedingte frei-
stehende Mauern bis zu einer Höhe von 2,0 m, wenn diese innerhalb der Baugrenzen 
errichtet werden. 
 
 

10. Werbeanlagen 
 

10.1.1 Gemäß Art. 81 Abs. 1 Nr. 2 BayBO wird festgesetzt, dass sich bewegende Werbeanlagen 
sowie Werbeanlagen mit blinkendem Licht (Blinklicht, Umlauflicht, Farbwechsel, Intervall-
Licht usw.) und nach oben abstrahlende Laserlichtanlagen unzulässig sind. 
 

10.1.2 Ferner wird festgesetzt, dass Werbeanlagen nur unterhalb der Traufe sowie je Gebäu-
deseite bis zu einer Ansichtsfläche von jeweils max. 6 m2 zulässig sind. 
 

10.1.3 Gebäude unabhängige Werbeanlagen sind nur innerhalb der Bauräume und unter Be-
rücksichtigung der unter 10.1.2 genannten Festsetzungen zulässig. 
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11. Grünordnung 
 

11.1 Planzeichen 
 

11.1.1 

 

Private Freifläche / Grundstücksflächen 
 
 

11.1.2 

 

Ortsrand auf privater Grünfläche 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 
mit Pflanzbindung gem. § 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB 
 
 

11.1.3 

 

Baumpflanzung 
 
 
 
 

11.2 
 

Baumschutz und Gehölzpflanzung    

11.2.1 
 

Die festgesetzten Neupflanzungen sind zu pflegen und vor Beschädigungen zu schützen. 
Es gilt die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei 
Baumaßnahmen“. Ausgefallene Gehölze sind nachzupflanzen.  
 
Die zu pflanzenden standortgerechten Gehölze sollen nach Möglichkeit aus heimischen 
Arten gemäß Anlage 1 kommunale GestS /Anlage 1. 
Bei zu pflanzenden Bäumen sind die festgesetzten Qualitäten zu verwenden: 
 
Bäume 1. Ordnung 
Hochstämme oder mehrstämmige Solitärs 
Stammumfang in 1 m Höhe 18-20 cm, mit Ballen 
 
Bäume 2. Ordnung 
Hochstämme oder mehrstämmige Solitärs 
Stammumfang in 1 m Höhe 16-18 cm, mit Ballen 
 
 
Sträucher 
Mindestpflanzgröße 60-100 cm 
 
Als Mindestgröße von Baumscheiben werden 4 m2 in Belagsflächen und 8 m2 zwischen 
Stellplätzen festgesetzt. Die Baumscheiben sind als Vegetationsfläche auszubilden. 
Wo erforderlich ist ein stabiler Anfahrschutz vorzusehen. 
 
Bei der Durchführung von Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die Bäume in min-
destens 2,50 m Entfernung von unterirdischen Versorgungseinrichtungen (Energie- und 
Wasserversorgung, Fernmeldeleitungen etc.) gepflanzt werden (DIN 18920). Sollte dieser 
Mindestabstand im Einzelfall unterschritten werden, ist der Einbau von Schutzmaßnah-
men erforderlich, um die Baumwurzeln von den Versorgungsleitungen fernzuhalten. 
 

11.3 Freiflächen 
 

11.3.1 Baugrundstück 
Die Baugrundstücke sind zu mind. 20% zu begrünen. Von diesen 20% sind mind. 75% mit 
heimischen Sträuchern und Bäumen zu bepflanzen. Die restlichen Flächen sind anzu-
säen.  
Bei Grundstücken, deren Versiegelungsgrad die max. mögliche GRZ von 0,8 unter-schrei-
tet, sind die nicht versiegelten Freiflächen zu begrünen. 
Auf den zu begrünenden Freiflächen sind keine Lagerflächen, Stellplätze oder sonstige 
vegetationsfremde Nutzungen zulässig. 
Pro angefangene 200 m² unbebauter Grundstücksfläche ist ein Baum 1./2. Ordnung zu 
pflanzen.  
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11.3.2 Ortsrand auf privaten Grünflächen  
Die festgesetzten Grünflächen mit der Zweckbestimmung Ortsrand sind zu 100% zu be-
grünen. 
Hier sind keine Lagerflächen, Stellplätze oder sonstige vegetationsfremde Nutzungen zu-
lässig. 
Die privaten Grünflächen des Ortsrandes sind zu den privaten Freiflächen gem. Ziffer 
11.1.1 mit Zäunen abzugrenzen. 
Der 10m breite Streifen im Norden angrenzend an den ehemaligen Flughafenbereich ist 
als Magerwiese anzulegen. 
- Humusabtrag 
- Ansaat mit autochthonem Magerrasensaatgut 
- extensive Pflege, 1-2 mahdig 
30% der Fläche sind mit trockenheitsliebenden Sträuchern (Pflanzung im Raster 1,5m x 
1,5m) in größeren Gruppen zu bepflanzen. 
Auf eine Baumpflanzung wird im nördlichen Streifen aufgrund des benachbarten Wiesen-
brüter- und Feldlerchenvorkommens verzichtet. 
Der westliche Randstreifen ist zu  100% zu bepflanzen (Sträucher/ Pflanzung im Raster 
1,5m x 1,5m) 
Festgesetzt werden 5 Bäume 
- Eiche - quercus robur 
 

11.3.3 Zu den Bauanträgen ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan einzureichen. 
 
 

11.4 Fertigstellung Grünflächen 
 
Für Flächen für besondere Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft (externe Ausgleichsflächen außerhalb des Planungsumgriffes) wird 
der Fertigstellungstermin auf spätestens zwei Jahre nach Bekanntmachung des Bebau-
ungsplans festgesetzt. 
Die Grünflächen innerhalb des Planungsumgriffes sind spätestens 1 Jahr nach Bezugs-
fertigkeit der Gebäude fertigzustellen. 
 
 

12. Sonstige Festsetzungen 
 

12.1 Maßliche Festsetzung 
 

 

 
 

 
Maßangabe in Metern, z.B. 12,0 m. 
 
 

12.2 Genehmigungsfreistellung 
 

 Für das Plangebiet wird gemäß Art. 58 (1) Satz 2 BayBO die Genehmigungsfreistellung 
ausgeschlossen. 
 
 

12.3 Energieeffizienz und solare Energiegewinnung 
 

12.3.1 Energieeffizienz / Klimaneutralität 
Gemäß Stadtratsbeschluss vom 22.02.2022 i.V.m. dem Beschluss vom 29.11.2016 ist für 
Wohn- sowie für Büro- und Dienstleistungsgebäude Klimaneutralität bezüglich des Ener-
gieverbrauchs im laufenden Betrieb ( Strom, Wärme) nachzuweisen. 
 

12.3.2 Solare Energiegewinnung 
 

12.3.2.1 Dächer 
Gemäß Beschluss des Planungs- und Bauausschusses des Stadtrats vom 19.01.2022 
‚Erneuerbare Energien ausbauen‘ und BauGB § 9 (1) Nr. 23 b) werden i.V.m. Ziffer 5.2.2 
und 5.2.3 Photovoltaikanlagen flächendeckend als aufgeständerte Modulkonstruktionen 
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für alle Dächer festgesetzt, sofern sie für das jeweilige Bauvorhaben wirtschaftlich vertret-
bar und verhältnismäßig sind. 
 
Technisch für das Gebäude-Energiekonzept notwendige Anlagen für Solarthermie sind 
entsprechend in die Modulreihen der PV-Anlagen zu integrieren. 
 
Die Funktionsfähigkeit von Dachbegrünungen und Auffangflächen für die dezentrale Re-
genwasserversickerung darf durch die Aufstellung von Solarthermie- oder Photo-voltaik-
anlagen nicht beeinträchtigt werden. 
 
Abweichend von Ziffer 5.2.2. ist ein Mindestabstand der Solar-Module zur Dachkante von 
1,0 m einzuhalten. Gleichzeitig soll die Oberkante der Module soweit vom Dachrand ent-
fernt sein wie sie die Dachhaut bzw. die Oberkante Attika überragt, die zulässige Wand-
höhe darf jedoch nur bis maximal 3,0 m überschritten werden. Zwischen jeder Modulreihe 
ist ein Abstand von mind. 80 cm einzuhalten. Die vertikale Projektionsfläche aller Module, 
bezogen auf die mit solaren Dachanlagen belegte Dachzone – ist deshalb auf 50 % zu 
begrenzen.  
Die Modulfelder sind aus Einzelmodulen gleicher Formate, Größe und Farbe sowie ge-
ordnet und in durchgehenden Flächen anzuordnen. 
 
In begründeten Einzelfällen sind Abweichungen zu dieser Festsetzung möglich. 
 

12.3.2.2 Fassaden 
Fassadenintegrierte Solaranlagen sind flächenbündig zulässig; eine Schrägmontage an 
Hauswänden ist unzulässig. 
Für die mit Solaranlagen belegten Flächen findet Festsetzung Ziffer 5.1.2 keine Anwen-
dung. 
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C.  Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 
(Planzeichen und Text) 

 
 
1. Hinweise zur Darstellung 

 
1.1  Bestehende Grundstücksgrenze 

 
1.2  2447 

 
Flurnummer, z.B. 2447 
 

1.3 

 

Nordpfeil 
 
 
 
 
 

2. Textliche Hinweise 
 

2.1 Örtliche Bauvorschriften – Satzungen 
 

Satzung über die Erstellung von Garagen und Stellplätzen“ (Garagen- und Stellplatzsat-
zung - GaStS)  
 
Satzung über die Gestaltung von baulichen Anlagen, von unbebauten Flächen der bebau-
ten Grundstücke, von Kinderspielplätzen und Einfriedungen (GestS) 
 
Satzung über die Errichtung und Gestaltung von Dachgauben in der Stadt Fürstenfeldbruck 
(Dachgaubensatzung – DachgS) 
 
Satzung über die Herstellung und Bereithaltung von Abstellplätzen für Fahrräder (Fahr-
radabstellplatzsatzung - FAbS)  
 
Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage der Stadt Fürstenfeldbruck (Entwässe-
rungssatzung – EWS) 
 
 

2.2 Schneelast 
 

Für die Bemessung der statisch beanspruchten Bauteile der Gebäude ist die Schneelast-
zone II (Schneider, Bautabellen für Ingenieure 3.31) mit einer Geländehöhe von ca. 520,50 
m üNN anzusetzen. 
 
 

2.3 Hydrologie 
 

2.3.1 Grundwasser 
Die Beobachtung der nächstgelegenen amtlichen Grundwassermessstelle Hasenheide 
908/16227 (Am Hartanger 1) mit einer GOK von 523,48 üNN ist mit dem HHW von 515,39 
üNN, dem MW (1990-2004) von 514,25 üNN und dem NNW von 513,63 üNN angegeben. 
 

2.3.2 Niederschlagswasser 
Die Versickerung von Niederschlagswasser von befestigten Flächen wird in Bayern durch 
die NWFreiV geregelt. Unverschmutztes Niederschlagswasser sollte nach Möglichkeit flä-
chenhaft über eine geeignete, bewachsene Oberbodenschicht in das Grundwasser geleitet 
werden. In Ausnahmefällen kann das Niederschlagswasser auch über Rigolen, Sickerrohre 
oder Sickerschächte versickert werden. Dabei müssen die Technischen Regeln zum 
schadlosen Einleiten von gesammelten Niederschlagswasser in das Grundwasser 
(TRENGW) beachtet werden. Wenn die Maßnahmen der NWFreiV und der TRENGW ein-
gehalten werden, dann ist die Versickerung genehmigungsfrei. In anderen Fällen wird die 
Zulässigkeit der Versickerung in einem Wasserrechtsverfahren entschieden. 
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2.3.3 Nutzung des Niederschlagswassers 
Anfallendes Niederschlagswasser ist möglichst in Zisternen zu sammeln und als Brauch-
wasser bzw. zur Bewässerung zu nutzen. 
 

2.3.4 Starkregenereignisse 
Zur Vermeidung oder Verringerung durch Wasserschäden infolge von Starkregenereignis-
sen wird auf das DWA Merkblatt 119 „Risikomanagement in der kommunalen Überflu-
tungsvorsorge für Entwässerungssysteme bei Starkregen“ verwiesen. Empfohlen werden 
beispielsweise die Errichtung von Schwellen vor Tiefgarageneinfahrten, das Ermitteln und 
Freihalten von Fließwegen bei Sturzfluten sowie das Vorsehen von zentralen Sicker- oder 
Retentionsflächen.  
 

2.3.5 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen  
Bei Ansiedlung eines Betriebes, der wassergefährdende Stoffe einsetzt, wird die frühzei-
tige Kontaktaufnahme mit der fachkundigen Stelle (ka) am Landratsamt Fürstenfeldbruck 
empfohlen.  
 
 

2.4 Ver- und Entsorgung 
 

2.4.1 Wasserversorgung 
Sämtliche Bauvorhaben müssen mit Fertigstellung an die zentrale Wasserversorgungs-
anlage angeschlossen sein. 
 

2.4.2 Das Abwasser ist im Trennsystem abzuleiten. Sämtliche Bauvorhaben müssen mit Fertig-
stellung an die zentrale Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen sein. Das Nieder-
schlagswasser ist auf dem Grundstück zu versickern (siehe 3.3.2 und Teil A., Punkt 7.2). 
 

2.4.3 Die Abfallentsorgung erfolgt über den Landkreis Fürstenfeldbruck. Es wird angeregt auf 
den einzelnen Baugrundstücken an geeigneter Stelle Eigenkompostieranlagen (Kompos-
ter) zu errichten. 
 
 

2.5 Grünordnung 
 

2.5.1 Bodenschutz 
Die Bodenversiegelung ist auf das notwendige Mindestmaß zu beschränken. 
Bei der Durchführung der Baumaßnahme ist auf die Grundsätze des Bodenschutzes  
zu achten. Bei allen Baumaßnahmen ist der Oberboden so zu schützen und zu pflegen, 
dass er wiederverwendungsfähig bleibt.  
 
Das bedeutet:  

- eine getrennte Lagerung des belebten Oberbodens in niedrigen Mieten in einer 
Höhe von max. 2,50 m und Begrünung mit einer Leguminosensaat  

 

- den Wiedereinbau im Bereich des Baufeldes durch Aufbringung einer max. 40 cm 
dicken Schicht 

 

- einen weitgehenden Massenausgleich durch Wiedereinbau eines Teiles der Aus-
hubmassen, wobei die Festsetzungen und die Anpassung an das Urgelände zu 
beachten sind. 
 

2.5.2 Bezüglich des Grenzabstandes von Pflanzen wird auf Art. 47 bis 50 AGBGB hingewiesen. 
 

2.5.3 Nachfolgend angeführte Gehölze sollen nicht gepflanzt werden: 
Einfassungshecken und Solitärgehölze aus Nadelgehölzen wie z.B. Thuja, Fichte, 
Scheinzypresse, Trauerformen. 
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2.6 Schallschutz - Immissionsschutz 
 

2.6.1 Schalltechnisches Gutachten 
Anhand von schalltechnischen Gutachten ist beim Baugenehmigungsantrag bzw. Nut-
zungsänderungsantrag (Genehmigungsfreistellungsverfahren wird ausgeschlossen, siehe 
Sonstige Festsetzungen 12.2) von jedem anzusiedelnden Betrieb, mit Ausnahme von Be-
trieben mit reiner Büronutzung nachzuweisen, dass die festgesetzten immissionswirksa-
men flächenbezogenen Schallleistungspegel nicht überschritten werden. Die Gutachten 
sind unaufgefordert vorzulegen. 
Auf den Nachweis soll verzichtet werden, wenn es sich offenkundig um einen nicht stören-
den, geräuscharmen Betrieb ohne Nachtnutzung handelt. 
Ausnahmen von der Festsetzung 2.2 sind zulässig, sofern durch ein schalltechnisches 
Gutachten durch eine nach § 29b BImSchG bekanntgegebene Messstelle die schalltech-
nische Verträglichkeit nachgewiesen wird. 
 

2.6.2 Immissionen aus angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen  
Auf temporär auf den Planungsumgriff einwirkende Immissionen aus den bestehenden an-
grenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen - wie Lärm-, Geruchs- und Staubeinwir-
kungen - wird verwiesen. Die Belastungen entsprechen Art und Maß einer landwirtschaft-
lichen Nutzung.  
Ebenso ist zeitweise mit Verkehrslärm aus landwirtschaftlichem Fahrverkehr sowie Lärm-
immissionen während der Erntezeit sowohl vor 6:00 Uhr morgens wie auch nach 22:00 Uhr 
abends zu rechnen.  
 
 

2.7 Feuerwehr 
 
Feuerwehrzufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen sind so zu bemessen, dass eine 
Befahrbarkeit für Feuerwehrfahrzeuge mit einer Achslast von 10 t gewährleistet ist  
(DIN 14090). Werden Tiefgaragen überquert, ist eine Dimensionierung nach Brücken-last-
klasse 30 (DIN 1072) erforderlich. Sie müssen ständig in voller Breite, Höhe (Lichtraum-
profil) und Länge benutzbar sein. 
Falls zur Rettung von Personen zum Anleitern bestimmte Fenster und Stellen mit einer 
Oberkante Brüstung von mehr als maximal 8 m über der tatsächlichen Gelände-oberfläche 
liegen, muss – bis zur Anschaffung eines Hubrettungsfahrzeuges durch die Freiwillige Feu-
erwehr – ein zweiter baulicher Rettungsweg hergestellt werden. 
 
 

2.8 Altlasten - Kampfmittel 
 

2.8.1 Altlasten 
Das Plangebiet liegt östlich der kartierten Altlastenfläche Nr. 07.18 des Landkreises Fürs-
tenfeldbrucks.  
 

2.8.2 Kampfmittel 
Anhand einer der Stadt zur Verfügung stehenden Luftbildkarte ist nicht davon auszu-ge-
hen, dass im Planungsumgriff mit Kampfmitteln bzw. Bombenfunden aus dem 2. Welt-krieg 
zu rechnen ist. Da Kampfmittel dennoch nicht völlig auszuschließen sind, ist dies bei den 
Aushubarbeiten entsprechend zu berücksichtigen. 
 
 

2.9 Geländeauffüllung 
 
Bezüglich des Einbaumaterials wird auf die „Anforderungen an die stoffliche Verwertung 
von mineralischen Abfällen - Technische Regeln - der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 
(LAGA)“ verwiesen. Generell sollte ausschließlich mit unbelastetem Material verfüllt wer-
den. Dieser Nachweis kann durch eine Oberbodenuntersuchung der in der BBodSchV ein-
schlägigen Untersuchungsbereiche oder durch einen aussagekräftigen Herkunftsnachweis 
von unbelastetem Einbaumaterial erfolgen. Bei der Verfüllung ist auf eine ausreichende 
Tragfähigkeit (Standsicherheit, Frostschutz etc.) zu achten. 
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2.10 Denkmalschutz 
 

 Flächen mit archäologischem Bodendenkmal  
Etwa ein Viertel des Planungsumgriffes sind in der Bodenkarte des Landesamtes für Denk-
malpflege als Flächen mit Bodendenkmäler dargestellt (Siedlung der frühen und mittleren 
römischen Kaiserzeit sowie verebnete Grabhügel vorgeschichtlicher Zeitstellung; D-1-
7733-0063). Vor Baubeginn sind Grabungs- sowie erforderliche archäologische Begleit-, 
Untersuchungs-, Sicherungs- und Bergungsmaßnahmen i.S.d. DSchG durchzuführen und 
die Ergebnisse dem Landesamt für Denkmalpflege zuzustellen; die fachliche und formale 
Freigabeerklärung der Unteren Denkmalschutzbehörde muss erteilt werden. 
Im Falle von darüber hinaus zu Tage tretenden Bodendenkmalen besteht weiterhin eine 
gesetzliche Meldepflicht gem. DSchG.  
 
 

 
 
 
Kartengrundlage 
 

Digitale Flurkarte 
 

Maßentnahme Planzeichnung zur Maßentnahme nur bedingt geeignet;  
keine Gewähr für Maßhaltigkeit. 
Bei der Vermessung sind etwaige Differenzen auszugleichen. 
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D.  Verfahrensvermerke 
 

 
1. Aufstellungsbeschluss 

 
 In der Sitzung vom 25.05.2022 hat der Planungs- und Bauausschuss die Aufstellung des 

„Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung Hasenheide Nord – „Nr. 94/3k-2 - Kugelfang 
Nord“ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. 
 
 

2. Billigungsbeschluss  
 

 In der Sitzung vom 25.05.2022 hat der Planungs- und Bauausschuss den Vorentwurf in 
der Fassung vom 25.05.2022 gebilligt. 
 
 

3. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden  
 

 Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB erfolgte ortsüblich durch öffentli-
che Auslegung des Vorentwurfes in der Fassung vom ………………. im Zeitraum vom 
………………. bis ………………. 
Gleichzeitig erfolgte gemäß § 4 (1) BauGB die Beteiligung der Behörden. 
 
 

4. Erneuter Billigungsbeschluss  
 

 In der Sitzung vom ………………. hat der Planungs- und Bauausschuss den Entwurf in 
der Fassung vom ………………. gebilligt. 
 
 

5. Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden  
 

 Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB erfolgte ortsüblich durch öffentli-
che Auslegung des Entwurfes in der Fassung vom ………………. im Zeitraum vom 
………………. bis ……………….. 
Gleichzeitig erfolgte gemäß § 4 (2) BauGB die Beteiligung der Behörden. 
 
 

6. Satzungsbeschluss 
 

 In der Sitzung vom ………………. hat der Stadtrat den Bebauungsplan in der Fassung 
vom  ………………. als Satzung beschlossen. 
 
 

7. Bekanntmachung und Inkrafttreten 
 

 Die Bekanntmachung des Bebauungsplanes erfolgte am ……..............., der Bebauungs-
plan tritt damit an diesem Tage in Kraft. 

 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck      Planverfasser 
 
Fürstenfeldbruck, den      Germering, den 25.05.2022 
 
 
 
        
........................................................    ........................................................ 
gez. Erich Raff       Thomas Wild 
Oberbürgermeister      Dipl.-Ing. Univ. Architekt + Stadtplaner 
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Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung 

Hasenheide Nord – „Nr. 94/3k-2  – Kugelfang-Nord“ 
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1. Rahmenbedingungen der Planung  
 

1.1 Geltungsbereich 
 

 Das Planungsgebiet befindet sich am nördlichen Stadtrand von Fürstenfeldbruck westlich des 
Industriegebietes Hasenheide Nord, angebunden an die Straße ‚Am Kugelfang’ im Südwesten, 
die um eine Wendefläche ergänzt wird. 
Der Geltungsbereich mit einer Fläche von ca. 7.292 m2 umfasst die Flurnummern 2502 und 2503 
sowie Teilflächen der Flurnummern 2632/10, 2491/4, 2491/17, 2491/18, 2491/23 und 2498 der 
Gemarkung Fürstenfeldbruck, Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck. 
 

1.2 Lage und Beschaffenheit der Umgebung und des Planungsgebietes 
 

1.2.1 Großräumliche Lage und Funktion der großen Kreisstadt Fürstenfeldbruck  
 

 Fürstenfeldbruck liegt westlich der Landeshauptstadt München. Die Einwohnerzahl beläuft sich 
derzeit auf ca. 37.200 (Stand Ende 2017). 
 

Fürstenfeldbruck ist gemäß Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP 2013, Stand 
01.01.2020) ein Mittelzentrum und liegt im Stadt- und Umlandbereich des Verdichtungsraumes 
München und in der überregionalen Entwicklungsachse München – Augsburg.  
 

Entsprechend des Regionalplanes 14, München (RP 14) „… werden gemäß LEP B II 1.2 Bereiche 
festgelegt, die für die Siedlungsentwicklung besonders in Betracht kommen. Der Lenkung der 
Siedlungsentwicklung in diese Bereiche kommt ein besonderes Gewicht zu. Dort soll eine über 
die in B II Z 2.1 festgelegte Zielsetzung hinausgehende Siedlungsentwicklung zulässig sein. Da-
bei soll in der Regel zunächst auf bereits ausgewiesene Wohn- und/oder Gewerbegebiete zu-
rückgegriffen werden“ (RP, Ziel B II 2.3). 
Auf Karte 2 zum RP 14 (Ausschnitt 9) liegt der Planungsumgriff innerhalb des nördlichen Sied-
lungsentwicklungsbereiches und Gewerblichen Bauflächen. 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausschnitt Karte 2  
Regionalplan 14  
(Ausschnitt 9) 
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1.2.2 Infrastruktur  
 

 Die kommunale und soziale Infrastruktur eines Mittelzentrums sowie die entsprechende Versor-
gung mit Einzelhandelsbetrieben sind vorhanden. 
 
 

1.2.3 Naturräumliche Grundlagen  
 
Naturräumliche Gliederung und Geologie 
Fürstenfeldbruck gehört naturräumlich zum Bereich der Isar-Inn-Schotterplatten der Münchner 
Ebene. 
Das Planungsgebiet ist naturräumlich zur Münchener Schotterebene zuzuordnen.  
Die geologische Raumeinheit ist hier die Paar-Isar-Region. Geologisch ist das Planungsgebiet 
dem hochwürmglazialen Schotter außerhalb der Endmoränen als Niederterrasse zuzuordnen 
(Geologische Karte von Bayern 1980, M 1:25.000).  
Das lockere Schottermaterial ist wasserdurchlässig und daher ein sehr guter Grundwasserträger.  
 
Boden 
In der Verebnungsfläche von Fürstenfeldbruck und nördlich davon sind die ausgedehnten, 
sog. hochwürmglazialen Schotter der Niederterrasse, die während und nach der letzten Eiszeit 
abgelagert wurden, anzutreffen. Diese lagern den tertiären Sedimenten, die als Schluffe, Tone 
und Sande ausgebildet sein können, auf.  
Es sind gut tragfähige, quartäre Kiese in überwiegend dichter bis sehr dichter Lagerung zu er-
warten. 
 
Kleinklima 
Das Planungsgebiet liegt im Übergangsbereich zwischen dem feuchten atlantischen und dem 
trockenen kontinentalen Klima. Weitere wesentliche wetterbestimmende Faktoren sind die Alpen 
als mitteleuropäische und die Donau als regionale Wetterscheide. Aufgrund dieser Konstellation 
ist das Wetter relativ wechselhaft. Der Föhn bringt das ganze Jahr hindurch aus südlicher Rich-
tung immer wieder warme und trockene Luftströmungen nach Fürstenfeldbruck.  
Mai, Juni, Juli und August sind die regenreichsten Monate des Jahres. 
Das Gebiet wird durch folgende Daten charakterisiert: 
Mittlere Jahrestemperatur: ca. + 7 / 8°C  
Mittlere jährliche Niederschlagssumme: ca. 800 l / m2 
 
Vegetation 
Bei einer natürlichen Entwicklung würde sich wohl Waldmeister-Buchenwald im Komplex mit 
Waldgersten-Buchenwald einstellen. Diese potenziell natürlicher Vegetation entsprechenden 
Formationen gibt es in der näheren Umgebung kaum noch. Der Landschaftsplan verweist auf die 
Felgedinger Schotterzunge mit mageren wasserdurchlässigen Böden als natürlichen Standort für 
Heidevegetation und lichte Wäldchen. 
 
 

1.2.4 Planungsgebiet 
 

 Lage 
Das Planungsgebiet liegt im Norden von Fürstenfeldbruck als nördlicher Abschluss des Gewerbe- 
und Industriegebietes Hasenheide. Im Norden anschließend liegt der ehemalige Militärische Flug-
platz Fürstenfeldbruck, der sich hauptsächlich auf Maisacher Flur befindet. Westlich der St 2054 
liegt der Ortsteil Lindach. 
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 6 

 

 
 
Luftbildausschnitt Fürstenfeldbruck Mitte und Nord 
 

 Baulicher Bestand 
Das Planungsgebiet ist derzeit unbebaut. 
 

 Erschließung  
Die Erschließung erfolgt über die Straße ‚Am Kugelfang’ im Südwesten, die sich mit der Fraun-
hoferstraße westlich des Gewerbe- und Industriegebietes Hasenheide kreuzt. Die Anbindung an 
das überörtliche Straßennetz erfolgt über die Staatsstraße 2054 im Westen.  
In Fürstenfeldbruck findet die Verkehrserschließung durch den öffentlichen Personennahverkehr 
über Busse statt. Durch die Fraunhofer- und Liebigstraße führt die Buslinie 837.  
Der S-Bahnhof Fürstenfeldbruck liegt in einer Entfernung von ca. 3,6 km. 
 

 

 
 
Luftbild-Ausschnitt Fürstenfeldbruck - Hasenheide mit Straßenangaben 

GI 
Hasenheide Nord 

St 2054 

St 2054 

Fraunhoferstraße 

Am  
Kugelfang 
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 Grundwasser und Gewässer 
Das Planungsgebiet liegt auf einer Höhe von ca. 520,5 m üNN. Die generelle Grundwasser-fließ-
richtung verläuft in Fürstenfeldbruck nach Nordosten in Fließrichtung der Amper.  
Bei Feldversuchen östlich der Straße Am Kugelfang ergab sich am 24.03.2011 „… ein Grund-
wasserspiegel von 514,27 m üNN. Zur Dimensionierung von Versickerungsanlagen kann für die 
quartären Kiese ein Bemessungs-Durchlässigkeitsbeiwert von kf = 2 × 10-4 m/s angegeben wer-
den. (…)“ (vgl. Baugrundgutachten, Crystal Geotechnik vom 11.05.2011) „Der Mittelwasserstand 
kann mit ca. 6,7 – 5,7 m unter Geländeoberkante abgeschätzt werden. Bei hohen Grundwasser-
ständen muss ab ca. 3,60 m unter jetziger Geländeoberfläche mit Grundwasser gerechnet wer-
den. (…)“. 
 
Die Sickerfähigkeit des natürlichen Bodens wird als gut bewertet. In unmittelbarer Nähe des Pla-
nungsgebietes liegen keine Fließgewässer.  
 

 Vegetation 
Das Planungsgebiet wird als landwirtschaftliche Ackerfläche genutzt.  
Das  FFH-Gebiet Flughafen Fürstenfeldbruck, mit dem Lebensraumtyp 6510 Magere Flachland-
Mähwiesen schließt im Norden direkt an. Das FFH-Gebiet ist auch als Wiesenbrütergebiet kar-
tiert. 
Im Westen schließen weitere landwirtschaftliche Nutzflächen an. 
 
Topographie 
Die bestehende topographische Situation des Planungsgebietes ist weitgehend eben. 
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1.3 Planungsrechtliche Voraussetzungen 
  

1.3.1 Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan 
 

 Das Planungsgebiet ist im rechtsverbindlichen Flächennutzungsplan der Stadt Fürstenfeldbruck 
als ‚Industriegebiet’ sowie ‚Fläche für Aufforstung‘, in der Neuaufstellung als ‚Industriegebiet’ und 
‚Grünfläche‘ dargestellt. 
Im Südwesten befindet sich die Straße ‘Am Kugelfang’ und ein durchgehenden Streifen ‚Grün-
fläche’ mit geplanten Bäumen, in der Neuaufstellung als ‚allgemeine Grünfläche’ bezeichnet und 
ohne Baum-Darstellungen als Randzone für das südlich anschließende Industriegebiet (GI) und 
den westlichen Abschluss des Planungsumgriffs. 
Für den südlichen Teil des Planungsgebietes ist eine Verdachtsfläche für Bodendenkmäler mit 
der Nr. 083 dargestellt. 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausschnitt  
rechtsverbindlicher  
Flächennutzungsplan  
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausschnitt  
Entwurf Neuaufstellung 2008 
Flächennutzungsplan 
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 72. Änderung des Flächennutzungsplans  
Die derzeit sich ebenfalls im Verfahren befindende 72. FNP-Änderung wird den nördlichen Ab-
schluss des Industriegebietes (GI) einschließlich des Planungsumgriffs im Westen als Gewerbe-
fläche darstellen (GE) mit einem geplanten Streifen ‚Grünfläche’ im Westen und Norden als Orts-
randeingrünung sowie mit nordsüdgelagerten Grünvernetzungen zur Gliederung der GE-Fläche. 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausschnitt  
72. Änderung (Vorentwurf),  
dargestellt im 
Entwurf Neuaufstellung 2008  
Flächennutzungsplan 
 

 Im geltenden Flächennutzungsplan sind zwar einerseits im Bereich des Industriegebietes Ha-
senheide-Nord noch einzelne Flächen als Gewerbeflächen dargestellt, aufgrund von vorhande-
nen Altlasten und der Eigentumsverhältnisse konnte jedoch andererseits dort bis heute eine wei-
tere Entwicklung trotz vielfacher Bemühungen nicht erfolgen.  
So mussten wiederholt Anfragen nach gewerblichen Ansiedlungen zurückgewiesen werden, ob-
gleich diese gemäß der städtischen Bewertungsmatrix für Ansiedlungswünsche durchaus für die 
Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck interessant gewesen wären. Die mit Bebauungsplan 96/2 
ausgewiesenen nördlichen Flächen der südwestlich liegenden 65. Änderung des Flächennut-
zungsplans sind bereits wieder bebaut.  
Aus vorgenannten Gründen verfügt die Stadt kaum noch über kurz- und mittelfristig bebaubare 
Gewerbeflächen. Somit kann die 72. FNP-Änderung Abhilfe schaffen mit der Darstellung von 
neuen Gewerbeflächen, die zugleich den nördlichen Abschluss des westlichen Bereichs des In-
dustriegebiets Hasenheide zum ehemaligen Flughafen Fürstenfeldbruck bzw. freiem Felde bil-
den. Ebenso findet die bis dato als Sackgasse endende Straße Am Kugelfang ihren verkehrs-
technischen Abschluss mittels einer Wendefläche. 
 
 

1.3.2 Bebauungspläne 
 

 Bebauungsplan Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2 - Kugelfang-Nord“ 
Der Planungs- und Bauausschuss hat am 25.05.2022 den Aufstellungsbeschluss für den Bebau-
ungsplan Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2 - Kugelfang-Nord“ gefasst, den Vorentwurf gebilligt und 
die frühzeitige Beteiligung von Bürgern und Behörden nach § 3 (1) und § 4 (1) BauGB beschlos-
sen, die im Zeitraum vom ……………… bis ………………  stattfand. Am ……………… billigte 
der Planungs- und Bauausschuss den Entwurf des Bebauungsplanes 94/3k-2 und beschloss die 
Beteiligung von Bürgern und Behörden nach § 3 (2) und § 4 (2) BauGB, die im Zeitraum vom 
……………… bis ………………  erfolgte. Der Satzungsbeschluss wurde in der Stadtratsitzung 
am ……………… gefasst. 
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 Angrenzende Bebauungspläne 
Im Süden schließt der Bebauungsplan Nr. 94/3k-1 an, im Südwesten befindet sich der Bebau-
ungsplan Nr. 96/2. 
 
 

1.3.3 FFH-Gebiet 
 

 Nördlich des Planungsgebietes befindet sich der festgesetzte und übernommene Umgriff des 
FFH Gebietes „Flughafen Fürstenfeldbruck“ (Nr. 7733-371). Das Planungsgebiet befindet sich 
in der Nähe des westlichen Teils des FFH-Gebietes. Hier befindet sich der Lebensraumtyp 
(6510) Magere Flachland-Mähwiesen, Alopecurus pratensis, Sanguisorba officinalis. Im FFH-
Gebiet ist auch ein Wiesenbrütergebiet vermerkt. 
 

 

 
 
Luftbild mit Darstellung des Planungsgebiets, des FFH-Gebiets und der kartierten Biotope.  
 

1.3.4 Biotopkartierung 
 

 In weiterer Entfernung des Planungsgebietes befindet sich die Biotopteilfläche 7733-0091-001 
(Weidenfeuchtgebüsche) auf der Flurnummer 2497. Weiter östlich liegen die Teilflächen 7733-
0091-002 + 003 (Initiale Trockenvegetation in einer Kiesgrube) auf der Flurnummer 2520/14.    
Aufgrund der räumlichen Trennung (keine unmittelbare Nachbarschaft) hat das Vorhaben keine 
Auswirkungen auf die Biotope. 
 
 

1.3.5 Immissionen 
 

 Der militärische Flughafenbetrieb wurde 2003 eingestellt, die Lärmschutzbereiche (Zone)n sind 
durch die mittlerweile erfolgte Änderung des Regionalplans (Tektur 2) aufgehoben. 
Ansonsten wird auf das schalltechnische Gutachten durch Müller-BBM Nr. M161815/01 vom 
03.05.2022 zu verwiesen (siehe Anlage 2). 
 

 Auf den Planungsumgriff können Immissionen aus den bestehenden angrenzenden landwirt-
schaftlich genutzten Flächen einwirken. Zeitweise kann es zu Verkehrslärm aus landwirtschaft-
lichem Fahrverkehr sowie Lärmimmissionen während der Erntezeit außerhalb der üblichen Tag-
zeit (06:00 bis 22:00 Uhr) kommen. 
 
 

1.3.6 Altlasten - Kampfmittel 
 
Altlasten 
Im Planungsgebiet ist keine Altlastenverdachtsfläche ausgewiesen. Westlich des Umgriffs liegt 
die kartierte Altlastenfläche Nr. 07.18. 
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 Kampfmittel 
Anhand einer der Stadt zur Verfügung stehenden Luftbildkarte ist nicht davon auszugehen, dass 
im Planungsumgriff mit Kampfmitteln bzw. Bombenfunden aus dem 2. Weltkrieg zu rechnen ist. 
Da Kampfmittel dennoch nicht völlig auszuschließen sind, ist dies bei den Aushubarbeiten ent-
sprechend zu berücksichtigen. 
 
 

1.3.7 Bodendenkmäler 
 

 Etwa ein Viertel des Planungsgebietes im Süden ist in der Bodenkarte des Landesamtes für 
Denkmalpflege als Bodendenkmal ausgewiesen (Siedlung der frühen und mittleren römischen 
Kaiserzeit sowie verebnete Grabhügel vorgeschichtlicher Zeitstellung; D-1-7733-0063).  
Im Jahr 2010 wurden bereits Grabungs- sowie erforderliche archäologische Begleit-, Untersu-
chungs-, Sicherungs- und Bergungsmaßnahmen i.S.d. DSchG auf dem südlich anschließendem 
Gelände durchgeführt und 2018 auf dem südwestlich der Straße ‚Am Kugelfang’ liegenden Be-
reich. Auf dem Planungsumgriff fanden noch keine Arbeiten statt. 
 
 

1.3.8 Sonstiges 
 

 Weitere planungsrechtlich relevante Rahmenbedingungen sind derzeit nicht bekannt bzw. wer-
den im Laufe des Verfahrens an dieser Stelle ergänzt. 
 
Zur Sicherstellung der Qualität der Planung wird für das Plangebiet gemäß Art. 58 (1) Satz 2 
BayBO die Genehmigungsfreistellung ausgeschlossen. Begründet wird dies u.a. durch die Be-
lange des Immissionsschutzes (siehe Satzung, B. Festsetzungen Ziffern 2.3 und 2.4 sowie C. 
Hinweise Ziffer 2.6) und die Sicherstellung der festgesetzten Freiflächengestaltung wie die Ein-
haltung der Pflanzvorgaben. 
 
 
 

2. Anlass und Ziel der Planung 
 

 Die gewerbliche Entwicklung der letzten Jahre im Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide 
zeigt, dass das Flächenpotenzial der über die bisherigen Bebauungspläne ausgewiesenen Bau-
gebiete weitgehend erschöpft ist.  
Wie unter Ziffer 1.3.1 bereits näher ausgeführt, können einzelne, im Flächennutzungsplan als 
Gewerbeflächen dargestellte und noch „freie“ Flächen aufgrund von Altlasten und Eigentums-
verhältnissen keiner weiteren Entwicklung zugeführt werden. 
 

 Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll deshalb auf der Grundlage der 72. Änderung des 
Flächennutzungsplans die planungsrechtliche Voraussetzung geschaffen werden, das vorhan-
dene Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide Nord östlich der Straße Am Kugelfang nach 
Norden bis zur Stadtgrenze zu erweitern, gleichzeitig einen städtebaulich wirksamen Ortsrand 
nach Norden zu sichern sowie für Ansiedlungsgesuche neue Gewerbeflächen zur Verfügung 
stellen zu können. 
 

 Mit der Erarbeitung des Bebauungsplanes wurde das Architekturbüro Wild, Thomas Wild, Archi-
tekt und Stadtplaner, Germering, sowie für die Grünordnung das Büro Freiraum, Berger Fuchs, 
Freising, beauftragt. 
 
 
 

3. Konzeption der Planung  
 

3.1 Städtebauliche Konzeption 
 

 Das Planungsgebiet bildet einen Teilbereich des nördlichen Abschlusses des Gewerbe- und In-
dustriegebietes Hasenheide Nord. Durch die festgesetzte Gebäudehöhe, die einer Zweigeschos-
sigkeit entspricht soll ein städtebaulicher Übergang vom Industrie- bzw. Gewerbegebiet zum 
Ortsrand geschaffen werden.  
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An den Grenzen des Planungsbereiches zur freien Landschaft im Norden ist ein 10 m breiter 
Streifen als Übergangszone zum FFH-Gebiet mit seinen Magerrasenflächen festgesetzt . An der 
westlichen Seite bildet ein bepflanzter und mit Bäumen versehener Grünstreifen den Ortsrand.. 
Die Erschließung erfolgt über die Straße ‚Am Kugelfang’ im Südwesten, die als Abschluss eine 
Wendefläche erhält. 
 
 
 

3.2 Art der baulichen Nutzung 
 

3.2.1 Baugebietskategorie 
In der in Aufstellung befindlichen 72. Änderung des Flächennutzungsplans ist der Planungsum-
griff als Gewerbegebiet (GE) festgesetzt. Dadurch soll nicht das Industriegebiet Hasenheide 
nach Norden fortgesetzt werden, sondern vielmehr der städtebaulichen Randlage des Planungs-
bereichs – auch im Anschluss an den im Süden liegenden Bebauungsplan Nr. 94/3k-1 und den 
im Südwesten liegenden Bebauungsplan Nr. 96/2 - Rechnung getragen werden, insbesondere 
auch die Beschränkung der Geräuschemissionen betreffend. 
 
 

3.2.2 Nutzungen 
 

 Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben als Ausnahme 
Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass Einzelhandelsbetriebe, die unter der Schwelle 
des § 11 Abs. 3 BauNVO liegen, nur in Verbindung mit Gewerbetrieben zulässig sind und innen-
stadtrelevantes Sortiment ausgeschlossen ist. 
Damit soll zum einen die Zweckbestimmung und der Gebietscharakter des Gewerbegebietes 
Hasenheide mit Vorrang für eher störende oder belästigende Gewerbebetriebe gewahrt und zum 
anderen ein regelmäßiges Verkehrsaufkommen durch Konsumenten vermieden werden. 
Somit werden nur „Werkstattverkäufe“ durch die angesiedelten Gewerbebetriebe ermöglicht und 
als Ziel der Stadt Einzelhandelsagglomerationen ausgeschlossen. 
 

 Zulässigkeit von Wohnungen 
Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass pro Grundstück max. 1 Wohnung i.S. des  
§ 8 Abs. 3 Satz 1 BauNVO bis zu einer Größe von maximal 130 m2 Wohnfläche, jedoch maximal 
40% der Gesamtnutzfläche zulässig ist, sofern sie sich nicht im Bereich der Fläche gem. Ziffer 
2.4 befindet. Davon abweichend sind Ausnahmen nur in begründeten betrieblichen Einzelfällen 
zulässig. Damit soll sichergestellt werden, dass die Anzahl und Größe von „zweckgebundenen“ 
Wohnungen im Gewerbegebiet bereits durch eine Festsetzung geregelt bzw. begrenzt wird. 
Durch die betriebliche Nutzung und / oder die Unterbringung mehrerer Gewerbebetriebe auf ei-
nem Grundstück können in begründeten Einzelfällen Ausnahmen erfolgen. 
 

 Ausschluss von Vergnügungsstätten 
Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die nur ausnahmsweise zulässigen Vergnü-
gungsstätten nicht zulässig sind. Damit soll der Gebietscharakter des Gewerbegebietes gewahrt 
werden. Im Übrigen sind im Stadtgebiet wie auch im alten Gewerbegebiet Hasenheide eine aus-
reichende Anzahl an Vergnügungsstätten und Spielhallen vorhanden. 
 

3.2.3 Baulicher Schallschutz 
Aufgrund des schalltechnischen Gutachtens von Müller-BBM Nr. M161815/01 vom 03.05.2022 
(siehe Anlage 2) sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen) zulässig, deren je m2 der gewerblich 
nutzbaren Grundfläche abgestrahlte Schallleistung die folgenden immissionswirksamen, flä-
chenbezogenen Schallleistungspegel nicht überschreitet: 
 
- tags (06:00 bis 22:00 Uhr)  64 dB(A) 
- nachts (22:00 bis 06:00 Uhr)  49 dB(A). 
 
Im Gutachten werden entsprechende Vorgaben für die Ermittlung bzw. Prüfung der Zulässigkeit 
eines Vorhabens gemacht. 
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3.3 Maß der baulichen Nutzung 
 

3.3.1 Definition des Maßes der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. § 16 Abs. 2 BauNVO 
durch die Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO), die Baumassenzahl (§ 21 BauNVO) und die Wand-
höhe als Höchstgrenze (§ 18 BauNVO) festgesetzt. 
Der Ortsrand befindet sich nicht auf öffentlichem Grund, sondern auf den zu veräußernden 
Grundstücksflächen und ist deshalb als private Grünfläche festgesetzt. Für die Ermittlung der 
GRZ bzw. der BMZ wird er berücksichtigt.  
Die bauliche Höhe orientiert sich an den Höhenfestsetzungen für zweigeschossige Bauten der 
benachbarten Bebauungspläne, insbesondere durch die Lage zum Ortsrand wird dadurch ein 
moderater Übergang von der Bebauung zur freien Landschaft bzw. den landwirtschaftlichen Flä-
chen ermöglicht werden.  
 

3.3.2 Grundflächenzahl (GRZ) 
Die maximal zulässige Grundflächenzahl gemäß § 19 BauNVO wird mit 0,8 festgesetzt. 
Sie entspricht damit auch den Festsetzungen benachbarter Bebauungspläne aus dem Gewerbe- 
und Industriegebiet Hasenheide Nord. Aufgrund anderer Festsetzung kann die maximale GRZ 
im Einzelfall u.U. nicht ausgeschöpft werden.  
 

3.3.3 Reduktion der Versiegelung 
Um den Grad versiegelter Flächen so gering wie möglich zu halten, müssen Flächen von Stell-
plätzen, Feuerwehrzufahrten und Feuerwehraufstellflächen mit wasserdurchlässigen Belägen 
(Rasengittersteine, Großsteinpflaster mit Rasenfuge, Kunststein mit hoher Wasserdurchlässig-
keit, Schotterrasen u. dgl.) ausgeführt werden. Ausgenommen sind Zufahrten, Betriebshöfe und 
Flächen, die auf Grund anderer Rechtsvorschriften (z.B. Wasserschutz, Altlasten etc.) eine Ver-
siegelung erfordern. 
 

3.3.4 Baumassenzahl (BMZ) 
Die maximal zulässige Baumassenzahl gemäß § 21 BauNVO wird mit 4,0 festgesetzt. 
 

3.3.5 Wandhöhe (WH) 
Die maximal zulässige Wandhöhe beträgt 7,5 m. Die Wandhöhe ist traufseitig zwischen festge-
legter Geländeoberfläche und Schnittpunkt der Außenwandflucht mit der Oberkante Dachkon-
struktion bzw. oberem Abschluss der Wand zu messen. Bezugspunkt für das Maß der Wand-
höhe ist die mittlere Höhe der Straßenbegrenzung am jeweiligen Grundstück. Aus betrieblichen 
Gründen kann als Ausnahme die zulässige Wandhöhe in Teilbereichen um bis zu 1,0 m über-
schritten werden (bis 8,5 m), sofern ein Mindestabstand zur Baugrenze an der Straße ‚Am Ku-
gelfang’ von mindestens 5,0 m eingehalten wird. Ferner dürfen die Fassaden keine durchge-
hende Wandhöhe ausbilden, wenn sie höher als 7,5 m WH ist, sondern müssen abgestuft wer-
den. Dies wird damit begründet, dass unmittelbar an der Straße am Kugelfang westlich - wie 
östlich beim bestehenden Bebauungsplan Nr. 94/3k-1 – einheitlich nur Wandhöhen bis 7,5 m 
zulässig sind und die ausnahmsweise zulässigen um 1,0 m höheren Wandhöhen (8,5 m) mit 
einem Abstand zur Straße (Straßenbegrenzungslinie) von mind. 7,5 m nur möglich sind sowie 
die zum Kugelfang wirkenden Wandkanten (Ostfassaden) in der Höhe abgestuft sein müssen. 
 

3.3.6 Firsthöhe (FH) 
Die Firsthöhe darf die zulässige Wandhöhe von 7,50 m um bis zu 2,50 m überschreiten. Die 
maximale Firsthöhe beträgt damit 10,0 m. 
 

3.3.7 Abgrabungen, Aufschüttungen, Höhenlage 
Der Geltungsbereich ist weitgehend eben, das Gelände fällt von Süden nach Norden um etwa 
einen Meter. Das Gelände jedes Grundstücks ist an die Höhenlage der nächst gelegenen Er-
schließungsstraße und der angrenzenden Grundstücke anzugleichen, um Übergänge ohne Bö-
schungen oder Geländeabsätze sicherzustellen. 
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3.4 Bauliche Gestaltung 
 

3.4.1 Baukörper 
Gemäß Art. 81 Abs. 1 BayBO sind Fassaden und Dachdeckungen mit grellen Farbtönen und 
spiegelnden Materialien, mit Ausnahme von nicht verspiegelten Glasflächen (Farbton „neutral“), 
unzulässig. 
 

In Ergänzung der städtischen GestS werden Fassadenbegrünungen (§ 9 Abs.1 Nr. 25 BauGB) 
für fensterlose Fassaden bei Haupt- sowie Nebengebäuden und Garagen detaillierter festge-
setzt. 
 
Neben Festsetzungen zu Dachform und Dachaufbauten (siehe 3.4.2) sowie zu Anlagen für so-
lare Energiegewinnung auf Dächern und an Fassaden (siehe 3.8.2 und 3.8.3) getroffen, werden 
keine weiteren Gestaltungsfestsetzungen getroffen. Die Gewerbebetriebe sollen sich im Sinne 
einer  klimabewussten Bauweise innerhalb der Baugrenzen und im Rahmen der Festsetzungen 
zu Art und Maß der Nutzung frei entwickeln. Als Puffer nach Westen und Norden zur freien 
Landschaft sind deshalb private Grünflächen als Ortsrandausbildung festgesetzt. 
 
 

3.4.2 Dächer 
Als Dachform sind gemäß Art. 81 Abs. 1 BayBO Flachdächer und bis 10° geneigte Dächer als 
Sattel- oder Pultdächer zulässig. 
 

Alle Dächer sind aus ökologischen Gründen  (Regenspeicher, Regenrückhaltung, sommerlicher 
Wärmeschutz / Kühlung) und gemäß der kommunalen Gestaltungssatzung (GestS) mit einer 
extensive Dachbegrünung zu versehen. 
 

Ebenso sind Dachaufbauten ausschließlich als technisch bedingte Dachaufbauten wie Aufzugs-
überfahrten, Treppenhäuser, Kamine, Antennen- und Satellitenempfangsanlagen etc. zulässig. 
Zum Dachrand müssen mindestens 3,0 m Abstand eingehalten werden, die Wandhöhe darf um 
maximal 3,0 m überschritten werden. 
 
Anlagen zur solaren Energiegewinnung (Kollektoren, Photovoltaik), 
 

3.4.3 Einfriedungen 
Die Einfriedungen entsprechen der kommunalen GestS der Stadt Fürstenfeldbruck. 
 

3.4.4 Werbeanlagen 
Gemäß Art. 81 Abs. 1 Nr. 2 BayBO wird festgesetzt, dass sich bewegende Werbeanlagen sowie 
Werbeanlagen mit blinkendem Licht (Blinklicht, Umlauflicht, Farbwechsel, Intervall-Licht usw.) 
und nach oben abstrahlende Laserlichtanlagen unzulässig sind. 
Ferner wird festgesetzt, dass Werbeanlagen nur unterhalb der Traufe sowie je Gebäudeseite bis 
zu einer Ansichtsfläche von jeweils max. 6 m2 zulässig sind. 
Gebäude unabhängige Werbeanlagen sind nur innerhalb der Bauräume und unter Berücksichti-
gung der vor genannten Festsetzungen zulässig. 
Dadurch soll die räumliche wie städtebauliche Wirksamkeit der Werbeflächen den Gebäuden 
untergeordnet bleiben. 
 
 
 

3.5 Verkehrsflächen und Parkierung 
 

3.5.1 Erschließung 
Die Erschließung erfolgt über die Straße ‚Am Kugelfang’ und die neu festgesetzte Wendefläche 
an der Südwest-Ecke des Planungsumgriffs am Ende der Straße. 

 Bei dem ca. 100 m langen Abschnitt der Straße ‚Am Kugelfang‘ nördlich der Fraunhoferstraße 
handelt es sich zudem um eine Sackgasse, so dass von einer geringen Verkehrsbelastung aus-
zugehen ist und eine Führung der Radfahrer im Mischverkehr für vertretbar erachtet wird, sofern 
nicht auf der Fahrbahn geparkt wird.  
 

3.5.2 Parkierung und Nebenanlagen 
Gemäß § 9 (1) Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12 und 14 BauNVO wird festgesetzt, dass Stellplätze, 
Garagen, Tiefgaragen, Tiefgaragenrampen und Nebenanlagen nur innerhalb der festgesetzten 
Baugrenzen zulässig sind. Das Maß der baulichen Nutzung bzw. der Versiegelungsgrad soll 
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damit eindeutig geregelt und begrenzt werden und zu den Grundstücksgrenzen eine unbebaute 
und unversiegelte Zone gesichert werden. 
 

3.5.3 Stellplatzschlüssel 
Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze ist entsprechend der „Satzung über die Erstellung von 
Garagen und Stellplätzen“ (Garagen- und Stellplatzsatzung - GaStS) zu ermitteln. 
 
 
 

3.6 Konzept Ver- und Entsorgung 
 

3.6.1 Erschließung 
Oberirdische Versorgungsleitungen sind unzulässig. Die Versorgung mit Strom erfolgt durch die 
Stadtwerke Fürstenfeldbruck.  
Oberirdische Schalt-, Verteiler- und Grundstücksanschlussschränke müssen so auf Privatgrund 
aufgestellt werden, dass diese von außen von der Verkehrsfläche aus zugänglich sind. Sie müs-
sen in der Flucht der Einfriedung liegen bzw. baulich oder gestalterisch integriert sein. 
Dadurch soll der städtebauliche Raum geordnet werden. 
 

3.6.2 Trinkwasserversorgung 
Die Versorgung mit Wasser erfolgt durch Anschluss an das städtische Versorgungsnetz. Trink-
wasserleitungen, Wasserzählerschächte und Armaturen dürfen nicht überbaut werden. Bepflan-
zungen müssen einen Abstand von 2,5 m einhalten. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen erfor-
derlich. 
 

3.6.3 Entwässerung - Abwasser 
Die Entsorgung des Schmutzwassers erfolgt durch Anschluss an das städtische Schmutzwas-
serkanalnetz. Es gilt die „Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage der Stadt Fürsten-
feldbruck“ (Entwässerungssatzung – EWS). 
 

3.6.4 Niederschlagswasser 
Die Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser ist frei, wenn die Anforderungen der 
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) eingehalten werden. Ansonsten muss 
bei der Stadt Fürstenfeldbruck eine wasserrechtliche Erlaubnis beantragt werden. 
Das anfallende Regenwasser ist gemäß Entwässerungssatzung auf dem eigenen Grundstück 
zu versickern. 

Aufgrund der Zunahme von Starkregenereignissen und zur Vermeidung oder Verringerung von 
daraus resultierenden Wasserschäden wird ergänzend auf das DWA Merkblatt 119 „Risiko-ma-
nagement in der kommunalen Überflutungsvorsorge für Entwässerungssysteme bei Starkregen“ 
verwiesen.  

Ebenso wird für anzusiedelnde Betriebe, die wassergefährdende Stoffe einsetzen, die frühzeitige 
Kontaktaufnahme mit der fachkundigen Stelle (ka) am Landratsamt Fürstenfeldbruck empfohlen. 
 

3.6.5 Feuerwehr / Löschwasserversorgung 
 

Die gesetzlich erforderliche Grundversorgung im Planungsumgriff mit einem Löschwasser-be-
darf von 93 m3/h ist gesichert. Die Dimensionierung der Löschwasserversorgung ermittelt sich 
nach den Technischen Regeln Arbeitsblatt W 405 vom Deutschen Verein des Gas- und Wasser-
faches e.V. DVGW in Abstimmung mit der Feuerwehr. 
 

Die Zufahrtsmöglichkeit für die Feuerwehr muss entsprechend BayBO im Einzelfall geklärt wer-
den. 
 

Gemäß Ersteinsatzbereich der Freiwilligen Feuerwehr Fürstenfeldbruck kann die Örtlichkeit nicht 
innerhalb der 10-minütigen Hilfsfrist i.S.d. Nr. 1.2 VollzBek-BayFwG erreicht werden. Mittels 
einer Anfahrtsprobe der Freiwilligen Feuerwehr Fürstenfeldbruck (in Vertretung für die Freiwillige 
Feuerwehr Puch) vom 12.10.2018 für den unmittelbar südwestlich gelegenen Bebauungsplan 
96/2 Kugelfang-West konnte aufgezeigt werden, dass das benachbarte Plangebiet durch die 
Freiwillige Feuerwehr Puch in ca. 10:46 Minuten erreicht wird. Diese Abweichung ist als eher 
geringfügig zu betrachten, so dass die Überschreitung als vertretbar angesehen wird.  
Ein zweiter baulicher Rettungsweg wird deshalb nicht festgesetzt.  
 

Die Freiwillige Feuerwehr Puch verfügt derzeit über kein Hubrettungsfahrzeug, dies ist für das 
Plangebiet im Allgemeinen nicht erforderlich, denn aufgrund der Höhenfestsetzung (Wandhöhe, 
Satzung Ziffer 3.3) liegt die maximal mögliche Höhe der Oberkante Fenster-brüstung für den 
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zweiten Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr (Anlegeleiter) i.d.R. deutlich unterhalb 
der zulässigen 8,0 m gem. BayBO Art. 31 Abs. 3. 
Falls jedoch zur Rettung von Personen zum Anleitern bestimmte Fenster und Stellen mit einer 
Oberkante Brüstung von mehr als maximal 8 m über der tatsächlichen Geländeoberfläche liegen 
sollten, z.B. an Giebelseiten infolge der um 2,50 höher zulässigen Firsthöhe (10,0 m) , muss – 
bis zur Anschaffung eines Hubrettungsfahrzeuges durch die Freiwillige Feuerwehr – ein zweiter 
baulicher Rettungsweg hergestellt werden. 
 
 
 

3.7 Grünkonzept 
 

3.7.1 Grünordnung 
 
Das grünordnerische Konzept reagiert auf die Lage am Rand des Gewerbe- und Industriegebie-
tes und zur freien Landschaft. Da sich der westliche Rand des Planungsgebietes im unmittelba-
ren Blickfeld der Staatsstraße 2054 Fürstenfeldbruck / Maisach und der Siedlung Lindach befin-
det, wird die Westseite als grüner Ortsrand ausgebildet.  
Auf privatem Grund werden in regelmäßigen Abständen Bäume gepflanzt.  
Der nördliche Rand wird als Übergangs- bzw. als Pufferzone zum FFH-Gebiet als Magerrasen-
streifen mit thermophilen Strauchgruppen ausgebildet. 
 
 

3.8 Energieeffizienz und solare Energiegewinnung 
 

3.8.1 Energieeffizienz / Klimaneutralität 
Der Stadtratsbeschluss ‚Energiestandard und Energiekonzepte in städtebaulichen und privat-
rechtlichen Verträgen‘ Ziffer 3 vom 22.02.2022 wurde durch Beschluss vom 29.11.2016 ‚Klima-
neutrales, umweltfreundliches und gesundes Bauen“ dahingehend abgeändert, dass für Wohn- 
sowie für Büro- und Dienstleistungsgebäude anstelle eines Nachweises des Energie-standard 
55 die Klimaneutralität bezüglich des Energieverbrauchs im laufenden Betrieb (Strom, Wärme) 
nachzuweisen ist; dies wurde entsprechend als Festsetzung berücksichtigt. 
 

3.8.2 Solare Energiegewinnung 
 
Dächer 
Gemäß Beschluss des Planungs- und Bauausschusses des Stadtrats vom 19.01.2022 und 
BauGB § 9 (1) Nr. 23 b) werden i.V.m. Ziffer 5.2.2 und 5.2.3 Photovoltaikanlagen flächendeckend 
als aufgeständerte Modulkonstruktionen für alle Dächer festgesetzt, sofern sie für das jeweilige 
Bauvorhaben wirtschaftlich vertretbar und verhältnismäßig sind; dadurch soll einerseits eine 
möglichst vollständige Belegung und Nutzung von Dachflächen für solare Stromerzeugung in 
Form von Photovoltaikanlagen fest- und umgesetzt werden, andererseits ist die Größe der An-
lage in Abhängigkeit der jeweiligen Art und Größe des Betriebes und des dafür erforderlichen 
wirtschaftlichen und sonstigen Aufwandes zu berücksichtigen. 
 
Technisch für das Gebäude-Energiekonzept notwendige Anlagen für Solarthermie sind entspre-
chend in die Modulreihen der PV-Anlagen zu integrieren. Für die Solarthermie gibt es keine Fest-
setzung zur verbindlichen Berücksichtigung bei den Bauvorhaben, da diese nur eine Art von 
möglichen regenerativen Wärmeerzeugern darstellt und dies nicht vorgegeben resp. festgesetzt 
werden kann und soll. 
 
Die Funktionsfähigkeit von Dachbegrünungen und Auffangflächen für die dezentrale Regen-was-
serversickerung darf durch die Aufstellung von Solarthermie- oder Photovoltaikanlagen nicht be-
einträchtigt werden. 
 
Abweichend von Ziffer 5.2.2. ist ein Mindestabstand der Solar-Module zur Dachkante von 1,0 m 
einzuhalten. Gleichzeitig soll die Oberkante der Module soweit vom Dachrand entfernt sein wie 
sie die Dachhaut bzw. die Oberkante Attika überragt, die zulässige Wandhöhe darf jedoch nur 
bis maximal 3,0 m überschritten werden. Zwischen jeder Modulreihe ist ein Abstand von mind. 
80 cm einzuhalten. Die vertikale Projektionsfläche aller Module, bezogen auf die mit solaren 
Dachanlagen belegte Dachzone – ist deshalb auf 50 % zu begrenzen.  
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Die Modulfelder sind aus Einzelmodulen gleicher Formate, Größe und Farbe sowie geordnet und 
in durchgehenden Flächen anzuordnen. 
Durch die Festsetzung geringerer Abstände zu Dachrändern werden Dachaufbauten für die so-
lare und umweltschonende Energiegewinnung gegenüber sonstigen erforderlichen Dachaufbau-
ten privilegiert; zudem soll sichergestellt werden, dass trotz hochprozentiger Belegung der Dach-
flächen mit Modulfeldern die ebenfalls festgesetzte Dachbegrünung umgesetzt werden kann. 
 
In begründeten Einzelfällen sind Abweichungen zu dieser Festsetzung möglich. 
 

3.8.3 Fassaden 
Fassadenintegrierte Solaranlagen sind flächenbündig zulässig; eine Schrägmontage an Haus-
wänden ist unzulässig. 
Für die mit Solaranlagen belegten Flächen findet Festsetzung Ziffer 5.1.2 keine Anwendung. 
Hierdurch soll sichergestellt werden, das vertikale Solaranlagen in die Fassaden integriert wer-
den sowie fensterlose Bereiche davon unabhängig begrünt werden. 
 
 
 

4. Flächenbilanz: Neue Planung in Zahlen  
 

4.1 Flächen 
Der Geltungsbereich umfasst insgesamt ca. 7.292 m². 
 

 Geltungsbereich  
 

Die Flächenanteile sind wie folgt bei einer Gesamtfläche von ca. 7.292 m² (100 %): 
• ca. 6.443 m² (88,36%)  Nettobaulandfläche 
 davon: ca. 4.527 m² (62,09%) Bebaubare Fläche 

 ca. 1.916 m² (26,27%) Ortsrand auf privater Grünfläche  
 

• ca.    849 m² (11,64%)  Öffentliche Verkehrsfläche  
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5. Umweltbericht 
 
(Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB (20. Juli 2004) 
Entwurf 10.04.2019 
 
 

 Inhaltsverzeichnis 
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5.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß Umweltprüfung  
nach § 2, Abs. 4 Satz 1 BauGB 
 

5.2.1 Vorgehensweise 
5.2.2 Umweltprüfung 

 
5.2.2.1 Kurzcharakteristik Untersuchungsgebiet 
5.2.2.2 Beschreibung und Bewertung der zu erwartenden erheblichen Auswirkungen  

des Vorhabens auf die Umwelt sowie schutzgutbezogene Verminderungs-  
und Vermeidungsmaßnahmen 
 

5.2.2.2.1 Schutzgut Mensch 
5.2.2.2.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen 
5.2.2.2.3 Schutzgut Boden 
5.2.2.2.4 Schutzgut Wasser 
5.2.2.2.5 Schutzgut Luft und Klima 
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5.2.2.2.7 Kulturgüter 
 
5.2.2.3 

 
Beschreibung der Maßnahmen, mit denen erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt soweit 
möglich ausgeglichen werden können sowie Ersatzmaßnahmen 
 

5.2.2.3.1 Eingriffsregelung 
 

5.2.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung sowie bei Nichtdurch-
führung der Planung 

5.2.4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 
 

5.3 Zusätzliche Angaben 
 

5.3.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der Um-
weltprüfung 

5.3.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des 
Bauleitplans auf die Umwelt 

5.3.3 Zusammenfassung 
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5.1 Einleitung 
 

5.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans, einschließlich 
der Beschreibung der Festsetzungen des Plans mit Angaben über Standorte, Art und 
Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden der geplanten Vorhaben. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll die planungsrechtliche Voraussetzung geschaf-
fen werden, das Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide im nordwestlichen Bereich abzu-
runden sowie gleichzeitig einen städtebaulich wirksamen Ortsrand nach Westen zu sichern. 
Hierzu werden landwirtschaftliche Nutzflächen umgenutzt. 
 
Gesamtfläche Geltungsbereich: ca. 7.292 m² 
GRZ: 0,8 
Anteil Grünflächen: ca. 26 % 
Anteil versiegelte Flächen: ca. 74 % (bei Ausschöpfung GRZ 0,8) 

  Baugebietskategorie:                     Gewerbegebiet (GE) 
 
Die Erschließung erfolgt von Südwesten über die Straße „Am Kugelfang“, die sich weiter südlich 
mit der Fraunhoferstraße kreuzt.  
 
Abgrenzung des Planungsgebietes 
Das Planungsgebiet liegt im Norden von Fürstenfeldbruck im nordwestlichen Bereich des Ge-
werbe- und Industriegebietes Hasenheide.  
Im Westen und Osten befinden sich landwirtschaftliche Flächen. Südlich befindet sich das GE 
-Kugelfang, im Norden das FFH-Gebiet ehemaliger Flughafen Fürstenfeldbruck. 
 
 
Bauleitplanung 
Der B-Plan mit Grünordnung setzt zeichnerisch Baufelder fest.  
Die Zufahrten können anforderungsgemäß situiert und angeschlossen werden. 
Im Plan- und Textteil sind die erforderlichen Grünflächen festgesetzt und die entsprechend  
der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung nach § 14 BNatSchG erforderlichen Ausgleichsflä-
chen festgelegt. 
 
Das Planungsgebiet bildet den nordwestlichen Abschluss des Gewerbe- und Industriegebietes 
Hasenheide. 
 

 
 

Die Erschließung erfolgt über die Straße ‚Am Kugelfang’ im Westen, der Ortsrand im Norden 
und Westen wird mittels eines 10m breiten Grünstreifens sichergestellt. 
  
 

5.1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgesetzten Ziele des 
Umweltschutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind, und der Art, wie diese Ziele 
und die Umweltbelange bei der Aufstellung berücksichtigt wurden. 
 
Im Bauleitplan sind die maßgeblichen Ziele der Baugesetzgebung, der Natur-, der Wasser-, der 
Emissionsschutzgesetze und die Vorgaben der rechtskräftigen Aussagen des FNP der Stadt 
FFB berücksichtigt. 
 
Landschaftsentwicklungskonzept (LEK)/Regionalplan 
Im Landschaftsentwicklungskonzept für die Region München (LEK 14) ist das Planungsgebiet 
als Fläche für Landwirtschaft dargestellt. Im Zuge der Bauleitplanung wird das Gebiet als Ge-
werbegebiet festgesetzt. 
 
FNP 
Im Flächennutzungsplan (vom 30.07.1983/Neuaufstellung 2008) ist das Planungsgebiet als In-
dustriefläche mit Eingrünung dargestellt. Für das Planungsgebiet ist eine Verdachtsfläche für 
Bodendenkmäler mit der Nr. 083 verzeichnet. 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird das Gebiet als Gewerbegebiet festgesetzt. 
 
FFH-Gebiet 
Nördlich des Planungsumgriffes liegt das FFH-Gebiet Flughafen Fürstenfeldbruck  
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(Nr. 7733-371), mit dem Lebensraumtyp 6510 Magere Flachland-Mähwiesen (Alopecurus pra-
tensis, Sanguisorba officinalis), welches auch als Wiesenbrütergebiet kartiert ist.  
 
Biotopschutz 
Weiter entfernt vom Planungsumgriff auf den Flurnummern 2497 und 2520/14 befinden sich die 
Biotope 91.01, 91.02 und 91.03 (Weidenfeuchtgebüsche und initiale Trockenvegetation in einer 
Kiesgrube). Die Biotope Nr. 7833-0199 im Süden werden durch den Bebauungsplan nicht be-
rührt. 
 
 
 

5.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB 
 
Im Folgenden werden aus den zu erstellenden Untersuchungen nur die erheblichen Umwelt-
auswirkungen beschrieben. Dementsprechend werden im Interesse der Übersichtlichkeit nur 
diejenigen Umweltbestandteile, Projektnutzungen und Konfliktpunkte genannt, die zu erhebli-
chen Umweltauswirkungen führen. 
 

5.2.1 Vorgehensweise 
 
Die in der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB genannten Punkte 
 
a)   Angabe der Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen  Umweltzu-

stands, einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich be-
einflusst werden 

 
b)   Angabe der geplanten Maßnahme zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

nachteiligen Auswirkungen 
 
sind aus fachlichen und systematischen Gründen sowie auf Grund besserer logischer Nachvoll-
ziehbarkeit den einzelnen Schutzgütern zugeordnet und bei diesen, soweit erforderlich, entspre-
chend abgehandelt. Die Eingriffsregelung ist in einem eigenen Punkt mit entsprechender Be-
rechnung enthalten. 

 
Punkt  
c )  Angabe der Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der 

Planung und bei Nichtdurchführung der Planung. 
und 
d)   Angabe der in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, wobei die      

Ziele und der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans zu berücksichtigen sind 
 

wurden den oben genannten Detailbetrachtungen nachgeschaltet und beziehen sich auf den 
Geltungsbereich des B-Plans. 
 
 

5.2.2 Umweltprüfung 
 

5.2.2.1 Kurzcharakteristik Untersuchungsgebiet 
 

 Örtliche Lage 
 

Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck, nördlicher Ortsrand 

 Naturraum Isar-Inn-Schotterplatten der Münchner Ebene, geprägt durch Schotterzunge 
der Münchner Ebene und Moränenzüge 
 

 Geologie / Böden Grundlage der Bodenbildung sind sandige, schwach schluffige Kiesablage-
rungen, die einen gut durchlässigen Grundwasserleiter darstellen. Die Kiese 
werden von einer meist nur wenige Dezimeter mächtigen Braun-, Parabrau-
nerdeschicht überdeckt. 
 

 Wasserhaushalt Oberflächengewässer sind im Untersuchungsbereich nicht vorhanden. 
Der Grundwasserflurabstand beträgt ca. 5,7 – 6,7 m;  
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Wasserversorgung: 
- Wasseranschluss an das städtische Versorgungsnetz 
- Regenwasserentsorgung findet über dezentrale Rückhaltung und  
  Versickerung von Niederschlagswasser auf den einzelnen  
  Grundstücken statt. 
 

 Reale Vegetation 
und Nutzung 

Landwirtschaftliche Nutzung 
  
 

 Baulicher  
Bestand 
 

Das Planungsgebiet ist derzeit unbebaut. 

 Typische Biotope 
und faunistische 
Ausstattung 

Im Planungsgebiet sind keine amtlichen Biotope bzw. anderweitige natur-
schutzrechtlich gesicherten Flächen erfasst. 
In der Nähe befinden sich die Biotope 91.01, 91.02 und 91.03   
(Weidenfeuchtgebüsche und initiale Trockenvegetation in einer Kiesgrube).  
Weiter nordöstlich liegt das FFH-Gebiet Flughafen Fürstenfeldbruck, mit 
dem Lebensraumtyp 6510 Magere Flachland-Mähwiesen, welches auch als 
Wiesenbrütergebiet kartiert ist.  
Aufgrund der Nähe zum Wiesenbrütergebiet und der nach Norden und Wes-
ten offenen Feldflur stellt das Planungsgebiet ein mögliches Habitat für Feld-
vögel dar. Kartierungen ergaben Vorkommen der Feldlerche in einer Entfer-
nung von ca. 200 - 300 m zum Vorhabengebiet.  
 
 

 Besondere Arten-
schutz-rechtliche 
Prüfung 
 

Eine Betroffenheit der nach Anhang IV FFH-Richtlinie geschützten Arten 
kann aufgrund der naturräumlichen Ausstattung ausgeschlossen werden.  
Die Betroffenheit der europäischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-
richtlinie wurde untersucht.  

 Kleinklima Ortsrandlage, Nebelentstehungsgebiet, 
Ost-West-Frischluftschneise 
 

 Ökologische 
Funktion 
 

Geringe bis mittlere biologische Relevanz   

 Landschaftsbild/ 
Erholung 
 

Keine nennenswerte Erholungsfunktion 

 Öffentliche Nutz-
barkeit 

Das Gelände ist öffentlich bedingt zugänglich 

 Raum-empfind-
lichkeit 

- ökologischer Defizitraum  
- offene Feldflur 
- Benachbarung FFH-Gebiet 
 
 

5.2.2.2 Beschreibung und Bewertung der zu erwartenden erheblichen Auswirkungen des Vorha-
bens auf die Umwelt sowie schutzgutbezogene Verminderungs- und Vermeidungsmaß-
nahmen 
Die Beschreibung ist in Bezug auf die Schutzgüter gegliedert, die erheblichen Umweltauswir-
kungen werden erfasst. Die Umweltbestandteile werden auf Grund 
bestehenden Datenmaterials und örtlicher Erhebungen im Untersuchungsraum aufgenommen 
und bewertet. 
Die Projektwirkungen werden beschrieben und ebenfalls den Schutzgütern zugeordnet. 
Eine Maßnahmenbeschreibung zur Vermeidung oder Verminderung der Beeinträchtigungen er-
folgt ebenso schutzgutbezogen und beinhaltet auch Gestaltungsmaßnahmen. 
 

5.2.2.2.1 Schutzgut Mensch (Emissionen, Erholung) 
 
Beschreibung: 
Das Planungsgebiet liegt direkt südlich des militärischen Flugplatzes Fürstenfeldbruck. Der mi-
litärische Flughafenbetrieb wurde 2003 eingestellt, eine spätere zivile Nutzung ist vorgesehen.  
Mit der Realisierung des Bebauungsplanes wird es zu einer Überbauung und Versiegelung von 
Ackerflächen für Erschließung und Gebäude kommen.  
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Auswirkungen: 
Während der Bauphase ist von erhöhter Lärmentwicklung und Erschütterung auszugehen. 
Eine Nutzungskonkurrenz wie z.B. zwischen Wohnen / Industrie ist nicht gegeben.  
Betriebsbedingt ist mit erhöhter Lärm- und Schadstoffbelastung durch Transport- und Lieferver-
kehr zu rechnen.  
Die Auswirkungen auf den Menschen, wie die Erholungsnutzung sind als gering einzustufen. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Es werden flächenbezogene Schallleistungspegel festgelegt. Der Nachweis der Einhaltung der 
Anforderungen an einen Flächenschallpegel wird bei Vorliegen der Eingabeplanung zu einem 
Bauvorhaben gefordert. 
 
Ergebnis: 
Im Hinblick auf die Schutzgüter Mensch / Lärm und Mensch / Erholung sind lediglich geringe 
bis keine Auswirkungen zu erwarten. 
 
 

5.2.2.2.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen 
 
Beschreibung: 
Das Planungsgebiet wird intensiv ackerbaulich bewirtschaftet. 
 
Bei einer natürlichen Entwicklung würde sich wohl Waldmeister-Buchenwald im Komplex mit 
Waldgersten-Buchenwald einstellen. Diese potenziell natürlicher Vegetation entsprechenden 
Formationen gibt es in der näheren Umgebung kaum noch. Der Landschaftsplan verweist auf 
die Felgedinger Schotterzunge mit mageren wasserdurchlässigen Böden als natürlichen Stand-
ort für Heidevegetation und lichte Wäldchen. 
 
Eine Betroffenheit der nach Anhang IV FFH-Richtlinie geschützten Arten kann aufgrund der 
naturräumlichen Ausstattung ausgeschlossen werden. 
 
Aufgrund der Nähe zum Wiesenbrütergebiet und der nach Norden und Westen offenen Feldflur 
stellt das Planungsgebiet ein mögliches Habitat für Feldvögel dar. Ortseinsichten ergaben Vor-
kommen der Feldlerche (RL D 3, RL BY 3) in einer Entfernung von ca.200 - 300 m zum Vorha-
bengebiet. Eine Brut im Vorhabengebiet kann aufgrund der Nähe zur Gewerbebebauung aus-
geschlossen werden und konnte bei Ortseinsichten am 24.04.22/16.04.22/14.04.22 nicht fest-
gestellt werden. Selbst bei Hochspannungsleitungen wird ein Meideverhalten der Feldlerche für 
die Brut in einer Entfernung von 100 bis 200 m festgestellt, bei Gehölzgruppen von 160 m. Ein 
vorrübergehender Aufenthalt ist jedoch möglich.Die Feldlerche bevorzugt Felder mit einer Ve-
getationshöhe von 20 bis max. 50 cm. Maisacker und zu hohe oder dichte Getreidefelder mit 
Windergetreide verhindern den Zugang zu Nahrung oder Nistplätzen.  
 
Auswirkungen: 
Eine Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie Nestern durch die Baufeldfreima-
chung ist unwahrscheinlich, kann jedoch auch nicht vollständig ausgeschlossen werden. Über 
den Verlust an potentiellen Lebensraum hinaus sind keine erheblichen Störungen des Brutver-
haltens von Feldvögeln zu erwarten. Das Störungsverbot nach §44 Abs. 5 Satz 1,3 u. 5 
BNatSchG ist nicht erfüllt. Es ergeben sich u.U. mittlere Auswirkungen des Vorhabens auf die 
Avifauna. Naturschutzfachlich bedeutsame Vegetationsbestände sind durch das Vorhaben 
nicht betroffen.  
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Durch den Bebauungsplan werden tiergruppenschädigende Anlagen oder Bauteile bei Zäunen 
verboten (zwischen der Unterkante der Einfriedung und Oberkante Erdreich/befestigte Fläche 
muss ein mind. 10 cm breiter Bodenabstand auf voller Länge der Einfriedung eingehalten wer-
den. Alternativ kann an jeder Grundstücksseite je 10 m laufender Einfriedungslänge ein Durch-
lass ausgeführt werden).  
Werbeanlagen mit blinkendem Licht (Blinklicht, Umlauflicht, Farbwechsel, Intervall-Licht usw.) 
und nach oben abstrahlende Laserlichtanlagen sind unzulässig.  
Um die Schädigung von Lebensstätten nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 und 1 i. V. m Abs. 5 Satz 1-3 u. 
5 BNatSchG und das Tötungs- und Verletzungsverbot nach 44 Abs. 1 Nr. 1 i. v. m Abs. 5 Satz 
1 u. 5 BNatSchG auszuschließen, ist es erforderlich als konfliktvermeidende Maßnahme die 
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Baufeldräumung mit Abschieben des Oberbodens und Beseitigung der Vegetationsdecke au-
ßerhalb der Brut- und Aufzuchtperiode (nur von Anfang Oktober bis Ende Februar) durchzufüh-
ren. Baubeginn dann möglichst zeitnah oder auch wieder außerhalb der Vogelschutzzeiten.  
Um den potentiellen Verlust der Lebensstätten auszugleichen, sind zudem 2 Lerchenfenster mit 
einer Größe von jeweils 20 m2 und einem Abstand von max. 2 km zum Vorhabengebiet als 
CEF-Maßnahmen erforderlich. Dabei wird bei der Saat die Sämaschine einfach für einige Meter 
angehoben, so dass eine nicht gesäte Freifläche von ca. 20 m2 entsteht. Die Fenster haben 
einen Mindestabstand von 50 m zum Feldrand und einen Mindestabstand von 100 m (besser 
150 m) zu Gehölzen, Gebäuden usw. einzuhalten. Nach der Ansaat können die Fenster ganz 
normal wie der Rest des Schlages bewirtschaftet werden (Düngen, Pflanzenschutz).   
 
Ergebnis: 
Unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minderungs- sowie CEF-Maßnahmen werden 
durch die Umsetzung des Vorhabens keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ausge-
löst. 
Für die Schutzgüter Tiere und Pflanzen sind lediglich geringe Auswirkungen zu erwarten. 
 
 

5.2.2.2.3 Schutzgut Boden 
 
Beschreibung: 
 
„In der Verebnungsfläche von Fürstenfeldbruck und nördlich davon sind die ausgedehnten, 
sog. hochwürmglazialen Schotter der Niederterrasse, die während und nach der letzten Eiszeit 
abgelagert wurden, anzutreffen. Diese lagern den tertiären Sedimenten, die als Schluffe, Tone 
und Sande ausgebildet sein können, auf. 
Es sind gut tragfähige, quartäre Kiese in überwiegend dichter bis sehr dichter Lagerung zu er-
warten. 
 
Das Planungsgebiet wird ackerbaulich intensiv bewirtschaftet. 
 
Auswirkungen 
Durch die Planung werden in festgesetztem Umfang bisher unversiegelte Flächen versiegelt / 
bebaut und der Boden verdichtet. 
Durch die Baumaßnahmen wird es zu einer Störung des natürlichen Bodenaufbaus (teilweise 
bereits durch die archäologischen Grabungen erfolgt)  und einer Bodenverdichtung kommen. 
Die anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen sind daher vermutlich nur gering. Wechsel-
wirkungen ergeben sich insbesondere zum Schutzgut Wasser. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Baubedingt ist auf eine sachgerechte Lagerung von Abraum, Humus etc. zu achten.  
Minimiert werden die Auswirkungen durch die Verwendung von wasserdurchlässigen Bodenbe-
lägen. 
Ergebnis: 
In Bezug auf die Versiegelung des Bodens und den Flächenverbrauch werden die Auswirkun-
gen als erhebliche Eingriffsschwere betrachtet. 
 
 

5.2.2.2.4 Schutzgut Wasser 
 
Beschreibung: 
Die Grundwasserfließrichtung verläuft in Fürstenfeldbruck generell nach Nordosten  in Fließ-
richtung der Amper. Oberflächengewässer sind im Planungsgebiet nicht vorhanden.  
 
„Der Mittelwasserstand kann mit ca. 6,7 – 5,7 m unter Geländeoberkante abgeschätzt werden. 
Bei hohen Grundwasserständen muss ab ca. 3,60 m unter jetziger Geländeoberfläche mit 
Grundwasser gerechnet werden. 
 
Auswirkungen: 
Durch die Baumaßnahmen wird es zu einer Bodenverdichtung kommen. 
Bei der Verfüllung ist auf eine ausreichende Tragfähigkeit (Standsicherheit, Frostschutz etc.) 
des zukünftigen Untergrundes zu achten. 
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Die Versiegelung führt zu einer Abflussverschärfung des Oberflächenwassers. 
Das Rückhaltevolumen des belebten Bodens ist vermindert, daher ist die Grundwasserneubil-
dungsrate vermindert. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Um eine flächige Versickerung und Grundwasserneubildung innerhalb des Baugebietes zu 
erreichen, wird festgesetzt, dass Flächen von Stellplätzen, Feuerwehrzufahrten und Feuerweh-
raufstellflächen mit wasserdurchlässigen Belägen ausgeführt werden, sofern dem keine Rechts-
vorschriften entgegenstehen (z.B. Wasserschutz, Altlasten etc.).  
Zudem werden Grün- und Pflanzflächen geschaffen, die das Gebiet gliedern und den Wasser-
abfluss verlangsamen. Durch die Reduzierung des Versiegelungsgrades 
soll die Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens, so weit möglich, erhalten werden. 
 
Ergebnis: 
Anlagebedingt wird die Grundwasserneubildung durch den hohen Versiegelungsgrad beein-
trächtigt, sowie die Rückhaltefunktion der Fläche für Oberflächenwasser vermindert.  
Es ist mit einer mittleren Eingriffsschwere zu rechnen.  
Wechselwirkungen ergeben sich insbesondere zu dem Schutzgut Boden. 
 
 

5.2.2.2.5 Schutzgut Luft und Klima 
 
Beschreibung: 
Das Plangebiet liegt am Nordrand des Alpenvorlandes mit seinem von den Alpen beeinflussten 
feucht-kühlen Klima. Die große Entfernung vom Atlantischen Ozean durch kontinentale Klima-
züge ist hier bedeutend. So sind die Sommerniederschläge höher als die Winterniederschläge, 
und die Sommer relativ warm, die Winter dagegen kalt.  
Die durchschnittliche Niederschlagsmenge liegt bei 800 mm.  
Die mittlere Jahrestemperatur (1881/1930, Klimaatlas v. Bayern 1952; vgl. auch Landschafts-
plan) beträgt +7° bis +8° C. 
Hauptwindrichtungen sind Südwest, West und Nordost. 
Topographisch bedingt ist dieser Bereich als Kaltluftentstehungs- oder -abflussgebiet von un-
tergeordneter Bedeutung. Eine temporäre Vorbelastung der Lufthygiene ist bereits gegeben. 
Der Individualverkehr wird zunehmen. 
 
Auswirkungen: 
Durch die Bebauung entstehen klimatische Barrieren, die örtlich allerdings kaum den Kaltab-
fluss behindern.  
Die in einem Gewerbegebiet übliche Versiegelung großer Flächen führt generell zu einer Re-
duktion von Kaltluftentstehungsgebieten, die in vorliegendem Fall jedoch ohne größere Bedeu-
tung für das Stadtklima bleibt.  
Da das vorliegende Plangebiet relativ klein ist, wird es vermutlich nur zu sehr geringfügigen 
Auswirkungen auf das Kleinklima kommen. 
Die Verkehrsbelastung wird durch die vorliegende Planung zunehmen. Der Pkw-Verkehr 
durch Mitarbeiter sowie der Lkw-Verkehr durch An-/Ablieferung wird sich erhöhen. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Entlang des Ortsrandes, bzw. der Straße ´Am Kugelfang´ werden Flächen zur Gehölzanpflan-
zung festgesetzt.   
Die Vegetationsflächen können das städtische Kleinklima positiv beeinflussen (z.B. Reduktion 
der Verdunstung des Bodens durch schattenspendende Gehölze) und mögliche Schadstoffe 
und Luftverunreinigungen binden. 
 
Ergebnis: 
Die baubedingten, als auch die betriebsbedingten Auswirkungen sind als gering einzustufen.  
Durch die hohe Versiegelung ist anlagebedingt mit geringen – mittleren Auswirkungen auf das 
Kleinklima zu rechnen.  
 

5.2.2.2.6 Schutzgut Landschaftsbild 
 
Beschreibung: 
Durch die vorliegende Planung wird das im nord-westlichen Bereich des Flächennutzungsplans 
dargestellten Gewerbe- und Industriegebiets Hasenheide ein Baugebiet festgesetzt.  

168

Sta
dtra

t

01
.06

.20
22



 25 

Auswirkungen: 
Es sind angrenzend bereits Betriebe vorhanden, so dass ein baulicher Zusammenhang gege-
ben ist bzw. diese als Vorbelastung berücksichtigt werden. Das Landschaftsbild erhält keinen 
wesentlich neuen Charakter.  
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Zur Vermeidung von Auswirkungen auf das Landschaftsbild und zur Aufwertung des Ortrandes 
nach Westen werden Gehölzpflanzungen vorgesehen. Die Grundstücke werden ausschließlich 
über die Straße „Am Kugelfang“ erschlossen.   
Die Baukörper können durch Fassadenbegrünung ansprechend gestaltet werden. 
 
Ergebnis: 
Die Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind von geringer Erheblichkeit.  
Die Vorbelastungen durch angrenzende Betriebe und die geplante Eingrünung des Ortsrandes 
sind zu berücksichtigen. 
 
 

5.2.2.2.7 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
 
Beschreibung: 
Im südlichen Bereichs des Planungsgebiets sind in der Bodenkarte des Landesamtes für Denk-
malpflege als Bodendenkmal ausgewiesen (Siedlung der frühen und mittleren römischen Kai-
serzeit sowie verebnete Grabhügel vorgeschichtlicher Zeitstellung; D-1-7733-0063).  
 
Auswirkungen: 
Bei einer Sicherung der Bodendenkmäler sind keine nennenswerten Auswirkungen auf das 
Schutzgut Kultur- und Sachgüter zu erwarten. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Werden weitere Bodendenkmäler gefunden, so ist im Bebauungsplan der Hinweis enthalten, 
dass diese gemäß Art. 8 DSchG der Meldepflicht unterliegen und alle Beobachtungen und 
Funde unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Fürstenfeldbruck oder dem 
Landesamt für Denkmalpflege mitgeteilt werden müssen. 
 
Ergebnis: 
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter sind von geringer Erheblichkeit. 
 
 

5.2.2.3 Beschreibung der Maßnahmen, mit denen erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt so-
weit möglich ausgeglichen werden können sowie Ersatzmaßnahmen 
 
Neben den schon unter den einzelnen Schutzgütern beschriebenen wesentlichen Verminde-
rungs- und Vermeidungsmaßnahmen sind die mit dem Vorhaben verbundenen Beeinträchti-
gungen von Natur und Landschaft ausgleichbar. 
Zur Bearbeitung der hierfür erforderlichen Maßnahmen wird ein Grünordnungsplan erstellt. Be-
gründung, Art und Umfang dieser Maßnahmen gehen aus diesem hervor. 
 
Im Einzelnen werden folgende Begrünungsmaßnahmen durchgeführt: 

- Magerrasenfläche im Norden mit Gehölzgruppen 
- Westlicher Ortsrand mit Baumreihe aus Eichen 

 
 
Insgesamt ergibt sich mit einem geplanten Versiegelungsgrad von max. 80 % gegenüber dem 
Bestand eine erhebliche Verschlechterung der Umweltsituation in Bezug auf die Versiegelung. 
 
Die verbleibenden Grünflächen sind der Ortsrand auf privater Grünfläche.  
Die Begrünungsmaßnahmen sind 1 Jahr nach Ende der Bautätigkeit fertig-, die Ausgleichs- / 
Ersatzflächen sind bis spätestens 2 Jahre nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes herzustel-
len.  
Zu Bauanträgen ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan einzureichen. 
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5.2.2.3.1 Eingriffsregelung  
(Grundlage: Leitfaden Oberste Baubehörde, Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau 
und Verkehr Dezember 2021)  
 
Innerhalb des Bebauungsplanes ist eine bauliche Nutzung mit einer GRZ über 0,35 vorgese-
hen.. 
Mit den vorliegenden grünordnerischen Festsetzungen soll durch zahlreiche Maßnahmen 
eine Beeinträchtigung von Natur und Landschaft so gering wie möglich gehalten werden. 
Die Ausgleichsfaktoren berücksichtigen die Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen, die 
durch den Bebauungsplan getroffen werden: 
- Gliederung und Durchgrünung des Baugebietes mit straßenbegleitenden Baumreihen 
  und standortgerechten Anpflanzungen insbesondere im Bereich des Ortsrandes. 
- Verbot tiergruppenschädigender Anlagen oder Bauteile bei Zäunen 
- Reduktion der Versiegelung auf ein Mindestmaß, durch (soweit rechtlich und technisch 
   möglich) wasserdurchlässige Beläge 
 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
Im Folgenden wird der Umfang für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen anhand der betroffenen 
Flächen ermittelt. 
Bestandserfassung Schutzgut Arten und Lebensräume 
 
 
Bezeichnung 

 
Fläche (m²)  

 
Bewertung 
(WP) 

 
GRZ / Eingriffs-
faktor 

 
Ausgleichsbe-
darf (WP) 

 
Intensiv bewirt-
schaftete Äcker 

 
7292 

 
3 

 
0,8 

 
17500 

 
Planungsfaktor Begründung Sicherung 
 
Vernetzung von großräumi-
gen Grünstrukturen 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Naturnahe Gestaltung der öf-
fentlichen und privaten Grün-
flächen, der Wohn- und Nutz-
gärten sowie unterbauten 
Bereiche der privaten Grund-
stücke, z.B. durch Min-
destanzahl von autochtho-
nen Bäumen pro Grund-
stücksfläche 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Fassadenbegrünung mit 
hochwüchsigen, ausdauern-
den Kletterpflanzen 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Dauerhafte Begrünung von 
Flachdächern 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Summe (max. 20 Abzug)                                                           15%  
Summe Ausgleichsbedarf (WP)                                               14875  
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Ausgleich / Ersatz 
Eine Aussage zu den Ausgleichsmaßnahmen folgt im weiteren Verfahren im Anschluss und 
wird bis zum Satzungsbeschluss in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde konkreti-
siert. 
 
Ausgleichsflächenbedarf:                                                                                         14875 WP 
 
Maßnahmen zum Artenschutz 
 

Um die Schädigung von Lebensstätten nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 und 1 i. V. m Abs. 5 Satz 1-3 u. 
5 BNatSchG und das Tötungs- und Verletzungsverbot nach 44 Abs. 1 Nr. 1 i. v. m Abs. 5 Satz 
1 u. 5 BNatSchG auszuschließen, ist es erforderlich als konfliktvermeidende Maßnahme die 
Baufeldräumung mit Abschieben des Oberbodens und Beseitigung der Vegetationsdecke au-
ßerhalb der Brut- und Aufzuchtperiode (nur von Anfang Oktober bis Ende Februar) durchzufüh-
ren. Baubeginn dann möglichst zeitnah oder auch wieder außerhalb der Vogelschutzzeiten.  
Um den Verlust der Lebensstätten auszugleichen, sind zudem 2 Lerchenfenster mit einer Größe 
von jeweils 20 m2 und einem Abstand von max. 2 km zum Vorhabengebiet als CEF-Maßnah-
men erforderlich. Dabei wird bei der Saat die Sämaschine einfach für einige Meter angehoben, 
so dass eine nicht gesäte Freifläche von ca. 20 m2 entsteht. Die Fenster sollten einen Mindest-
abstand von 50 m zum Feldrand und einen Mindestabstand von 100 m (besser 150 m) zu Ge-
hölzen, Gebäuden usw. einzuhalten. Nach der Ansaat können die Fenster ganz normal wie der 
Rest des Schlages bewirtschaftet werden (Düngen, Pflanzenschutz).  
Unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minderungs- sowie CEF-Maßnahmen werden 
durch die Umsetzung des Vorhabens keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ausge-
löst. 
 
 

5.2.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung sowie bei Nicht-
durchführung der Planung 
Für das Vorhaben wurde die Lage des Planungsgebietes im ausgewiesenen  
Gewerbe- und Industriegebiet, die guten Möglichkeiten der Erschließung und die 

Flächenverfügbarkeit die Entscheidungsgrundlage.  

Die Fläche kann mit städtebaulich günstigen Funktionen belegt werden.  

Das Gelände wird stark versiegelt, durch Pflanzungen können die geringen Phytomassenver-
luste kompensiert werden.  
 
Bei einem Belassen des Bestandes (Nullvariante) würden bei entsprechender Nutzung weiter 
landwirtschaftliche Nutzflächen bestehen.   
 
Die Durchführung der Planung führt zu einer erhöhten Versiegelung und einem Verlust von 
landwirtschaftlicher Fläche, einem potenziellen Wiesenbrüterhabitat und Lebensraum mit gerin-
ger Bedeutung.  
Durch die Planungsmaßnahmen, wie Eingrünung, Baumpflanzungen etc. werden die Ziele der 
Ersatzmaßnahmen für das Gesamtkonzept Hasenheide unterstützt. 
Die Versiegelung wird durch die Ausgleichsmaßnahmen kompensiert. 
 
 

5.2.4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 
Die Erschließungsmöglichkeiten beschränken sich auf Grund verkehrstechnischer  
Voraussetzungen auf die Straße ´Am Kugelfang´. 
 
Der besondere Stellenwert eines grünen Ortsrandes an der westlichen Grenze des Planungs-
umgriffs ist hervorzuheben. 
 
Aus den planerischen Voruntersuchungen ergaben sich folgende Schwerpunkte, die in der vor-
liegenden Planung zum Bebauungsplan umgesetzt wurden: 
 

- Schaffung eines grünen Ortsrandes im Norden und Westen 
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5.3 Zusätzliche Angaben 
 

5.3.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der 
Umweltprüfung 
Die Umweltprüfung wurde gemäß dem systematischen Aufbau einer Umweltverträglichkeitsstu-
die erstellt. 
Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. 
Die Bewertung gibt den aktuellen Stand des Wissens wieder. 
Für die Beurteilung der Eingriffsregelung wurde der Bayerische Leitfaden des bayerischen 
Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz verwendet. 
 
 

5.3.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Durchfüh-
rung des Bauleitplans auf die Umwelt 
 

- Überprüfung der Funktionsfähigkeit der Begrünung nach 2 Jahren 
 

- Weiter ist zur Überwachung das Thema Ausgleichsflächenbereitstellung und 
CEF-Maßnahmen vorgesehen. Die Ausgleichsflächen werden dokumentarisch 
begleitet.  
(Pflege / Unterhalt) 

 
 

5.3.3 Zusammenfassung 
Die Planung umfasst die Nutzung von überwiegend landwirtschaftlicher Nutzfläche im ausge-
wiesenen Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide am Rande des ehemals militärisch ge-
nutzten Flugplatzes. Auf dem Gelände sollen sich Betriebe neu ansiedeln.  
Die Erschließung wird durch den Ausbau der Straße ´Am Kugelfang´ gesichert.  
In den eigentlichen Baurahmen kommen die notwendigen Flächen für Zufahrten, Anlieferung 
und Parkierung. Die übrigen Flächen werden grünordnerisch angelegt. 
 
Umweltauswirkungen ergeben sich durch: 
- Gefährdung von Boden, Wasser und Kleinklima durch Emissionen des erhöhten  
  Verkehrsaufkommens 
- Lärmemissionen /  -immissionen 
- Versiegelung 
- Veränderung des Ortsbildes durch Bauwerksmassen 
- Überbauung bisheriger Ackerflächen in näherer Umgebung eines Wiesenbrütergebietes 
Bei einer Bewertung ist zu berücksichtigen, dass  
- zusätzliche Baum-  und Gehölzpflanzungen erfolgen 
- extensive Grünflächen entstehen 
- der Ortsrand mit Baum- und Gehölzpflanzungen ausgebildet wird 
- Ausgleichsflächen bereitgestellt werden  
- Lerchenfenster in der landwirtschaftlichen Flur  
 
Die Versiegelung wird über die Ausgleichsmaßnahmen ausgeglichen. 
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6. Realisierung – Auswirkung der Planung 
 

6.1 Auswirkungen der Planung 
 

6.1.1 
 

Auswirkungen auf infrastrukturelle Einrichtungen  
Die Infrastruktureinrichtungen von Fürstenfeldbruck sind in ausreichender Zahl und Kapazität 
vorhanden. 
 

6.1.2 Auswirkungen auf Naturhaushalt, Landschaft und Umwelt 
Das Gelände wird stark versiegelt, die geringen Phytomassenverluste werden durch Baum-
pflanzungen kurz – mittelfristig ersetzt. Die Lärmemissionen steigen in geringem Umfang. Die 
Begrünungsmaßnahmen entsprechen den Zielen der Strukturkonzepte für das Gebiet Hasen-
heide-Nord.  
Die Versiegelung wird durch entsprechende Ausgleichsmaßnahmen kompensiert  
Der Kompensationsfaktor für den Eingriff wird gemäß Leitfaden (Eingriffsreglung in der Bauleit-
planung) festgelegt. 
 
 

6.1.3 Nachfolgelasten  
Das zusätzliche Verkehrsaufkommen wird als unkritisch betrachtet 
 

6.1.4 Umsetzung 
Die Umsetzung des Bebauungsplanes soll zeitnah erfolgen.  
 

6.1.5 Zusammenfassung 
Mit dem neuen Gewerbegebiet wird dem Mehrbedarf an Gewerbeflächen in der Hasenheide 
Nord entsprochen. Gleichzeitig wird der nordwestliche Ortsrand des Gewerbe- und Industriege-
bietes Hasenheide als Übergang zur freien Landschaft gestaltet. 
Mit den vorgeschlagenen Maßnahmen sowie durch die externen Ausgleichsmaßnahmen kön-
nen die Auswirkungen auf den Naturraum kompensiert werden. Der sparsame Umgang mit Bo-
denversiegelung, die Oberflächenversickerung des Niederschlagwassers sowie die mögliche 
Durchgrünung wirken sich positiv auf Boden und Wasser wie auch auf Klima und Luft aus. 
Deshalb lässt sich zusammenfassend feststellen, dass die Auswirkungen der vorliegenden Pla-
nung auf die Schutzgüter und deren Wechselwirkungen zueinander zu bewältigen sind. 
 
 

6.2 Sicherung der Planung 
 

 Bodenordnung / Bodenordnende Maßnahmen 
Die Umsetzung der Erschließung erfolgt durch die Stadt Fürstenfeldbruck bzw. durch die Grund-
stücksentwicklungsgesellschaft Hasenheide Nord INDUSTHA FFB GmbH & Co. KG.  
 
 

6.3 Kosten der Maßnahme 
 

 Die Kosten für die Umsetzung dieses Bebauungsplanes übernimmt die INDUSTHA FFB GmbH 
& Co. KG.  
 
Die Umsetzung des Bebauungsplanes Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2  – Kugelfang-Nord“ ist 
somit gesichert. 
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Stadt Fürstenfeldbruck      Planverfasser 
 
Fürstenfeldbruck, den      Germering, den 25.05.2022 
 
 
 
 
       
........................................................    ........................................................ 
gez. Erich Raff       Thomas Wild 
Oberbürgermeister      Dipl.-Ing. Univ. Architekt + Stadtplaner 
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7. Verweise 
 

7.1 Verweis 1 - Quellen 
 

 Bayerisches Geologisches Landesamt 1996: 
„Erläuterungen zur Geologischen Karte von Bayern. 1: 500.000“. München. 
Bayerisches Geologisches Landesamt 1996:  
„Geologische Karte von Bayern. 1 : 500.000“. München. 
Bayerisches Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz  
(Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen) 2003: „Eingriffsrege-
lung in der Bauleitplanung. Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft. Ein Leitfaden (Ergänzte 
Fassung)“. 
Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz - Online-Viewer (FIN-Web) 
Zugriff am 05.05.2011 
Busse, Dirnberger, Pröbstl, Schmid 2005:  
„Die neue Umweltprüfung in der Bauleitplanung. Ratgeber für Planer und Verwaltung“. 
Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr  
Dezember 2021: „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“  
 
 
 

7.2 Verweis 2 – Untersuchungen und Planungen 
 
Aus folgenden Untersuchungen und Planungen wurden fachliche Beiträge, Textteile und 
Tabellen übernommen und teilweise aktualisiert, bzw. den Anforderungen der B-Planung 
angepasst: 
 
Crystal Geotechnik        2011: “Baugrundgutachten“ 

 Stadt Fürstenfeldbruck 1994: „Entwicklungsstudie für das Industrie- und Gewerbegebiet       
                                                   Hasenheide Nord“. 
Stadt Fürstenfeldbruck 1996: Schultz-Brauns + Reinhart: „Rahmenplan / Strukturkonzept“. 
Stadt Fürstenfeldbruck 2000: „Landschaftsplan“ 
Stadt Fürstenfeldbruck 1983: „Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan“ 
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8. Anlagen 
 

8.1 Anlage 1 
Unterlagen zum Umweltbericht 
 

 Maßnahmenplan Ausgleich (siehe weiteres Verfahren) 
 
 

8.2 Anlage 2 
Unterlagen zum Immissionsschutz (Schall) 
 

 Schalltechnisches Gutachten durch Müller-BBM Nr. M161815/01 vom 03.05.2022 
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Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung 

Hasenheide Nord – „Nr. 94/3k-2  – Kugelfang-Nord“ 
 
 
 
 

 
 
Begründung und Umweltbericht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Planverfasser 
 

Architekturbüro Wild 
 

Thomas Wild 
Dipl.-Ing. Architekt und Stadtplaner ByAK 
Hubertusstraße 14 
82110 Germering 
 

   

  
Naturschutz / Umweltbelange  
 

Büro Freiraum 
 

Berger Fuchs 
Landschaftsarchitekten PartG mbH 
Oberer Graben 3a 
85354 Freising    
 
 
 
Daten 
 

Vorentwurf vom 25.05.2022 
Entwurf vom  
Endfassung vom  
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Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck 
Bebauungsplan Hasenheide Nord – „Nr. 94/3k-2 – Kugelfang-Nord“ 
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1. Rahmenbedingungen der Planung  
 

1.1 Geltungsbereich 
 

 Das Planungsgebiet befindet sich am nördlichen Stadtrand von Fürstenfeldbruck westlich des 
Industriegebietes Hasenheide Nord, angebunden an die Straße ‚Am Kugelfang’ im Südwesten, 
die um eine Wendefläche ergänzt wird. 
Der Geltungsbereich mit einer Fläche von ca. 7.292 m2 umfasst die Flurnummern 2502 und 2503 
sowie Teilflächen der Flurnummern 2632/10, 2491/4, 2491/17, 2491/18, 2491/23 und 2498 der 
Gemarkung Fürstenfeldbruck, Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck. 
 

1.2 Lage und Beschaffenheit der Umgebung und des Planungsgebietes 
 

1.2.1 Großräumliche Lage und Funktion der großen Kreisstadt Fürstenfeldbruck  
 

 Fürstenfeldbruck liegt westlich der Landeshauptstadt München. Die Einwohnerzahl beläuft sich 
derzeit auf ca. 37.200 (Stand Ende 2017). 
 

Fürstenfeldbruck ist gemäß Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP 2013, Stand 
01.01.2020) ein Mittelzentrum und liegt im Stadt- und Umlandbereich des Verdichtungsraumes 
München und in der überregionalen Entwicklungsachse München – Augsburg.  
 

Entsprechend des Regionalplanes 14, München (RP 14) „… werden gemäß LEP B II 1.2 Bereiche 
festgelegt, die für die Siedlungsentwicklung besonders in Betracht kommen. Der Lenkung der 
Siedlungsentwicklung in diese Bereiche kommt ein besonderes Gewicht zu. Dort soll eine über 
die in B II Z 2.1 festgelegte Zielsetzung hinausgehende Siedlungsentwicklung zulässig sein. Da-
bei soll in der Regel zunächst auf bereits ausgewiesene Wohn- und/oder Gewerbegebiete zu-
rückgegriffen werden“ (RP, Ziel B II 2.3). 
Auf Karte 2 zum RP 14 (Ausschnitt 9) liegt der Planungsumgriff innerhalb des nördlichen Sied-
lungsentwicklungsbereiches und Gewerblichen Bauflächen. 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausschnitt Karte 2  
Regionalplan 14  
(Ausschnitt 9) 
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1.2.2 Infrastruktur  
 

 Die kommunale und soziale Infrastruktur eines Mittelzentrums sowie die entsprechende Versor-
gung mit Einzelhandelsbetrieben sind vorhanden. 
 
 

1.2.3 Naturräumliche Grundlagen  
 
Naturräumliche Gliederung und Geologie 
Fürstenfeldbruck gehört naturräumlich zum Bereich der Isar-Inn-Schotterplatten der Münchner 
Ebene. 
Das Planungsgebiet ist naturräumlich zur Münchener Schotterebene zuzuordnen.  
Die geologische Raumeinheit ist hier die Paar-Isar-Region. Geologisch ist das Planungsgebiet 
dem hochwürmglazialen Schotter außerhalb der Endmoränen als Niederterrasse zuzuordnen 
(Geologische Karte von Bayern 1980, M 1:25.000).  
Das lockere Schottermaterial ist wasserdurchlässig und daher ein sehr guter Grundwasserträger.  
 
Boden 
In der Verebnungsfläche von Fürstenfeldbruck und nördlich davon sind die ausgedehnten, 
sog. hochwürmglazialen Schotter der Niederterrasse, die während und nach der letzten Eiszeit 
abgelagert wurden, anzutreffen. Diese lagern den tertiären Sedimenten, die als Schluffe, Tone 
und Sande ausgebildet sein können, auf.  
Es sind gut tragfähige, quartäre Kiese in überwiegend dichter bis sehr dichter Lagerung zu er-
warten. 
 
Kleinklima 
Das Planungsgebiet liegt im Übergangsbereich zwischen dem feuchten atlantischen und dem 
trockenen kontinentalen Klima. Weitere wesentliche wetterbestimmende Faktoren sind die Alpen 
als mitteleuropäische und die Donau als regionale Wetterscheide. Aufgrund dieser Konstellation 
ist das Wetter relativ wechselhaft. Der Föhn bringt das ganze Jahr hindurch aus südlicher Rich-
tung immer wieder warme und trockene Luftströmungen nach Fürstenfeldbruck.  
Mai, Juni, Juli und August sind die regenreichsten Monate des Jahres. 
Das Gebiet wird durch folgende Daten charakterisiert: 
Mittlere Jahrestemperatur: ca. + 7 / 8°C  
Mittlere jährliche Niederschlagssumme: ca. 800 l / m2 
 
Vegetation 
Bei einer natürlichen Entwicklung würde sich wohl Waldmeister-Buchenwald im Komplex mit 
Waldgersten-Buchenwald einstellen. Diese potenziell natürlicher Vegetation entsprechenden 
Formationen gibt es in der näheren Umgebung kaum noch. Der Landschaftsplan verweist auf die 
Felgedinger Schotterzunge mit mageren wasserdurchlässigen Böden als natürlichen Standort für 
Heidevegetation und lichte Wäldchen. 
 
 

1.2.4 Planungsgebiet 
 

 Lage 
Das Planungsgebiet liegt im Norden von Fürstenfeldbruck als nördlicher Abschluss des Gewerbe- 
und Industriegebietes Hasenheide. Im Norden anschließend liegt der ehemalige Militärische Flug-
platz Fürstenfeldbruck, der sich hauptsächlich auf Maisacher Flur befindet. Westlich der St 2054 
liegt der Ortsteil Lindach. 
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Luftbildausschnitt Fürstenfeldbruck Mitte und Nord 
 

 Baulicher Bestand 
Das Planungsgebiet ist derzeit unbebaut. 
 

 Erschließung  
Die Erschließung erfolgt über die Straße ‚Am Kugelfang’ im Südwesten, die sich mit der Fraun-
hoferstraße westlich des Gewerbe- und Industriegebietes Hasenheide kreuzt. Die Anbindung an 
das überörtliche Straßennetz erfolgt über die Staatsstraße 2054 im Westen.  
In Fürstenfeldbruck findet die Verkehrserschließung durch den öffentlichen Personennahverkehr 
über Busse statt. Durch die Fraunhofer- und Liebigstraße führt die Buslinie 837.  
Der S-Bahnhof Fürstenfeldbruck liegt in einer Entfernung von ca. 3,6 km. 
 

 

 
 
Luftbild-Ausschnitt Fürstenfeldbruck - Hasenheide mit Straßenangaben 

GI 
Hasenheide Nord 

St 2054 

St 2054 

Fraunhoferstraße 

Am  
Kugelfang 
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 Grundwasser und Gewässer 
Das Planungsgebiet liegt auf einer Höhe von ca. 520,5 m üNN. Die generelle Grundwasser-fließ-
richtung verläuft in Fürstenfeldbruck nach Nordosten in Fließrichtung der Amper.  
Bei Feldversuchen östlich der Straße Am Kugelfang ergab sich am 24.03.2011 „… ein Grund-
wasserspiegel von 514,27 m üNN. Zur Dimensionierung von Versickerungsanlagen kann für die 
quartären Kiese ein Bemessungs-Durchlässigkeitsbeiwert von kf = 2 × 10-4 m/s angegeben wer-
den. (…)“ (vgl. Baugrundgutachten, Crystal Geotechnik vom 11.05.2011) „Der Mittelwasserstand 
kann mit ca. 6,7 – 5,7 m unter Geländeoberkante abgeschätzt werden. Bei hohen Grundwasser-
ständen muss ab ca. 3,60 m unter jetziger Geländeoberfläche mit Grundwasser gerechnet wer-
den. (…)“. 
 
Die Sickerfähigkeit des natürlichen Bodens wird als gut bewertet. In unmittelbarer Nähe des Pla-
nungsgebietes liegen keine Fließgewässer.  
 

 Vegetation 
Das Planungsgebiet wird als landwirtschaftliche Ackerfläche genutzt.  
Das  FFH-Gebiet Flughafen Fürstenfeldbruck, mit dem Lebensraumtyp 6510 Magere Flachland-
Mähwiesen schließt im Norden direkt an. Das FFH-Gebiet ist auch als Wiesenbrütergebiet kar-
tiert. 
Im Westen schließen weitere landwirtschaftliche Nutzflächen an. 
 
Topographie 
Die bestehende topographische Situation des Planungsgebietes ist weitgehend eben. 
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1.3 Planungsrechtliche Voraussetzungen 
  

1.3.1 Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan 
 

 Das Planungsgebiet ist im rechtsverbindlichen Flächennutzungsplan der Stadt Fürstenfeldbruck 
als ‚Industriegebiet’ sowie ‚Fläche für Aufforstung‘, in der Neuaufstellung als ‚Industriegebiet’ und 
‚Grünfläche‘ dargestellt. 
Im Südwesten befindet sich die Straße ‘Am Kugelfang’ und ein durchgehenden Streifen ‚Grün-
fläche’ mit geplanten Bäumen, in der Neuaufstellung als ‚allgemeine Grünfläche’ bezeichnet und 
ohne Baum-Darstellungen als Randzone für das südlich anschließende Industriegebiet (GI) und 
den westlichen Abschluss des Planungsumgriffs. 
Für den südlichen Teil des Planungsgebietes ist eine Verdachtsfläche für Bodendenkmäler mit 
der Nr. 083 dargestellt. 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausschnitt  
rechtsverbindlicher  
Flächennutzungsplan  
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausschnitt  
Entwurf Neuaufstellung 2008 
Flächennutzungsplan 
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 72. Änderung des Flächennutzungsplans  
Die derzeit sich ebenfalls im Verfahren befindende 72. FNP-Änderung wird den nördlichen Ab-
schluss des Industriegebietes (GI) einschließlich des Planungsumgriffs im Westen als Gewerbe-
fläche darstellen (GE) mit einem geplanten Streifen ‚Grünfläche’ im Westen und Norden als Orts-
randeingrünung sowie mit nordsüdgelagerten Grünvernetzungen zur Gliederung der GE-Fläche. 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausschnitt  
72. Änderung (Vorentwurf),  
dargestellt im 
Entwurf Neuaufstellung 2008  
Flächennutzungsplan 
 

 Im geltenden Flächennutzungsplan sind zwar einerseits im Bereich des Industriegebietes Ha-
senheide-Nord noch einzelne Flächen als Gewerbeflächen dargestellt, aufgrund von vorhande-
nen Altlasten und der Eigentumsverhältnisse konnte jedoch andererseits dort bis heute eine wei-
tere Entwicklung trotz vielfacher Bemühungen nicht erfolgen.  
So mussten wiederholt Anfragen nach gewerblichen Ansiedlungen zurückgewiesen werden, ob-
gleich diese gemäß der städtischen Bewertungsmatrix für Ansiedlungswünsche durchaus für die 
Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck interessant gewesen wären. Die mit Bebauungsplan 96/2 
ausgewiesenen nördlichen Flächen der südwestlich liegenden 65. Änderung des Flächennut-
zungsplans sind bereits wieder bebaut.  
Aus vorgenannten Gründen verfügt die Stadt kaum noch über kurz- und mittelfristig bebaubare 
Gewerbeflächen. Somit kann die 72. FNP-Änderung Abhilfe schaffen mit der Darstellung von 
neuen Gewerbeflächen, die zugleich den nördlichen Abschluss des westlichen Bereichs des In-
dustriegebiets Hasenheide zum ehemaligen Flughafen Fürstenfeldbruck bzw. freiem Felde bil-
den. Ebenso findet die bis dato als Sackgasse endende Straße Am Kugelfang ihren verkehrs-
technischen Abschluss mittels einer Wendefläche. 
 
 

1.3.2 Bebauungspläne 
 

 Bebauungsplan Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2 - Kugelfang-Nord“ 
Der Planungs- und Bauausschuss hat am 25.05.2022 den Aufstellungsbeschluss für den Bebau-
ungsplan Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2 - Kugelfang-Nord“ gefasst, den Vorentwurf gebilligt und 
die frühzeitige Beteiligung von Bürgern und Behörden nach § 3 (1) und § 4 (1) BauGB beschlos-
sen, die im Zeitraum vom ……………… bis ………………  stattfand. Am ……………… billigte 
der Planungs- und Bauausschuss den Entwurf des Bebauungsplanes 94/3k-2 und beschloss die 
Beteiligung von Bürgern und Behörden nach § 3 (2) und § 4 (2) BauGB, die im Zeitraum vom 
……………… bis ………………  erfolgte. Der Satzungsbeschluss wurde in der Stadtratsitzung 
am ……………… gefasst. 
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 Angrenzende Bebauungspläne 
Im Süden schließt der Bebauungsplan Nr. 94/3k-1 an, im Südwesten befindet sich der Bebau-
ungsplan Nr. 96/2. 
 
 

1.3.3 FFH-Gebiet 
 

 Nördlich des Planungsgebietes befindet sich der festgesetzte und übernommene Umgriff des 
FFH Gebietes „Flughafen Fürstenfeldbruck“ (Nr. 7733-371). Das Planungsgebiet befindet sich 
in der Nähe des westlichen Teils des FFH-Gebietes. Hier befindet sich der Lebensraumtyp 
(6510) Magere Flachland-Mähwiesen, Alopecurus pratensis, Sanguisorba officinalis. Im FFH-
Gebiet ist auch ein Wiesenbrütergebiet vermerkt. 
 

 

 
 
Luftbild mit Darstellung des Planungsgebiets, des FFH-Gebiets und der kartierten Biotope.  
 

1.3.4 Biotopkartierung 
 

 In weiterer Entfernung des Planungsgebietes befindet sich die Biotopteilfläche 7733-0091-001 
(Weidenfeuchtgebüsche) auf der Flurnummer 2497. Weiter östlich liegen die Teilflächen 7733-
0091-002 + 003 (Initiale Trockenvegetation in einer Kiesgrube) auf der Flurnummer 2520/14.    
Aufgrund der räumlichen Trennung (keine unmittelbare Nachbarschaft) hat das Vorhaben keine 
Auswirkungen auf die Biotope. 
 
 

1.3.5 Immissionen 
 

 Der militärische Flughafenbetrieb wurde 2003 eingestellt, die Lärmschutzbereiche (Zone)n sind 
durch die mittlerweile erfolgte Änderung des Regionalplans (Tektur 2) aufgehoben. 
Ansonsten wird auf das schalltechnische Gutachten durch Müller-BBM Nr. M161815/01 vom 
03.05.2022 zu verwiesen (siehe Anlage 2). 
 

 Auf den Planungsumgriff können Immissionen aus den bestehenden angrenzenden landwirt-
schaftlich genutzten Flächen einwirken. Zeitweise kann es zu Verkehrslärm aus landwirtschaft-
lichem Fahrverkehr sowie Lärmimmissionen während der Erntezeit außerhalb der üblichen Tag-
zeit (06:00 bis 22:00 Uhr) kommen. 
 
 

1.3.6 Altlasten - Kampfmittel 
 
Altlasten 
Im Planungsgebiet ist keine Altlastenverdachtsfläche ausgewiesen. Westlich des Umgriffs liegt 
die kartierte Altlastenfläche Nr. 07.18. 
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 Kampfmittel 
Anhand einer der Stadt zur Verfügung stehenden Luftbildkarte ist nicht davon auszugehen, dass 
im Planungsumgriff mit Kampfmitteln bzw. Bombenfunden aus dem 2. Weltkrieg zu rechnen ist. 
Da Kampfmittel dennoch nicht völlig auszuschließen sind, ist dies bei den Aushubarbeiten ent-
sprechend zu berücksichtigen. 
 
 

1.3.7 Bodendenkmäler 
 

 Etwa ein Viertel des Planungsgebietes im Süden ist in der Bodenkarte des Landesamtes für 
Denkmalpflege als Bodendenkmal ausgewiesen (Siedlung der frühen und mittleren römischen 
Kaiserzeit sowie verebnete Grabhügel vorgeschichtlicher Zeitstellung; D-1-7733-0063).  
Im Jahr 2010 wurden bereits Grabungs- sowie erforderliche archäologische Begleit-, Untersu-
chungs-, Sicherungs- und Bergungsmaßnahmen i.S.d. DSchG auf dem südlich anschließendem 
Gelände durchgeführt und 2018 auf dem südwestlich der Straße ‚Am Kugelfang’ liegenden Be-
reich. Auf dem Planungsumgriff fanden noch keine Arbeiten statt. 
 
 

1.3.8 Sonstiges 
 

 Weitere planungsrechtlich relevante Rahmenbedingungen sind derzeit nicht bekannt bzw. wer-
den im Laufe des Verfahrens an dieser Stelle ergänzt. 
 
Zur Sicherstellung der Qualität der Planung wird für das Plangebiet gemäß Art. 58 (1) Satz 2 
BayBO die Genehmigungsfreistellung ausgeschlossen. Begründet wird dies u.a. durch die Be-
lange des Immissionsschutzes (siehe Satzung, B. Festsetzungen Ziffern 2.3 und 2.4 sowie C. 
Hinweise Ziffer 2.6) und die Sicherstellung der festgesetzten Freiflächengestaltung wie die Ein-
haltung der Pflanzvorgaben. 
 
 
 

2. Anlass und Ziel der Planung 
 

 Die gewerbliche Entwicklung der letzten Jahre im Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide 
zeigt, dass das Flächenpotenzial der über die bisherigen Bebauungspläne ausgewiesenen Bau-
gebiete weitgehend erschöpft ist.  
Wie unter Ziffer 1.3.1 bereits näher ausgeführt, können einzelne, im Flächennutzungsplan als 
Gewerbeflächen dargestellte und noch „freie“ Flächen aufgrund von Altlasten und Eigentums-
verhältnissen keiner weiteren Entwicklung zugeführt werden. 
 

 Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll deshalb auf der Grundlage der 72. Änderung des 
Flächennutzungsplans die planungsrechtliche Voraussetzung geschaffen werden, das vorhan-
dene Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide Nord östlich der Straße Am Kugelfang nach 
Norden bis zur Stadtgrenze zu erweitern, gleichzeitig einen städtebaulich wirksamen Ortsrand 
nach Norden zu sichern sowie für Ansiedlungsgesuche neue Gewerbeflächen zur Verfügung 
stellen zu können. 
 

 Mit der Erarbeitung des Bebauungsplanes wurde das Architekturbüro Wild, Thomas Wild, Archi-
tekt und Stadtplaner, Germering, sowie für die Grünordnung das Büro Freiraum, Berger Fuchs, 
Freising, beauftragt. 
 
 
 

3. Konzeption der Planung  
 

3.1 Städtebauliche Konzeption 
 

 Das Planungsgebiet bildet einen Teilbereich des nördlichen Abschlusses des Gewerbe- und In-
dustriegebietes Hasenheide Nord. Durch die festgesetzte Gebäudehöhe, die einer Zweigeschos-
sigkeit entspricht soll ein städtebaulicher Übergang vom Industrie- bzw. Gewerbegebiet zum 
Ortsrand geschaffen werden.  
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An den Grenzen des Planungsbereiches zur freien Landschaft im Norden ist ein 10 m breiter 
Streifen als Übergangszone zum FFH-Gebiet mit seinen Magerrasenflächen festgesetzt . An der 
westlichen Seite bildet ein bepflanzter und mit Bäumen versehener Grünstreifen den Ortsrand.. 
Die Erschließung erfolgt über die Straße ‚Am Kugelfang’ im Südwesten, die als Abschluss eine 
Wendefläche erhält. 
 
 
 

3.2 Art der baulichen Nutzung 
 

3.2.1 Baugebietskategorie 
In der in Aufstellung befindlichen 72. Änderung des Flächennutzungsplans ist der Planungsum-
griff als Gewerbegebiet (GE) festgesetzt. Dadurch soll nicht das Industriegebiet Hasenheide 
nach Norden fortgesetzt werden, sondern vielmehr der städtebaulichen Randlage des Planungs-
bereichs – auch im Anschluss an den im Süden liegenden Bebauungsplan Nr. 94/3k-1 und den 
im Südwesten liegenden Bebauungsplan Nr. 96/2 - Rechnung getragen werden, insbesondere 
auch die Beschränkung der Geräuschemissionen betreffend. 
 
 

3.2.2 Nutzungen 
 

 Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben als Ausnahme 
Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass Einzelhandelsbetriebe, die unter der Schwelle 
des § 11 Abs. 3 BauNVO liegen, nur in Verbindung mit Gewerbetrieben zulässig sind und innen-
stadtrelevantes Sortiment ausgeschlossen ist. 
Damit soll zum einen die Zweckbestimmung und der Gebietscharakter des Gewerbegebietes 
Hasenheide mit Vorrang für eher störende oder belästigende Gewerbebetriebe gewahrt und zum 
anderen ein regelmäßiges Verkehrsaufkommen durch Konsumenten vermieden werden. 
Somit werden nur „Werkstattverkäufe“ durch die angesiedelten Gewerbebetriebe ermöglicht und 
als Ziel der Stadt Einzelhandelsagglomerationen ausgeschlossen. 
 

 Zulässigkeit von Wohnungen 
Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass pro Grundstück max. 1 Wohnung i.S. des  
§ 8 Abs. 3 Satz 1 BauNVO bis zu einer Größe von maximal 130 m2 Wohnfläche, jedoch maximal 
40% der Gesamtnutzfläche zulässig ist, sofern sie sich nicht im Bereich der Fläche gem. Ziffer 
2.4 befindet. Davon abweichend sind Ausnahmen nur in begründeten betrieblichen Einzelfällen 
zulässig. Damit soll sichergestellt werden, dass die Anzahl und Größe von „zweckgebundenen“ 
Wohnungen im Gewerbegebiet bereits durch eine Festsetzung geregelt bzw. begrenzt wird. 
Durch die betriebliche Nutzung und / oder die Unterbringung mehrerer Gewerbebetriebe auf ei-
nem Grundstück können in begründeten Einzelfällen Ausnahmen erfolgen. 
 

 Ausschluss von Vergnügungsstätten 
Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die nur ausnahmsweise zulässigen Vergnü-
gungsstätten nicht zulässig sind. Damit soll der Gebietscharakter des Gewerbegebietes gewahrt 
werden. Im Übrigen sind im Stadtgebiet wie auch im alten Gewerbegebiet Hasenheide eine aus-
reichende Anzahl an Vergnügungsstätten und Spielhallen vorhanden. 
 

3.2.3 Baulicher Schallschutz 
Aufgrund des schalltechnischen Gutachtens von Müller-BBM Nr. M161815/01 vom 03.05.2022 
(siehe Anlage 2) sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen) zulässig, deren je m2 der gewerblich 
nutzbaren Grundfläche abgestrahlte Schallleistung die folgenden immissionswirksamen, flä-
chenbezogenen Schallleistungspegel nicht überschreitet: 
 
- tags (06:00 bis 22:00 Uhr)  64 dB(A) 
- nachts (22:00 bis 06:00 Uhr)  49 dB(A). 
 
Im Gutachten werden entsprechende Vorgaben für die Ermittlung bzw. Prüfung der Zulässigkeit 
eines Vorhabens gemacht. 
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3.3 Maß der baulichen Nutzung 
 

3.3.1 Definition des Maßes der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. § 16 Abs. 2 BauNVO 
durch die Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO), die Baumassenzahl (§ 21 BauNVO) und die Wand-
höhe als Höchstgrenze (§ 18 BauNVO) festgesetzt. 
Der Ortsrand befindet sich nicht auf öffentlichem Grund, sondern auf den zu veräußernden 
Grundstücksflächen und ist deshalb als private Grünfläche festgesetzt. Für die Ermittlung der 
GRZ bzw. der BMZ wird er berücksichtigt.  
Die bauliche Höhe orientiert sich an den Höhenfestsetzungen für zweigeschossige Bauten der 
benachbarten Bebauungspläne, insbesondere durch die Lage zum Ortsrand wird dadurch ein 
moderater Übergang von der Bebauung zur freien Landschaft bzw. den landwirtschaftlichen Flä-
chen ermöglicht werden.  
 

3.3.2 Grundflächenzahl (GRZ) 
Die maximal zulässige Grundflächenzahl gemäß § 19 BauNVO wird mit 0,8 festgesetzt. 
Sie entspricht damit auch den Festsetzungen benachbarter Bebauungspläne aus dem Gewerbe- 
und Industriegebiet Hasenheide Nord. Aufgrund anderer Festsetzung kann die maximale GRZ 
im Einzelfall u.U. nicht ausgeschöpft werden.  
 

3.3.3 Reduktion der Versiegelung 
Um den Grad versiegelter Flächen so gering wie möglich zu halten, müssen Flächen von Stell-
plätzen, Feuerwehrzufahrten und Feuerwehraufstellflächen mit wasserdurchlässigen Belägen 
(Rasengittersteine, Großsteinpflaster mit Rasenfuge, Kunststein mit hoher Wasserdurchlässig-
keit, Schotterrasen u. dgl.) ausgeführt werden. Ausgenommen sind Zufahrten, Betriebshöfe und 
Flächen, die auf Grund anderer Rechtsvorschriften (z.B. Wasserschutz, Altlasten etc.) eine Ver-
siegelung erfordern. 
 

3.3.4 Baumassenzahl (BMZ) 
Die maximal zulässige Baumassenzahl gemäß § 21 BauNVO wird mit 4,0 festgesetzt. 
 

3.3.5 Wandhöhe (WH) 
Die maximal zulässige Wandhöhe beträgt 7,5 m. Die Wandhöhe ist traufseitig zwischen festge-
legter Geländeoberfläche und Schnittpunkt der Außenwandflucht mit der Oberkante Dachkon-
struktion bzw. oberem Abschluss der Wand zu messen. Bezugspunkt für das Maß der Wand-
höhe ist die mittlere Höhe der Straßenbegrenzung am jeweiligen Grundstück. Aus betrieblichen 
Gründen kann als Ausnahme die zulässige Wandhöhe in Teilbereichen um bis zu 1,0 m über-
schritten werden (bis 8,5 m), sofern ein Mindestabstand zur Baugrenze an der Straße ‚Am Ku-
gelfang’ von mindestens 5,0 m eingehalten wird. Ferner dürfen die Fassaden keine durchge-
hende Wandhöhe ausbilden, wenn sie höher als 7,5 m WH ist, sondern müssen abgestuft wer-
den. Dies wird damit begründet, dass unmittelbar an der Straße am Kugelfang westlich - wie 
östlich beim bestehenden Bebauungsplan Nr. 94/3k-1 – einheitlich nur Wandhöhen bis 7,5 m 
zulässig sind und die ausnahmsweise zulässigen um 1,0 m höheren Wandhöhen (8,5 m) mit 
einem Abstand zur Straße (Straßenbegrenzungslinie) von mind. 7,5 m nur möglich sind sowie 
die zum Kugelfang wirkenden Wandkanten (Ostfassaden) in der Höhe abgestuft sein müssen. 
 

3.3.6 Firsthöhe (FH) 
Die Firsthöhe darf die zulässige Wandhöhe von 7,50 m um bis zu 2,50 m überschreiten. Die 
maximale Firsthöhe beträgt damit 10,0 m. 
 

3.3.7 Abgrabungen, Aufschüttungen, Höhenlage 
Der Geltungsbereich ist weitgehend eben, das Gelände fällt von Süden nach Norden um etwa 
einen Meter. Das Gelände jedes Grundstücks ist an die Höhenlage der nächst gelegenen Er-
schließungsstraße und der angrenzenden Grundstücke anzugleichen, um Übergänge ohne Bö-
schungen oder Geländeabsätze sicherzustellen. 
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3.4 Bauliche Gestaltung 
 

3.4.1 Baukörper 
Gemäß Art. 81 Abs. 1 BayBO sind Fassaden und Dachdeckungen mit grellen Farbtönen und 
spiegelnden Materialien, mit Ausnahme von nicht verspiegelten Glasflächen (Farbton „neutral“), 
unzulässig. 
 

In Ergänzung der städtischen GestS werden Fassadenbegrünungen (§ 9 Abs.1 Nr. 25 BauGB) 
für fensterlose Fassaden bei Haupt- sowie Nebengebäuden und Garagen detaillierter festge-
setzt. 
 
Neben Festsetzungen zu Dachform und Dachaufbauten (siehe 3.4.2) sowie zu Anlagen für so-
lare Energiegewinnung auf Dächern und an Fassaden (siehe 3.8.2 und 3.8.3) getroffen, werden 
keine weiteren Gestaltungsfestsetzungen getroffen. Die Gewerbebetriebe sollen sich im Sinne 
einer  klimabewussten Bauweise innerhalb der Baugrenzen und im Rahmen der Festsetzungen 
zu Art und Maß der Nutzung frei entwickeln. Als Puffer nach Westen und Norden zur freien 
Landschaft sind deshalb private Grünflächen als Ortsrandausbildung festgesetzt. 
 
 

3.4.2 Dächer 
Als Dachform sind gemäß Art. 81 Abs. 1 BayBO Flachdächer und bis 10° geneigte Dächer als 
Sattel- oder Pultdächer zulässig. 
 

Alle Dächer sind aus ökologischen Gründen  (Regenspeicher, Regenrückhaltung, sommerlicher 
Wärmeschutz / Kühlung) und gemäß der kommunalen Gestaltungssatzung (GestS) mit einer 
extensive Dachbegrünung zu versehen. 
 

Ebenso sind Dachaufbauten ausschließlich als technisch bedingte Dachaufbauten wie Aufzugs-
überfahrten, Treppenhäuser, Kamine, Antennen- und Satellitenempfangsanlagen etc. zulässig. 
Zum Dachrand müssen mindestens 3,0 m Abstand eingehalten werden, die Wandhöhe darf um 
maximal 3,0 m überschritten werden. 
 
Anlagen zur solaren Energiegewinnung (Kollektoren, Photovoltaik), 
 

3.4.3 Einfriedungen 
Die Einfriedungen entsprechen der kommunalen GestS der Stadt Fürstenfeldbruck. 
 

3.4.4 Werbeanlagen 
Gemäß Art. 81 Abs. 1 Nr. 2 BayBO wird festgesetzt, dass sich bewegende Werbeanlagen sowie 
Werbeanlagen mit blinkendem Licht (Blinklicht, Umlauflicht, Farbwechsel, Intervall-Licht usw.) 
und nach oben abstrahlende Laserlichtanlagen unzulässig sind. 
Ferner wird festgesetzt, dass Werbeanlagen nur unterhalb der Traufe sowie je Gebäudeseite bis 
zu einer Ansichtsfläche von jeweils max. 6 m2 zulässig sind. 
Gebäude unabhängige Werbeanlagen sind nur innerhalb der Bauräume und unter Berücksichti-
gung der vor genannten Festsetzungen zulässig. 
Dadurch soll die räumliche wie städtebauliche Wirksamkeit der Werbeflächen den Gebäuden 
untergeordnet bleiben. 
 
 
 

3.5 Verkehrsflächen und Parkierung 
 

3.5.1 Erschließung 
Die Erschließung erfolgt über die Straße ‚Am Kugelfang’ und die neu festgesetzte Wendefläche 
an der Südwest-Ecke des Planungsumgriffs am Ende der Straße. 

 Bei dem ca. 100 m langen Abschnitt der Straße ‚Am Kugelfang‘ nördlich der Fraunhoferstraße 
handelt es sich zudem um eine Sackgasse, so dass von einer geringen Verkehrsbelastung aus-
zugehen ist und eine Führung der Radfahrer im Mischverkehr für vertretbar erachtet wird, sofern 
nicht auf der Fahrbahn geparkt wird.  
 

3.5.2 Parkierung und Nebenanlagen 
Gemäß § 9 (1) Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12 und 14 BauNVO wird festgesetzt, dass Stellplätze, 
Garagen, Tiefgaragen, Tiefgaragenrampen und Nebenanlagen nur innerhalb der festgesetzten 
Baugrenzen zulässig sind. Das Maß der baulichen Nutzung bzw. der Versiegelungsgrad soll 
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damit eindeutig geregelt und begrenzt werden und zu den Grundstücksgrenzen eine unbebaute 
und unversiegelte Zone gesichert werden. 
 

3.5.3 Stellplatzschlüssel 
Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze ist entsprechend der „Satzung über die Erstellung von 
Garagen und Stellplätzen“ (Garagen- und Stellplatzsatzung - GaStS) zu ermitteln. 
 
 
 

3.6 Konzept Ver- und Entsorgung 
 

3.6.1 Erschließung 
Oberirdische Versorgungsleitungen sind unzulässig. Die Versorgung mit Strom erfolgt durch die 
Stadtwerke Fürstenfeldbruck.  
Oberirdische Schalt-, Verteiler- und Grundstücksanschlussschränke müssen so auf Privatgrund 
aufgestellt werden, dass diese von außen von der Verkehrsfläche aus zugänglich sind. Sie müs-
sen in der Flucht der Einfriedung liegen bzw. baulich oder gestalterisch integriert sein. 
Dadurch soll der städtebauliche Raum geordnet werden. 
 

3.6.2 Trinkwasserversorgung 
Die Versorgung mit Wasser erfolgt durch Anschluss an das städtische Versorgungsnetz. Trink-
wasserleitungen, Wasserzählerschächte und Armaturen dürfen nicht überbaut werden. Bepflan-
zungen müssen einen Abstand von 2,5 m einhalten. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen erfor-
derlich. 
 

3.6.3 Entwässerung - Abwasser 
Die Entsorgung des Schmutzwassers erfolgt durch Anschluss an das städtische Schmutzwas-
serkanalnetz. Es gilt die „Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage der Stadt Fürsten-
feldbruck“ (Entwässerungssatzung – EWS). 
 

3.6.4 Niederschlagswasser 
Die Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser ist frei, wenn die Anforderungen der 
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) eingehalten werden. Ansonsten muss 
bei der Stadt Fürstenfeldbruck eine wasserrechtliche Erlaubnis beantragt werden. 
Das anfallende Regenwasser ist gemäß Entwässerungssatzung auf dem eigenen Grundstück 
zu versickern. 

Aufgrund der Zunahme von Starkregenereignissen und zur Vermeidung oder Verringerung von 
daraus resultierenden Wasserschäden wird ergänzend auf das DWA Merkblatt 119 „Risiko-ma-
nagement in der kommunalen Überflutungsvorsorge für Entwässerungssysteme bei Starkregen“ 
verwiesen.  

Ebenso wird für anzusiedelnde Betriebe, die wassergefährdende Stoffe einsetzen, die frühzeitige 
Kontaktaufnahme mit der fachkundigen Stelle (ka) am Landratsamt Fürstenfeldbruck empfohlen. 
 

3.6.5 Feuerwehr / Löschwasserversorgung 
 

Die gesetzlich erforderliche Grundversorgung im Planungsumgriff mit einem Löschwasser-be-
darf von 93 m3/h ist gesichert. Die Dimensionierung der Löschwasserversorgung ermittelt sich 
nach den Technischen Regeln Arbeitsblatt W 405 vom Deutschen Verein des Gas- und Wasser-
faches e.V. DVGW in Abstimmung mit der Feuerwehr. 
 

Die Zufahrtsmöglichkeit für die Feuerwehr muss entsprechend BayBO im Einzelfall geklärt wer-
den. 
 

Gemäß Ersteinsatzbereich der Freiwilligen Feuerwehr Fürstenfeldbruck kann die Örtlichkeit nicht 
innerhalb der 10-minütigen Hilfsfrist i.S.d. Nr. 1.2 VollzBek-BayFwG erreicht werden. Mittels 
einer Anfahrtsprobe der Freiwilligen Feuerwehr Fürstenfeldbruck (in Vertretung für die Freiwillige 
Feuerwehr Puch) vom 12.10.2018 für den unmittelbar südwestlich gelegenen Bebauungsplan 
96/2 Kugelfang-West konnte aufgezeigt werden, dass das benachbarte Plangebiet durch die 
Freiwillige Feuerwehr Puch in ca. 10:46 Minuten erreicht wird. Diese Abweichung ist als eher 
geringfügig zu betrachten, so dass die Überschreitung als vertretbar angesehen wird.  
Ein zweiter baulicher Rettungsweg wird deshalb nicht festgesetzt.  
 

Die Freiwillige Feuerwehr Puch verfügt derzeit über kein Hubrettungsfahrzeug, dies ist für das 
Plangebiet im Allgemeinen nicht erforderlich, denn aufgrund der Höhenfestsetzung (Wandhöhe, 
Satzung Ziffer 3.3) liegt die maximal mögliche Höhe der Oberkante Fenster-brüstung für den 
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zweiten Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr (Anlegeleiter) i.d.R. deutlich unterhalb 
der zulässigen 8,0 m gem. BayBO Art. 31 Abs. 3. 
Falls jedoch zur Rettung von Personen zum Anleitern bestimmte Fenster und Stellen mit einer 
Oberkante Brüstung von mehr als maximal 8 m über der tatsächlichen Geländeoberfläche liegen 
sollten, z.B. an Giebelseiten infolge der um 2,50 höher zulässigen Firsthöhe (10,0 m) , muss – 
bis zur Anschaffung eines Hubrettungsfahrzeuges durch die Freiwillige Feuerwehr – ein zweiter 
baulicher Rettungsweg hergestellt werden. 
 
 
 

3.7 Grünkonzept 
 

3.7.1 Grünordnung 
 
Das grünordnerische Konzept reagiert auf die Lage am Rand des Gewerbe- und Industriegebie-
tes und zur freien Landschaft. Da sich der westliche Rand des Planungsgebietes im unmittelba-
ren Blickfeld der Staatsstraße 2054 Fürstenfeldbruck / Maisach und der Siedlung Lindach befin-
det, wird die Westseite als grüner Ortsrand ausgebildet.  
Auf privatem Grund werden in regelmäßigen Abständen Bäume gepflanzt.  
Der nördliche Rand wird als Übergangs- bzw. als Pufferzone zum FFH-Gebiet als Magerrasen-
streifen mit thermophilen Strauchgruppen ausgebildet. 
 
 

3.8 Energieeffizienz und solare Energiegewinnung 
 

3.8.1 Energieeffizienz / Klimaneutralität 
Der Stadtratsbeschluss ‚Energiestandard und Energiekonzepte in städtebaulichen und privat-
rechtlichen Verträgen‘ Ziffer 3 vom 22.02.2022 wurde durch Beschluss vom 29.11.2016 ‚Klima-
neutrales, umweltfreundliches und gesundes Bauen“ dahingehend abgeändert, dass für Wohn- 
sowie für Büro- und Dienstleistungsgebäude anstelle eines Nachweises des Energie-standard 
55 die Klimaneutralität bezüglich des Energieverbrauchs im laufenden Betrieb (Strom, Wärme) 
nachzuweisen ist; dies wurde entsprechend als Festsetzung berücksichtigt. 
 

3.8.2 Solare Energiegewinnung 
 
Dächer 
Gemäß Beschluss des Planungs- und Bauausschusses des Stadtrats vom 19.01.2022 und 
BauGB § 9 (1) Nr. 23 b) werden i.V.m. Ziffer 5.2.2 und 5.2.3 Photovoltaikanlagen flächendeckend 
als aufgeständerte Modulkonstruktionen für alle Dächer festgesetzt, sofern sie für das jeweilige 
Bauvorhaben wirtschaftlich vertretbar und verhältnismäßig sind; dadurch soll einerseits eine 
möglichst vollständige Belegung und Nutzung von Dachflächen für solare Stromerzeugung in 
Form von Photovoltaikanlagen fest- und umgesetzt werden, andererseits ist die Größe der An-
lage in Abhängigkeit der jeweiligen Art und Größe des Betriebes und des dafür erforderlichen 
wirtschaftlichen und sonstigen Aufwandes zu berücksichtigen. 
 
Technisch für das Gebäude-Energiekonzept notwendige Anlagen für Solarthermie sind entspre-
chend in die Modulreihen der PV-Anlagen zu integrieren. Für die Solarthermie gibt es keine Fest-
setzung zur verbindlichen Berücksichtigung bei den Bauvorhaben, da diese nur eine Art von 
möglichen regenerativen Wärmeerzeugern darstellt und dies nicht vorgegeben resp. festgesetzt 
werden kann und soll. 
 
Die Funktionsfähigkeit von Dachbegrünungen und Auffangflächen für die dezentrale Regen-was-
serversickerung darf durch die Aufstellung von Solarthermie- oder Photovoltaikanlagen nicht be-
einträchtigt werden. 
 
Abweichend von Ziffer 5.2.2. ist ein Mindestabstand der Solar-Module zur Dachkante von 1,0 m 
einzuhalten. Gleichzeitig soll die Oberkante der Module soweit vom Dachrand entfernt sein wie 
sie die Dachhaut bzw. die Oberkante Attika überragt, die zulässige Wandhöhe darf jedoch nur 
bis maximal 3,0 m überschritten werden. Zwischen jeder Modulreihe ist ein Abstand von mind. 
80 cm einzuhalten. Die vertikale Projektionsfläche aller Module, bezogen auf die mit solaren 
Dachanlagen belegte Dachzone – ist deshalb auf 50 % zu begrenzen.  
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Die Modulfelder sind aus Einzelmodulen gleicher Formate, Größe und Farbe sowie geordnet und 
in durchgehenden Flächen anzuordnen. 
Durch die Festsetzung geringerer Abstände zu Dachrändern werden Dachaufbauten für die so-
lare und umweltschonende Energiegewinnung gegenüber sonstigen erforderlichen Dachaufbau-
ten privilegiert; zudem soll sichergestellt werden, dass trotz hochprozentiger Belegung der Dach-
flächen mit Modulfeldern die ebenfalls festgesetzte Dachbegrünung umgesetzt werden kann. 
 
In begründeten Einzelfällen sind Abweichungen zu dieser Festsetzung möglich. 
 

3.8.3 Fassaden 
Fassadenintegrierte Solaranlagen sind flächenbündig zulässig; eine Schrägmontage an Haus-
wänden ist unzulässig. 
Für die mit Solaranlagen belegten Flächen findet Festsetzung Ziffer 5.1.2 keine Anwendung. 
Hierdurch soll sichergestellt werden, das vertikale Solaranlagen in die Fassaden integriert wer-
den sowie fensterlose Bereiche davon unabhängig begrünt werden. 
 
 
 

4. Flächenbilanz: Neue Planung in Zahlen  
 

4.1 Flächen 
Der Geltungsbereich umfasst insgesamt ca. 7.292 m². 
 

 Geltungsbereich  
 

Die Flächenanteile sind wie folgt bei einer Gesamtfläche von ca. 7.292 m² (100 %): 
• ca. 6.443 m² (88,36%)  Nettobaulandfläche 
 davon: ca. 4.527 m² (62,09%) Bebaubare Fläche 

 ca. 1.916 m² (26,27%) Ortsrand auf privater Grünfläche  
 

• ca.    849 m² (11,64%)  Öffentliche Verkehrsfläche  
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5. Umweltbericht 
 
(Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB (20. Juli 2004) 
Entwurf 10.04.2019 
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5.1 Einleitung 
 

5.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans, einschließlich 
der Beschreibung der Festsetzungen des Plans mit Angaben über Standorte, Art und 
Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden der geplanten Vorhaben. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll die planungsrechtliche Voraussetzung geschaf-
fen werden, das Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide im nordwestlichen Bereich abzu-
runden sowie gleichzeitig einen städtebaulich wirksamen Ortsrand nach Westen zu sichern. 
Hierzu werden landwirtschaftliche Nutzflächen umgenutzt. 
 
Gesamtfläche Geltungsbereich: ca. 7.292 m² 
GRZ: 0,8 
Anteil Grünflächen: ca. 26 % 
Anteil versiegelte Flächen: ca. 74 % (bei Ausschöpfung GRZ 0,8) 

  Baugebietskategorie:                     Gewerbegebiet (GE) 
 
Die Erschließung erfolgt von Südwesten über die Straße „Am Kugelfang“, die sich weiter südlich 
mit der Fraunhoferstraße kreuzt.  
 
Abgrenzung des Planungsgebietes 
Das Planungsgebiet liegt im Norden von Fürstenfeldbruck im nordwestlichen Bereich des Ge-
werbe- und Industriegebietes Hasenheide.  
Im Westen und Osten befinden sich landwirtschaftliche Flächen. Südlich befindet sich das GE 
-Kugelfang, im Norden das FFH-Gebiet ehemaliger Flughafen Fürstenfeldbruck. 
 
 
Bauleitplanung 
Der B-Plan mit Grünordnung setzt zeichnerisch Baufelder fest.  
Die Zufahrten können anforderungsgemäß situiert und angeschlossen werden. 
Im Plan- und Textteil sind die erforderlichen Grünflächen festgesetzt und die entsprechend  
der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung nach § 14 BNatSchG erforderlichen Ausgleichsflä-
chen festgelegt. 
 
Das Planungsgebiet bildet den nordwestlichen Abschluss des Gewerbe- und Industriegebietes 
Hasenheide. 
 

 
 

Die Erschließung erfolgt über die Straße ‚Am Kugelfang’ im Westen, der Ortsrand im Norden 
und Westen wird mittels eines 10m breiten Grünstreifens sichergestellt. 
  
 

5.1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgesetzten Ziele des 
Umweltschutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind, und der Art, wie diese Ziele 
und die Umweltbelange bei der Aufstellung berücksichtigt wurden. 
 
Im Bauleitplan sind die maßgeblichen Ziele der Baugesetzgebung, der Natur-, der Wasser-, der 
Emissionsschutzgesetze und die Vorgaben der rechtskräftigen Aussagen des FNP der Stadt 
FFB berücksichtigt. 
 
Landschaftsentwicklungskonzept (LEK)/Regionalplan 
Im Landschaftsentwicklungskonzept für die Region München (LEK 14) ist das Planungsgebiet 
als Fläche für Landwirtschaft dargestellt. Im Zuge der Bauleitplanung wird das Gebiet als Ge-
werbegebiet festgesetzt. 
 
FNP 
Im Flächennutzungsplan (vom 30.07.1983/Neuaufstellung 2008) ist das Planungsgebiet als In-
dustriefläche mit Eingrünung dargestellt. Für das Planungsgebiet ist eine Verdachtsfläche für 
Bodendenkmäler mit der Nr. 083 verzeichnet. 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird das Gebiet als Gewerbegebiet festgesetzt. 
 
FFH-Gebiet 
Nördlich des Planungsumgriffes liegt das FFH-Gebiet Flughafen Fürstenfeldbruck  
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(Nr. 7733-371), mit dem Lebensraumtyp 6510 Magere Flachland-Mähwiesen (Alopecurus pra-
tensis, Sanguisorba officinalis), welches auch als Wiesenbrütergebiet kartiert ist.  
 
Biotopschutz 
Weiter entfernt vom Planungsumgriff auf den Flurnummern 2497 und 2520/14 befinden sich die 
Biotope 91.01, 91.02 und 91.03 (Weidenfeuchtgebüsche und initiale Trockenvegetation in einer 
Kiesgrube). Die Biotope Nr. 7833-0199 im Süden werden durch den Bebauungsplan nicht be-
rührt. 
 
 
 

5.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB 
 
Im Folgenden werden aus den zu erstellenden Untersuchungen nur die erheblichen Umwelt-
auswirkungen beschrieben. Dementsprechend werden im Interesse der Übersichtlichkeit nur 
diejenigen Umweltbestandteile, Projektnutzungen und Konfliktpunkte genannt, die zu erhebli-
chen Umweltauswirkungen führen. 
 

5.2.1 Vorgehensweise 
 
Die in der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB genannten Punkte 
 
a)   Angabe der Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen  Umweltzu-

stands, einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich be-
einflusst werden 

 
b)   Angabe der geplanten Maßnahme zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

nachteiligen Auswirkungen 
 
sind aus fachlichen und systematischen Gründen sowie auf Grund besserer logischer Nachvoll-
ziehbarkeit den einzelnen Schutzgütern zugeordnet und bei diesen, soweit erforderlich, entspre-
chend abgehandelt. Die Eingriffsregelung ist in einem eigenen Punkt mit entsprechender Be-
rechnung enthalten. 

 
Punkt  
c )  Angabe der Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der 

Planung und bei Nichtdurchführung der Planung. 
und 
d)   Angabe der in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, wobei die      

Ziele und der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans zu berücksichtigen sind 
 

wurden den oben genannten Detailbetrachtungen nachgeschaltet und beziehen sich auf den 
Geltungsbereich des B-Plans. 
 
 

5.2.2 Umweltprüfung 
 

5.2.2.1 Kurzcharakteristik Untersuchungsgebiet 
 

 Örtliche Lage 
 

Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck, nördlicher Ortsrand 

 Naturraum Isar-Inn-Schotterplatten der Münchner Ebene, geprägt durch Schotterzunge 
der Münchner Ebene und Moränenzüge 
 

 Geologie / Böden Grundlage der Bodenbildung sind sandige, schwach schluffige Kiesablage-
rungen, die einen gut durchlässigen Grundwasserleiter darstellen. Die Kiese 
werden von einer meist nur wenige Dezimeter mächtigen Braun-, Parabrau-
nerdeschicht überdeckt. 
 

 Wasserhaushalt Oberflächengewässer sind im Untersuchungsbereich nicht vorhanden. 
Der Grundwasserflurabstand beträgt ca. 5,7 – 6,7 m;  
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Wasserversorgung: 
- Wasseranschluss an das städtische Versorgungsnetz 
- Regenwasserentsorgung findet über dezentrale Rückhaltung und  
  Versickerung von Niederschlagswasser auf den einzelnen  
  Grundstücken statt. 
 

 Reale Vegetation 
und Nutzung 

Landwirtschaftliche Nutzung 
  
 

 Baulicher  
Bestand 
 

Das Planungsgebiet ist derzeit unbebaut. 

 Typische Biotope 
und faunistische 
Ausstattung 

Im Planungsgebiet sind keine amtlichen Biotope bzw. anderweitige natur-
schutzrechtlich gesicherten Flächen erfasst. 
In der Nähe befinden sich die Biotope 91.01, 91.02 und 91.03   
(Weidenfeuchtgebüsche und initiale Trockenvegetation in einer Kiesgrube).  
Weiter nordöstlich liegt das FFH-Gebiet Flughafen Fürstenfeldbruck, mit 
dem Lebensraumtyp 6510 Magere Flachland-Mähwiesen, welches auch als 
Wiesenbrütergebiet kartiert ist.  
Aufgrund der Nähe zum Wiesenbrütergebiet und der nach Norden und Wes-
ten offenen Feldflur stellt das Planungsgebiet ein mögliches Habitat für Feld-
vögel dar. Kartierungen ergaben Vorkommen der Feldlerche in einer Entfer-
nung von ca. 200 - 300 m zum Vorhabengebiet.  
 
 

 Besondere Arten-
schutz-rechtliche 
Prüfung 
 

Eine Betroffenheit der nach Anhang IV FFH-Richtlinie geschützten Arten 
kann aufgrund der naturräumlichen Ausstattung ausgeschlossen werden.  
Die Betroffenheit der europäischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-
richtlinie wurde untersucht.  

 Kleinklima Ortsrandlage, Nebelentstehungsgebiet, 
Ost-West-Frischluftschneise 
 

 Ökologische 
Funktion 
 

Geringe bis mittlere biologische Relevanz   

 Landschaftsbild/ 
Erholung 
 

Keine nennenswerte Erholungsfunktion 

 Öffentliche Nutz-
barkeit 

Das Gelände ist öffentlich bedingt zugänglich 

 Raum-empfind-
lichkeit 

- ökologischer Defizitraum  
- offene Feldflur 
- Benachbarung FFH-Gebiet 
 
 

5.2.2.2 Beschreibung und Bewertung der zu erwartenden erheblichen Auswirkungen des Vorha-
bens auf die Umwelt sowie schutzgutbezogene Verminderungs- und Vermeidungsmaß-
nahmen 
Die Beschreibung ist in Bezug auf die Schutzgüter gegliedert, die erheblichen Umweltauswir-
kungen werden erfasst. Die Umweltbestandteile werden auf Grund 
bestehenden Datenmaterials und örtlicher Erhebungen im Untersuchungsraum aufgenommen 
und bewertet. 
Die Projektwirkungen werden beschrieben und ebenfalls den Schutzgütern zugeordnet. 
Eine Maßnahmenbeschreibung zur Vermeidung oder Verminderung der Beeinträchtigungen er-
folgt ebenso schutzgutbezogen und beinhaltet auch Gestaltungsmaßnahmen. 
 

5.2.2.2.1 Schutzgut Mensch (Emissionen, Erholung) 
 
Beschreibung: 
Das Planungsgebiet liegt direkt südlich des militärischen Flugplatzes Fürstenfeldbruck. Der mi-
litärische Flughafenbetrieb wurde 2003 eingestellt, eine spätere zivile Nutzung ist vorgesehen.  
Mit der Realisierung des Bebauungsplanes wird es zu einer Überbauung und Versiegelung von 
Ackerflächen für Erschließung und Gebäude kommen.  

197

Sta
dtra

t

01
.06

.20
22



 22 

Auswirkungen: 
Während der Bauphase ist von erhöhter Lärmentwicklung und Erschütterung auszugehen. 
Eine Nutzungskonkurrenz wie z.B. zwischen Wohnen / Industrie ist nicht gegeben.  
Betriebsbedingt ist mit erhöhter Lärm- und Schadstoffbelastung durch Transport- und Lieferver-
kehr zu rechnen.  
Die Auswirkungen auf den Menschen, wie die Erholungsnutzung sind als gering einzustufen. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Es werden flächenbezogene Schallleistungspegel festgelegt. Der Nachweis der Einhaltung der 
Anforderungen an einen Flächenschallpegel wird bei Vorliegen der Eingabeplanung zu einem 
Bauvorhaben gefordert. 
 
Ergebnis: 
Im Hinblick auf die Schutzgüter Mensch / Lärm und Mensch / Erholung sind lediglich geringe 
bis keine Auswirkungen zu erwarten. 
 
 

5.2.2.2.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen 
 
Beschreibung: 
Das Planungsgebiet wird intensiv ackerbaulich bewirtschaftet. 
 
Bei einer natürlichen Entwicklung würde sich wohl Waldmeister-Buchenwald im Komplex mit 
Waldgersten-Buchenwald einstellen. Diese potenziell natürlicher Vegetation entsprechenden 
Formationen gibt es in der näheren Umgebung kaum noch. Der Landschaftsplan verweist auf 
die Felgedinger Schotterzunge mit mageren wasserdurchlässigen Böden als natürlichen Stand-
ort für Heidevegetation und lichte Wäldchen. 
 
Eine Betroffenheit der nach Anhang IV FFH-Richtlinie geschützten Arten kann aufgrund der 
naturräumlichen Ausstattung ausgeschlossen werden. 
 
Aufgrund der Nähe zum Wiesenbrütergebiet und der nach Norden und Westen offenen Feldflur 
stellt das Planungsgebiet ein mögliches Habitat für Feldvögel dar. Ortseinsichten ergaben Vor-
kommen der Feldlerche (RL D 3, RL BY 3) in einer Entfernung von ca.200 - 300 m zum Vorha-
bengebiet. Eine Brut im Vorhabengebiet kann aufgrund der Nähe zur Gewerbebebauung aus-
geschlossen werden und konnte bei Ortseinsichten am 24.04.22/16.04.22/14.04.22 nicht fest-
gestellt werden. Selbst bei Hochspannungsleitungen wird ein Meideverhalten der Feldlerche für 
die Brut in einer Entfernung von 100 bis 200 m festgestellt, bei Gehölzgruppen von 160 m. Ein 
vorrübergehender Aufenthalt ist jedoch möglich.Die Feldlerche bevorzugt Felder mit einer Ve-
getationshöhe von 20 bis max. 50 cm. Maisacker und zu hohe oder dichte Getreidefelder mit 
Windergetreide verhindern den Zugang zu Nahrung oder Nistplätzen.  
 
Auswirkungen: 
Eine Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie Nestern durch die Baufeldfreima-
chung ist unwahrscheinlich, kann jedoch auch nicht vollständig ausgeschlossen werden. Über 
den Verlust an potentiellen Lebensraum hinaus sind keine erheblichen Störungen des Brutver-
haltens von Feldvögeln zu erwarten. Das Störungsverbot nach §44 Abs. 5 Satz 1,3 u. 5 
BNatSchG ist nicht erfüllt. Es ergeben sich u.U. mittlere Auswirkungen des Vorhabens auf die 
Avifauna. Naturschutzfachlich bedeutsame Vegetationsbestände sind durch das Vorhaben 
nicht betroffen.  
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Durch den Bebauungsplan werden tiergruppenschädigende Anlagen oder Bauteile bei Zäunen 
verboten (zwischen der Unterkante der Einfriedung und Oberkante Erdreich/befestigte Fläche 
muss ein mind. 10 cm breiter Bodenabstand auf voller Länge der Einfriedung eingehalten wer-
den. Alternativ kann an jeder Grundstücksseite je 10 m laufender Einfriedungslänge ein Durch-
lass ausgeführt werden).  
Werbeanlagen mit blinkendem Licht (Blinklicht, Umlauflicht, Farbwechsel, Intervall-Licht usw.) 
und nach oben abstrahlende Laserlichtanlagen sind unzulässig.  
Um die Schädigung von Lebensstätten nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 und 1 i. V. m Abs. 5 Satz 1-3 u. 
5 BNatSchG und das Tötungs- und Verletzungsverbot nach 44 Abs. 1 Nr. 1 i. v. m Abs. 5 Satz 
1 u. 5 BNatSchG auszuschließen, ist es erforderlich als konfliktvermeidende Maßnahme die 
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Baufeldräumung mit Abschieben des Oberbodens und Beseitigung der Vegetationsdecke au-
ßerhalb der Brut- und Aufzuchtperiode (nur von Anfang Oktober bis Ende Februar) durchzufüh-
ren. Baubeginn dann möglichst zeitnah oder auch wieder außerhalb der Vogelschutzzeiten.  
Um den potentiellen Verlust der Lebensstätten auszugleichen, sind zudem 2 Lerchenfenster mit 
einer Größe von jeweils 20 m2 und einem Abstand von max. 2 km zum Vorhabengebiet als 
CEF-Maßnahmen erforderlich. Dabei wird bei der Saat die Sämaschine einfach für einige Meter 
angehoben, so dass eine nicht gesäte Freifläche von ca. 20 m2 entsteht. Die Fenster haben 
einen Mindestabstand von 50 m zum Feldrand und einen Mindestabstand von 100 m (besser 
150 m) zu Gehölzen, Gebäuden usw. einzuhalten. Nach der Ansaat können die Fenster ganz 
normal wie der Rest des Schlages bewirtschaftet werden (Düngen, Pflanzenschutz).   
 
Ergebnis: 
Unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minderungs- sowie CEF-Maßnahmen werden 
durch die Umsetzung des Vorhabens keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ausge-
löst. 
Für die Schutzgüter Tiere und Pflanzen sind lediglich geringe Auswirkungen zu erwarten. 
 
 

5.2.2.2.3 Schutzgut Boden 
 
Beschreibung: 
 
„In der Verebnungsfläche von Fürstenfeldbruck und nördlich davon sind die ausgedehnten, 
sog. hochwürmglazialen Schotter der Niederterrasse, die während und nach der letzten Eiszeit 
abgelagert wurden, anzutreffen. Diese lagern den tertiären Sedimenten, die als Schluffe, Tone 
und Sande ausgebildet sein können, auf. 
Es sind gut tragfähige, quartäre Kiese in überwiegend dichter bis sehr dichter Lagerung zu er-
warten. 
 
Das Planungsgebiet wird ackerbaulich intensiv bewirtschaftet. 
 
Auswirkungen 
Durch die Planung werden in festgesetztem Umfang bisher unversiegelte Flächen versiegelt / 
bebaut und der Boden verdichtet. 
Durch die Baumaßnahmen wird es zu einer Störung des natürlichen Bodenaufbaus (teilweise 
bereits durch die archäologischen Grabungen erfolgt)  und einer Bodenverdichtung kommen. 
Die anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen sind daher vermutlich nur gering. Wechsel-
wirkungen ergeben sich insbesondere zum Schutzgut Wasser. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Baubedingt ist auf eine sachgerechte Lagerung von Abraum, Humus etc. zu achten.  
Minimiert werden die Auswirkungen durch die Verwendung von wasserdurchlässigen Bodenbe-
lägen. 
Ergebnis: 
In Bezug auf die Versiegelung des Bodens und den Flächenverbrauch werden die Auswirkun-
gen als erhebliche Eingriffsschwere betrachtet. 
 
 

5.2.2.2.4 Schutzgut Wasser 
 
Beschreibung: 
Die Grundwasserfließrichtung verläuft in Fürstenfeldbruck generell nach Nordosten  in Fließ-
richtung der Amper. Oberflächengewässer sind im Planungsgebiet nicht vorhanden.  
 
„Der Mittelwasserstand kann mit ca. 6,7 – 5,7 m unter Geländeoberkante abgeschätzt werden. 
Bei hohen Grundwasserständen muss ab ca. 3,60 m unter jetziger Geländeoberfläche mit 
Grundwasser gerechnet werden. 
 
Auswirkungen: 
Durch die Baumaßnahmen wird es zu einer Bodenverdichtung kommen. 
Bei der Verfüllung ist auf eine ausreichende Tragfähigkeit (Standsicherheit, Frostschutz etc.) 
des zukünftigen Untergrundes zu achten. 
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Die Versiegelung führt zu einer Abflussverschärfung des Oberflächenwassers. 
Das Rückhaltevolumen des belebten Bodens ist vermindert, daher ist die Grundwasserneubil-
dungsrate vermindert. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Um eine flächige Versickerung und Grundwasserneubildung innerhalb des Baugebietes zu 
erreichen, wird festgesetzt, dass Flächen von Stellplätzen, Feuerwehrzufahrten und Feuerweh-
raufstellflächen mit wasserdurchlässigen Belägen ausgeführt werden, sofern dem keine Rechts-
vorschriften entgegenstehen (z.B. Wasserschutz, Altlasten etc.).  
Zudem werden Grün- und Pflanzflächen geschaffen, die das Gebiet gliedern und den Wasser-
abfluss verlangsamen. Durch die Reduzierung des Versiegelungsgrades 
soll die Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens, so weit möglich, erhalten werden. 
 
Ergebnis: 
Anlagebedingt wird die Grundwasserneubildung durch den hohen Versiegelungsgrad beein-
trächtigt, sowie die Rückhaltefunktion der Fläche für Oberflächenwasser vermindert.  
Es ist mit einer mittleren Eingriffsschwere zu rechnen.  
Wechselwirkungen ergeben sich insbesondere zu dem Schutzgut Boden. 
 
 

5.2.2.2.5 Schutzgut Luft und Klima 
 
Beschreibung: 
Das Plangebiet liegt am Nordrand des Alpenvorlandes mit seinem von den Alpen beeinflussten 
feucht-kühlen Klima. Die große Entfernung vom Atlantischen Ozean durch kontinentale Klima-
züge ist hier bedeutend. So sind die Sommerniederschläge höher als die Winterniederschläge, 
und die Sommer relativ warm, die Winter dagegen kalt.  
Die durchschnittliche Niederschlagsmenge liegt bei 800 mm.  
Die mittlere Jahrestemperatur (1881/1930, Klimaatlas v. Bayern 1952; vgl. auch Landschafts-
plan) beträgt +7° bis +8° C. 
Hauptwindrichtungen sind Südwest, West und Nordost. 
Topographisch bedingt ist dieser Bereich als Kaltluftentstehungs- oder -abflussgebiet von un-
tergeordneter Bedeutung. Eine temporäre Vorbelastung der Lufthygiene ist bereits gegeben. 
Der Individualverkehr wird zunehmen. 
 
Auswirkungen: 
Durch die Bebauung entstehen klimatische Barrieren, die örtlich allerdings kaum den Kaltab-
fluss behindern.  
Die in einem Gewerbegebiet übliche Versiegelung großer Flächen führt generell zu einer Re-
duktion von Kaltluftentstehungsgebieten, die in vorliegendem Fall jedoch ohne größere Bedeu-
tung für das Stadtklima bleibt.  
Da das vorliegende Plangebiet relativ klein ist, wird es vermutlich nur zu sehr geringfügigen 
Auswirkungen auf das Kleinklima kommen. 
Die Verkehrsbelastung wird durch die vorliegende Planung zunehmen. Der Pkw-Verkehr 
durch Mitarbeiter sowie der Lkw-Verkehr durch An-/Ablieferung wird sich erhöhen. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Entlang des Ortsrandes, bzw. der Straße ´Am Kugelfang´ werden Flächen zur Gehölzanpflan-
zung festgesetzt.   
Die Vegetationsflächen können das städtische Kleinklima positiv beeinflussen (z.B. Reduktion 
der Verdunstung des Bodens durch schattenspendende Gehölze) und mögliche Schadstoffe 
und Luftverunreinigungen binden. 
 
Ergebnis: 
Die baubedingten, als auch die betriebsbedingten Auswirkungen sind als gering einzustufen.  
Durch die hohe Versiegelung ist anlagebedingt mit geringen – mittleren Auswirkungen auf das 
Kleinklima zu rechnen.  
 

5.2.2.2.6 Schutzgut Landschaftsbild 
 
Beschreibung: 
Durch die vorliegende Planung wird das im nord-westlichen Bereich des Flächennutzungsplans 
dargestellten Gewerbe- und Industriegebiets Hasenheide ein Baugebiet festgesetzt.  
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Auswirkungen: 
Es sind angrenzend bereits Betriebe vorhanden, so dass ein baulicher Zusammenhang gege-
ben ist bzw. diese als Vorbelastung berücksichtigt werden. Das Landschaftsbild erhält keinen 
wesentlich neuen Charakter.  
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Zur Vermeidung von Auswirkungen auf das Landschaftsbild und zur Aufwertung des Ortrandes 
nach Westen werden Gehölzpflanzungen vorgesehen. Die Grundstücke werden ausschließlich 
über die Straße „Am Kugelfang“ erschlossen.   
Die Baukörper können durch Fassadenbegrünung ansprechend gestaltet werden. 
 
Ergebnis: 
Die Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind von geringer Erheblichkeit.  
Die Vorbelastungen durch angrenzende Betriebe und die geplante Eingrünung des Ortsrandes 
sind zu berücksichtigen. 
 
 

5.2.2.2.7 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
 
Beschreibung: 
Im südlichen Bereichs des Planungsgebiets sind in der Bodenkarte des Landesamtes für Denk-
malpflege als Bodendenkmal ausgewiesen (Siedlung der frühen und mittleren römischen Kai-
serzeit sowie verebnete Grabhügel vorgeschichtlicher Zeitstellung; D-1-7733-0063).  
 
Auswirkungen: 
Bei einer Sicherung der Bodendenkmäler sind keine nennenswerten Auswirkungen auf das 
Schutzgut Kultur- und Sachgüter zu erwarten. 
 
Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen: 
Werden weitere Bodendenkmäler gefunden, so ist im Bebauungsplan der Hinweis enthalten, 
dass diese gemäß Art. 8 DSchG der Meldepflicht unterliegen und alle Beobachtungen und 
Funde unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Fürstenfeldbruck oder dem 
Landesamt für Denkmalpflege mitgeteilt werden müssen. 
 
Ergebnis: 
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter sind von geringer Erheblichkeit. 
 
 

5.2.2.3 Beschreibung der Maßnahmen, mit denen erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt so-
weit möglich ausgeglichen werden können sowie Ersatzmaßnahmen 
 
Neben den schon unter den einzelnen Schutzgütern beschriebenen wesentlichen Verminde-
rungs- und Vermeidungsmaßnahmen sind die mit dem Vorhaben verbundenen Beeinträchti-
gungen von Natur und Landschaft ausgleichbar. 
Zur Bearbeitung der hierfür erforderlichen Maßnahmen wird ein Grünordnungsplan erstellt. Be-
gründung, Art und Umfang dieser Maßnahmen gehen aus diesem hervor. 
 
Im Einzelnen werden folgende Begrünungsmaßnahmen durchgeführt: 

- Magerrasenfläche im Norden mit Gehölzgruppen 
- Westlicher Ortsrand mit Baumreihe aus Eichen 

 
 
Insgesamt ergibt sich mit einem geplanten Versiegelungsgrad von max. 80 % gegenüber dem 
Bestand eine erhebliche Verschlechterung der Umweltsituation in Bezug auf die Versiegelung. 
 
Die verbleibenden Grünflächen sind der Ortsrand auf privater Grünfläche.  
Die Begrünungsmaßnahmen sind 1 Jahr nach Ende der Bautätigkeit fertig-, die Ausgleichs- / 
Ersatzflächen sind bis spätestens 2 Jahre nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes herzustel-
len.  
Zu Bauanträgen ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan einzureichen. 
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5.2.2.3.1 Eingriffsregelung  
(Grundlage: Leitfaden Oberste Baubehörde, Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau 
und Verkehr Dezember 2021)  
 
Innerhalb des Bebauungsplanes ist eine bauliche Nutzung mit einer GRZ über 0,35 vorgese-
hen.. 
Mit den vorliegenden grünordnerischen Festsetzungen soll durch zahlreiche Maßnahmen 
eine Beeinträchtigung von Natur und Landschaft so gering wie möglich gehalten werden. 
Die Ausgleichsfaktoren berücksichtigen die Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen, die 
durch den Bebauungsplan getroffen werden: 
- Gliederung und Durchgrünung des Baugebietes mit straßenbegleitenden Baumreihen 
  und standortgerechten Anpflanzungen insbesondere im Bereich des Ortsrandes. 
- Verbot tiergruppenschädigender Anlagen oder Bauteile bei Zäunen 
- Reduktion der Versiegelung auf ein Mindestmaß, durch (soweit rechtlich und technisch 
   möglich) wasserdurchlässige Beläge 
 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
Im Folgenden wird der Umfang für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen anhand der betroffenen 
Flächen ermittelt. 
Bestandserfassung Schutzgut Arten und Lebensräume 
 
 
Bezeichnung 

 
Fläche (m²)  

 
Bewertung 
(WP) 

 
GRZ / Eingriffs-
faktor 

 
Ausgleichsbe-
darf (WP) 

 
Intensiv bewirt-
schaftete Äcker 

 
7292 

 
3 

 
0,8 

 
17500 

 
Planungsfaktor Begründung Sicherung 
 
Vernetzung von großräumi-
gen Grünstrukturen 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Naturnahe Gestaltung der öf-
fentlichen und privaten Grün-
flächen, der Wohn- und Nutz-
gärten sowie unterbauten 
Bereiche der privaten Grund-
stücke, z.B. durch Min-
destanzahl von autochtho-
nen Bäumen pro Grund-
stücksfläche 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Fassadenbegrünung mit 
hochwüchsigen, ausdauern-
den Kletterpflanzen 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Dauerhafte Begrünung von 
Flachdächern 

 
Eingriffe können teilweise 
vermieden werden, positive 
Effekte möglich 

 
Festsetzbare und qualifizier-
bare Maßnahmen können als 
Vermeidungsmaßnahmen 
(Planungsfaktor) angerech-
net werden 

 
Summe (max. 20 Abzug)                                                           15%  
Summe Ausgleichsbedarf (WP)                                               14875  
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Ausgleich / Ersatz 
Eine Aussage zu den Ausgleichsmaßnahmen folgt im weiteren Verfahren im Anschluss und 
wird bis zum Satzungsbeschluss in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde konkreti-
siert. 
 
Ausgleichsflächenbedarf:                                                                                         14875 WP 
 
Maßnahmen zum Artenschutz 
 

Um die Schädigung von Lebensstätten nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 und 1 i. V. m Abs. 5 Satz 1-3 u. 
5 BNatSchG und das Tötungs- und Verletzungsverbot nach 44 Abs. 1 Nr. 1 i. v. m Abs. 5 Satz 
1 u. 5 BNatSchG auszuschließen, ist es erforderlich als konfliktvermeidende Maßnahme die 
Baufeldräumung mit Abschieben des Oberbodens und Beseitigung der Vegetationsdecke au-
ßerhalb der Brut- und Aufzuchtperiode (nur von Anfang Oktober bis Ende Februar) durchzufüh-
ren. Baubeginn dann möglichst zeitnah oder auch wieder außerhalb der Vogelschutzzeiten.  
Um den Verlust der Lebensstätten auszugleichen, sind zudem 2 Lerchenfenster mit einer Größe 
von jeweils 20 m2 und einem Abstand von max. 2 km zum Vorhabengebiet als CEF-Maßnah-
men erforderlich. Dabei wird bei der Saat die Sämaschine einfach für einige Meter angehoben, 
so dass eine nicht gesäte Freifläche von ca. 20 m2 entsteht. Die Fenster sollten einen Mindest-
abstand von 50 m zum Feldrand und einen Mindestabstand von 100 m (besser 150 m) zu Ge-
hölzen, Gebäuden usw. einzuhalten. Nach der Ansaat können die Fenster ganz normal wie der 
Rest des Schlages bewirtschaftet werden (Düngen, Pflanzenschutz).  
Unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minderungs- sowie CEF-Maßnahmen werden 
durch die Umsetzung des Vorhabens keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ausge-
löst. 
 
 

5.2.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung sowie bei Nicht-
durchführung der Planung 
Für das Vorhaben wurde die Lage des Planungsgebietes im ausgewiesenen  
Gewerbe- und Industriegebiet, die guten Möglichkeiten der Erschließung und die 

Flächenverfügbarkeit die Entscheidungsgrundlage.  

Die Fläche kann mit städtebaulich günstigen Funktionen belegt werden.  

Das Gelände wird stark versiegelt, durch Pflanzungen können die geringen Phytomassenver-
luste kompensiert werden.  
 
Bei einem Belassen des Bestandes (Nullvariante) würden bei entsprechender Nutzung weiter 
landwirtschaftliche Nutzflächen bestehen.   
 
Die Durchführung der Planung führt zu einer erhöhten Versiegelung und einem Verlust von 
landwirtschaftlicher Fläche, einem potenziellen Wiesenbrüterhabitat und Lebensraum mit gerin-
ger Bedeutung.  
Durch die Planungsmaßnahmen, wie Eingrünung, Baumpflanzungen etc. werden die Ziele der 
Ersatzmaßnahmen für das Gesamtkonzept Hasenheide unterstützt. 
Die Versiegelung wird durch die Ausgleichsmaßnahmen kompensiert. 
 
 

5.2.4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 
Die Erschließungsmöglichkeiten beschränken sich auf Grund verkehrstechnischer  
Voraussetzungen auf die Straße ´Am Kugelfang´. 
 
Der besondere Stellenwert eines grünen Ortsrandes an der westlichen Grenze des Planungs-
umgriffs ist hervorzuheben. 
 
Aus den planerischen Voruntersuchungen ergaben sich folgende Schwerpunkte, die in der vor-
liegenden Planung zum Bebauungsplan umgesetzt wurden: 
 

- Schaffung eines grünen Ortsrandes im Norden und Westen 
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5.3 Zusätzliche Angaben 
 

5.3.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der 
Umweltprüfung 
Die Umweltprüfung wurde gemäß dem systematischen Aufbau einer Umweltverträglichkeitsstu-
die erstellt. 
Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. 
Die Bewertung gibt den aktuellen Stand des Wissens wieder. 
Für die Beurteilung der Eingriffsregelung wurde der Bayerische Leitfaden des bayerischen 
Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz verwendet. 
 
 

5.3.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Durchfüh-
rung des Bauleitplans auf die Umwelt 
 

- Überprüfung der Funktionsfähigkeit der Begrünung nach 2 Jahren 
 

- Weiter ist zur Überwachung das Thema Ausgleichsflächenbereitstellung und 
CEF-Maßnahmen vorgesehen. Die Ausgleichsflächen werden dokumentarisch 
begleitet.  
(Pflege / Unterhalt) 

 
 

5.3.3 Zusammenfassung 
Die Planung umfasst die Nutzung von überwiegend landwirtschaftlicher Nutzfläche im ausge-
wiesenen Gewerbe- und Industriegebiet Hasenheide am Rande des ehemals militärisch ge-
nutzten Flugplatzes. Auf dem Gelände sollen sich Betriebe neu ansiedeln.  
Die Erschließung wird durch den Ausbau der Straße ´Am Kugelfang´ gesichert.  
In den eigentlichen Baurahmen kommen die notwendigen Flächen für Zufahrten, Anlieferung 
und Parkierung. Die übrigen Flächen werden grünordnerisch angelegt. 
 
Umweltauswirkungen ergeben sich durch: 
- Gefährdung von Boden, Wasser und Kleinklima durch Emissionen des erhöhten  
  Verkehrsaufkommens 
- Lärmemissionen /  -immissionen 
- Versiegelung 
- Veränderung des Ortsbildes durch Bauwerksmassen 
- Überbauung bisheriger Ackerflächen in näherer Umgebung eines Wiesenbrütergebietes 
Bei einer Bewertung ist zu berücksichtigen, dass  
- zusätzliche Baum-  und Gehölzpflanzungen erfolgen 
- extensive Grünflächen entstehen 
- der Ortsrand mit Baum- und Gehölzpflanzungen ausgebildet wird 
- Ausgleichsflächen bereitgestellt werden  
- Lerchenfenster in der landwirtschaftlichen Flur  
 
Die Versiegelung wird über die Ausgleichsmaßnahmen ausgeglichen. 
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6. Realisierung – Auswirkung der Planung 
 

6.1 Auswirkungen der Planung 
 

6.1.1 
 

Auswirkungen auf infrastrukturelle Einrichtungen  
Die Infrastruktureinrichtungen von Fürstenfeldbruck sind in ausreichender Zahl und Kapazität 
vorhanden. 
 

6.1.2 Auswirkungen auf Naturhaushalt, Landschaft und Umwelt 
Das Gelände wird stark versiegelt, die geringen Phytomassenverluste werden durch Baum-
pflanzungen kurz – mittelfristig ersetzt. Die Lärmemissionen steigen in geringem Umfang. Die 
Begrünungsmaßnahmen entsprechen den Zielen der Strukturkonzepte für das Gebiet Hasen-
heide-Nord.  
Die Versiegelung wird durch entsprechende Ausgleichsmaßnahmen kompensiert  
Der Kompensationsfaktor für den Eingriff wird gemäß Leitfaden (Eingriffsreglung in der Bauleit-
planung) festgelegt. 
 
 

6.1.3 Nachfolgelasten  
Das zusätzliche Verkehrsaufkommen wird als unkritisch betrachtet 
 

6.1.4 Umsetzung 
Die Umsetzung des Bebauungsplanes soll zeitnah erfolgen.  
 

6.1.5 Zusammenfassung 
Mit dem neuen Gewerbegebiet wird dem Mehrbedarf an Gewerbeflächen in der Hasenheide 
Nord entsprochen. Gleichzeitig wird der nordwestliche Ortsrand des Gewerbe- und Industriege-
bietes Hasenheide als Übergang zur freien Landschaft gestaltet. 
Mit den vorgeschlagenen Maßnahmen sowie durch die externen Ausgleichsmaßnahmen kön-
nen die Auswirkungen auf den Naturraum kompensiert werden. Der sparsame Umgang mit Bo-
denversiegelung, die Oberflächenversickerung des Niederschlagwassers sowie die mögliche 
Durchgrünung wirken sich positiv auf Boden und Wasser wie auch auf Klima und Luft aus. 
Deshalb lässt sich zusammenfassend feststellen, dass die Auswirkungen der vorliegenden Pla-
nung auf die Schutzgüter und deren Wechselwirkungen zueinander zu bewältigen sind. 
 
 

6.2 Sicherung der Planung 
 

 Bodenordnung / Bodenordnende Maßnahmen 
Die Umsetzung der Erschließung erfolgt durch die Stadt Fürstenfeldbruck bzw. durch die Grund-
stücksentwicklungsgesellschaft Hasenheide Nord INDUSTHA FFB GmbH & Co. KG.  
 
 

6.3 Kosten der Maßnahme 
 

 Die Kosten für die Umsetzung dieses Bebauungsplanes übernimmt die INDUSTHA FFB GmbH 
& Co. KG.  
 
Die Umsetzung des Bebauungsplanes Hasenheide Nord „Nr. 94/3k-2  – Kugelfang-Nord“ ist 
somit gesichert. 
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Stadt Fürstenfeldbruck      Planverfasser 
 
Fürstenfeldbruck, den      Germering, den 25.05.2022 
 
 
 
 
       
........................................................    ........................................................ 
gez. Erich Raff       Thomas Wild 
Oberbürgermeister      Dipl.-Ing. Univ. Architekt + Stadtplaner 
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7. Verweise 
 

7.1 Verweis 1 - Quellen 
 

 Bayerisches Geologisches Landesamt 1996: 
„Erläuterungen zur Geologischen Karte von Bayern. 1: 500.000“. München. 
Bayerisches Geologisches Landesamt 1996:  
„Geologische Karte von Bayern. 1 : 500.000“. München. 
Bayerisches Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz  
(Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen) 2003: „Eingriffsrege-
lung in der Bauleitplanung. Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft. Ein Leitfaden (Ergänzte 
Fassung)“. 
Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz - Online-Viewer (FIN-Web) 
Zugriff am 05.05.2011 
Busse, Dirnberger, Pröbstl, Schmid 2005:  
„Die neue Umweltprüfung in der Bauleitplanung. Ratgeber für Planer und Verwaltung“. 
Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr  
Dezember 2021: „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“  
 
 
 

7.2 Verweis 2 – Untersuchungen und Planungen 
 
Aus folgenden Untersuchungen und Planungen wurden fachliche Beiträge, Textteile und 
Tabellen übernommen und teilweise aktualisiert, bzw. den Anforderungen der B-Planung 
angepasst: 
 
Crystal Geotechnik        2011: “Baugrundgutachten“ 

 Stadt Fürstenfeldbruck 1994: „Entwicklungsstudie für das Industrie- und Gewerbegebiet       
                                                   Hasenheide Nord“. 
Stadt Fürstenfeldbruck 1996: Schultz-Brauns + Reinhart: „Rahmenplan / Strukturkonzept“. 
Stadt Fürstenfeldbruck 2000: „Landschaftsplan“ 
Stadt Fürstenfeldbruck 1983: „Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan“ 
 

 
  

207

Sta
dtra

t

01
.06

.20
22



 32 

8. Anlagen 
 

8.1 Anlage 1 
Unterlagen zum Umweltbericht 
 

 Maßnahmenplan Ausgleich (siehe weiteres Verfahren) 
 
 

8.2 Anlage 2 
Unterlagen zum Immissionsschutz (Schall) 
 

 Schalltechnisches Gutachten durch Müller-BBM Nr. M161815/01 vom 03.05.2022 
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STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 2646/2022 
 

31. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Stadtrates 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 50/11-1 "Bereich zwischen 
Kurt-Huber-Ring und Industriestraße"; Satzungsbeschluss 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ:  Erstelldatum 03.02.2022 

Verfasser Erber, Elvira 
Schott, Carina 

Zuständiges Amt Amt 4  

Amt 3 

Sachgebiet 41 Stadtplanung, 
Bauleitplanung, 
Verkehrsplanung 

Abzeichnung OB: 

 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Planungs- und Bauausschuss Vorberatung 25.05.2022 Ö 

2 Stadtrat Entscheidung 01.06.2022 Ö 

Anlagen: 1. Beschlussbuchauszüge :  
- PBA BBP 50/11-1 Aufstellungsbeschluss vom 14.04.2021 
- STR BBP 50/11-1 Aufstellungsbeschluss neu und Aufhe-

bung Aufstellungsbeschluss alt vom 27.04.2021 
- Billigungsbeschluss vom 20.10.2021 

2. V+E 50/11-1 „Bereich zwischen Kurt-Huber-Ring und Industrie-
straße“ Vorentwurf Stand 27.04.2017  

3. V+E 50/11-1 „Bereich zwischen Kurt-Huber-Ring und Industrie-
straße“ Entwurf Stand 20.10.2021 

4. A Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
5. B 1 Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung/ Hinweise  
6. B 2 Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung/ Anregungen  

 

 

Beschlussvorschlag: 
 
1. Unter Bezugnahme auf die vorberatenden Einzelbeschlüsse und dem abschließen-

den Empfehlungsbeschluss des Planungs- und Bauausschusses, wird der Bebau-
ungsplan V+E Nr. 50/11-1 „Bereich zwischen Kurt-Huber-Ring und Industriestraße“, 
nach abschließender Abwägung der öffentlichen und privaten Belange als Satzung 
beschlossen. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, erforderliche redaktionelle und formale Änderungen 
im Rahmen der Beschlusslage vorzunehmen. Der Bebauungsplan V+E Nr. 50/11-1 
„Bereich zwischen Kurt-Huber-Ring und Industriestraße“ trägt das Datum des Stadt-
rats, den 01.06.2022. 

TOP Ö  9TOP Ö  9
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Referent/in Götz / BBV     Ja/Nein/Kenntnis     

Referent/in        Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in          Ja/Nein/Kenntnis    

Referent/in         Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat      Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz   gering 

Umweltauswirkungen  gering 

Finanzielle Auswirkungen  Nein 

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag        
   

      
€ 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme      
  

      € 

Folgekosten      

     

     
  

      € 
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Sachvortrag: 
 
I 1. Sachstand 
 
In der Stadtratssitzung vom 27.04.2021 wurde der Aufstellungsbeschluss zum Vorha-
benbezogenen Bebauungsplan Nr. 50/ 11-1 „Bereich zwischen Kurt-Huber-Ring und 
Industriestraße“ gefasst sowie die Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses vom 
25.11.2014 beschlossen. Außerdem wurde die Verwaltung beauftragt, die Öffentlich-
keits- und Behördenbeteiligung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 50/ 
11-1 „Bereich zwischen Kurt-Huber-Ring und Industriestraße“ gemäß § 3 Abs. 1 bzw. § 
4 Abs. 1 BauGB i.v.m § 3 Plansicherungsgesetz durchzuführen (s. Anlagen 1).  
 
Dies erfolgte im Zeitraum vom 21.05.21 – bis einschließlich 22.06.2021. 
 
Am 20.10.2021 wurde in der Sitzung des Planungs- und Bauausschusses der Billi-
gungsbeschluss gefasst. Die 2. Auslegung erfolgte vom 30.12.2021 – 15.02.2022. 
 
 
II. Behandlung der Stellungnahmen 

A ANREGUNGEN AUS DER ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG (Anlage 4) 
 
Im Zuge der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB sind folgende Stel-
lungnahmen eingegangen.  

 

 Bürger Datum  

Pkt.   Einwand/  
Ja  

Einwand/ 
nein 

Hinweise 

      

1. Bürger Hieke 13.06.2021 
21.10.2021 

X 
X 

  

2.  Bürger Küppers 21.06.2021 X   

3.  Eigentümer Isarkies 09.07.2021 X  X 

 
 
Pkt. 1 Bürger Hieke vom 13.06.2021 Einwände zu den Punkten: 
- unterschiedliche Planungsstände 
- Brandschutz 
- Frage nach den Halte-/Stellplätzen der Kita 
- Frage nach der Mindestfläche für Kita Spielplätze 
- Situation zukünftig zu Stellflächen/Parkplätzen/Mobilitätskonzept 
- Gebäudehöhen 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
 
Die Anmerkungen/Einwände werden zur Kenntnis genommen. Die Gestaltung der 
Lärmschutzwand soll der Eigentümer den unmittelbaren Anliegern zur Abstimmung 
zusenden. 
Herr Hieke hat sich mit Schreiben vom 21.10.2021 erneut an die Stadt gewandt und 
auf seine Stellungnahme vom 13.06.2021 verwiesen. Die Stadt hat Herrn Hieke mit 
Schreiben vom 03.11.2021 über den Sachstandinformiert und ihm mitgeteilt, dass 
seine Stellungnahme im Verfahren berücksichtigt wird. 
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Unterschiedliche Planungsstände 
Die V-Förmige Gebäudeanordnung ist die aktuelle Anordnung. Gutachten, bei denen 
die Gebäudestellung keine wesentliche Auswirkung hat, wurden nicht angepasst. Sie 
finden dort daher teilweise noch ältere Planstände. Somit sind keine Änderungen 
erforderlich. 
 

Brandschutz 
Die aktuelle Planung wurde von einem Brandschutzsachverständigen geprüft und 
freigegeben. Somit sind keine Änderungen erforderlich.  
 

Frage nach den Halte-/Stellplätzen der Kita 
Die Hol- und Bring-Parkplätze für die Kinderkrippe werden entlang der Straße als 
Parkplätze angeordnet. Voraussichtlich werden dort Parkzeitbeschränkungen ange-
ordnet, so dass „Dauerparkplätze“ verhindert werden.  
 

Lärmschutzwand  
Die Lärmschutzwand wird vom Gutachter empfohlen, ist aber rechtlich nicht gefordert 
und damit auch nicht im Bebauungsplan festgesetzt. Der Eigentümer hat sich bereit 
erklärt, bei Wunsch der Nachbarn, diese Schutzwand entlang der Nordgrenze zu er-
richten und mit den Nachbarn abzustimmen.  
 

Frage nach der Mindestfläche für Kita Spielplätze 
Die Mindest-Freispielfläche (10 m² pro Kind) wird erfüllt. Somit sind keine Änderun-
gen erforderlich. 
 

Situation zukünftig zu Stellflächen/Parkplätzen/Mobilitätskonzept 
Alle nachzuweisenden Stellplätze können in der Tiefgarage oder auf dem eigenen 
Grundstück nachgewiesen werden. Wir gehen daher nicht von einem Stellplatzpro-
blem aus. Somit sind keine Änderungen erforderlich. 
 

Gebäudehöhen 
Es besteht in Fürstenfeldbruck ein dringender Bedarf an Wohnraum. Im Rahmen ei-
nes Fachbeirats, der auch mit externen Architekten besetzt war, wurden die ver-
schiedenen Möglichkeiten geprüft und die aktuelle Planung städtebaulich befürwor-
tet.  
 
Im Rahmen der 2. Auslegung ging keine neue Stellungnahme ein. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Keine Änderung des Bebauungs-
planes 
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
 
 
Pkt. 2  Bürger Küppers vom 21.06.2021 Einwände zu den Punkten: 
- keine Notwendigkeit für die Änderung des Bebauungsplanes 
- Gebietskategorie MU 
- Bedenken gegen die zugestandene Reduzierung der Stellplätze 
- Verkürzung der Abstandsflächen 
- Zunahme des Verkehrs 
- städtebauliche Überlegungen der Stadt nicht nachvollziehbar 
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Anmerkung der Verwaltung: 
 
-keine Notwendigkeit für die Änderung des Bebauungsplanes 
Es besteht in Fürstenfeldbruck dringender Bedarf an Wohnraum, der hier sehr gut 
gelegen zu den Haltestellen des ÖPNV und Versorgungseinrichtungen geschaffen 
werden kann. Aufgrund der höheren Ausnutzung des Grundstücks sind in Verträgen 
zwischen Stadt und Bauherren der Anteil an Sozialwohnungen und der Bau einer 
Kinderkrippe festgelegt. 
 
- Gebietskategorie MU 
Der Geschwister-Scholl-Platz und seine Bebauung sind als Kerngebiet ausgewiesen. 
Die gewünschte Nutzung im Neubau entspricht mit seiner Mischung mit Gewerbe, 
sozialer Einrichtung und Wohnen am besten der Gebietskategorie „Urbanes Gebiet“ 
und trägt zum stufenweisen Übergang vom Kerngebiet zu Allgemeinem Wohngebiet 
im Norden bei. Mit der Gliederung des Gebäudes wird die massive Wirkung vermie-
den. Der Turm wurde vom Gestaltungsbeirat aus städtebaulichen Gründen am Zu-
gang zum Geschwister-Scholl-Platz gewünscht. Mit einer Stirnseitenbreite von 11 m 
wird er bei seiner Höhe schmal wirken. Die grünordnerischen Festsetzungen mit der 
Begrünung der Dachflächen und den Baumpflanzungen haben gerade bei diesem 
hohen Grad der Überbauung eine wichtige Ausgleichsfunktion. 
 
- Bedenken gegen die zugestandene Reduzierung der Stellplätze 
Die hier angewendete Reduzierung des Stellplatzschlüssels besteht in der Innen-
stadt von Fürstenfeldbruck aufgrund der guten Erschließung durch den öffentlichen 
Verkehr und die Nähe zu Versorgungsangeboten. Das ist auch hier der Grund für die 
Reduzierung des Stellplatzschlüssels für die Wohnungen. Für alle anderen Nutzun-
gen gilt die Stellplatzsatzung. 
 
- Verkürzung der Abstandsflächen 
Die Abstandsflächen der westlichen Giebel und der Neubebauung weisen jeweils 0,5 
H auf (siehe Begründung unter 5.2.4). Die 0,1 H beruhen auf der bestehenden Ab-
standsflächenübernahme, die aber über die geltenden Abstandsflächenregelungen 
hinausgeht. 
 
- Zunahme des Verkehrs 
Eine Verkehrsprognose für einen großen Bio-Supermarkt und eine vergleichbare 
Dichte auf diesem Grundstück wurde 2016 von der Ingenieurgesellschaft Obermaier 
erstellt, die für 2030 eine geringe Zunahme „Am Sulzbogen“ von 3,5% PKW gegen-
über einem unbebauten Grundstück errechnete. Großräumigere Auswirkungen wur-
den dann nicht mehr ermittelt. Dieser Supermarkt ist nicht mehr vorgesehen und die 
kleinteiligeren Gewerbeflächen lassen eher ein geringeres Verkehrsaufkommen er-
warten. Im Kurt-Huber-Ring können alle Besucher/Kunden des Geschwister-Scholl-
Platzes in die Tiefgarage fahren. Öffentliche Parkplätze im Straßenraum gibt es bis-
her hier nicht, sie sollen erst jetzt vor dem Neubau neu angelegt werden. Der Stell-
platzbedarf für den Neubau selbst, Gewerbe, Wohnen und Kinderkrippe, wird auf 
dem Grundstück im Innenhof und in der Tiefgarage nachgewiesen. 
 
- städtebauliche Überlegungen der Stadt nicht nachvollziehbar 
Im Rahmen der parallel abzuschließenden Durchführungsverträge wird für die vorge-
sehene Baurechtsmehrung ein Ausgleich durch Schaffung von geförderten Wohnun-
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gen, dem Bau einer Kinderkrippe und Abtretung von Grundstücksfläche als öffentli-
che Verkehrsfläche geschaffen. 
 
 
Im Rahmen der 2. Auslegung ging keine neue Stellungnahme ein. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Keine Änderung des Bebauungs-
planes 
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
 
 
Pkt. 3 Eigentümer Isarkies vom 09.07.2021: 

- Mehrung der Geschossfläche von 5.550qm auf 5.830 qm 
- Die Spielplatzfläche mit 160qm für den Wohnkomplex unterschreitet den Flächen-

ansatz der Stadt München geringfügig. Es wird beantragt, diese Unterschreitung 
um ca. 8 qm (5%) zu akzeptieren. 

 
Anmerkung der Verwaltung: 
 
Folgender Vorschlag wurde im Rahmen des Billigungsbeschlusses beraten und be-
schlossen. 
Der Eigentümer gab als Grund für die Erhöhung der Geschossflächen die noch nicht 
abgeschlossene Planung vor. Die Wandstärken sind noch nicht abschließend geklärt. 
Aufgrund des Klimaschutzprogramms wird deshalb von einem zusätzlichen Flächenbe-
darf von 15 cm rund um die Gebäudehülle ausgegangen, was der beantragten Mehrung 
von 5 % entspricht.  
Die Verwaltung empfahl der Geschossflächenmehrung zuzustimmen, mit der Ausnah-
meregelung, diese zusätzlichen 280 qm Überschreitung ausschließlich für die Wärme-
dämmung zuzulassen.  
Beim Spielplatz wird nach der neuen (erst kürzlich in Kraft getretenen) Gestaltungssat-
zung der Stadt Fürstenfeldbruck pro 25 qm Wohnfläche 1,5 qm Spielplatzfläche benö-
tigt. Dies würde bei dieser Planung einer Fläche von 168 qm entsprechen. 160 qm kön-
nen hergestellt werden. Die Verwaltung empfahl trotzdem, der Unterschreitung zu-
zustimmen, da die Planung dieses Bereiches schon mehrere Jahre läuft und die Gestal-
tungssatzung erst vor kurzem in Kraft getreten ist und die Fläche als ausreichend gese-
hen wird. 
 
Die Änderungen wurden in den BBP Entwurf eingearbeitet. Im Rahmen der 2. Ausle-
gung ging keine neue Stellungnahme ein. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Keine Änderung des Bebauungs-
planes. 
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
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B STELLUNGNAHMEN DER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE: 
 
 Träger öffentlicher Belange Datum  

Pkt.   Einwand/  
Ja  

Einwand/ 
nein 

Hinweise 

      

1. Amt für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten Fürsten-
feldbruck (AELF)  

19.05.2021 
15.02.2022 

 X 
X 

 

2 Amt für ländliche Entwick-
lung, München 

    

3 Bayerischer Bauernverband, 
München 

    

4 Bayerisches Landesamt für 
Denkmalpflege, München 

    

5 Bund Naturschutz e.V. 21.06.2021 X   

6 Bundesanstalt für Immobi-
lienaufgaben 

    

7 DB Services Immobilien 
GmbH, Niederlassung Mün-
chen 

08.06.2021 
04.01.2022 
 

  X 
X 

8 Deutsche Post Immobilien-
service GmbH, Niederlassung 
München 

    

9 Deutsche Telekom AG, PTI 23  21.07.2021 
01.03.2022 

  X 
X 

10 Energie Südbayern GmbH 27.12.2021   X 

11 Evang.-Luth. Pfarramt Erlö-
serkirche  

    

12 Evang.-Luth. Pfarramt Gna-
denkirche Fürstenfeldbruck 

    

13 Fachhochschule für öffentli-
che Verwaltung und Rechts-
pflege in Bayern 

    

14 Fernleitungs-
Betriebsgesellschaft mbH 

    

15 Gemeinde Alling 19.05.2021  
11.01.2022 

 X 
X 

 

16 Gemeinde Emmering 21.06.2021 
17.01.2022 

 X 
X 

 

17 Gemeinde Maisach     

18 Stadt Olching  18.06.2021 
03.02.2022 

 X 
X 

 

19 Gemeinde Schöngeising 05.01.2022  X  

20 Handwerkskammer für 
Oberbayern 

22.06.2021 
15.02.2022 

  X 
X 

21 Immobilien Freistaat Bayern, 
Regionalvertretung Augsburg 

    

22 Industrie- und Handelskam-
mer für München und 
Oberbayern 

09.06.2021 
08.02.2022 

 X 
X 

 

23 Vodafone Kabel Deutschland 
Vertrieb und Service GmbH & 
Co. KG, Region: Bayern  

15.06.2021 
15.02.2022 

  X 
X 

24 Kath. Pfarramt -St.Bernhard-     

25 Kath. Pfarramt -
St.Magdalena- 

    

26 Kreisbrandinspektor Hendrik 
Cornell 
Kreisbrandrat Hubert Stefan 

20.06.2021 
31.12.2021 
 

  X 
X 

27 Kreishandwerkerschaft     
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 Träger öffentlicher Belange Datum  

Pkt.   Einwand/  
Ja  

Einwand/ 
nein 

Hinweise 

28 Kreisheimatpflegerin 
Susanne Poller 

    

29 Kreisjugendring     

30  Landesbund für Vogelschutz 
in Bayern e.V. (LBV) KG 
Fürstenfeldbruck 

    

31 Landratsamt Fürstenfeld-
bruck Referat 21 

25.06.2021 
15.02.2022 

X 
X 

 X 
X 

32 LBV-Naturschutzinfozentrum 
Kreisgruppe FFB 

    

33 Münchener Verkehrs- und 
Tarifverbund GmbH 

    

34 Planungsverband Äußerer 
Wirtschaftsraum München  

    

35 Regierung von Oberbayern - 
SG 800 / 801 Höhere Landes-
planung - 

28.05.2021 
11.01.2022 

  X 
X 

36 Regierung von Oberbayern 
Gewerbeaufsichtsamt 

17.05.2021  X  

37 Regierung von Oberbayern -
Luftamt Südbayern- 

    

38 Regionaler Planungsverband 
München 

31.05.2021 
12.01.2022 

 X 
X 

 

39 Staatl. Schulamt Fürstenfeld-
bruck 

    

40 Staatliches Bauamt Freising  
- Servicestelle München - 

25.05.2021 
13.01.2022 

 X 
X 

 

41 Stadtbrandinspektor Michael 
Ott  

    

42 Stadtwerke Fürstenfeldbruck 
- Strom- und Fernwärmever-
sorgung - 

    

43 Stadtwerke Fürstenfeldbruck 
– Wasserversorgung- 

    

44 Umweltbeirat Georg Tscharke 22.06.2021 X  X 

45 Verwaltungsgemeinschaft 
Mammendorf 

    

46 Wasserwirtschaftsamt Mün-
chen    

26.05.2021 
10.01.2022 

 
X 

 X 
X 

47 Zweckverband zur Wasser-
versorgung 

29.12.2021  X  

48 Bundeswehr 28.05.2021  X  

49 telefonica 09.06.2021 
10.01.2022 

 X 
X 

 

50 Brucker Verkehrsforum, Herr 
Brückner 

16.06.2021 X  X 

 SG 34 11.01.2022 X  X 

 SG 32 08.07.2021 
14.07.2021 
17.01.2022 

X 
X 
X 

 X 
X 
X 

 
 
B 1  Von folgenden Behörden und Trägern öffentlicher Belange sind Äuße-
rungen oder Anregungen eingegangen, jedoch sind keine erkennbaren oder 
schutzwürdigen Belange betroffen bzw. wurden die Belange ausreichend ge-
würdigt (Anlage 5) 
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- DB Services Immobilien GmbH vom 08.06.2021 und 04.01.2022 
- Deutsche Telekom vom 21.07.2021 und 01.03.2022 
- Energie Südbayern vom 27.12.2021 
- Handwerkskammer für Oberbayern, vom 22.06.2021 und 15.02.2022 
- Vodafone vom 15.06.2021 und 15.02.2022 
- Kreisbrandrat Hubert Stefan und Kreisbrandinspektor Hendrik Cornell, vom 

20.06.2021 und 31.12.2021 
- Regierung von Oberbayern, SG 42 Raumordnung, Landes- und Regionalpla-

nung vom 28.05.2021 und 11.01.2022 
- Wasserwirtschaftsamt München vom 26.05.2021 

 
Anmerkung der Verwaltung: 
 
In den o.g. Stellungnahmen werden Hinweise bzw. Anregungen geäußert, die sich 
vor allem auf Leitungstrassen, Nachverdichtung, Gebietskategorie, schädliche Bo-
denveränderungen und Niederschlagwasserbeseitigung beziehen. Es erfolgte bereits 
zum Billigungsbeschluss eine entsprechende Ergänzung eines Hinweises zum Bo-
denaushub sowie zur Niederschlagswasserbeseitigung.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Keine Änderung des Bebauungs-
planes 
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
 
 
B 2  Behörden und Träger öffentlicher Belange, von denen Äußerungen oder 
Anregungen eingegangen sind, die im Rahmen der Abwägung zu berücksichti-
gen sind (Anlage 5) 
 

- Bund Naturschutz vom 21.06.2021 
- Landratsamt Fürstenfeldbruck vom 25.06.2021 und 15.02.2022 
- Umweltbeirat vom 22.06.2021  
- Wasserwirtschaftsamt vom 10.01.2022 
- Brucker Verkehrsforum vom 16.06.2021 
- Stadt Fürstenfeldbruck SG 32  vom 08.07.2021 und 17.01.2022 
- Stadt Fürstenfeldbruck SG 34 vom 11.01.2022 

 
 
 
Pkt. 5 Bund Naturschutz e.V. Schreiben vom 21.06.2021 (1. Auslegung) 
 

1. Bebauungsdichte und sommerlicher Hitzeschutz 
Ausstattung mögl. vieler befestigter Flächen mit versickerungsfähigen Belägen 

2. Begrünung aller Flachdächer 
3. Kombination üppiger Begrünung und PV Anlagen  
4. Stärkere Begrünung der Fassaden, auch die beiden fensterlosen Giebelwände 

der westlichen Nachbarbebauung 
5. Fassadenmaterial Holz 
6. Erhalt der Straßenbäume und Rücksicht auf Wurzelbereich der Bäume 
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7. Verweis auf die Stellungnahme des Verkehrsforums 
8. Fahrradabstellplätze gem. ADFC Empfehlung 

 
 
Anmerkungen der Verwaltung: 
 
Mit den Festsetzungen wurden Maßnahmen gegen die sommerliche Überhitzung 
weitmöglich getroffen. Durch die bestehende angrenzende Bebauung und die teil-
weise bereits vorhandene Tiefgaragenunterbauung sind allerdings gerade hinsicht-
lich Begrünung Einschränkungen vorhanden. Auf die Festlegung von versicke-
rungsfähigen Belägen wurde aufgrund der geringen Überdeckung der Bestands-
tiefgarage und damit der geringen Retentionskapazität des Tragschichtvolumens je-
doch weitgehend verzichtet. 
 
Die Festsetzung zur extensiven Dachbegrünung wurde auch auf die Flächen mit 
PV Anlagen ausgeweitet. Berankungen dort, wo die Bestandstiefgarage nur geringe 
Auflasten zulässt (Überdeckung Fahrradabstellplätze). Die Empfehlung für eine Be-
rankung der Fahrradanlagen wurde in den Hinweisen aufgenommen. 
 
Die Fassadenbegrünung an den Bestandsgebäuden ist aus nachbarrechtlichen 
Gründen nicht möglich, die Möglichkeiten zur Fassadenbegrünung am BV selbst 
wurden ausgiebig geprüft. Die Möglichkeit der Begrünung wurde nur in der nun vor-
gesehenen Form gesehen. Auch hier ist die Tiefgaragenüberdeckung der begren-
zende Faktor für eine erdgebundene Fassadenbegrünung. 
 
In Bereichen ist Fassadenverkleidung mit Holz vorgesehen. 
 
Das Planzeichen wurde unter Hinweise eingeführt: „Baum Bestand“. Dieses wurde 
für die Bäume außerhalb des Geltungsbereiches verwendet und die 2 Straßenbäu-
me, der aufgrund ihrer eingeschränkten Vitalität möglicherweise ersetzt werden 
müssen. (Siehe hierzu Umweltbeirat und Verkehrsforum) 
 
Das Verkehrsforum hat eine eigene Stellungnahme vorgelegt. Die Abwägung wird 
dort vorgenommen. 
 
Es gilt die Fahrrad-Abstellsatzung der Stadt. Hierin wird bereits auf die 
Empfehlungen des ADFC verwiesen.  
 
Im Rahmen der 2. Auslegung ging keine neue Stellungnahme ein. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Keine Änderung des Bebauungs-
planes 
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
 
 
Punkt 31 Landratsamt Schreiben vom 25.06.2021 (1. Auslegung) 
 

1. Geltungsbereich 
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2. Ableitung aus dem Flächennutzungsplan, rechtskräftige Bebauungspläne, Re-
gionalplanung 

3. Ortsplanung - Prüfung möglicher Verschattung der umliegenden Wohnnutzun-
gen 

4. Erschließung Darstellung  
5. Festsetzungen durch Planzeichnung, Planzeichen und Text 
6. Begründung 
7. Sonstiges, Verfahrensvermerke, Vorhaben- und Erschließungsplanung/Plan-

unterlagen  
8. Abfallrecht  
9. Immissionsschutz 
10. Naturschutz und Landschaftspflege 
11. Wasserrecht 
12. Straßenverkehrsamt nicht im Zuständigkeitsbereich des Straßenverkehrsamtes. 
13. Verkehrsplanung 
14. Öffentlicher Nahverkehr 

 
 
Anmerkungen der Verwaltung: 
 
Der FNP wird im Zuge einer Berichtigung an den V+E-Plan angepasst. Die Formulie-
rung in der Begründung unter 2.3 wurde entsprechend geändert. 
 
Verschattungsnachweise auch für die Umgebung liegen vom Büro PAB vor. Auf-
grund der Lage des Turms an der Straße und im Süden des geplanten Baukörpers 
wirft der Turm maximal im Winter am frühen Morgen einen Schatten nach Westen 
auf ohnehin verschattete Bereiche. 
 
Dargestellt sind Dienstbarkeiten für den westlichen Nachbarn. In der Begründung 
sind die Flächen der Abstandsflächen unter 5.2.4. und der Dienstbarkeiten für die 
Feuerwehr unter 4.3 getrennt und nachvollziehbar dargestellt. Dienstbarkeitsflächen 
für die Feuerwehr und die Geh- und Fahrtrechte überlappen sich. Die innere Er-
schließung des Plangebiets nutzt die gleichen Bewegungsflächen selbst, d.h. die 
Zufahrt im Süden und die Fahrspur westlich des Gebäudes.  
 
In der Planzeichnung wurde die GR und GF ergänzt, die Baumkronendurchmesser 
in Zeichnung und Legende vereinheitlicht und Wort- und Tippfehler in den Festset-
zungen korrigiert.  
 
In der Begründung wurden die gewünschten Ergänzungen zum LEP übernommen. 
 
Sonstiges, Verfahrensvermerke, Vorhaben- und Erschließungsplanung/Plan-
unterlagen wurden ergänzt. Aktualisierte Gutachten wurden eingearbeitet. 
 
Abfallrecht keine Ergänzungen notwendig. 
 
Das Ingenieurbüro Greiner hat mit dem Bericht Nr. 2106811eine Überarbeitung ihrer 
Verträglichkeitsuntersuchung vorgenommen und es an die seit dem 1.4.2021 gelten-
de DIN 4109 angepasst. Die geänderten Vorgaben werden in den B-Plan übernom-
men. Die Lärmschutzwand im Norden der Kinderkrippe ist rechtlich nicht zwingend 
erforderlich, die Empfehlung wird jedoch in die Hinweise aufgenommen. 
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Der Bauherr sagt zu, auf Wunsch der anliegenden Nachbarn, diese Wand zu errich-
ten und die Ausführung dieser Wand mit den unmittelbaren Anliegern abzustimmen. 
 
Auf der Freispielfläche für den geplanten Kindergarten im Norden des Bauvorha-
bens sind lt. Planzeichen 3 Bäume 1. und 1 Baum 2. Ordnung festgesetzt. Damit ist 
die Anregung bereits erfüllt. 
 
In den Hinweisen unter 6.1 wird auf die Regelungen der Hochwasserfreilegungsver-
ordnung verwiesen. Das Erfordernis einer wasserrechtlichen Erlaubnis wurde er-
gänzt. 
 
Es sind 2 oberirdische Fahrradabstellanlagen auf dem Grundstück vorgesehen. Eine 
Festsetzung im Bebauungsplan erscheint wegen der überwiegend geschützten in der 
Tiefgarage untergebrachten Abstellplätze nicht erforderlich, eine Empfehlung zur 
Überdeckung und Begrünung der Fahrradabstellanlage im Hof wurde jedoch nach 
Anregung des Bund Naturschutzes aufgenommen. 
 
 
Punkt 31 Landratsamt Schreiben vom 15.02.2022 (2. Auslegung) 
 

1. Ortsplanung 
2. Sonstiges, Verfahrensvermerke, Vorhaben- und Erschließungsplanung/ Plan-

unterlagen,  
3. Abfallrecht  
4. Immissionsschutz 
5. Naturschutz und Landschaftspflege 
6. Wasserrecht 
7. Verkehrsplanung 
8. Öffentlicher Personennahverkehr 

 
Zu den Punkten 1 – 5 und 7 - 8 wurden keine neuen Punkte (siehe Stellungnahme 
vom 25.06.2021 oben) vorgebracht. 
Zum Punkt 6. Wasserrecht wurde Folgendes vorgebracht: 

Das anfallende Niederschlagswasser soll in den Untergrund und damit in das 
Grundwasser versickern. Die erforderlichen Versickerungsanlagen (Rigolen) sind 
unterhalb der Tiefgarage geplant. Der Zugang der Kontroll-/ und Absetzschächte ist 
über die Tiefgarage möglich. Laut Entwässerungsplanung wird die Entwässerung für 
ein 50-jährliches Niederschlagswasserereignis dimensioniert (siehe Kap 4.1 des 
wasserrechtlichen Antrags im Entwurf). Es wurde im Antrag beschrieben, dass bis zu 
einem statistisch alle 5 Jahre auftretenden Regen die Rigole das Niederschlagswas-
ser in Kombination mit der Speicherung aufnehmen kann. Größere Regenereignisse 
führen zu einem Überstau der Rigole. Um dies in der Tiefgarage zu vermeiden, wird 
als Sicherheit ein 50-jährliches Regenereignis verwendet.  

Der Planer weist in den Antragsunterlagen darauf hin, dass „bei extremen Wetterer-
eignissen hier trotzdem ein Versagen der Rigole eintreten kann.“ Aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht wird diese Einschätzung geteilt. Da in der Regel der Stand der 
Technik bei Berücksichtigung eines 5-jährigen Regenereignis vorliegt, bestehen kei-
ne Bedenken gegen den vorhabenbezogenen Bebauungsplan.                                                             
Aufgrund des Hinweises des Planers wird jedoch vorausschauend empfohlen, etwai-
ge Ereignisse (> 50 jährliches Niederschlagswasserereignis) einzubeziehen und ge-
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eignete Vorsorgemaßnahmen zu planen (z.B. geordnete Entlastung/ Überlauf).                                                                                          
Eine detaillierte Prüfung der Unterlagen (wasserrechtlicher Antrag im Entwurf) erfolgt 
im wasserrechtlichen Verfahren, sobald der Antrag beim Referat Umwelt- und Klima-
schutz eingereicht wurde und abschließend geprüft werden kann.                              

Des Weiteren weisen wir darauf hin, dass aus den Unterlagen nicht ersichtlich ist, ob 
der Bodenbelag (Betonpflastersteine) der Tiefgarage wasserdurchlässig ausgestaltet 
wird. Bei sehr häufigen Fahrerwechseln muss dann an abwasserbehandelnde 
Flächenbeläge gedacht werden (siehe LfU Merkblatt 4.3/15, Nr. 4.4). 
 

 
Anmerkungen der Verwaltung: 
 
Ferstl Ingenieur GmbH Landshut, Fachplaner des Vorhabens, nimmt wie folgt dazu 
Stellung: 
Die Versickerungsanlage unterhalb der TG wurde für ein 50-jähriges Niederschlags-
wasserereignis dimensioniert. Sollte es bei noch größeren Regenereignissen zu ei-
nem Überstau in der Anlage kommen, kann dann das Niederschlagswasser aus den 
offenen Deckeln der Absetzschächte herauslaufen und die Tiefgarage fluten. Da es 
sich beim geplanten Bodenbelag der Tiefgarage um Versickerungspflaster der Fa. 
Godelmann vom Typ drainSTON protect handelt, kann das Niederschlagswasser 
dann über die Fläche versickern. Hierfür liegt für das Pflaster eine Zulassung des 
DIBt (Deutsches Institut für Bautechnik) vom 12.Dezember 2017 vor, mit der Zulas-
sungsnr. Z-84. 1-9. Der Flächenbelag ist darüber hinaus zur Behandlung von mine-
ralölhaltigen Niederschlagsabflüssen für die Versickerung geeignet. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Keine Änderung des Bebauungs-
planes 
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
 
 
Pkt. 44 Umweltbeirat, Schreiben vom 22.06.2021 (1. Auslegung) 
 

1. Dach – und Fassadenbegrünung besonders auch an der äußeren Westseite 
(nicht die im Innenhof) und an der Nordseite 

2. Fotovoltaik inkl. Unterpflanzung mit extensiver Begrünung 
3. Abstellen von Fahrrädern bessere Möglichkeiten zum Abstellen von Fahrrä-

dern (hier verweisen wir auf unseren Entwurf für eine neue Fahrradstellplatz-
satzung 

4. Hol- und Bringverkehr, Kurzparker 
5. Baumpflege (Bestandsbäume und Bäume Spardabank) und zukünftige Pla-

nungen 
 
 
Anmerkungen der Verwaltung: 
 
Dach – und Fassadenbegrünung, Photovoltaik 
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Punkt Dachbegrünung wurde ergänzt. An der Nordseite sind Bäume im Vorbereich 
der Fassade gepflanzt, die eine Verschattung ausreichend gewährleisten. Extensive 
Dachbegrünung wurde ebenfalls auch unter Photovoltaikanlagen bereits nach dem 
Billigungsbeschluss festgesetzt. 
 
Abstellen von Fahrrädern 
Es gilt hier noch die Fahrradabstellsatzung vom März 2014. 
 
Hol- und Bringverkehr, Kurzparker 
Für den Hol- und Bringverkehr der Kinderkrippe und die Kunden der Spardabank 
werden mit dem Umbau der Straße (gesichert über den Durchführungsvertrag)- über 
den Stellplatznachweis des Neubaus hinaus- zusätzliche öffentliche Parkplätze an 
der Straße neu angelegt. Die Ausweisung als Kurzparkplätze erscheint sinnvoll, ist 
aber der Ausschilderung nach Erstellung der Stellplatzflächen vorbehalten und nicht 
im Bauleitverfahren zu regeln.  
 
Baumpflege und zukünftige Planungen 
Der Bereich der Spardabank befindet sich nicht im Umgriff des Bebauungsplanes. 
Die Zuständigkeit für Unterhalt und Pflege der Straßenbäume liegt bei der Stadt FFB. 
Die Hinweise zu den Mangelerscheinungen wurden zur Kenntnis genommen und an 
den Bauhof weitergeleitet mit der Bitte, entsprechende Düngemaßnahmen im Rah-
men der Pflege vorzunehmen. Der Hinweis zur Erweiterung des Wurzelraumes für 
die Straßenbäume unter Rad- und Gehweg wurde bereits in der Satzung unter Hin-
weise aufgenommen. 
 
Im Rahmen der 2. Auslegung ging keine neue Stellungnahme ein. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Keine Änderung des Bebauungs-
planes 
 
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
 
 
Pkt. 46 Wasserwirtschaftsamt , Schreiben vom 10.01.2022 
 
Anfallendes Niederschlagswasser soll versickert werden. Die erforderlichen Versi-

ckerungsanlagen (Rigolen) sind unterhalb der geplanten Tiefgarage angeordnet.   

Der Zugang der Kontroll-/ und Absetzschächte ist über die Tiefgarage möglich. Laut 

Entwässerungsplanung wird Entwässerung für ein 50-jährliches Niederschlagswas-

serereignis dimensioniert (siehe Kap 4.1). Der Planer weist darauf hin, dass „bei 
extremen Wetterereignissen hier trotzdem ein Versagen der Rigole eintreten kann.“                                    

 

Wir schließen uns dieser Einschätzung an. Bei seltenen Ereignissen (> 50 jährliches 
Niederschlagswasserereignis) kann es einen Überstau in die Tiefgarage geben.                                                                                  
Etwaige Ereignisse sollen einbezogen und geeignete Vorsorgemaßnahmen geplant 
werden (z.B. geordnete Entlastung/Überlauf). Aus den Unterlagen ist nicht ersichtlich, 
ob der Bodenbelag (Betonpflastersteine) der Tiefgarage wasserdurchlässig ausgestal-
tet wird. Bei sehr häufigen Fahrerwechseln muss dann an abwasserbehandelnde 
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Flächenbeläge gedacht werden. (Siehe LfU Merkblatt 4.3/15, Nr. 4.4). Wir empfehlen 
dieses Szenario dringend zu untersuchen und ggf. Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen.                                                               
Eine detaillierte Prüfung der Unterlagen erfolgt im wasserrechtlichen Verfahren. 
 
Anmerkungen der Verwaltung: 
 
Ferstl Ingenieur GmbH Landshut, Fachplaner des Vorhabens, nimmt wie folgt dazu 
Stellung: 
Die Versickerungsanlage unterhalb der TG wurde für ein 50-jähriges Niederschlags-
wasserereignis dimensioniert. Sollte es bei noch größeren Regenereignissen zu ei-
nem Überstau in der Anlage kommen, kann dann das Niederschlagswasser aus den 
offenen Deckeln der Absetzschächte herauslaufen und die Tiefgarage fluten.  
Da es sich beim geplanten Bodenbelag der Tiefgarage um Versickerungspflaster der 
Fa. Godelmann vom Typ drainSTON protect handelt, kann das Niederschlagswasser 
dann über die Fläche versickern. Hierfür liegt für das Pflaster eine Zulassung des DIBt 
(Deutsches Institut für Bautechnik) vom 12.Dezember 2017 vor mit der Zulassungsnr. 
Z-84. 1-9. Der Flächenbelag ist darüber hinaus zur Behandlung von mineralölhaltigen 
Niederschlagsabflüssen für die Versickerung geeignet. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Keine Änderung des Bebauungs-
planes 
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
 
 
Pkt. 50 Brucker Verkehrsforum, Schreiben vom 16.06.2021 (1. Auslegung) 
 

1. Parksituation  
2. Straßenumgestaltung 
3. Fußgängerübergänge 
4. Einstufung als verkehrsberuhigter Geschäftsbereich mit Tempo 20 km/h 

 
Anmerkungen der Verwaltung: 
 
Die Verkehrsplaner der Stadt haben den Vorschlag des Verkehrsforums zur Umge-
staltung dieses Bereiches geprüft. Dieser wird als solcher befürwortet. Der Radfahr-
streifen an der östlichen Seite der Straße kann aufgrund der notwendigen Straßen-
breiten nur ein Schutzstreifen sein.  
Der vorgelegte Vorschlag des Verkehrsforums für die Umgestaltung soll im Zuge die-
ses Vorhabens umgesetzt werden, geht aber räumlich und inhaltlich (u.a. Fußgän-
gerübergänge oder die Einstufung als verkehrsberuhigter Geschäftsbereich mit 
Tempo 20 km/) über den Umgriff dieses V+E-Plans hinaus. 
Mit diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll die öffentliche Verkehrsfläche in 
diesem Teilbereich verbreitert werden. Der Umbau wird über den Durchführungsver-
trag gesichert.  
Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche hat die Stadt die Planungshoheit und kann 
eine Änderung der Breiten und Funktionen vornehmen. Um hier Änderungen in der 
Verkehrsfläche zu ermöglichen, wurde im Entwurf das Planzeichen 2.4 (Parkplatzflä-
che) zu den Hinweisen verschoben. 
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Darüber hinaus wurde hinsichtlich der Stellplatznutzung zum Billigungsbeschluss 
beschlossen, dass die in der aktuellen Planung vorgesehenen Stellplätze am Kurt-
Huber-Ring öffentlich werden sollen. Dabei sollen die Vorschläge des Brucker Ver-
kehrsforums in die Planung mit einfließen.  
Die Kosten für die Herstellung der Stellplätze samt Gehwegverlegung werden von 
Isarkies übernommen. Genaueres wurde im Durchführungsvertrag geregelt.  
 
Die Änderungen wurden in den BBP Entwurf eingearbeitet. Im Rahmen der 2. Ausle-
gung ging keine neue Stellungnahme ein.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Keine Änderung des Bebauungs-
planes 
 
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
 
 
Sonstiges: 
 
Parkplätze  
 
Aus verkehrstechnischer Sicht besteht (SG 34 Stellungnahme vom 11.01.2022) 
grundsätzlich Einverständnis mit der Planung.  
Es wurde jedoch anregt, die 5 geplanten öffentlichen Parkmöglichkeiten im Kurt-Huber-
Ring ausschließlich als Parkplätze einzuplanen und Abstellmöglichkeiten für Fahrräder 
an anderen Stellen vorzusehen. 3 Parkplätze für Gastronomie- und Geschäftskunden 
sowie Kinderbring- und Abholvorgänge werden als definitiv zu wenig erachtet. Derzeit 
bestehe dort eine Parkregelung von 30 Minuten mit Parkscheibe, die auch weiterhin für 
zweckmäßig gehalten wird. 
 
Anmerkungen der Verwaltung: 
 
Die Ausschilderung der Parkplatzflächen (zeitlich begrenzt, alle für PKW oder einige 
nur für Fahrräder) ist nach dem Umbau vorzunehmen und nicht im Bauleitplan zu 
regeln. 
Um zusätzlich Fahrradstellplätze unter Wahrung einer ausreichenden Durchgangs-
breite anbieten zu können wird vorgeschlagen, in Bereichen mit überbreitem Gehweg 
vor dem Gebäude Fahrradständer zuzulassen und folgenden Satz unter 6.6 der 
Festsetzung zu ergänzen: 
„Fahrradabstellplätze für Kunden der Gewerbeeinheiten sind vor dem Gebäude zuläs-
sig, wenn eine Durchgangsbreite mit mindestens 2,5 m gewährleistet ist“. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt eine redaktionelle Ände-
rung.  
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
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Hilfsfrist  
 
Vom SG 32 wurde in Stellungnahmen (vom 14.07.2021 und 17.01.2022) jeweils in 
der ersten und zweiten Auslegung auf folgendes hingewiesen: Gemäß den neuesten 
Erkenntnissen über den Ersteinsatzbereich der Freiwilligen Feuerwehr Fürstenfeld-
bruck ist die Örtlichkeit in einem Zeitfenster zwischen 10 und 11 Minuten zu errei-
chen. Damit liegt eine geringfügige Überschreitung der 10- minütigen Hilfsfrist i.S.d. 
Nr. 1.2 VollzBekBayFwG vor. Andererseits soll auf dem Baugrundstück mit der ge-
planten Kindertagesstätte auch eine kritische Infrastruktur errichtet werden, so dass 
auch eine geringfügige Überschreitung der Hilfsfrist nicht ganz unproblematisch ist.  
In der Gesamtschau hält das SG 32 aber die Hilfsfristproblematik einer Abwägung 
zugänglich.  
 
 
Anmerkungen der Verwaltung: 
 
Zum Billigungsbeschluss wurde beschlossen, dieses Thema erst im Zuge des Bau-
genehmigungsverfahrens abschließend zu klären und im Bebauungsplan lediglich 
einen Hinweis zur geringfügigen Überschreitung der Hilfsfrist aufzunehmen. Dies 
wurde in den Bebauungsplan zur 2. Auslegung bereits eingearbeitet. Im Zuge des 
Baugenehmigungsverfahrens wird eine Freigabe durch einen Prüfsachverständigen 
erforderlich sein. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Keine Änderung des Bebauungs-
planes. 
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
 
 
 
III.  Beschlussvorschlag für die abschließende Abwägung 
 
Im Zuge der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB sind drei Stellung-
nahmen eingegangen. Diese betrafen vor allem die Punkte generelle Infragestellung 
des Bauvorhabens, der Gebietskategorie, des Baukörpers sowie des Verkehrs und 
der Stellplatzproblematik.  

 

Die Punkte Art und Umfang des Bauvorhabens, Gebietskategorie sowie die The-
matik Stellplätze wurden bereits im Rahmen des Fachbeirates, welcher bereits vor 
dem Aufstellungsbeschluss durchgeführt wurde, diskutiert und besprochen. Das Er-
gebnis aus dem Fachbeirat ging in den Aufstellungsbeschluss am 27.04.2021 ein 
(Anlage 1). Es besteht in Fürstenfeldbruck ein dringender Bedarf an Wohnraum. Im 
Rahmen des Fachbeirats, der auch mit externen Architekten besetzt war, wurden die 
verschiedenen Möglichkeiten geprüft und die aktuelle Planung städtebaulich befür-
wortet. Aufgrund der höheren Ausnutzung des Grundstücks sind in Verträgen zwi-
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schen Stadt und Bauherren der Anteil an Sozialwohnungen und der Bau einer Kin-
derkrippe festgelegt worden. 
 

Der Brandschutz wurde von einem Brandschutzsachverständigen geprüft und frei-
gegeben.  
 
Die von den Bürgern angesprochene Thematik zusätzlicher Verkehr/ vorr. fehlende 
Stellplätze wurden intensiv betrachtet. Die Hol- und Bring-Parkplätze für die Kinder-
krippe werden entlang der Straße als Parkplätze angeordnet. Voraussichtlich werden 
dort Parkzeitbeschränkungen angeordnet, so dass „Dauerparkplätze“ verhindert 
werden. Alle nachzuweisenden Stellplätze können in der Tiefgarage oder auf dem 
eigenen Grundstück nachgewiesen werden. Die hier angewendete Reduzierung des 
Stellplatzschüssels besteht in der Innenstadt von Fürstenfeldbruck aufgrund der gu-
ten Erschließung durch den öffentlichen Verkehr und die Nähe zu Versorgungsange-
boten. Das ist auch hier der Grund für die Reduzierung des Stellplatzschlüssels für 
die Wohnungen. Für alle anderen Nutzungen gilt die Stellplatzsatzung. 
Das Mobilitätskonzept ermöglicht diese Reduzierung der Anzahl der Stellplätze. Au-
ßerdem werden noch 2 oberirdische Carsharing-Plätze vorgesehen. Diese bilden 
zukünftig eine gute Ergänzung zu den am Kurt Huber Ring durch die Stadt beabsich-
tigten Carsharing-Plätzen. Für alle anderen Nutzungen gilt die Stellplatzsatzung.  
Eine Verkehrsprognose für einen großen Bio-Supermarkt und eine vergleichbare 
Dichte auf diesem Grundstück wurde 2016 von der Ingenieurgesellschaft Obermaier 
erstellt, die für 2030 eine geringe Zunahme auf „Am Sulzbogen“ von 3,5% PKW ge-
genüber einem unbebauten Grundstück errechnete. Großräumigere Auswirkungen 
wurden dann nicht mehr ermittelt. Dieser Supermarkt ist nicht mehr vorgesehen und 
die kleinteiligeren Gewerbeflächen lassen eher ein geringeres Verkehrsaufkommen 
erwarten. Im Kurt-Huber-Ring können alle Besucher/Kunden des Geschwister-Scholl-
Platzes in die Tiefgarage fahren. Öffentliche Parkplätze im Straßenraum gibt es bis-
her hier nicht, sie sollen erst jetzt vor dem Neubau neu angelegt werden. Der Stell-
platzbedarf für den Neubau selbst, Gewerbe, Wohnen und Kinderkrippe, wird auf 
dem Grundstück im Innenhof und in der Tiefgarage nachgewiesen. 
 
Die Bedenken der Anwohner hinsichtlich der Lärmentwicklung, ausgehend von 
dem Neubau, wurden durch einen Gutachter untersucht. Eine Lärmschutzwand wird 
vom Gutachter empfohlen, diese ist aber rechtlich nicht gefordert und damit auch 
nicht im Bebauungsplan festgesetzt. Der Eigentümer hat sich bereit erklärt, bei 
Wunsch der Nachbarn, diese Schutzwand entlang der Nordgrenze zu errichten und 
mit den Nachbarn abzustimmen.  
 
Eine weitere Stellungnahme ging vom Vorhabenträger aus und betraf die Mehrung 
der Geschossfläche von 5.550 qm auf 5.830 qm sowie die Spielplatzfläche mit 160 qm 
für den Wohnkomplex, die den Flächenansatz der Stadt München geringfügig unter-
schreitet. Es wurde beantragt, diese Unterschreitung um ca. 8 qm (5%) zu akzeptieren. 
Der Vorschlag wurde im Rahmen des Billigungsbeschlusses beraten und beschlossen. 
Der Eigentümer gab als Grund für die Erhöhung der Geschossflächen die noch nicht 
abgeschlossene Planung vor. Die Verwaltung empfahl, der Geschossflächenmehrung 
zuzustimmen, mit der Ausnahmeregelung, diese zusätzlichen 280 qm Überschreitung 
ausschließlich für die Wärmedämmung zuzulassen. Beim Spielplatz wurde der Unter-
schreitung zugestimmt, da die Planung dieses Bereiches schon mehrere Jahre läuft und 
die Gestaltungssatzung erst vor kurzem in Kraft getreten ist und die Fläche als ausrei-
chend gesehen wird.  
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Im Rahmen der 2. Auslegung gingen keine weiteren Stellungnahmen von Seiten der 
Öffentlichkeit ein. 

  
Zu den von den Trägern öffentlicher Belange vorgebrachten Einwendungen ist im 
Ergebnis Folgendes festzustellen: 
 
Zum Punkt Verkehr/Stellplätze Parken, Stellplätze, Mobilitätskonzept, Hol-, 
Bringverkehr, Straßenraumgestaltung wird oben unter Punkt Öffentlichkeitsbeteili-
gung bereits eingegangen. Darüber hinaus haben sich im Rahmen der Auslegungen 
der Umweltbeirat und das Brucker Verkehrsforum zu den Punkten ebenfalls geäu-
ßert. Der Umweltbeirat spricht sich zusätzlich für bessere Möglichkeiten für das Ab-
stellen von Fahrrädern aus. Um anderweitig Fahrradstellplätze anzubieten, können in 
Bereichen mit überbreitem Gehweg vor dem Gebäude Fahrradständer zugelassen 
werden, so dass folgender Satz unter 6.6 der Festsetzung ergänzt wird: 
„Fahrradabstellplätze für Kunden der Gewerbeeinheiten sind vor dem Gebäude zuläs-
sig, wenn eine Durchgangsbreite mit mindestens 2,5 m gewährleistet ist“.  
Das Brucker Verkehrsforum hat mit seiner Stellungnahme im Rahmen der ersten Aus-
legung Vorschläge zur Umgestaltung des Bereiches abgegeben. Die Verkehrsplaner 
der Stadt haben den Vorschlag des Verkehrsforums zur Umgestaltung dieses Berei-
ches geprüft. Dieser wurde als solcher befürwortet.  
Der vorgelegte Vorschlag des Verkehrsforums für die Umgestaltung soll im Zuge die-
ses Vorhabens umgesetzt werden, geht aber räumlich und inhaltlich (u.a. Fußgän-
gerübergänge oder die Einstufung als verkehrsberuhigter Geschäftsbereich mit 
Tempo 20 km/) über den Umgriff dieses V+E-Plans hinaus. 
Mit diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll die öffentliche Verkehrsfläche in 
diesem Teilbereich verbreitert werden. Der Umbau wird über den Durchführungsver-
trag gesichert. Die Kosten für die Herstellung der Stellplätze samt Gehwegverlegung 
werden von Isarkies übernommen. 
 
Im Rahmen der 2. Auslegung ging keine neue Stellungnahme von Seiten des Um-
weltbeirates und des Brucker Verkehrsforums zu den oben genannten Punkten ein. 
Die Änderungen wurden in den BBP Entwurf eingearbeitet.  
 
Der Bund Naturschutz sprach sich in seiner einzigen Stellungnahme (1. Auslegung) 
für den Erhalt der Straßenbäume und Rücksicht auf den Wurzelbereich der Bäume 
aus. Diese Anregungen werden bei Umsetzung des Umbauvorschlages des Brucker 
Verkehrsforums berücksichtigt werden.  
 
Der Umweltbeirat machte ebenfalls in seiner Stellungnahme auf den Zustand der 
Bäume im Straßenraum sowie im Bereich der Spardabank aufmerksam. Der Bereich 
der Spardabank befindet sich nicht im Umgriff des Bebauungsplanes. Die Zuständig-
keit für Unterhalt und Pflege der Straßenbäume liegt bei der Stadt FFB. Die Hinweise 
zu den Mangelerscheinungen wurden zur Kenntnis genommen und an den Bauhof 
weitergeleitet mit der Bitte, entsprechende Düngemaßnahmen im Rahmen der Pflege 
vorzunehmen. Der Hinweis zur Erweiterung des Wurzelraumes für die Straßenbäu-
me unter Rad- und Gehweg wurde bereits in der Satzung unter Hinweise aufge-
nommen. 
 
Die Stadt Fürstenfeldbruck SG 32 weist in ihren Stellungnahmen (gleiche Stellung-
nahme in 2. Auslegung wie in 1. Auslegung) auf die geringfügige Überschreitung der 
10-minütigen Hilfsfrist i.S.d. Nr. 1.2 VollzBekBayFwG hin und die durch die geplante 
Kindertagesstätte kritische Infrastruktur, so dass auch eine geringfügige Überschrei-
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tung der Hilfsfrist nicht ganz unproblematisch ist. Bereits zum Billigungsbeschluss 
wurde beschlossen dieses Thema erst im Zuge des Baugenehmigungsverfahren ab-
schließend zu klären und im Bebauungsplan lediglich einen Hinweis zur geringfügi-
gen Überschreitung der Hilfsfrist aufzunehmen. Im Zuge des Baugenehmigungsver-
fahrens wird eine Freigabe durch einen Prüfsachverständigen erforderlich sein. Dies 
wurde in den Bebauungsplan zur 2. Auslegung bereits eingearbeitet. 
 
Niederschlagswasserbeseitigung 
Das Wasserwirtschaftsamt hatte in seiner Stellungnahme (2. Auslegung) angeregt, 

dass die Planer untersuchen sollen, ob der in der Planung angegebene Bodenbe-

lag (Betonpflastersteine) der Tiefgarage wasserdurchlässig ausgestaltet ist, da es 

bei seltenen Ereignissen (> 50-jährliches Niederschlagswasserereignis) zu einem 

Überstau in die Tiefgarage kommen kann. Etwaige Ereignisse sollen einbezogen 

und geeignete Vorsorgemaßnahmen geplant werden (z.B. geordnete Entlas-

tung/Überlauf).  

 
Die Ferstl Ingenieur GmbH Landshut, Fachplaner des Vorhabens, nimmt wie folgt 
dazu Stellung: Die Versickerungsanlage unterhalb der TG wurde für ein 50-jähriges 
Niederschlagswasserereignis dimensioniert. Sollte es bei noch größeren Regener-
eignissen zu einem Überstau in der Anlage kommen, kann dann das Niederschlags-
wasser aus den offenen Deckeln der Absetzschächte herauslaufen und die Tiefgara-
ge fluten.  
Da es sich beim geplanten Bodenbelag der Tiefgarage um Versickerungspflaster der 
Fa. Godelmann vom Typ drainSTON protect handelt, kann das Niederschlagswasser 
dann über die Fläche versickern. Hierfür liegt für das Pflaster eine Zulassung des DIBt 
(Deutsches Institut für Bautechnik) vom 12.Dezember 2017 vor, mit der Zulassungsnr. 
Z-84. 1-9. Der Flächenbelag ist darüber hinaus zur Behandlung von mineralölhaltigen 
Niederschlagsabflüssen für die Versickerung geeignet. 
 
Telekommunikation 
Im Rahmen der 1. und 2. Auslegung wurden Hinweise zum Telekommunikations-
netz (Abstände etc.) von Seiten der Deutschen Telekom und Vodafone vorgebracht. 
Diese Hinweise wurden berücksichtigt und entsprechend redaktionell ergänzt.   
 
Klimaschutz / Freiraum 
Der Bund Naturschutz führt in seiner Stellungnahme (nur 1. Auslegung) allgemeine 
Anregungen zum sommerlichen Hitzeschutz und die Verwendung von Holz als Fas-
sadenmaterial aus und weist sowie wie der Umweltbeirat (nur. 1. Auslegung) auf die 
Dach- und Fassadenbegrünung und die Kombination von Begrünung und PV-
Anlagen hin. 
Mit den Festsetzungen wurden Maßnahmen gegen die sommerliche Überhitzung 
weitmöglich getroffen. Durch die bestehende angrenzende Bebauung und die teil-
weise bereits vorhandene Tiefgaragenunterbauung sind allerdings gerade hinsicht-
lich Begrünung Einschränkungen vorhanden. Auf die Festlegung von versicke-
rungsfähigen Belägen wurde aufgrund der geringen Überdeckung der Bestands-
tiefgarage und damit der geringen Retentionskapazität des Tragschichtvolumens je-
doch weitgehend verzichtet. 
 
Die Festsetzung zur extensiven Dachbegrünung wurde auch auf die Flächen mit 
PV Anlagen ausgeweitet. Berankungen dort, wo die Bestandstiefgarage nur geringe 
Auflasten zulässt (Überdeckung Fahrradabstellplätze). Die Empfehlung für eine Be-
rankung der Fahrradanlagen wurde in den Hinweisen aufgenommen. 
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Die Möglichkeiten zur Fassadenbegrünung am BV selbst wurden ausgiebig geprüft. 
Die Möglichkeit der Begrünung wurde nur in der nun vorgesehenen Form gesehen. 
Auch hier ist die Tiefgaragenüberdeckung der begrenzende Faktor für eine erdge-
bundene Fassadenbegrünung. 
 
In Bereichen ist Fassadenverkleidung mit Holz vorgesehen. 
 
Von den Trägern öffentlicher Belange Bund Naturschutz, Brucker Verkehrsforum und 
Umweltbeirat, Stadt Fürstenfeldbruck SG 34 wurden Stellungnahmen im Rahmen der 
ersten Auslegung abgegeben. Vom Landratsamt, vom Wasserwirtschaftsamt sowie 
von der Stadt Fürstenfeldbruck SG 32 erfolgten in der 1., wie auch in der 2. Ausle-
gung Stellungnahmen mit Anregungen und Bedenken. Von den Trägern öffentlicher 
Belange DB Service, Deutsche Telekom, Handwerkskammer für Oberbayern, Voda-
fone, Kreisbrandinspektor Cornell und Kreisbrandrat Stefan, Regierung von 
Oberbayern – Höhere Landesplanung, erfolgten Hinweise in der 1. und 2. Ausle-
gung. 
 
Von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange wird die grundlegende Pla-
nungskonzeption nicht angezweifelt. 
 
Es werden Anregungen vorgebracht, die der festsetzungstechnischen Verbesserung 
dienen, die Empfehlungen aus dem jeweiligen Zuständigkeitsbereich enthalten oder 
Hinweise zum Inhalt haben. Diese Anregungen und Einwände wurden weitestgehend 
berücksichtigt.  
 
 
Fazit 
Der Stadtrat hat die vorgebrachten Einwände unter Beachtung übergeordneter pla-
nerischer Vorgaben, der gemeindlichen Planungsziele und der privaten Belange bei 
seinen planerischen Erwägungen berücksichtigt und abgewogen. Während diverser 
Gesprächstermine und Abstimmungen war die Verwaltung bemüht, die vorgebrach-
ten Bedenken angemessen zu berücksichtigen und in die Planung einfließen zu las-
sen. Damit ist eine Abwägung und fundierte Beschlussfassung gewährleistet.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der abschließenden Abwägung wird zugestimmt.  
 
Ja-Stimmen:      Nein-Stimmen: 
 
 
 
Abschließend kommt das Stadtbauamt zu dem auf Seite 1 formulierten Beschluss-
vorschlag.  
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Stadt Fürstenfeldbruck                                            

Vorhabenbezogener Bebauungsplan                     
mit integriertem Grünordnungsplan Nr. 50/11-1 

„Bereich zwischen Kurt-Huber-Ring und 
Industriestraße“     
1.Änderung 
 

 

 

A  Planzeichnung 
B  Textliche Festsetzungen   
C  Textliche Hinweise     
D  Begründung  

 
 
 
 
 
Stand: Vorentwurf     
 
Planverfasser      Stadt Fürstenfeldbruck 
Zwischenräume Architekten+Stadtplaner GmbH Oberbürgermeister Erich Raff      
Henning, Näbauer, Siedenburg, Meneses Hauptstraße 31 
Blutenburgstraße 85   82256 Fürstenfeldbruck 
80634 München 
+B.Weihs 
Landschaftsarchitektin BDLA 
Insterburger Straße 7 
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Präambel: 
 
Die Stadt Fürstenfeldbruck erlässt gemäß  
 
§ 2 Abs.1 und §§ 9, 10, 12, 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 08.08.2020 (BGBl. I, S. 1728), Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796), 
zuletzt geändert durch §3 des Gesetzes vom 24.07.2020 (GVBl.  S.350), Art. 81 der 
Bayer. Bauordnung (BayBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 
588), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.12.2020 (GVBl. S.663) und der 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786),  
 
diesen Bebauungsplan, bestehend aus Textteil und Planzeichnung, 
 
als Satzung.  
 
 

B Textliche Festsetzungen 
 

1.       Allgemein 

1.1 Die Festsetzungen dieses Bebauungsplans ersetzen innerhalb seines Geltungsbereiches 
alle Festsetzungen des bestehenden rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 50/11 von 2008 
vollständig. 

 

2. Art der Nutzung 

2.1 Es ist ein Urbanes Gebiet nach §6a BauNVO festgesetzt. 

2.2 Im Urbanen Gebiet sind  
 -  im Erdgeschoß an der Nordseite des Gebäudes die Nutzung einer Kindertagesstätte mit 

2 Kinderkrippengruppen festgesetzt. 
 - im Erdgeschoß im südlichen Anschluss an die Kinderkrippe Gewerbeeinheiten oder 

Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke festgesetzt. 
 In den Gewerbeeinheiten sind nur Einzelhandelsbetriebe, Schank- und 
Speisewirtschaften, sonstige Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören, 
zulässig. Großflächige Food-Nutzung ist ausgeschlossen. 

 - im Erdgeschoß, Straßen abgewandt, gewerbliche Wohnnutzung, in Sinne von Service-
Wohnen oder Wohnheimen, zugelassen.  

 - über dem Erdgeschoß Wohnen und in untergeordneten Anteilen auch Flächen für 
Nutzungen im Sinne des §13 BauNVO oder Büros zulässig. 

 
2.3  Ausnahmsweise zulässige Nutzungen nach §6a Abs. 3 sind nicht zulässig.   
 
 
3. Maß der Nutzung  

3.1 Auf dem Baugrundstück ist eine Geschoßfläche bis zu 5.550 qm zugelassen.  

3.2 Es ist eine Verkaufsfläche für FOOD- Artikel mit 800 qm zulässig. 

3.3  Die Fläche für die Kinderkrippe soll mindestens 325 qm BGF betragen. 

3.4  Auf dem Baugrundstück ist eine Grundfläche der Hauptbaukörper mit 1.550 qm 
zugelassen. Einschließlich der Flächen nach §19(4) BauNVO ist eine Geschoß-
flächenzahl „GRZ erweitert“ von 0,98 zugelassen.  
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4. Abstandsflächen  

4.1 Die Abstandsflächen sind gemäß der „Satzung über die abweichenden Maße der 
Abstandsflächentiefe in der Großen Kreisstadt Fürstenfeldbruck“ vom 27.1.2021 sowie 
der aktuellen BayBO (Rechtsgültigkeit am 1.2.2021) angeordnet.  

4.2 Abweichend davon werden die Abstandsflächen generell vom 0,4 H auf 0,5 H vergrößert. 
Ausgenommen von dieser Vergrößerung sind die Abstandsflächen des „Turms“, des 
südwestlichen 7-geschoßigen Gebäudeteils.  

4.3  Die Flächen mit den Abstandsflächenübernahmen für die grenzständigen Gebäude auf 
Flur Nr. 1000/30 sind von diesen Abstandsflächen freizuhalten.                                                  
Hier ist für die gegenüberliegenden Abstandsflächen des Neubaus eine verkürzte 
Abstandsfläche bis zu 0,1 H zugelassen.                                                                                                                               
    

5.  Baukörpergestaltung  

5.1 Als Dachform sind Glasdächer oder begrünte Flachdächer zugelassen.  

5.3 Alle Flachdächer sind mindestens extensiv zu begrünen, soweit sie nicht als Wegefläche, 
Dachterrassen oder zur Anordnung von Photovoltaik-Anlagen genutzt werden.  

5.3 Die extensive Dachbegrünung ist als pflegeextensiver, artenreicher, autochthoner 
Trockenrasen mit landschaftstypischem Magersubstrat anzulegen. Das Substrat muss der 
FLL-Richtlinie entsprechen, gültig zum Zeitpunkt der Ausführung. Es ist ein 
durchwurzelbarer fachgerechter Bodenaufbau von mind. 12 cm Stärke vorzusehen.                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                 
Abweichend davon ist im 1. OG ist eine intensive Dachbegrünung mit Gehölzen auf mind. 
1/3 der nach oben offenen Binnenfläche auszuführen. Hierfür ist eine durchwurzelbare 
Substratstärke von mind. 45 cm vorzusehen. Ebenso sind im Bereich der Dachterrassen 
mind. 15 qm intensiv zu begrünen.  

5.4 Photovoltaikanlagen auf den Dächern sind zulässig, wenn sie bandartig, parallel und im 
Abstand ihrer Höhe zur Dachkante angebracht sind. 

5.5 Technisch und betriebstechnisch notwendige Aufbauten für Lüftungsanlagen und 
Aufzugsanlagen werden darüber hinaus zugelassen, wenn sie um das Maß ihrer Höhe 
von der Außenwand zurückgesetzt sind.  

5.6 Es ist zu gewährleisten, dass auf der Tiefgaragendecke außerhalb von Gebäuden, 
Fahrspuren, Stellplatz- und Wegeflächen für die Pflanzflächen ein fachgerechter 
durchwurzelbarer Mindestaufbau von 60 cm hergestellt werden kann. Auf der 
Bestandstiefgarage ist aufgrund der Statik ausnahmsweise eine Reduktion auf 25 cm 
zulässig.  

5.7 Im Bereich der Kindertagestätte ist eine Überschreitung der Baugrenze mit einem 
Vordach über dem Erdgeschoß umlaufend bis zu einer Tiefe von 1,5m, straßenseitig bis 
2m zugelassen. 

 

6. Stellplätze / Nebenanlagen 

6.1 Für Wohnnutzungen ist für Wohnungen bis einschließlich 90 qm Wohnfläche 1 Stellplatz 
nachzuweisen, für größere Wohnungen 1,5 Stellplätze - zuzüglich 10 % für 
Besucherstellplätze. Für andere Nutzungen gilt die „Satzung über die Erstellung von 
Garagen und Stellplätzen (GaStS)“ der Stadt Fürstenfeldbruck.  

6.2  Mit dem Bauvorhaben neu errichtete öffentliche Parkplätze im angrenzenden 
Straßenraum werden nicht auf den Stellplatznachweis angerechnet. 

6.3 Bei Nachweis von Kunden- oder Besucherstellplätzen in der Tiefgarage ist die freie 
Zufahrbarkeit der zugeordneten Stellplätze durch geeignete Maßnahmen sicher zu 
stellen. 

6.4 Oberirdische Stellplätze sind nur frei zufahrbar zulässig. 
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6.5 Grenzen Stellplätze mit Ihrer Stirnseite an nicht befestigte Flächen, so sind die 
Überhangbereiche über 4,30m Stellplatztiefe hinaus zu begrünen.  

6.6 Abstellanlagen für Fahrräder sind entsprechend der Kommunalen Fahrradabstellsatzung 
zu erbringen und gut erreichbar unterzubringen. Abstellanlagen für Fahrräder für die 
Kinderkrippe und Gewerbe sind in räumlicher Nähe zu den Eingangsbereichen zu 
errichten.    

6.7 Stellplätze, Tiefgaragen mit Ihren Rampen, Fahrradabstellanlagen sind auf den jeweils 
dafür ausgewiesenen Flächen zu errichten. Sie sind abgestimmt mit der Gestaltung und 
im zeitlichen Zusammenhang mit dem Hauptgebäude zu errichten.                                                                                          
Müllbehälter sind in ausreichender Zahl in der Tiefgarage unterzubringen. 

6.8 Erforderliche Schaltkästen oder Trafoanlagen sind in die Gebäude oder Nebenanlagen 
gestalterisch zu integrieren.  

6.9  Neue Anlagen für Luftschächte zur Be- und Entlüftung der Tiefgarage sind bodengleich 
und bis zu einer Tiefe von 1,5 m auch entlang des Gebäudes innerhalb der 
Verkehrsfläche zulässig. 

6.10  Grundleitungen des Gebäudes sind unterhalb der Gehwegaufweitung innerhalb der 
Verkehrsfläche gebäudenah zugelassen. 

 

7. Geländeanschüttungen und -abgrabungen  

7.1 Generell sind Geländeanschüttungen und -abgrabungen nur im Rahmen der Anpassung 
an die Umgebung zugelassen. Erhöhte und überhöhte Pflanzflächen auf der Tiefgarage 
sind bis zur Höhe der bestehenden Belüftungsschächte (1m über Oberkante der 
Tiefgaragendecke) zulässig. 

 

8. Einfriedungen 

8.1 Einfriedungen sind ausschließlich für die Freifläche der Kindertagesstätte in Höhe von 
maximal 1,40m und mit einem Bodenabstand von 10 cm zugelassen. zugelassen, sonst 
ausgeschlossen.                                                                                                          
Bestehende Einfriedungen der Nachbarn bleiben davon unberührt.  

8.2. Zum geeigneten Schutz des Kinderspielbereichs sind gegenüber den Fahrspuren im 
Süden und Westen eingefasste, erhöhte Pflanzflächen mit dichter Bepflanzung zu 
errichten. Am Wegezugang ist eine Eingangsbarriere zulässig. 

 

9. Werbeanlagen 

9.1 Werbeanlagen mit wechselndem und bewegtem Licht sind nicht zulässig.  

9.2 Werbeanlagen bis zu einer Gesamthöhe von 0,60 m sind ausschließlich an der Fassade 
im Erdgeschossbereich der jeweiligen gewerblichen Nutzung zulässig.  

9.3 Hinweistafeln sind nur auf privaten Grundstücken mit einer maximalen Höhenoberkante 
von 2,00m, einer maximalen Breite von 1,00m und einer maximalen Gesamtfläche von 
2,00m zulässig.  

 
10.     Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
 
10.1   Für schutzbedürftige Aufenthaltsräume sind die folgenden gemäß DIN 4109-1: 2016-07, 

Tabelle 7 genannten gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße der Außenbauteile 
einzuhalten:                           
- rot markierte Fassaden nach Planzeichen 7: R ́w, ges ≥ 40 dB                               
- blau markierte Fassaden nach Planzeichen 7: R ́w, ges ≥ 35 dB                                                                          
Für Büronutzungen gelten um 5 dB(A) geringere Anforderungen.  
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10.2  Die Grundrisse von Wohneinheiten sind so zu gestalten, dass mindestens ein Fenster zur 
Belüftung von Schlaf- und Kinderzimmern nicht an den rot markierten Gebäudefassaden 
orientiert wird. Alternativ dazu sind die genannten Aufenthaltsräume mit einer schall- 
gedämmten Belüftungseinrichtung auszustatten.  

10.3 Tiefgaragenzufahrtsrampen sind vollständig einzuhausen und bis zu einer Tiefe von 10 m 
schallabsorbierend (Absorptionsgrad 0,5 bei 500 Hz) auszukleiden. Das Überfahren von 
Regenrinnen sowie das Öffnen und Schließen von Rolltoren darf zu keiner maßgeblichen 
Erhöhung der Schallemissionen führen.  

10.4 Gewerbegeräusche:                                                                                                               
Der Schallleistungspegel der haustechnischen Anlagen ist auf jeweils LWA = 85 dB(A) 
tags bzw. LWA = 70 dB(A) nachts zu begrenzen. Hierbei ist zudem sicherzustellen, dass 
aufgrund des Betriebes haustechnischer Anlagen an der umliegenden maßgebenden 
schutzbedürftigen Wohnbebauung die Immissionsrichtwerte der TA Lärm um mindestens 
6 dB(A) unterschritten werden. Hierzu ist gegebenenfalls im Zuge des 
Genehmigungsverfahren eine erneute Überprüfung der schalltechnischen Verträglichkeit 
erforderlich.                                                                                                                      
Während der Nachtzeit (22:00 bis 06:00 Uhr) ist Betriebsruhe einzuhalten mit Ausnahme 
des Betriebs der haustechnischen Anlagen.  

10.5 Abweichungen von den immissionsrechtlichen Festsetzungen sind in begründeten 
Ausnahmefällen zulässig, sofern die schalltechnische Verträglichkeit durch eine nach        
§ 29b BImSchG bekannt- gegebene Messstelle nachgewiesen wird.  

 

11. Energieeffizienzstandard 

Für Gebäude und bauliche Anlagen, bei denen eine wohnliche Nutzung vorgesehen ist, 
werden entsprechend der EnEV 2021 die KfW-Effizienzhaus 55- Anforderungen 
festgesetzt.                                                                                                                                     
Die Anpassung auf die inzwischen gültige GEG 2020 erfolgt noch.  

 

12.  Grünordnung  

12.1 Nicht bebaute und nicht versiegelte Flächen innerhalb des Geltungsbereiches sind flächig 
zu begrünen und zu bepflanzen. Zum Bauantrag, Antrag auf Genehmigungsfreistellung 
oder Antrag im Zustimmungsverfahren ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan 
vorzulegen, in dem die Festsetzungen zu den Außenanlagen aufgezeigt und 
weiterentwickelt sind. 

 
12.2 Für die durch Planzeichen festgesetzten Bäume und Gehölze der 1. und 2. Ordnung sind 

ausschließlich Arten nach Artenliste 11.9 zu verwenden. Bäume der 1. und 2. Ordnung 
sind in einer Mindestqualität von STU 20-25 zu pflanzen und zu erhalten.  

 
12.3 Ausnahmsweise kann von einzelnen Festsetzungen der Grünordnung geringfügig 

abgewichen werden - in der Flächenausformung und in der Lage einzelner, per 
Planzeichen festgesetzter Bäume im Umkreis von 5m. 

12.4   Pflanzgebote spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung des Hochbaues zu erbringen.  

12.5 Bepflanzungen mit nicht heimischen Nadelgehölzen (Thujen/Scheinzypressen/…) sind 
unzulässig. 

12.6  Für Baumpflanzungen ist eine durchwurzelbares Mindestpflanzvolumen pro Baum von 
mindestens 5 cbm vorzusehen. Bäume in gefährdeten Positionen sind vor 
Beschädigungen durch Anfahren zu schützen.  

12.7   Für Baumpflanzungen auf Tiefgaragen und im Bereich von Belagsflächen ist    
zertifiziertes Baumgrubensubstrat zu verwenden. Die Überdeckung der Tiefgarage hat 
einen Durchlässigkeitsbeiwert von Kf >= 5*10^-5 m/s zu erfüllen.  

12.8 Die Flächen nach Planzeichen 6.1 sind mit Gehölzen und Stauden zu bepflanzen. 
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11.9   Vor der Südseite des westlichen Gebäudeteils sind über 2/3 der Fassadenabwicklung 
Rankhilfen für starkwüchsige Ranker und Schlinger zur flächigen Wandbegrünung. Im 
Innenhof auf der Ebene des 1. Stockwerkes sind in Brüstungsebene vor den 
Eingangstüren ebenfalls Rankhilfen vorzusehen.                                                                                                                                             
Je 80 cm Abwicklungslänge ist mindestens eine Rankhilfe mit Solitär je h 150-200 (siehe 
12.11 Artenliste 3) herzustellen und zu erhalten.  

12.10  Die Pflanzgebote sind zu pflegen und zu erhalten. Ausgefallene Bäume sind zu ersetzen. 
Für die bepflanzten Flächen ohne tiefgründigen Erdanschluss ist eine ausreichende 
Bewässerung sicher zu stellen. 

 

12.11 Artenlisten 

                          ARTENLISTE 1 Wuchsklasse I Großbäume 
Gelditsia triacanthos inermis                 Dornenlose Gleditschie 
Quercus cerris                                       Zerreiche 
Tilia tomentosa “Brabant”                      Brabanter Silber-Linde 
  

             ARTENLISTE 2 Wuchsklasse II mittelgroße Bäume  
Acer campestre                                     Feldahorn 
Corylus colurna                                     Baumhasel 
Ostrya carpinifolia                                 Hopfenbuche 
Sophora japonica „Regent“                   Schnurbaum „Regent“ 
Sorbus torminalis                                  Elsbeere                                                    
Tilia cordata“Greenspire“            Stadtlinde                                 
Zelkova serrata ‚Green Vase‘               Jap. Zelkove ‚Green Vase‘ 

 

ARTENLISTE 3 Starkwüchsige Ranker und Schlinger                                            
Aristolochia macrophylla  Pfeifenwinde                              
Celastrus orbiculatus   Baumwürger                                     
Lonicera henrii           Immergrünes Geißblatt                
Wisteria floribunda                                  Japanischer Blauregen                                      
Wisteria sinensis   Chinesischer Blauregen  

 

12.12 Private Niederschlagswasser sind auf dem eigenen Grund zu versickern.  

12.13 Der Spielplatz im Süden der Anlage ist als Gemeinschaftsanlage für alle Wohneinheiten 
in einer Größe von mindestens 100 qm einzurichten und nutzbar zu halten. Ergänzende 
Spielflächen werden im Innenhof im 1.OG nachgewiesen. Auf dem zu errichtenden 
Spielplätzen ist das Spielangebot auf den Bedarf von Klein- und Schulkindern 
auszurichten und gesamt mit einem Spielsandbereich mit mindestens 4 qm sowie 
mindestens einem ortsfesten Spielgerät und einer ortsfesten Sitzgelegenheit 
auszustatten.  

. 
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C Hinweise durch Text 
1.  Plangrundlagen 

Die aktuelle digitale Flurkarte (DFK) des Bayerischen Landesvermessungsamtes wurde 
von der Stadt Fürstenfeldbruck zur Verfügung gestellt. 

2. Örtliche Bauvorschriften – Satzungen 
Auf die „Satzung über die Erstellung von Garagen und Stellplätzen (GaStS)“ und die 
„Fahrradabstellsatzung“ der Stadt Fürstenfeldbruck wird hingewiesen.  

3.  Bodendenkmäler                                                                                                                   
werden im Planungsgebiet nicht vermutet. Sollten dennoch Bodendenkmäler und 
archäologische Bodenfunde bei Bauarbeiten zutage treten, unterliegen sie nach Art. 8 
DSchG der gesetzlichen Meldepflicht. Sie sind dem Bayrischen Landesamt für Denk- 
malpflege oder der unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich bekannt zu machen. 
Aufgefundene Gegenstände und deren Fundorte sind bis zum Ablauf einer Woche nach 
der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die 
Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeit gestattet.  
 

4. Barrierefreiheit 
  Der Artikel 48 Teil 1und 2 BayBO, die DIN 18024 Teil 1 "Straßen, Plätze, Wege, 

öffentliche Verkehrs- und Grünanlagen sowie Spielplätze " und DIN 18040 Teile 1,2,3 
„Öffentlich zugängliche Gebäude“, „Wohnungen“ und „Öffentlicher Verkehrs- und 
Freiraum“ sind zu beachten. 
 

5.  Immissionen 
 Die schalltechnische Untersuchung Bericht Nr. 214068 /9n vom 20.05.2020 mit der 

ergänzenden Stellungnahme Nr.214068/10 vom 9.2.2021 des Ingenieurbüros Greiner ist 
Grundlage der Festsetzungen zum Immissionsschutz.                                                     
Darüber hinaus wird empfohlen für sämtliche Schlaf- und Kinderzimmer mit Fenstern an 
Hausfassaden mit Beurteilungspegeln über 45 dB(A) nachts (in Planzeichnung blau 
gekennzeichnete Fassaden) fensterunabhängige Belüftungseinrichtungen vorzusehen, 
sofern diese Räume nicht über Fenster an einer schallabgewandten Hausfassade belüftet 
werden können. 

 
6. Ver-/Entsorgungsleitungen und Erschließung 
 
6.1 Ein Abwasserkanal, Fernwärme-, Fernkälte- und Stromleitungen sind im Süden im 

Bereich der Zufahrt zur Tiefgaragenrampe innerhalb des Grundstücks geführt und die 
Leitungsrechte durch Dienstbarkeiten gesichert.                                                             
Die Wasserleitung liegt auf der Ostseite des Kurt-Huber-Rings mit einer Grundstücks-
Zuführung im Südosteck. 
Die Grundstücksentwässerung muss nach den anerkannten Regeln der Technik (DIN 
1986 ff) erstellt werden. Auf das Faltblatt des Landratsamtes "Bauvorhaben und 
Niederschlagswasserbeseitigung" wird verwiesen. Nach den Regelungen der 
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung ist für die Beseitigung des 
Niederschlagswassers die Erfordernis einer wasserrechtlichen Erlaubnis zu prüfen.        
Der Eigentümer hat sich selbst gegen Schichtwasser zu sichern. Drainagewasser und 
unverschmutzte Oberflächenwasser sind zu versickern oder für geeignete Wassernutzung 
vorzuhalten.  
Keller, unterirdische technische Anlagen und Garagen müssen entsprechend der zu 
erwartenden Grundwasserstände betriebssicher erstellt werden. Die Ermittlung der 
erforderlichen Randbedingungen obliegt dem Vorhabenträger.  
Aufgrund der fast vollständigen Unterbauung mit der Tiefgarage ist eine Versickerung 
unterhalb der Tiefgarage vorgesehen. Für den Nachweis der vollständigen Versickerung 
auf eigenem Grund liegt der Entwurf des Versickerungsgutachtens vom Ingenieurbüro 
Fertl, Landshut, vom 29.5.2020 vor. Zur Reduktion des zu versickernden Niederschlags-
wassers wird empfohlen unter der Dachbegrünung Retentionsvolumina (zB. mit 
Retentionsboxen o.ä.) zu schaffen. Damit kann auch zusätzliche Verdunstungsleistung 
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über die Pflanzen erzielt werden. 
 
6.2 Eine ausreichende Löschwasserversorgung aus den Trinkwasserleitungen wird geklärt 

und gesichert. Genauere Angaben dazu werden im Brandschutzgutachten für das 
Gebäude festgelegt und sind auszuführen. Bei Bedarf sind gemäß den Erfordernissen der 
vorgesehenen Bebauung zusätzliche Hydranten zu errichten. 
Bei der Bemessung und Ausführung von Feuerwehrzufahrten, Aufstell- und 
Bewegungsflächen ist die DIN 14090 zu beachten und die notwendigen Fahrspur- und 
Aufstellflächen für die Feuerwehr einzuhalten und für Flur-Nr. 1000/30 freizuhalten.   

 
7. Grünordnung 
 
7.1 Abstände für Pflanzungen 

Auf die Einhaltung der gesetzlichen Grenzabstände für Pflanzungen nach Art. 47 des 
Gesetzes zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) und anderer Gesetze 
(AGBGB) wird hingewiesen. Für Baumpflanzungen entlang der Straßen treffen die 
Abstandregeln nicht zu (Art.50 AG BGB). 
Es wird empfohlen, Vorrichtungen für Fassadenbegrünung auch an der Westseite 
anzubringen.  
 

7.2    Baumschutz 
Die DIN 18920 und die Ras-LP4 sind zum Schutz von Bäumen, Pflanzenbestandteilen 
und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen einzuhalten. 

 
8. Emissionsverringerung                                                                                                      

Zur Reduzierung der Emissionen aus dem Sektor Bauen und Wohnen  
sind folgende Ziele zu verfolgen:                                                                                                                          
-  Sparsamer Umgang mit Rohstoffen und Energie                                                                 
-  Reduzierung der Umweltbelastung                                                                                        
-  Schaffen von gesunden Wohnverhältnissen                                                                           
-  Realisierung von günstigen Energie- und Lebenszykluskosten  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Stadt Fürstenfeldbruck 
 
gez. 

 Erich Raff (Oberbürgermeister) 
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